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(Beginn: 09.01 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte
Kolleginnen und Kollegen, ich eröffne die 91. Vollsit-
zung des Bayerischen Landtags. Presse, Funk und
Fernsehen sowie Fotografen haben um Aufnahmege-
nehmigung gebeten. Die Genehmigung wurde erteilt.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 und 6
gemeinsam auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 03 A für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für
Bau und Verkehr - Allgemeine Innere Verwaltung

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13260 und 17/13262)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/13243 mit 17/13258 und 17/13291)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13196 mit 17/13205)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/13298 mit 17/13302)

und

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 03 B für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums des Innern, für
Bau und Verkehr - Staatsbauverwaltung

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13263 mit 17/13267)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drs. 17/13282 mit 17/13289)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13229 mit 17/13237 und 17/13292)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/13303 mit 17/13306 und 17/13318 mit
17/13328)

Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache
eine Gesamtredezeit von zwei Stunden vereinbart.
Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 29 Minuten,
auf die SPD-Fraktion 23 Minuten sowie auf die Frak-
tionen FREIE WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN jeweils 19,5 Minuten. Die Redezeit der Staatsre-
gierung orientiert sich an der Redezeit der stärksten

Fraktion. Sie kann deshalb bis zu 29 Minuten spre-
chen, ohne dass sich dadurch die Redezeit der Frak-
tionen verlängert.

Bevor ich die Aussprache eröffne, weise ich darauf
hin, dass zu den Änderungsanträgen auf den Druck-
sachen 17/13249, 17/13253, 17/13254 und 17/13283
von der SPD-Fraktion namentliche Abstimmung bean-
tragt worden ist. Uns stehen also insgesamt vier na-
mentliche Abstimmungen bevor. – Nun eröffne ich die
gemeinsame Aussprache. Erster Redner ist der Kolle-
ge Ländner von der CSU. Bitte schön, Herr Kollege,
Sie haben das Wort.

Manfred Ländner (CSU): Herzlichen Dank, Herr Prä-
sident. – Einen wunderschönen guten Morgen! Die
Besetzung des Plenums ist relativ gut. Das bedeutet
großes Interesse für den Haushaltsplan 03 A, innere
Sicherheit und Polizei.

(Volkmar Halbleib (SPD): Wir sind da!)

Sehr geehrte Damen und Herren, im Doppelhaushalt
2017/18 sind hier 9,2 Milliarden Euro vorgesehen.
Das ist eine richtige Entscheidung. Wir haben gestern
vom Ministerpräsidenten gehört, dass Sicherheit ein
wesentlicher Punkt für die Menschen in unserem
Land ist. Sicherheit ist wichtig, um die Lebensqualität
zu unterstreichen. Es ist richtig und wichtig, dass eine
Regierung auf dem Feld der inneren Sicherheit nicht
nur durch Bekenntnisse, sondern auch durch Zahlen
Antworten auf die Herausforderungen unserer Zeit
gibt.

Wir haben im Doppelhaushalt eine Steigerung um
150 Millionen Euro. Im Wesentlichen ist die Steige-
rung auf die Polizei bezogen, und darum darf ich auch
hier sprechen. Den Schwerpunkt bildet mit 82 % der
Ausgaben das Personal. Neben dem Personal sind
auch die Sachausstattung und Neueinstellungen we-
sentliche Faktoren. Es gibt eine Besoldungserhöhung,
1.000 neue Stellen und 530 neue Ausbildungsstellen.
Es ist richtig, dass wir in Bayern mehr Personal für die
gestiegenen Aufgaben einstellen. Wir haben in der
Bekämpfung von Wohnungseinbruchsdiebstählen
große Erfolge erzielt und einen Rückgang erreicht.
Wir antworten in Bayern auf die Internet-Kriminalität
durch die Einstellung von mehr Cybercops und erhal-
ten dadurch spürbar mehr Sicherheit.

Ich darf etwas ansprechen, was mich seit vielen Jahr-
zehnten bewegt wie auch schon bei meiner vorheri-
gen Aufgabe im Personalrat in einer Polizeigewerk-
schaft. Wir haben erfreulicherweise eine Erhöhung
der Zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten auf
4 Euro erreicht und hoffen, dass wir in den nächsten
Jahren irgendwann die 5 Euro erreichen werden. Die
Steigerung im Budget ist durchaus respektabel. Wir
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können bei unserer Polizei einiges verwirklichen,
wofür wir uns seit vielen Jahren einsetzen. Damit
geben wir auch Antwort auf die Fragen von Kollegin-
nen und Kollegen und auf die aktuellen Herausforde-
rungen der inneren Sicherheit. Zum Beispiel haben
wir für die Verbesserung der persönlichen Schutzaus-
stattung 31 Millionen Euro vorgesehen. Für die neuen
Uniformen, über die die Medien immer wieder berich-
ten, sind 26 Millionen Euro erforderlich. Wir steigen
bei der bayerischen Polizei in die Beschaffung einer
neuen Pistole ein und sind bei der Digitalisierung si-
cher deutschlandweit an der Spitze. Wir beschaffen
neue Fahrzeuge für 6,7 Millionen Euro und moderni-
sieren die Cyber-Labore mit 2,8 Millionen Euro.

Wir müssen uns auch darum kümmern, wo unsere
Polizeibeamten arbeiten. Deswegen gibt es für die
Verbesserung der Unterkünfte mehr als 50 Millionen
Euro. Ich darf einige Standorte nennen, wo Sie sicher
alle im Hohen Haus Verbesserungen befürworten: Wir
investieren in die Polizeischulen in Ainring, in Dachau,
in Kaufbeuren, in Passau, in Regensburg, in Kemp-
ten, in Neumarkt und in Laufen und schließen die
Maßnahmen bei der neuen Polizeiinspektion in mei-
ner Heimatstadt Würzburg und bei der Bereitschafts-
polizei in Würzburg ab. Mehr als 50 Millionen Euro
sind für die Verbesserungen der Unterkünfte und der
Polizeidienststellen vorgesehen. Wir haben für das
Landesamt für Verfassungsschutz 4,5 Millionen Euro
angesetzt, um die Auswertung sozialer Medien zu
verbessern. Wir geben eine halbe Million Euro für
Prävention im Bereich des Salafismus aus.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Sehr geehrte Damen und Herren, ich glaube, wir sind
auf dem Laufenden, wenn es darum geht, die Rah-
menbedingungen für unsere Polizei zu verbessern.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Ich darf noch ergänzen, dass wir auch im Bereich der
Feuerwehrschulen aktiv sind. Sie alle erinnern sich,
vor allem die unterfränkischen Kolleginnen und Kolle-
gen, die dabei waren, dass wir in Würzburg eine neue
Feuerwehrhalle einweihen durften. Wir werden im Be-
reich der Feuerwehrschulen auch beim Personal, in
der sachlichen und baulichen Ausstattung weiter vo-
rangehen.

Polizei und Feuerwehr bedeuten Sicherheit für unsere
Bevölkerung, Schutz und ein Sicherheitsgefühl, das
wir hier im Bayerischen Landtag mit Zahlen und
Haushaltsmitteln untermauern. Ich darf mich recht
herzlich beim Haushaltsausschuss, bei dessen Vorsit-
zendem und auch bei Ihnen, sehr geehrter Herr Minis-
ter und Herr Staatssekretär, dafür bedanken, dass Sie
diese Anliegen in den Haushalt eingespeist haben.

Wir sind sicherlich auf einem guten Weg. Ich weiß
nicht, wie die Kolleginnen und Kollegen von der Op-
position diesen Haushalt insgesamt betrachten – viel-
leicht auch ablehnend, das kann sein –, aber ich glau-
be, im Herzen sind sie alle dafür, dass wir diese
Maßnahmen ergreifen und mehr Sicherheit für unsere
Bürgerinnen und Bürger schaffen durch mehr Geld für
unsere Polizei im Unterkunfts- und auch im Personal-
bereich und auch für unsere Feuerwehr.

Herzlichen Dank, dass Sie mir in den frühen Morgen-
stunden so aufmerksam zugehört haben. Wir belegen
unseren Anspruch auf Stärke bei der inneren Sicher-
heit auch mit den entsprechenden finanziellen Mitteln.
Herzlichen Dank, wenn Sie dem zustimmen. Ich darf
abschließend unserer Polizei und unserer Feuerwehr
danken, die täglich 24 Stunden und 365 Tage im Jahr
für unsere Sicherheit parat stehen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön. – Herr Kollege Prof. Dr. Gantzer hat sich zu
einer Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön, Sie
haben das Wort.

Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Lieber Herr Kol-
lege, ich weiß, dass Sie Polizeibeamter waren. Vor
diesem Hintergrund habe ich zwei Fragen an Sie,
zwei Anmerkungen.

Wenn wir sehen, welche Anträge Sie abgelehnt
haben, dann macht mich vor allem – das ist eigentlich
auch eine Frage an den Herrn Innenminister – betrof-
fen, dass Sie alles, was sich auf die Gesundheit der
Polizeibeamten bezieht, abgelehnt haben: die Mittel
für betriebliches Gesundheitsmanagement und vor
allem für Vorsorgekuren, die wir schon lange beantra-
gen. Sie selbst wissen, was Schichtdienst bedeutet –
ich habe das lange gemacht. Ich weiß also, wie an-
strengend Schichtdienst ist und wie sehr er an die Ge-
sundheit geht. Deswegen lautet unser Antrag, Vorsor-
gekuren für Schichtdienstbeamte einzuführen, die
bekanntlich zu jenen gehören, die als Erste in den
vorzeitigen Ruhestand gehen. Ich verstehe nicht,
warum diese Anträge immer wieder abgelehnt wer-
den.

Das Zweite; auch da spreche ich Sie als ehemaligen
Polizeibeamten an: Alle Anträge, die wir zur Verbes-
serung der Situation der Tarifbeschäftigten gestellt
haben, wurden abgelehnt. Aus Ihrer Praxis heraus
wissen Sie, wie wichtig die Tarifbeschäftigten für un-
sere Arbeit sind, vor allem bei den Inspektionen, aber
natürlich auch bei den Präsidien. Warum werden die
Tarifbeschäftigten nicht mehr gefördert? Warum sind
unsere Anträge abgelehnt worden?
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Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Herr Kollege Ländner, Sie
haben das Wort.

Manfred Ländner (CSU): Zum einen: Gesundheits-
vorsorge ist sehr wichtig. Wir tun auf diesem Gebiet
auch sehr viel. Sie wissen, dass wir Häuser für die Er-
holung unserer Polizeibeamten haben und dass wir
mehr Gesundheitsvorsorge als in der Vergangenheit
betreiben. Es kann immer ein "on top" geben, das ist
selbstverständlich. Ich denke aber, dass wir im Be-
reich der Gesundheitsvorsorge up to date sind und
sehr viel tun. Wir können uns interimsmäßig sicherlich
noch persönlich austauschen, Herr Prof. Gantzer.

Was die Tarifbeschäftigten betrifft, gebe ich Ihnen zum
Teil recht. Wir wissen, dass wir neue Aufgaben haben,
zum Beispiel im Bereich IT oder Cybercops, die
durchaus auch von Tarifbeschäftigten erledigt werden
können. Wir sind weiterhin am Arbeiten, und ich darf
Ihnen versichern, dass wir, gerade was Tarifbeschäf-
tigte betrifft, ein offenes Ohr haben.

Wir haben jetzt einen Haushalt abzubilden; das ma-
chen wir. Die Anliegen, die Sie ansprechen, werden
weiterhin Aufgaben des Ministeriums sein, auch des
Herrn Staatssekretärs und des Herrn Innenministers.
Wir werden an diesen Aufgaben weiterarbeiten. Wir
haben, wie ich glaube, sehr viele Verbesserungen und
Neuerungen im Tarifbereich geschaffen – eine Aufga-
be, die uns weiterhin begleiten wird.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächste hat Frau Kollegin
Biedefeld von der SPD-Fraktion das Wort. Bitte
schön.

Susann Biedefeld (SPD): Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen! Rund 180 neue Planstellen und
Stellenhebungen für Tarifbeschäftigte der Landespoli-
zei, höhere Leistungsprämien für Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer bei der bayerischen Polizei, Besei-
tigung des Beförderungsstaus bei der bayerischen
Polizei durch Stellenhebungen von Besoldungsgruppe
A 9 nach A 9 + AZ, 100 neue Stellen für die Mobile
Reserve der bayerischen Polizei, Mittel – das hat Herr
Kollege Gantzer gerade angesprochen – für Gesund-
heitsmanagement und Vorsorgekuren speziell für
schichtdienstleistende Polizeibeamtinnen und Polizei-
beamten, Mittel für die Beschaffung und Einführung
einer neuen Dienstwaffe für die bayerische Polizei:
Das alles sind Änderungsanträge der SPD, die ganz
klar auf mehr und eine qualitätsvollere innere Sicher-
heit abzielen – für Bayern, für unsere Bürgerinnen
und Bürger, mit gesunden und motivierten Polizeikräf-
ten. Das ist unsere Zielsetzung.

Änderungsanträge existieren zur Errichtung und dem
Betrieb des Digitalfunks mit der Zielsetzung einer
Eins-zu-eins-Mannausstattung speziell bei Handfunk-
geräten, einer besseren Sportförderung, der Erhö-
hung der Zuschüsse für Sportfachverbände, vor allem
aber auch zu einer Erhöhung der Vereinspauschale
für unsere bayerischen Sportvereine und zur Förde-
rung des Baus vereinseigener Sportstätten. Im Be-
reich Asyl-, Migrations- und Integrationspolitik bean-
tragen wir eine bessere Personalausstattung unserer
Verwaltungsgerichte. 30 neue Planstellen und die Auf-
hebung der kw-Vermerke sind unsere Zielsetzung.

Ferner wird in den Anträgen der SPD zusätzliches
Personal zur schnelleren Anerkennung ausländischer
Berufsabschlüsse, eine Verbesserung der Ausbil-
dungssituation in der Lebensmittelkontrolle, die An-
stellung von Lebensmittelkontrolleuranwärterinnen
und -anwärtern bei den Landratsämtern gefordert;
Letzteres betone ich bewusst, Stellen für Energiebe-
rater in den Landratsämtern und vieles andere mehr
wurde thematisiert. Das begehren unsere Änderungs-
anträge, die Änderungsanträge der SPD zum Einzel-
plan 03 A.

Ich sage: Wir als SPD-Landtagsfraktion haben uns
sehr gut auf die Beratung des Einzelplans 03 vorbe-
reitet. Ich habe das im Ausschuss ausgeführt. Wir als
SPD-Landtagsfraktion waren an einem Tag in 44 Poli-
zeidienststellen in ganz Bayern unterwegs. Dies ent-
spricht ungefähr 16 % aller in Bayern existierenden
Polizeiinspektionen. An dieser Stelle bedanke ich
mich bei unserem Kollegen Peter Paul Gantzer; das
war eine tolle Idee. Er ist in der Materie drin, er ist seit
vielen Jahren und Jahrzehnten bei der Polizei vor Ort
unterwegs, auch bayernweit. Das war seine Idee, und
er hat dazu viel organisiert. Das war eine gute Aktion,
gerade auch in Vorbereitung für die Beratung des Ein-
zelplans 03 A.

(Beifall bei der SPD)

Danken möchte ich auch allen, die im Bereich dieses
Einzelplans 03 A tätig sind, und unseren Beschäftig-
ten, die gute Arbeit leisten, aber auch unseren Proto-
kollantinnen und Protokollanten, die im Haushaltsaus-
schuss eine Wahnsinnsarbeit leisten mussten und
tolle Arbeit geleistet haben. Ein herzliches Danke-
schön gilt auch dem Ausschussbüro.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der FREI-
EN WÄHLER)

Wie sieht es aus? Ich fange bei der Polizei an. Es
wird gute, sehr gute Arbeit bei der Polizei geleistet,
hervorragende Arbeit. Auch wir als SPD-Landtags-
fraktion haben mit unseren Anträgen immer wieder
dazu beigetragen. Darauf sind wir stolz. Es ist aber
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nicht alles optimal. Es gibt auch Rahmenbedingun-
gen, die alles andere als optimal sind, wenn man ein-
zelne Bereiche anschaut. Ich nenne zum Beispiel den
Schichtdienst oder auch das Gesundheitsmanage-
ment und Vorsorgekuren. Ich könnte hier noch viele
Punkte anführen. Hier gibt es dringenden Handlungs-
bedarf, um die Rahmenbedingungen für die Beschäf-
tigten gerade im Polizeidienst wirklich zu verbessern.

Überstunden sind ein anderes Beispiel. Auf den einen
oder anderen Punkt möchte ich noch einmal einge-
hen. Die Arbeitsbelastung wird zunehmend größer.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Richtig, die
wird immer größer!)

Sie ist enorm groß. Schauen Sie sich die Überstun-
densituation an, Stichtag 30. Juni 2015. Es gibt leider
keine aktuelleren Zahlen. Der Innenminister hat uns
das bestätigt: Über 2 Millionen Überstunden wurden
bei unserer bayerischen Polizei angesammelt.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Unglaub-
lich!)

2013 waren es noch 1,3 Millionen Überstunden, das
sind im Durchschnitt 64 Überstunden. Der Herr Minis-
ter hat im Ausschuss ganz klar gesagt, dass sich die
Situation in absehbarer Zeit kaum ändert. Sie bemü-
hen sich, aber er könne es nicht versprechen. Wenn
ich solche Worte höre – ich bin seit 22 Jahren Mitglied
des Bayerischen Landtags –, weiß ich, was ich hinein-
zuinterpretieren habe: Hieran wird sich so schnell
nichts ändern. Viele Polizeibeamte haben weitaus
mehr Überstunden als der Durchschnitt. Bei den Poli-
zeidienststellen, die wir SPD-Abgeordnete besucht
haben, waren es im Durchschnitt 97 Überstunden. Im
Landkreis München sind es zum Beispiel 97 Über-
stunden. Wir brauchen deshalb mehr Stellen und eine
ansatzweise Hebung von Stellen. Trotz der bereits er-
griffenen Maßnahmen, die der Kollege Ländner dar-
gestellt hat, gibt es zusätzlichen Handlungsbedarf. Es
geht um mehr innere Sicherheit.

Wir haben ein enormes Personaldefizit. Nach wie vor
fehlen Polizeibeamte. Bei den Polizeiinspektionen, bei
denen wir waren, ergab sich beim Vergleich zwischen
Soll und Ist der Beschäftigten eine Abweichung um
16,9 % von der Sollstärke. Negativer Spitzenreiter ist
die Polizeiinspektion Bayreuth Stadt mit einem Unter-
schied von 37,1 % zwischen Soll und Ist. Dieses enor-
me Personaldefizit geht wiederum zulasten derer, die
in den Inspektionen dieses Defizit auffangen und kom-
pensieren müssen. Auch das muss berücksichtigt
werden. Der Polizeidienst ist körperlich und geistig
anstrengend. Das haben wir bei unseren Anträgen auf
Stellenhebungen und Stellenmehrungen, auf Verbes-

serung des Gesundheitsmanagements und auf mehr
Vorsorgekuren berücksichtigt.

Wir haben bei der Polizei ein enormes Personaldefizit
zu bekämpfen und rund 180 neue Planstellen für Ta-
rifbeschäftigte bei der Polizei gefordert. Dies haben
wir bewusst getan, weil wir wissen, dass auch von
den Tarifbeschäftigten hervorragende Arbeit geleistet
wird, durch die die Arbeit der Polizeibeamten massiv
entlastet wird. Unserer Meinung nach erfahren die Ta-
rifbeschäftigten nicht genug Wertschätzung und Aner-
kennung, wenn sie bei Stellenhebungen berücksich-
tigt werden sollen oder wenn für sie neue Planstellen
ausgewiesen werden sollen; denn so könnten diese
wertvollen Kräfte verstärkt werden, die unsere Polizei-
beamtinnen und Polizeibeamten unterstützen.

Wir wollen auch eine Erhöhung der Leistungsprämien
für Tarifbeschäftigte bei der Polizei. Sie haben keine
Beförderungsmöglichkeit. Die CSU hat diese Thema-
tik zwar endlich aufgegriffen, aus unserer Sicht aber
völlig unzureichend. Wir wollen für die Verdoppelung
dieser außertariflichen Maßnahme die erforderlichen
Haushaltsmittel. Die Haushaltsmittel, die dafür einge-
stellt sind, reichen nicht ganz aus. Gerade für die Ta-
rifbeschäftigten wollen wir auch etwas tun. Wir wollen
eine Hebung von Stellen in den Entgeltgruppen E 3
bis E 10 und Verbesserungen. Die Stärkung der Mobi-
len Reserven ist ein weiteres wichtiges Instrument zur
Entlastung der bayerischen Polizei.

Ich könnte noch vieles zur Polizei sagen, so zum Bei-
spiel zur Einführung einer neuen Dienstwaffe für un-
sere Polizei, aber ich möchte auch noch ein paar
Sätze zur Förderung unserer Sportvereine sagen.
Kollege Harald Güller, der diesen Punkt im Haushalts-
ausschuss vertreten hat, hat dort schon darauf hinge-
wiesen. Die Vereinspauschale soll erhöht werden. Sie
soll nicht länger bei 27 Cent liegen. Wir verfolgen zu-
sammen mit den Sportverbänden und dem Landes-
sportbeirat das Ziel, die Pauschale auf 30 Cent zu er-
höhen. Darauf zielt unser Änderungsantrag ab.

(Beifall bei der SPD)

Sie hätten trotz verbaler Versprechungen nicht einmal
die 27 Cent halten können. Sie mussten innerhalb des
Haushalts umschichten, um diese 27 Cent zu halten.
Diese Umschichtung geht aber wiederum zulasten der
Sportvereine, weil dafür die Investitionskostenzu-
schüsse gekürzt werden mussten. So sollte man nicht
mit den vielen Ehrenamtlichen in unseren Sportverei-
nen umgehen. Wir bitten noch einmal darum, dass
Sie unserem Antrag und einer Erhöhung der Vereins-
pauschale auf 30 Cent zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7877



Wir wollen eine Erhöhung der Haushaltsmittel für den
Bau vereinseigener Sportstätten. Auch da werden
sich durch die neue Sportförderrichtlinie ab 1. Janu-
ar 2017 neue Fördertatbestände ergeben. Das zeich-
net sich schon ab. Wenn man Golfplätze, Eisstockhal-
len oder Schießhallen fördert, geht das auch wieder
zulasten unserer Sportvereine. Deshalb fordern wir
auch dafür eine Erhöhung des Haushaltsansatzes.

Unsere Verwaltungsgerichte – Sie lasen es erst ges-
tern wieder – sind aufgrund der Asylverfahren belas-
tet. Die Bemühungen des BAMF, die Verfahren zu
verkürzen, dürfen nicht durch zu wenig Personal und
zu hohe Belastung an unseren Verwaltungsgerichten
konterkariert werden.

Wir haben Anträge zur Energieberatung und zu den
Lebensmittelkontrolleuren gestellt. Auch dort liegt vie-
les im Argen. Zur Lebensmittelkontrolle haben wir ein
Gutachten vorliegen, das bisher ignoriert wird. Auch
der ORH-Bericht wird nicht wahrgenommen. Wir wol-
len neue Anwärterstellen schaffen, weil die Stellen oft
24 Monate lang gar nicht besetzt werden. Wir haben
beim Einzelplan 03 A noch viel zu tun.

Ich bedanke mich bei Ihnen für die Aufmerksamkeit
und würde mich freuen, wenn die CSU vielleicht doch
noch über den einen oder anderen Änderungsantrag
nachdenken und ein Einsehen zeigen würde. Die De-
fizite, die ich aufgezeigt habe, sind nicht aus der Luft
gegriffen, sondern darin wurden wir unter anderem
vor wenigen Wochen bei 44 Polizeidienststellen be-
stätigt.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. Als Nächste hat Kollegin Gott-
stein von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte
schön, Frau Kollegin.

Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn Herr
Vizepräsident Bocklet hinter mir sitzt, habe ich oft
einen Konflikt mit der Redezeit.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Das liegt
aber nicht am Vizepräsidenten!)

Ich möchte gleich zu Anfang meinen Dank an alle, die
für unsere Sicherheit zuständig sind und sich dafür
einsetzen, aussprechen, damit ich ihn am Ende nicht
vergesse. Das geht im allgemeinen politischen Tages-
geschäft oft unter. Wir und unsere Bürgerinnen und
Bürger profitieren davon, und natürlich ist unser Bay-
ern ein sicheres Land. Danke an alle, die dafür ver-
antwortlich sind!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Im Ressort Innere Sicherheit stellen wir FREIEN
WÄHLER ganz klar fest, dass der zur Abstimmung
stehende Doppelhaushalt in die richtige Richtung
geht. Wir können das leicht sagen; denn vieles von
dem, was jetzt beschlossen wird, haben wir FREIE
WÄHLER schon lange gefordert und angeregt. Aus
diesem Grund gibt es natürlich Lob von unserer Seite.

Ein erstes Beispiel sind mehr Stellen für Polizeidienst-
anwärter. Das ist ein Dauerbrenner der FREIEN
WÄHLER. Bis zum Jahr 2020 werden jährlich 500 zu-
sätzliche Beamte eingestellt. Das unterstützen wir un-
eingeschränkt. Diese Forderung wurde auch schon
lange von uns erhoben. Wir hoffen natürlich, dass
auch eine zügige Aufrüstung der Stellen erfolgt, an
denen diese zusätzlichen Beamten ausgebildet wer-
den sollen. Wir denken hier an das zusätzlich erfor-
derliche Lehrpersonal. Wir fordern auch, dass die zu-
sätzliche Ausbildung nicht zulasten der normalen
Fortbildung unserer Polizistinnen und Polizisten geht.
Die Fortbildung in Ainring darf nicht eingefroren wer-
den; sie muss sogar eher noch ausgebaut werden,
weil durch zusätzliche neue Kräfte neue Herausforde-
rungen für den bestehenden Apparat entstehen.

Ein zweites Beispiel, hinter dem die FREIEN WÄH-
LER voll stehen, ist die Erhöhung der Zulage für den
Dienst zu ungünstigen Zeiten – "DuZ". In der Privat-
wirtschaft ist es selbstverständlich, dass für Nacht-,
Sonntags- und Feiertagsarbeit Zuschläge von bis zu
100 % gezahlt werden. Wir reden jetzt darüber, ob die
DuZ auf 5 Euro pro Stunde aufgestockt werden kann.
Wir FREIE WÄHLER haben diese Aufstockung lange
gefordert. Jetzt kommt zunächst eine Aufstockung auf
4 Euro pro Stunde. Das Fernziel sind 5 Euro pro Stun-
de. Diese Aufstockung ist überfällig. Nachdem der öf-
fentliche Dienst immer mehr mit der freien Wirtschaft
konkurriert, ist diese Aufstockung auch nötig. Deswe-
gen stimmen wir diesen Änderungen im Haushalt zu.
Jetzt komme ich zu unseren Forderungen, die von
Ihnen, liebe CSU, bisher abgelehnt wurden. Wir sind
insofern allerdings beruhigt und sehen der weiteren
Entwicklung gelassen entgegen; denn wie in der Ver-
gangenheit werden Sie über kurz oder lang die eine
oder andere Forderung – vielleicht auch alle Forde-
rungen – aufgreifen. Genau das wollen wir schließlich
erreichen. Dennoch möchte ich sie an dieser Stelle
nochmals erläutern.

Erstens. Zur Stärkung der Schleierfahndung werden
80 neue Stellen geschaffen. Diese Maßnahme dient
auch der Bekämpfung des internationalen Terroris-
mus. Die Antwort auf meine jüngste Anfrage an die
Staatsregierung hat gezeigt, dass leider nur jeweils
vier Stellen für die Polizeipräsidien Oberbayern Süd,
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Niederbayern und Oberpfalz vorgesehen sind. Diese
Logik erschließt sich uns nicht völlig; denn den ge-
nannten Präsidien kommt durch ihre Grenzlage bei
der Bekämpfung des internationalen Terrorismus be-
sondere Bedeutung zu. Deswegen fordern wir FREI-
EN WÄHLER zusätzlich 100 Stellen für die Schleier-
fahndung entlang der Grenzen zu Österreich und zu
Tschechien. Um diese Erhöhung kommen wir nicht
herum; sonst sind alle Bekundungen, die Bundespoli-
zei werde von Bayern unterstützt, nicht ernst zu neh-
men. Die 100 zusätzlichen Stellen brauchen wir.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Unsere zweite Forderung zielt auf die Schaffung einer
echten Mobilen Reserve. Die Antwort auf meine An-
frage hat gezeigt, dass momentan 567 Ausfälle allein
deshalb zu verzeichnen sind, weil die Beamtinnen
und Beamten in Mutterschutz bzw. in Elternzeit sind.
Ihnen stehen als Ersatz nur 240 Stellen gegenüber.
Stellen Sie sich vor, wie die Situation an den Schulen
wäre, wenn 250 oder 300 Stellen nicht besetzt wären,
das heißt die Klassen keine Lehrerinnen und Lehrer
hätten, weil diese in Mutterschutz bzw. in Elternzeit
sind. An den Schulen wäre das nicht möglich. Schein-
bar geht es bei der Polizei. Aber auch dort geht es un-
serer Meinung nach nicht! Wir brauchen für diese
Ausfälle einen Eins-zu-eins-Ersatz.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Unsere nächste Forderung betrifft die Stärkung der
Präventionsarbeit. Diese darf in keiner Weise unter
den Tisch fallen.

Was unsere letzte Forderung angeht, so weiß ich,
dass diese auch in Ihren Unterlagen steht. Ziehen Sie
sie bitte heraus und beschließen Sie die Umsetzung!
Wir brauchen im Bereich der Polizei Stellenhebungen
im Umfang von 1 Million Euro. Die Polizistinnen und
Polizisten leisten hervorragende Arbeit. Das muss
sich auch im Dienstgefüge zeigen. Bitte haben Sie
auch an dieser Stelle ein offenes Ohr für Nachbesse-
rungen!

Ich nenne noch einmal die Stichworte: Schleierfahn-
dung, Mobile Reserve, Prävention, Stellenhebungen.

Bitte behaupten Sie nicht immer wieder, wir hätten
noch nie so viele Stellen gehabt. Zwar sind nicht mehr
viele Abgeordnete aus dieser Zeit dabei; dennoch
sollten Sie an das Jahr 2003 zurückdenken. Damals –
es war die Zeit des Ministerpräsidenten Stoiber –
wurde vieles zurückgefahren und eingefroren. Jetzt
beschließen wir – Gott sei Dank! – Nachbesserungen;
diese unterstützen wir. Aber es sind eben nur Nach-
besserungen. Sie von der CSU sollten nicht meinen,

bei weiteren Verbesserungen sei damit schon das
Ende der Fahnenstange erreicht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. – Als Nächste hat Frau Kollegin
Schulze von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
das Wort. Bitte schön.

Katharina Schulze (GRÜNE): Herr Präsident, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Die Gewalt von Rechts
steigt und steigt. Die schrecklichen islamistischen Ter-
roranschläge sind uns allen noch präsent. Kriminali-
tätsformen wie Bedrohungen und tätliche Angriffe im
öffentlichen Raum sowie die zunehmende Zahl an
Einbruchsdiebstählen machen vielen Menschen Sor-
gen; ganz zu schweigen von den mehr oder weniger
neuen Feldern, auf denen unsere demokratische Ge-
sellschaft angreifbar ist, sei es die Cyberkriminalität,
seien es chemische, biologische und radiologische
bzw. nukleare Gefahren. All das sind große Heraus-
forderungen für die Sicherheitsbehörden, für die politi-
schen Akteure und für die Gesellschaft als Gesamt-
heit.

Bei all diesen Themen kommt die Polizei ins Spiel.
Sie bietet Schutz und gibt Sicherheit. Sie verhindert
Selbstjustiz und sichert den Rechtsfrieden. Sie setzt
das Gewaltmonopol durch. Deswegen möchten wir
GRÜNEN uns an dieser Stelle bei den Polizistinnen
und Polizisten sowie bei den anderen Akteuren in der
Sicherheitsarchitektur für ihre gute und wichtige Arbeit
ganz herzlich bedanken.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
FREIEN WÄHLER)

Als ein Zeichen der Anerkennung wollen wir GRÜ-
NEN die Erschwerniszulage für den "Dienst zu unre-
gelmäßigen Zeiten" endlich auf 5 Euro pro Stunde er-
höht sehen. Wir haben einen entsprechenden
Änderungsantrag eingebracht. Der Vorschlag der
CSU sieht vor, dass die Zulage "DuZ" in zwei Stufen
auf 4 Euro pro Stunde erhöht wird und im Gegenzug
pauschale Wechselschichtzulagen wegfallen. Ich
finde, so geht Anerkennungskultur nicht. Ich verstehe
nicht, warum Sie, was diese Erhöhung angeht, so zö-
gerlich vorgehen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Dr. Florian Herrmann
(CSU): Es kommt zu einer deutlichen Verbesse-
rung!)

Wir GRÜNEN wissen: Die Menschen vor Straftaten zu
schützen und die öffentliche Sicherheit zu gewährleis-
ten, gehört in einer freien Gesellschaft zu den Kern-
aufgaben staatlichen Handelns. Diese Kernaufgaben
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gehören nicht in die Hände Privater. Weder Bürger-
wehren noch Hilfssheriffs können diese erfüllen; sie
dürfen das auch nicht tun. Deswegen haben wir den
Änderungsantrag gestellt, die Finanzierung der Si-
cherheitswacht komplett aus dem Haushalt zu strei-
chen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNEN geben bei der Analyse der Bedro-
hungslagen und bei der Gefahrenabwehr der Polizei-
arbeit den Vorzug vor der Geheimdiensttätigkeit.
Dafür braucht es eine personelle Stärkung, modernste
Ausstattung und gute Polizeiarbeit aus einer Hand.
Dazu gehört für uns GRÜNE auch, dass europäisch
besser zusammengearbeitet und die Vernetzung ver-
stärkt wird. Deswegen haben wir einen Änderungsan-
trag gestellt, mit dem wir die Mittel des Landesamtes
für Verfassungsschutz umschichten möchten. Wir
schaffen unter anderem die V-Leute ab und entziehen
der BIGE die Mittel; denn der Verfassungsschutz hat
keinen Bildungsauftrag.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mit diesen freigewordenen Mitteln können wir die Lan-
despolizei wirklich entlasten. Damit können wir neue
Tarifbeschäftigte einstellen sowie die Mittel für die
Fortbildung im Bereich der Cyberkriminalität erhöhen,
und zwar – das ist uns sehr wichtig – in der Fläche.
Es reicht nicht aus, dass wir ein paar spezialisierte
Cybercops haben.

Wir wollen außerdem die Mittel für die Fortbildung in
den Bereichen Rechtsextremismus, Rassismus und
gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit erhöhen. Zu
diesen Bereichen gehören auch die Reichsbürger.
Gerade in der jüngsten Zeit haben wir schmerzhaft er-
fahren müssen, dass insoweit sehr wohl unterstützen-
der Schulungsbedarf vorhanden ist. Auch bei der Be-
trachtung dieses Haushaltstitels dürfen wir die
Rahmenbedingungen nicht außer Acht lassen. Die
Bevölkerung Bayerns wächst und wächst. Es kommt
hinzu, dass sie immer mehr in die Ballungsräume hi-
neinwächst. Das kann nicht im Umkehrschluss hei-
ßen, dass die Polizeidienststellen auf dem Land ge-
schlossen werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir alle wissen – es ist mehrmals erwähnt worden –,
dass der Überstundenberg der Polizistinnen und Poli-
zisten massiv anwächst. Darum unterstützen wir
GRÜNEN das Vorhaben, neue Polizistinnen und Poli-
zisten einzustellen, obwohl wir natürlich wissen, dass
damit zunächst einmal nur die umfangreichen Pensi-
onsabgänge abgefedert werden. Wir wissen auch,
dass der Beschluss zur Einstellung zusätzlicher Be-

amtinnen und Beamter nicht dazu führt, dass die Poli-
zistinnen und Polizisten morgen weniger zu tun hät-
ten; denn wie wir alle wissen, müssen die Beamtinnen
und Beamten erst einmal ausgebildet werden. An
einer Aufgabenkritik – sprich: der Entlastung der Poli-
zei von gewissen Aufgaben – kommen wir nicht vor-
bei. Dieses Erfordernis hat die CSU anscheinend
immer noch nicht begriffen, obwohl wir darüber in den
Ausschüssen intensiv diskutieren.

Der jüngste Einsatz, den Innenminister Herrmann mit
stolzgeschwellter Brust verkündet hat, konterkariert
die Maßnahmen zur Entlastung der Polizei. Sie schi-
cken jetzt freiwillig Landespolizistinnen und Landes-
polizisten zu Grenzkontrollen, obwohl dies nicht Lan-
desaufgabe ist. Damit wird das Ziel, den
Überstundenberg abzubauen, konterkariert. Und ganz
nebenbei, Herr Herrmann: Don’t touch my Schengen!

(Beifall bei den GRÜNEN – Dr. Florian Herrmann
(CSU): Sicherheitspolitischer Offenbarungseid!)

Wir GRÜNEN wollen eine Politik der inneren Sicher-
heit, die die Bürgerrechte schützt, Sicherheit gibt und
die Freiheit bewahrt. Deswegen bitte ich um Zustim-
mung zu unseren Änderungsanträgen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. – Als Nächste hat Frau Kollegin
Wittmann von der CSU das Wort. Bitte schön, Frau
Kollegin.

Mechthilde Wittmann (CSU): Herr Präsident, Kolle-
ginnen und Kollegen! Uns liegt ein Haushalt vor, der
in seiner Wucht, was seinen Umfang betrifft, aber
auch in seinen Möglichkeiten, sich zu steigern, in der
Bundesrepublik Deutschland einzigartig sein dürfte.
Wir haben für die Stärkung der inneren Sicherheit
9,2 Milliarden Euro in den Doppelhaushalt eingestellt.
Für das kommende Jahr ist eine Steigerung um
150 Millionen Euro vorgesehen, für das Jahr darauf
eine weitere Steigerung, dann um 157 Millionen Euro.
Das sind Beträge, die andere Bundesländer nicht
schultern könnten – und nicht schultern wollen! –,
wenn es um die innere Sicherheit geht.

(Beifall bei der CSU)

Der Einzelplan 03 A ist für uns ein Personalhaushalt.
Wir erreichen eine Personalausgabenquote von 82 %.
Damit setzen wir genau das richtige Zeichen für unse-
re großartigen Polizeibeamten. Wir investieren in sie,
weil sie die Garanten unserer Sicherheit sind. Sie
müssen in Zukunft auch – das sage ich insbesondere
Ihnen, Frau Kollegin Schulze – die Garanten der Si-
cherheit an unseren Grenzen sein, weil die anderen
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Grenzsicherungsmaßnahmen nicht greifen. Wenn es
so weitergehen würde, wäre dies für die Entwicklung
der inneren Sicherheit in unserem Lande bedenklich.

(Beifall bei der CSU – Katharina Schulze
(GRÜNE): In Europa müssen die Außengrenzen
geschützt werden, nicht die inneren Grenzen!)

– Mich interessieren die Außengrenzen Europas erst
dann, wenn sie wirklich geschützt sind, Frau Kollegin.
Ich bin für den Schutz der bayerischen Bevölkerung
zuständig.

(Beifall bei der CSU)

Gemeinsam mit der Bayerischen Staatsregierung wird
meine Fraktion diese Aufgabe in den nächsten Jahren
wie auch schon in den vergangenen Jahren sehr ver-
antwortungsvoll wahrnehmen, meine Damen und Her-
ren.

(Karl Freller (CSU): Sehr wohl!)

Wir haben in den letzten acht Jahren im Polizeibe-
reich 3.500 Stellen geschaffen – 3.500!

(Susann Biedefeld (SPD): Wie viele haben Sie
vorher abgebaut?)

– Frau Kollegin, auf Ihren Zwischenruf habe ich die
richtige Antwort parat:

(Harald Güller (SPD): Eine Antwort wäre besser!)

Was meinen Sie, wie viele Überstunden weniger un-
sere Polizei hätte, wenn sie nicht in Nordrhein-Westfa-
len, wo Sie an der Regierung sind, aushelfen müsste?

(Beifall bei der CSU – Susann Biedefeld (SPD):
Ich bin für Bayern zuständig! – Harald Güller
(SPD): Sie haben doch Stellen abgebaut! – Su-
sann Biedefeld (SPD): Antworten Sie lieber da-
rauf! – Harald Güller (SPD): Antworten, nicht
Plattitüden! – Unruhe – Glocke des Präsidenten)

– Die Antwort heißt, dass wir 3.500 Stellen schaffen,
während Sie dort, wo Sie, Herr Güller, mit Ihrer Partei
Verantwortung tragen, Stellen auf Kosten und zulas-
ten der bayerischen Polizei abbauen.

(Beifall bei der CSU – Thomas Kreuzer (CSU):
Das ist eine Unverschämtheit von der SPD! Das
ist doch gelogen!)

Um gleich auf das Thema Verfassungsschutz zu kom-
men: Ja, wo sind wir denn eigentlich? – Wir sollen
nach Ihrer Auffassung keine V-Leute mehr haben, wir
sollen den Verfassungsschutz abbauen. – Das Ge-
genteil werden wir tun, meine Damen und Herren. Wir

werden in den nächsten zwei Jahren bei der Polizei
und beim Verfassungsschutz 1.000 neue Stellen
schaffen; denn wir brauchen deren Arbeit, um die ter-
roristische Gefahr für unsere Bevölkerung abwehren
zu können. Ich bin verdammt froh und dankbar dafür,
was der Verfassungsschutz in den letzten Monaten
geleistet und womit er uns wirklich geholfen hat.

(Beifall bei der CSU – Hans Herold (CSU):
Bravo!)

Warum ist Bayern das sicherste Land in Deutschland?
Warum – das haben wir schon gestern gehört – stim-
men die Leute mit den Füßen ab und kommen nach
Bayern? – Weil sie sich hier nicht nur wegen der
Landschaft – dazu kommen wir an diesem Tag noch
später –, sondern vor allen Dingen auch aufgrund der
Sicherheit wohlfühlen: Hier können die Menschen
abends noch U-Bahn fahren. Hier können die Men-
schen abends noch nach Hause gehen. Auch Frauen
sind hier geschützt. Das ist in den Ländern, in denen
Sie regieren – ich sage nur: Kölner Domplatte –, weiß
Gott nicht mehr der Fall.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

Wir sorgen für die Zukunft vor. Wir bauen jetzt nicht
nur einfach Stellen auf. Wir bauen Stellen in der Aus-
bildung auf. Wir bauen 500 Stellen für temporäre Poli-
zeivollzugsbeamte und weitere 500 dauerhafte Plan-
stellen auf, meine Damen und Herren. Das ist
zukunftsgerichtete Arbeit im Polizeibereich. Ich danke
der Bayerischen Staatsregierung dafür, dass sie dies
in so kraftvoller Art und Weise fortsetzt.

(Beifall bei der CSU)

Aber nicht nur dies, meine Damen und Herren. Wir
brauchen in der staatlichen Verwaltung weitere Stel-
len; denn die Integration der bleibeberechtigten
Flüchtlinge und Asylanten nötigt uns sehr viel Kraft
ab. Sie wissen, dass dieses nirgendwo so gut funktio-
niert wie in Bayern – das haben wir gestern bereits
gesprochen. Es gibt 71 neue Stellen in den Landrats-
ämtern. Wir hoffen, dass wir vor Ort gut unterstützen
können; denn genau die Arbeit der Landratsämter
werden wir brauchen.

Ich komme auch noch zum Thema Verwaltungsge-
richtsbarkeit. Ich bin völlig bei Ihnen. Wir alle wären
froh, wenn wir überall noch mehr Stellen schaffen
könnten. Sie wissen aber, dass dies eine Frage des
Haushalts ist. Wir werden den Haushalt weiterhin ver-
antwortungsvoll gestalten. Dennoch haben wir im
Nachtragshaushalt 2016 26 neue Stellen im Verwal-
tungsgerichtsbereich geschaffen. In diesem Doppel-
haushalt haben wir weitere 7 Stellen vorgesehen.
Aber nicht nur dies. Wir werden vor allem beim Fi-
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nanzminister – ich darf den Staatssekretär an dieser
Stelle streng anblicken – weiter darum kämpfen,
21 Stellen aus dem Stellenpool zu bekommen. Ich
glaube, unter diesen Umständen werden wir auch in
diesem Bereich gut aufgestellt sein, wenn wir gleich-
zeitig, zumindest was die syrischen Flüchtlinge betrifft,
vom sogenannten subsidiären Schutz ausgehen kön-
nen und auf diese Art und Weise Verwaltungsverfah-
ren sparen können. Meine Damen und Herren, so
werden wir auch dieses Problem in den Griff bekom-
men, und zwar besser als in den anderen Bundeslän-
dern.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben völlig zu Recht angesprochen, dass unsere
ohnehin ausgezeichnet arbeitende bayerische Polizei
weiter Motivation und Belohnung bedarf. Da bin ich
ganz bei Ihnen. Gerade wenn es um Überstunden
und Ähnliches geht, müssen wir dafür dankbar sein,
mit welcher Kraft und vor allem mit welcher Empathie
unsere Polizei ihren Dienst für unsere Bevölkerung
leistet. Genau deswegen haben wir im neuen Doppel-
haushalt allein in der Inneren Verwaltung, wo sehr,
sehr viel zugearbeitet und geleistet werden muss,
Stellenhebungen in Höhe von 1,3 Millionen Euro vor-
gesehen. Das sind über 500 Stellenhebungen. Wir
hoffen, dass wir damit für unsere Polizei ein Zeichen
setzen können.

Lassen Sie mich noch zu einem anderen Thema kom-
men. Die Erstattungen für Leistungen im Rahmen von
Berg-, Höhlen- und Wasserrettung werden wir im
Jahr 2017 auf 7,3 Millionen Euro und im Jahr 2018
auf 5,7 Millionen Euro erhöhen. Ich glaube, dass es
ganz wichtig ist, dass die rettungsdienstliche Versor-
gung unserer Bürgerinnen und Bürger weiterhin ge-
währleistet bleibt. Dazu kommen Investitionsprogram-
me für den Katastrophenschutz und für den
Hochwasserschutz – neben den beim Umweltministe-
rium angesiedelten Programmen. Meine Damen und
Herren, der Schutz unserer Bürger auch vor klimati-
schen Katastrophen ist für uns eine wichtige Aufgabe.
Das Sicherheitskonzept der Bayerischen Staatsregie-
rung zeigt, dass wir diesen Schutz auch bieten, auch
was die Warnsysteme betrifft.

Lassen Sie mich noch zu einem Punkt kommen, den
Sie angesprochen haben, nämlich die Handfunkgerä-
te. Meine Damen und Herren, was Sie betreiben, ist
Augenwischerei. Man braucht Handfunkgeräte im Ver-
hältnis eins zu eins für diejenigen, die im Dienst sind.
Das ist sichergestellt.

(Zuruf der Abgeordneten Susann Biedefeld
(SPD))

– Ich habe das Wort, nicht Sie! Sie haben nicht das
Wort, Frau Biedefeld, das habe ich.

(Beifall bei der CSU – Susann Biedefeld (SPD):
Aber Sie können mir das Wort nicht verbieten!)

Die Handfunkgeräte sind dafür im Verhältnis eins zu
eins vorhanden.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Biede-
feld, Sie sollen hier nicht dauernd Zwischenrufe ma-
chen.

(Katharina Schulze (GRÜNE): Aber sie darf doch
Zwischenrufe machen!)

Mechthilde Wittmann (CSU): Ich komme an diesem
Punkt kurz auf das Thema Schleierfahndung zu spre-
chen. Wir haben aufgestockt und sind in die Fläche
entlang der Grenze gegangen. Auch dies funktioniert.

Sie haben das Sportförderwesen angesprochen. Wir
haben schlicht eine etwas andere Schwerpunktset-
zung als Sie. Die Vereinspauschale kann gehalten
werden. Sie wissen, dass allein schon mittels der
Übungsleiterlizenzen jeder Verein eine ganz andere
Schwerpunktsetzung vornehmen und damit Mittel ak-
quirieren kann. Die Vereine werden sich zu helfen
wissen und werden mittels der Übungsleiterlizenzen
mit den Fördereinheiten zurechtkommen – das kön-
nen wir jedenfalls hoffen. Wir haben Schwerpunkte
auch bei den Kosten für das Landesleistungszentrum
und die Bundesstützpunkte gesetzt; denn wir wollen
bei uns in Bayern den Leistungssport weiter fördern.
Wir wissen: Wir haben ausgezeichnete Sportler. Auch
diese brauchen unsere Unterstützung. Diese werden
wir leisten, und zwar neben diversen anderen Maß-
nahmen, die wir im Bereich der Sportstätten nun vor-
haben.

Ein letzter Punkt. Die Hochbauausgaben werden
ebenfalls steigen: 55 Millionen Euro für 2017 und
noch einmal 60 Millionen Euro für 2018, meine
Damen und Herren. Ich glaube, dies ist ganz wichtig.
Ich gebe Ihnen auch da recht. Die Sanierung der Ge-
bäude, also der Umgebung, in der unsere Beamten
arbeiten, ist eine ganz wichtige Aufgabe für uns. Des-
wegen werden wir auch hierfür Mittel einstellen und
die Sanierungsmaßnahmen weiter umsetzen.

Meine Damen und Herren, unser Dank gebührt nicht
nur den Polizeibeamtinnen und -beamten, die sowohl
in der Fläche als auch im inneren Dienst großartige
Arbeit leisten. Allen 52.000 Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern gebührt dieser Dank. Ich möchte noch aus-
drücklich meinen Dank an das Ministerium und an
diejenigen Ministerien hinzufügen, die diesen Haus-
halt aufgestellt haben. Das ist ein Kraftakt, der zeigt,
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dass die Sicherheit nirgendwo so gut ist wie bei uns in
Bayern und in unseren Händen gut aufgehoben ist.
Deswegen werden wir so weiterfahren. Danke, dass
Sie dies mit einer soliden Haushaltspolitik verbinden.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin Biedefeld hat sich für eine Zwischenbemerkung
gemeldet. Bitte schön, Frau Kollegin, Sie haben das
Wort.

Susann Biedefeld (SPD): Kollegin Wittmann, zu-
nächst ist an mir vorbeigegangen, dass wir die Ge-
schäftsordnung des Bayerischen Landtags geändert
haben und dass Zwischenrufe inzwischen untersagt
sind. Ich lasse mir von Ihnen nicht das Wort verbieten.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin Biedefeld, ich habe keinen Zwischenruf untersagt.
Lesen Sie einmal § 110 der Geschäftsordnung.

Susann Biedefeld (SPD): Ich habe mich auf die Aus-
sage von Kollegin Wittmann bezogen, nicht auf Sie
als Vizepräsident. Ich habe dezidiert Kollegin Witt-
mann angesprochen.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich habe
Sie darauf hingewiesen, dass § 110 der Geschäftsord-
nung zu beachten ist. Mehr ist jetzt nicht zu sagen.

(Beifall bei der CSU)

Sie haben das Wort und können Ihre Zwischenbemer-
kung machen. Bitte schön.

Susann Biedefeld (SPD): Wir wissen ja, dass in allen
anderen Bundesländern alles schlechter ist, die das
alles nicht können und die ihren Aufgaben nicht nach-
kommen, Bayern aber schon.

(Mechthilde Wittmann (CSU): Ja; das ist schade,
aber es ist so! – Beifall bei der CSU – Zuruf von
der CSU: Das stimmt auch!)

Statt dass andere Bundesländer niedergemacht und
beschimpft werden, hätte ich lieber von Ihnen gerne
eine Antwort bekommen. Sie sagen: plus 3.500 Stel-
len. Sagen Sie doch bitte schön einmal, wie viele Stel-
len in den Jahren zuvor abgebaut worden sind.

(Zuruf von der CSU: Null!)

– Das stimmt doch gar nicht! Vom Innenministerium
gibt es aufgrund von Anfragen ganz klare Zahlen. Wer
liest, ist im Vorteil. Das war schon immer so.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Wie viele Stellen sind abgebaut worden? Wie viele
Polizeibeamtinnen und -beamte sind in Pension ge-
gangen? Eine Antwort darauf hätte man von Ihnen er-
warten können.

(Beifall bei der SPD)

Zu etwas anderem: Sie tun so, als ob die Bundespoli-
zei keine gute Arbeit leisten würde. Auch die Bundes-
polizei leistet eine gute Arbeit, auch an unseren Gren-
zen in Bayern. Ich sage Ihnen: Bei der Bundespolizei
wurden in Verantwortung des CSU-Innenministers
Friedrich – er war von März 2011 bis Dezember 2013
Bundesinnenminister – 1.600 Stellen abgebaut – nur
so viel zur CSU-Politik und inneren Sicherheit.

(Beifall bei der SPD)

Sie haben zum Schluss noch die Baumaßnahmen an-
gesprochen. Vielleicht könnten Sie etwas dazu sagen,
wie wir trotz der enormen Investitionen den vorhande-
nen Investitionsstau abbauen wollen. Dieser besteht
gerade auch im Bereich der Polizei. Hier sind zahlrei-
che Maßnahmen notwendig. Laut Innenminister Herr-
mann wären jährlich 80 Millionen Euro notwendig, um
die notwendigen Maßnahmen abzuarbeiten und den
Investitionsstau sukzessive zurückzufahren bzw. nicht
aufwachsen zu lassen.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Biedefeld. Frau Kollegin Wittmann, Sie
haben das Wort.

Mechthilde Wittmann (CSU): Frau Kollegin Biede-
feld, ich fange bei Ihrem letzten Punkt an. Ich gebe
Ihnen hier vollumfänglich recht. Selbstverständlich
wäre es wünschenswert, wenn wir den Investitions-
stau und die Hochbaumaßnahmen verstärkt angehen
könnten. Wenn wir den Änderungsanträgen der Ge-
samt-Opposition zustimmen würden, dann bliebe uns
weder ein Cent für den Hochbau noch könnten wir
den Stellenaufwuchs bei der Polizei bestreiten. Vor
allem müssten wir wieder Schulden machen. Das
werden wir nicht tun. Wir müssen weiterhin verantwor-
tungsvoll für die Zukunft planen. Deshalb werden wir
diese wichtige Aufgabe sukzessive und Stück für
Stück angehen, auch wenn wir uns das Ganze etwas
schneller wünschten.

Zum Thema Bundespolizei sei gesagt: Wenn die CSU
alleine regiert hätte, dann hätte es anders ausgese-
hen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Aber Ihr Minister!)
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Genauso ist es. Aber wir waren in einer Großen Koali-
tion, nicht wahr? – Wir waren in einer Großen Koali-
tion, und Sie wissen ganz genau, was dann angesagt
ist. Deswegen hat sich das, was Sie uns aufdrängen,
durchsetzen müssen. Das müssen wir auch in ande-
ren Ländern unter Ihrer Regierung ertragen. Das geht
zulasten unserer Polizei. Das ist keine erfreuliche Wir-
kung.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist doch Schwarz-
Gelb! Das waren die schwarz-gelbe Regierung
und Ihr Minister!)

Aber es ist unsere Chance, genau dies weiterzuverfol-
gen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das waren die
schwarz-gelbe Regierung und Ihr Minister!)

– Zwischenrufe sind jederzeit herzlich willkommen,
nicht aber das Überschreien von Redebeiträgen. –
Schließlich und endlich komme ich zum Thema Stel-
lenabbau. Das ist eine sehr einfache Sache. Wir
haben in den letzten acht Jahren 3.500 Stellen aufge-
baut. Davor – da gebe ich Ihnen recht – haben wir
über einige Jahre nicht aufgebaut. Aber wir haben
auch keine Stellen abgebaut. Das ist genau die Lüge,
die Sie nach außen hin verbreiten.

(Susann Biedefeld (SPD): Es ist niemand in Pen-
sion gegangen?)

Wir haben eben nicht abgebaut. Die Stellenzahl blieb
auf einem stetigen Stand, und dieser war konsolidiert.
Anschließend wurde in hohem Maße ein Stellenauf-
bau vollzogen. Meine Damen und Herren, warum ist
das so? – Das ist so, weil die Notwendigkeiten im Be-
reich der bayerischen Polizei größer geworden sind.
Warum sind diese größer geworden? – Die Notwen-
digkeiten sind größer geworden, weil eine Anzahl von
Menschen in unser Land gekommen ist, von denen
wir teilweise nicht einmal wissen, wer sie sind. Dies
haben sicherlich nicht wir von der CSU zu verantwor-
ten.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. – Als Nächster hat der Kollege
Strobl von der SPD das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-
ge.

Reinhold Strobl (SPD): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Lassen Sie uns wieder ein biss-
chen ruhiger werden. Die Aufgaben,

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

die sich aus dem Einzelplan 03 B ergeben, sind sehr
vielfältig. Um sich den Umfang der Aufgaben einmal
bewusst zu machen, sei Folgendes gesagt: Von den
Dienststellen der Staatsbauverwaltung werden rund
16.000 Gebäude und sonstige Bauwerke des Staates
oder mit staatlicher Baupflicht, ergänzt um 13.000 Ge-
bäude und sonstige Bauwerke des Bundes und Drit-
ter, betreut. Außerdem werden 2.500 km Bundesauto-
bahnen, rund 6.500 km Bundesstraßen, rund
14.400 km Staatsstraßen und rund 3.100 km Kreiss-
traßen betreut. Außerdem befinden sich Schlösser,
Burgen, Kirchen, Klöster, Universitäten, Ämter, Poli-
zeigebäude, JVAs, Feuerwehren, Schulen, Theater
usw. im Besitz des Freistaates. Deswegen haben wir
es im Haushaltsausschuss immer wieder mit Hoch-
bauvorlagen zu tun. Leider müssen wir feststellen,
dass die Sparpolitik Stoibers nachwirkt. Diese wurde
von Ihnen über Jahre hinweg hoch gelobt und auch
mitgetragen. Wir haben die Kürzungen oft kritisiert.
Jetzt stellt sich genau das heraus, was wir immer ge-
sagt haben. Wir haben immer gesagt, dass das alles
nichts, und zwar überhaupt nichts, mit Sparen zu tun
hat. Jetzt fallen nämlich Mehrkosten an, die uns im
Haushalt belasten. Ich sage Danke Edmund Stoiber,
Danke CSU für dieses Kuckucksei.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER – Josef Zellmeier (CSU): Das ist
eine völlige Fehleinschätzung!)

– Ja, jeder schätzt die Dinge ein bisschen anders ein.
Man kann auch die Augen zumachen. – Über Jahre
hinweg wurde gespart beziehungsweise gekürzt, und
zwar um jeden Preis. Natürlich werden wir anstehen-
de Renovierungsarbeiten mittragen. Aber manchmal
wäre es besser, Renovierungsarbeiten laufend vorzu-
nehmen, anstatt über Jahre nichts zu tun. Dann stellt
man nämlich auf einmal fest, dass der Renovierungs-
bedarf stark angestiegen ist.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Wer ein Häuschen hat, der weiß ein Lied davon zu
singen. Wenn ich über Jahre nichts renoviere, kann
es passieren, dass es mir irgendwann durchs Dach
regnet. Dann muss ich für Reparaturen natürlich viel
mehr ausgeben. Beim Staat ist es nicht anders. Wir
müssen deshalb oftmals leider feststellen, dass es
Nachträge gibt. Diese sind oft auch nachvollziehbar.
Jedoch sind diese durch einen langjährigen Renovie-
rungsstau meist selbst verschuldet.

Dementsprechend ergeben sich auch die anfallenden
Mehrkosten. Die Nachträge sind für uns immer wieder
ein Ärgernis. Solche Beispiele gibt es im Bereich der
Universitäten, bei den Schlössern und bei anderen
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Gebäuden im Besitz des Freistaates. Es ist zum Bei-
spiel nicht verständlich, dass die Außenanlagen des
Schlosses Linderhof nicht laufend renoviert werden
konnten. Das hätte man schon längst immer wieder
machen können. Auch bei den Universitäten gibt es
immer noch einen großen Renovierungsstau. Dieser
kann erst nach und nach abgebaut werden. In Re-
gensburg hat sich beispielsweise ein Renovierungs-
stau von mehreren hundert Millionen Euro angesam-
melt.

Nicht viel anders sieht es bei den Staatsstraßen aus.
Seit 2011 besteht ein Sanierungs- und Investitionsbe-
darf. Dieser ist durch Substanzverzehr sogar noch an-
gewachsen. Durch die gute Konjunktur sind Tiefbau-
leistungen teurer geworden. Auch bei den Brücken in
unserem Freistaat hat sich einiges an Renovierungs-
stau angesammelt. Deshalb müssen die erforderli-
chen Mittel angehoben werden. Wir müssen uns auch
darüber im Klaren sein, dass das, was sich angesam-
melt hat, auch eine versteckte Verschuldung ist.

Für Baumaßnahmen brauchen wir natürlich entspre-
chendes Personal in der Bauverwaltung. Wir müssen
feststellen, dass der Personalstand bei den zuständi-
gen staatlichen Bauämtern und Hochbauämtern um
910 Stellen zurückgegangen ist. Dies bedeutet für die
verbliebenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der
staatlichen Bauämter und Hochbauämter eine Dop-
pelbelastung. Sukzessive weniger Mitarbeiter haben
ein steigendes Arbeitspensum zu bewältigen. Er-
schwerend kommt hinzu, dass gegenwärtig zwar
6.741 Stellen rechnerisch besetzt werden konnten,
tatsächlich aber nur 6.461 Stellen besetzt sind. Ange-
sichts dieser Gemengelage verwundert es nicht, dass
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der staatlichen
Bauämter und Hochbauämter Ende 2015 knapp
100.000 Überstunden angesammelt hatten.

Am 10. Juni 2015 fasste der Landtag wegweisende
Beschlüsse in Sachen Radverkehrspolitik, um den
Freistaat Bayern zum Fahrradland Nummer eins in
Deutschland zu machen. Das Fahrrad wird heute von
vielen Menschen nicht nur als Sportgerät oder in der
Freizeit eingesetzt, sondern auch für die Fahrt zur Ar-
beitsstätte. Es ist ein Wirtschaftsfaktor und spielt im
Tourismus eine große Rolle. Radwege steigern die
Verkehrssicherheit. Deshalb müssen die Mittel für zu-
sätzliche Radwege entlang von Staatsstraßen erhöht
werden. Die Radwege müssen aber auch miteinander
verbunden sein. Es nützt nichts, wenn diese auf schö-
nen Landkarten eingezeichnet sind. Sie müssen auch
tatsächlich existieren und miteinander verbunden
sein. Was nützt es, wenn es zwar einen Radweg ent-
lang einer Staatsstraße gibt, dieser aber plötzlich auf-
hört?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Wir brauchen auch Fahrradabstellanlagen bezie-
hungsweise Fahrradstationen an Bahnhöfen. Es ist
anzuerkennen, dass die Staatsregierung das Ab-
schöpfen von EU-Mitteln für den Ausbau der Barriere-
freiheit von Bahnhöfen beabsichtigt. Wenn wir aber
beim Thema Barrierefreiheit so weitermachen wie bis-
her, bedeutet dies, dass bis zur kompletten Sanierung
aller Bahnhöfe in Bayern noch 20 Jahre ins Land
gehen. Ich habe also Probleme, dies noch zu erleben.

Noch etwas zu den Bahnhöfen: Der Zustand mancher
Bahnhöfe und Züge macht dem Tourismusland Bay-
ern keinerlei Ehre. Da könnte einiges verbessert wer-
den. Es gibt inzwischen Initiativen, aufgelassene
Schienenstrecken wieder in Betrieb zu nehmen. Hier-
zu haben wir ebenfalls einen Antrag eingereicht, wel-
cher entsprechende Mittel einforderte.

Noch immer agiert der Freistaat Bayern sehr zöger-
lich, wenn es um die Förderung und Schaffung be-
zahlbaren Wohnraums geht, obwohl Ihnen bekannt
ist, dass sich gerade in den Ballungszentren und Met-
ropoloregionen die Wohnungsnot immer weiter ver-
schärft. Darauf hat vor allem unser wohnungspoliti-
scher Sprecher Andreas Lotte immer wieder
hingewiesen. Seit die Staatsregierung im vergange-
nen Herbst den Wohnungspakt Bayern beschlossen
hat, wurde von verschiedenen Seiten, von den Kom-
munen und der Bauwirtschaft, angemahnt, dass die
darin enthaltenen Maßnahmen trotz positiver Ansätze
bei Weitem nicht ausreichen, um in Bayern in den
kommenden Jahren die Wohnungsnot in den Griff zu
bekommen. Wir sprechen unserem Parlamentari-
schen Staatssekretär Florian Pronold Dank dafür aus,
dass er durch seine Arbeit in Berlin mehr Bundesmit-
tel für die Städtebauförderung und den Wohnungsbau
durchgesetzt hat.

(Beifall bei der SPD – Lachen bei der CSU)

Der "Wohnungspakt Bayern" wird vom Bund finan-
ziert, während sich die Staatsregierung aus der Ver-
antwortung stiehlt; der Bund hat seine Mittel zuvor
verdreifacht. Bereits im Herbst 2015 hatte unsere
Landtagsfraktion die Staatsregierung aufgefordert –
zu dieser Zeit haben wir noch nichts von Flüchtlingen
gehört –, in den kommenden fünf Jahren in den baye-
rischen Ballungsräumen und Boom-Regionen zusätz-
lich 100.000 bezahlbare Wohnungen zu schaffen, um
den Bedarf einigermaßen decken zu können.

(Widerspruch bei der CSU – Beifall bei der SPD)

– Regen Sie sich ein anderes Mal auf!
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Unsere Unterstützung hätten Sie, wenn es um den
Wohnungsbau geht. Unsere Unterstützung hätten Sie
auch, wenn es um die Umsetzung der anderen Vor-
schläge bzw. Forderungen und um die verstärkte Sa-
nierung staatlicher Gebäude geht. Unsere Unterstüt-
zung hätten Sie eigentlich immer dann, wenn es
darum geht, unser schönes Bayern, das es schon
lange vor der CSU gab, voranzubringen. Es stünde
Ihnen aber auch gut an, unsere Vorschläge und An-
träge aufzunehmen und umzusetzen. – Danke schön
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Harald Güller (SPD): Bravo! – Beifall bei der
SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege
Glauber von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte
schön, Herr Kollege.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Herr Präsi-
dent, verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen!
Liebe Schülerinnen und Schüler, schön, dass Sie
heute Ihre Unterrichtsstunde in den Bayerischen
Landtag verlegt haben.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge, wir sprechen nicht zu den Zuhörern auf der Tribü-
ne, sondern nur zu den Kolleginnen und Kollegen im
Plenum.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Aber es ist
doch gestattet, einen guten Morgen zu wünschen. –
Substanzerhalt ist Schuldenabbau. Herr Innenminister
und Herr Staatssekretär, es mag sein, dass der Ein-
zelplan 03 B nicht der spannendste ist. Aber er ist
wichtig. Es geht nicht darum, Hochglanzbroschüren
zu drucken, sondern darum, die Substanz zu erhalten.
Investitionen in die Schienen und den Straßenverkehr
sind notwendig, weil die Strecken dann leistungsfähi-
ger und nutzerfreundlicher werden. Die Investitionen
in Gebäude sind in Bezug auf die Energieeffizienz für
künftige Generationen gut. Schauen Sie sich diesen
Haushaltstitel und die Investitionen in die Staatsstra-
ßen an. Unser Fraktionsvorsitzender bemüht sich
immer um tolle Vergleiche, was die Staatsstraßen an-
geht. Gestern hat er vom Holpern auf Staatsstraßen
gesprochen. Tatsächlich sind in den Landkreisen und
Gemeinden die Straßen in einem besseren Zustand.

Seit Ihrem ausgeglichenen Haushalt von 2003, den
Sie mitverantworten müssen, haben Sie es bis zum
heutigen Tag nicht geschafft, die Ihnen vom Obersten
Rechnungshof vorgegebenen Summen in die Staats-
straßen zu investieren. Diese Mittel bleiben Sie nach
wie vor schuldig. Wir liegen jetzt bei 270 Millionen
Euro, müssen aber immer noch 700 Millionen Euro in
den Substanzerhalt investieren. Das bedeutet für

kommende Generationen eine hohe Verschuldung.
Deshalb fordern wir Sie noch einmal auf, für den Er-
halt der Staatsstraßen mehr zu tun; denn da bleiben
Sie vieles schuldig.

Bei den Radwegen ist es zwar schön, dass wir immer
wieder Programme in kommunaler Baulast aufstellen,
die Sie mitverantworten müssen. Es ist aber unred-
lich, dass der Freistaat bei der jetzigen Haushaltslage
nach wie vor Programme in kommunaler Baulast auf-
legt, entsprechende Haushaltstitel schafft, etwa wenn
es um originäre Aufgaben der Kommune wie Radwe-
ge geht, und die Kommunen in einen Wettbewerb
schickt. Das ist nicht in Ordnung. Statten Sie daher
die originären Haushaltstitel wie den Radwegebau mit
genügend Mitteln aus. Dann werden wir dem Begeh-
ren zustimmen. Sie können nicht reiche gegen arme
Kommunen ausspielen; denn "in Baulast der Kommu-
ne" bedeutet – Sie wissen es genau –, dass die Kom-
mune die Leistung des Freistaats zu 20 % übernimmt.
Ihr Vorgehen ist unredlich; denn diese Leistung er-
bringt nicht der Freistaat, sondern die Kommune. Das
ist jedoch nicht Aufgabe der Kommune, sondern des
Freistaats. Diese Aufgabe liegt in Ihrer haushaltsge-
stalterischen Verantwortung.

Wir haben gestern auch über die Infrastrukturver-
kehrsgesellschaft gesprochen, die Sie in Berlin grün-
den wollen. In Bayern gibt es eine hervorragende Auf-
tragsverwaltung. Jetzt mit Blick auf den neuen
Bundesverkehrswegeplan auf die Idee zu kommen,
eine neue Infrastrukturverkehrsgesellschaft zu schaf-
fen, geht völlig an der Sache vorbei. Sie haben das
als Fraktion in den letzten eineinhalb Jahren komplett
abgelehnt. Ich frage mich, was jetzt aus Ihrer Haltung
und Meinung geworden ist.

Wir FREIEN WÄHLER lehnen diese Infrastrukturver-
kehrsgesellschaft ab. Wir fordern eine Stärkung der
Staatsbauverwaltung und hierfür mehr Personal. Da
bleiben Sie genauso hinter der Verantwortung zurück.
Der Bundesverkehrswegeplan wird Bayern stärken
und vieles ermöglichen. Aber dazu brauchen Sie na-
türlich mehr Personal. Kommen Sie dieser Verantwor-
tung nach, stärken Sie die Bauämter und setzen Sie
die geplanten Maßnahmen um! Diskutieren Sie nicht
über eine Infrastrukturgesellschaft, die Bayern aus un-
serer Sicht nie dienen wird!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

2013 hat der Herr Ministerpräsident an diesem Pult
die Barrierefreiheit im Schienenpersonennahverkehr
als Ziel bis zum Jahr 2023 genannt. Wir FREIEN
WÄHLER haben Sie aufgefordert, sowohl in der Pla-
nung als auch in der Umsetzung der Barrierefreiheit
unsere Bahnhöfe deutlich nachzubessern. Setzen Sie
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Ihre Wahlversprechen endlich um und statten Sie die
Bahnhöfe mit angemessenen Mitteln aus. In Ober-
franken sind zum Beispiel die Bahnhöfe von Lichten-
fels, Coburg und Kronach, also von Städten mit
25.000 bis 30.000 Einwohnern, von der Barrierefrei-
heit meilenweit entfernt. Kommen Sie daher der Nutz-
erfreundlichkeit endlich nach.

Sie haben in den Neunzigerjahren das Programm für
Haltepunkte in Bayern mit Mitteln in Höhe von 90 Milli-
onen DM auf den Weg gebracht, das ein Renner war.
Kollege Rotter thematisiert immer wieder, dass er in
seinem Stimmkreis einen Bahnhalt hat, der bis heute
über keinen Aufzug verfügt. Mit so einem Programm
für Bahnhalte mit täglich unter 1.000 Ein- und Ausstei-
gern könnten Sie einen Aufzug bekommen. Das ist
ein notwendiger Schritt für die Infrastruktur.

Investieren Sie auch in Fahrradabstellanlagen. Wir
freuen uns, dass Sie notwendige Maßnahmen erkannt
haben. Aber es besteht noch deutlich mehr Hand-
lungsbedarf.

Mit Blick auf die Diskussion über die Stammstrecke
muss ich sagen: Ihr haushaltstechnisches Vorgehen
ist uns nicht nachvollziehbar. Im Jahr 2010 hat der da-
malige Wirtschaftsminister Zeil den Vertrag für den
Ausbau der Stammstrecke unterschrieben. Für diese
Maßnahme waren damals zwei Milliarden Euro fixiert.
Geht man von 2010 bis heute von einer 4-prozentigen
Preissteigerung aus, betragen die Kosten 2,5 Milliar-
den Euro. Was haben Sie jetzt vereinbart? – 3,8 Milli-
arden Euro. Diese 3,8 Milliarden Euro werden bei vie-
len anderen Infrastrukturprojekten in Bayern fehlen.
Sie werden weder übrige GVFG-Mittel noch Regio-
nalisierungsmittel zur Verfügung haben und in den
nächsten 15 Jahren vom Bund maximal 750 Millionen
Euro zurückbekommen. Die restlichen 750 Millionen
werden die Bürgerinnen und Bürger des Freistaats
bezahlen müssen, eine Finanzierung fehlt. Es ist für
uns unverständlich, jetzt von einem Erfolg zu spre-
chen, weil dieses Vorhaben im Prinzip zulasten künfti-
ger Infrastrukturprojekte in ganz Bayern geht. Man
kann für das Projekt sein, aber nicht in dem Sinne,
wie Sie haushälterisch verhandeln. Das ist völlig un-
seriös, weil in Bayern andere Projekte auf der Strecke
bleiben werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Des Weiteren ist es völlig unverständlich, dass Sie
kein Interesse daran haben, Gebäude energetisch zu
sanieren. Darin sollte der Freistaat mit 8.000 Liegen-
schaften Vorbild sein. Auch auf diesem Gebiet ist
noch deutlich mehr zu liefern.

Der Bauunterhalt ist eine Nullnummer. Es ist völlig un-
verständlich, dass sich der Freistaat Bayern beim

Bauunterhalt völlig aus der Verantwortung zieht und
keinen einzigen Haushaltstitel dafür geschaffen hat.
Seit dem ausgeglichenen Haushalt im Jahr 2003 sind
die Wohnraumfördermittel auf 150 Millionen Euro ein-
gefroren. Derzeit fehlen 100.000 Wohnungen im so-
zialen Wohnungsbau und Mittel für die Umsetzung der
Barrierefreiheit. Sie werden Ihrer Verantwortung nicht
gerecht. Die seit 13 Jahren von diesem Pult aus ge-
äußerten Mahnungen wollen Sie einfach nicht hören.
Der Wohnungsmarkt hat sich verschärft. Wir hatten
Mittel für 32.000 Wohnungen, die Sie einfach hätten
verwenden müssen. Sie haben für den Wohnungsbau
nichts übrig. Sie verstehen nicht, wie der soziale Woh-
nungsbau gestaltet werden muss.

Wenn man Bayern gleichwertiger und gerechter ma-
chen will, muss man auch die Oberste Baubehörde
mahnen. Meine Mahnung richtet sich ebenfalls an die
CSU-Haushaltspolitiker. Sie sollten sich überlegen,
welchen Anträgen Sie zustimmen. Sie haben der Er-
richtung der Mensa in Garching für 40 Millionen Euro
– das passte auf ein DIN-A4-Blatt – zugestimmt. Ich
war in der Sondersitzung der Obersten Baubehörde,
an der 30 Ingenieure teilgenommen haben. Architek-
ten aus Bayern haben erklärt, warum die Mensa in
Garching so teuer ist. Diese Mensa kostet pro Qua-
dratmeter 6.900 Euro. In Deutschland werden Sie
keine Mensa finden, die mehr als 3.300 Euro pro
Quadratmeter kostet. In Garching geben wir jedoch
mit dicken Hosen pro Quadratmeter 6.900 Euro für
die Mensa aus.

Der Umbau des Gärtnerplatztheaters wurde auf
70 Millionen Euro geschätzt, hat aber 98 Millionen
Euro gekostet. Sie stimmen großzügig zu.

Für den Obersalzberg waren ursprünglich 14 Millio-
nen Euro vorgesehen, Sie haben Kosten in Höhe von
21 Millionen Euro zugestimmt.

Als Architekt sage ich Ihnen: Architekten werden an
den Baukosten gemessen, die sie einer Stadt oder
Kommune vorlegen. Die Haushaltspolitiker haben je-
doch immer wieder große Spendierhosen an. Wenn
derartige Baukosten auf den Tisch gelegt werden, er-
warte ich von einem Haushaltspolitiker, dass er nach-
fragt und sich mit der Sache befasst. Er sollte nicht
gleich nachgeben.

(Volkmar Halbleib (SPD): Herr Kollege, Sie soll-
ten in den Haushaltsausschuss gehen!)

Damals haben die Kollegin Aures und ich die Aus-
schreibung für die Fassade des Neubaus aufheben
lassen, weil die Kosten über 100 % gestiegen sind.
Jetzt steht das Gebäude mit seiner Fassade. Manch-
mal ist es notwendig, dass Haushaltspolitiker mehr
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nachfragen und nicht immer nur zustimmen. – Danke
für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege
Mistol von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Jürgen Mistol (GRÜNE): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Auf der Fachtagung des Ver-
bands der Wohnungswirtschaft – VdW – Mitte Okto-
ber in Reit im Winkl haben Sie, Herr Staatsminister
Herrmann, mit Blick auf die jüngsten Entwicklungen
der bayerischen Wohnraumförderung zur Vorfahrt für
den Wohnungsbau aufgerufen. Schaue ich mir jedoch
die Entwicklung der Haushaltsmittel für die Wohn-
raumförderung im aktuellen Doppelhaushalt an, kann
beim Wohnungsbau nur von Stop-and-go die Rede
sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bereits im Jahr 2014 haben Sie pünktlich zur Kommu-
nalwahl unter dem Motto "Durchstarten beim Woh-
nungsbau" das Jahr des Wohnungsbaus ausgerufen
und die Landesmittel auf 210 Millionen Euro angeho-
ben. Doch statt die Erhöhung der Mittel zur Wohn-
raumförderung zu verstetigen, haben Sie im gleichen
Jahr schon den Rotstift angesetzt und ordentlich ge-
kürzt. Mit dem Wohnungspakt Bayern haben Sie wie-
der einmal ein klares Signal für die Ausweitung des
staatlich geförderten Wohnungsbaus ausgesendet.
Bis zum Jahr 2019 sollen 28.000 neue öffentlich ge-
förderte Wohnungen entstehen. Geht man jedoch von
einem jährlichen Bedarf von 70.000 Wohnungen in
Bayern aus – wir schaffen nur 54.000 Wohnungen –,
sind das im Rahmen des Wohnungspakts Bayern
7.000 Wohnungen pro Jahr. Damit werden lediglich
10 % der Wohnungen, die wir in Bayern brauchen, öf-
fentlich gefördert. Das ist aus unserer Sicht viel zu
wenig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, allein in diesem Jahr sollen
2.500 Mietwohnungsneubauten gefördert werden. In
den Folgejahren soll diese Zahl auch noch kontinuier-
lich erhöht werden. Zwar sind die Wohnungsbauge-
nehmigungen in Bayern im ersten Halbjahr 2016 im
Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 26,8 % gestie-
gen und im Rahmen der staatlichen Wohnraumförde-
rung 731 Mietwohnungen mehr bewilligt worden, je-
doch kann man trotz der positiven Entwicklungen
nicht von einem Durchbruch sprechen.

Alles in allem ist man von den ambitionierten Zielen
neuer staatlich finanzierter oder geförderter Mietwoh-

nungen im Rahmen des Wohnungspakts noch weit
entfernt. Allerdings können diese Wohnungen nicht
über Nacht entstehen. Der soziale Wohnungsbau
wurde in den letzten zehn Jahren viel zu sehr ver-
nachlässigt. Das lässt sich auf die Schnelle nicht auf-
holen.

Entscheidend ist, dass der Wohnungspakt nicht auf
vier Jahre begrenzt bleibt. Die Fördermaßnahmen
müssen evaluiert und weiterentwickelt werden. Das
gilt insbesondere für die zweite Säule, von der die
Kommunen profitieren. Die Kommunen haben ge-
merkt, dass das ein gutes Instrument ist, obwohl sie
am Anfang sehr skeptisch waren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Kolleginnen und Kollegen, wir GRÜNE fordern
daher eine Aufstockung der Landesmittel zur Wohn-
raumförderung im aktuellen Doppelhaushalt. Darüber
hinaus brauchen wir sozial flankierende Maßnahmen,
um stabile Nachbarschaften und den sozialen Zusam-
menhalt zu fördern. Deshalb wollen wir gleichzeitig
eine Aufstockung der Mittel für das bewährte Städte-
bauförderprogramm "Soziale Stadt". Wohnraum- und
Städtebauförderung sollen sich aber nicht alleine auf
die Ballungsräume konzentrieren. Damit auch kleine
Städte und Gemeinden im ländlichen Raum ange-
sichts der Herausforderungen des demografischen
Wandels von städtebaulichen Fördermaßnahmen pro-
fitieren können, wollen wir GRÜNE zudem eine Auf-
stockung des Bayerischen Städtebauförderungspro-
gramms.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Aufgrund seiner Vielseitigkeit und Flexibilität eignet es
sich besonders, um Leerstände in Ortszentren und in
Konversionsliegenschaften wieder für eine Woh-
nungsnutzung und damit für einen Zuzug attraktiv zu
machen. Sie, verehrte Kolleginnen und Kollegen von
der CSU, kürzen hingegen im aktuellen Doppelhaus-
halt die reinen Landesmittel zur Wohnraumförderung
auf rund 82 Millionen Euro im Jahr 2017. Das ist ein
fatales Signal, zumal Sie, Herr Staatsminister Herr-
mann, auf dieser Tagung im Oktober in Reit im Winkl
bestätigt haben, dass bereits für das Jahr 2017 eine
steigende Nachfrage an Mitteln zur Wohnraumförde-
rung zu verzeichnen ist. Auch für die folgenden Jahre
ist mit einer sehr hohen Nachfrage zu rechnen. Der
viel gescholtene Bund stellt hingegen in den nächsten
beiden Jahren weitere 500 Millionen Euro Kompensa-
tionsmittel zur Verfügung, wobei allein auf Bayern pro
Haushaltsjahr rund 198 Millionen Euro entfallen.

Während der Bund seine Hausaufgaben gemacht hat,
lehnen Sie sich zurück. Sie untergraben das Ziel, aus-
reichend bezahlbaren Wohnraum im Freistaat zu
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schaffen, wenn Sie bei der Wohnraumförderung
immer nur einen Schritt vor und gleich wieder zwei
Schritte zurück gehen. Die Echternacher Springpro-
zession ist eigentlich noch schneller als das, was Sie
auf den Weg gebracht haben.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, nach dem Motto im
Jahr 2014 "Durchstarten beim Wohnungsbau" und
dem Motto im Jahr 2016 "Vorfahrt für den Wohnungs-
bau" werbe ich für die Jahre 2017 und 2018 für das
Motto "Wohnungsbau auf der Überholspur". Das brau-
chen wir. Herr Staatsminister, das Copyright für die-
ses Motto bekommen Sie erst, wenn Sie unseren An-
trägen zugestimmt haben.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Kollege
Georg Winter von der CSU das Wort. Bitte schön.

Georg Winter (CSU): Herr Präsident, verehrte
Damen und Herren! In Bayern haben wir ein Ministeri-
um, das sich um die Infrastruktur und um die Hoch-
bau- und Tiefbaumaßnahmen kümmert. Das ist er-
freulich. Auf diese Weise wird die Zuständigkeit
gebündelt. Vorweg darf ich sagen: Unabhängig von
den anstehenden Reformen ist es unser Ziel und
unser Anliegen, weiterhin eine kompetente und starke
Bauverwaltung vorzuweisen, die für die Schaffung von
Baurecht, für die Planung und die Umsetzung von
Bauvorhaben bei all den großen Herausforderungen
in unserem Lande zuständig ist. Wenn es nach uns
ginge, bräuchten wir so manche Reform nicht durch-
zuführen. In diesem Fall würden mehr Kompetenzen
bei den Ländern verbleiben.

(Beifall bei der CSU)

Gestern war der Föderalismus Thema in der Rede
des Ministerpräsidenten. Deshalb sollten wir auf die
Ursachen hinweisen. Trotzdem wird sich Bayern bei
diesen Verhandlungen darum bemühen, dass mög-
lichst viel Kompetenz bei uns bleibt und dass wir Opti-
onen haben. Anders als andere Länder, die gerne die
Aufgaben der Planung, des Baus und der Realisie-
rung los wären, werden wir uns darum bemühen,
diese Aufgaben so weit wie möglich selbst zu erledi-
gen.

Ein paar Anmerkungen zu den Zahlen. In den Bera-
tungen wurde gesagt, es sollte immer noch mehr sein.
Die SPD und die FW haben noch mehr gefordert. Die
GRÜNEN waren für eine totale Reduzierung, für
einen totalen Stillstand. Wir liegen hier mit Maß in der
Mitte. Das Ergebnis lautet: Dank der erfolgreichen

Verhandlungen unseres Ministerpräsidenten in Berlin
gibt es mehr Regionalisierungsmittel. Das tut Bayern
gut, vor allem dem Schienenverkehr. Wir haben mehr
Mittel für die Städtebauförderung dank der Tatsache,
dass sich die Große Koalition in Berlin in diesem
Punkt einig ist. Außerdem werden unsere Ämter
durch insgesamt 200 neue Beschäftigungsmöglichkei-
ten gestärkt.

Die Investitionen belaufen sich – ich beziehe mich auf
das Jahr 2017 – auf 51 Millionen Euro. Für die Pla-
nungen bei Bundes- und Staatsstraßen beläuft sich
die Summe mit der Fraktionsinitiative auf 45 Millionen
Euro. Weitere 6 Millionen Euro werden über den kom-
munalen Finanzausgleich zur Verfügung gestellt. Das
sind tolle Weihnachtsgeschenke.

Man muss sich das einmal vorstellen: Der kommunale
Finanzausgleich umfasst insgesamt die gigantische
Größe von 8,9 Milliarden Euro. Nach dem Ergebnis
vom Juli dieses Jahres gehen davon 3.313 Millionen
Euro in die Schlüsselmasse. Dann gab es diesen
herrlichen Einnahmerest in Höhe von 73,5 Millionen
Euro. Der Gemeindetag hat sofort erkannt, dass die-
ses Geld gut wäre für die Infrastruktur. Der Städtetag
hat darauf hingewiesen, dass es einen riesigen Be-
darf bei den Kindergärten und den Schulen gebe, und
dass dafür mehr getan werden sollte. Leider waren ei-
nige Verbände nicht bereit, dieses Geld für Investitio-
nen zu verwenden. Stattdessen blieben sie bei ihrem
Dogma, die Schlüsselmasse zu erhöhen, sodass der
Anteil mit 6 Millionen Euro geringer ausgefallen ist.

Im Landtag und in der CSU-Fraktion gibt es die
Übung, dass die Wünsche der kommunalen Spitzen-
verbände übernommen werden. Sollte es jedoch künf-
tig zu Abweichungen kommen, dann wird die Stel-
lungnahme bzw. die Zurückhaltung des einen oder
anderen Verbandes sicherlich dazu führen, dass wir
künftig darüber nachdenken werden, ob eine 99-pro-
zentige Zustimmung zu den Vorschlägen der Spitzen-
verbände und eine Einbeziehung von 1 % Ideen des
Landtags auch eine gute Lösung wäre. Wir wissen,
dass das Einstimmigkeitsprinzip in der EU und im
Länderfinanzausgleich Schwierigkeiten verursacht.
Hier bleiben nur wenige Spielräume übrig.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage herzlichen Dank. Mein Kollege Rotter wird zu
den weiteren Themen Stellung nehmen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege
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Pohl von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte
schön, Herr Kollege.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Würzburg, München, Ansbach, Georgensg-
münd: In diesem Jahr mussten wir sehen, dass trotz
der hervorragenden Arbeit, die die bayerische Polizei
leistet, auch wir in Bayern nicht davor gefeit sind,
dass schreckliche Verbrechen geschehen. Deswegen
ist es richtig und wichtig, dass wir im Bereich der inne-
ren Sicherheit einen Schwerpunkt setzen. An dieser
Stelle danke ich meinen Fraktionskollegen Eva Gott-
stein und Joachim Hanisch für ihren beharrlichen und
hervorragenden Einsatz und dafür, dass wir bei der in-
neren Sicherheit nicht nur die Polizeibeamten und die
Sicherheitskräfte loben, was ich hiermit auch tun
möchte, sondern dass wir sie für ihre Arbeit auch mit
den notwendigen Mitteln ausstatten können.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Herr Staatsminister Herrmann, mit Sicherheit fühlen
Sie sich heute wesentlich wohler als vor zehn Jahren,
als Sie als Fraktionsvorsitzender der CSU das Spar-
diktat von Edmund Stoiber bei der inneren Sicherheit
verteidigen mussten. Heute können Sie, gestützt auf
die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER und
der SPD, durchaus mit einer breiten Mehrheit dafür
sorgen, dass wir für die innere Sicherheit mehr Geld
ausgeben.

Damit komme ich zu den GRÜNEN: Wenn ihr solche
abenteuerlichen Vorschläge wie die Abschaffung des
Verfassungsschutzes macht, kann ich euch hier leider
nicht nennen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen an eini-
gen Stellen noch eine deutliche Personalaufstockung.
Als Beispiel nenne ich die Cybercops, die die Aufgabe
haben, Verbrechen, die im Internet vorbereitet wer-
den, zu verhindern. Wir müssen aber auch dafür sor-
gen, dass die Polizei in der Fläche präsent bleibt.
Deswegen müssen wir kleine Polizeiinspektionen so
stärken, dass in der Nachtschicht nicht die Situation
entsteht, dass nur ein Mann auf der Wache bleibt und
ein Mann auf Streife geschickt werden muss. Das
wird weder dem objektiven noch dem subjektiven Si-
cherheitsempfinden der Menschen gerecht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Herr Kollege Glauber
hat bereits ausführlich darauf hingewiesen, dass wir
bei der Infrastruktur einen erheblichen Nachholbedarf
haben. Ich nenne als einziges Stichwort die gleich-
wertigen Lebensverhältnisse in Bayern, ein zentrales

Anliegen der FREIEN WÄHLER, seit wir im Baye-
rischen Landtag sind und bereits vorher. Diese gleich-
wertigen Lebensverhältnisse werden nicht nur, aber
im Wesentlichen durch eine gute Verkehrsinfrastruktur
erreicht. Das betrifft die kommunalen Straßen, die
Staatsstraßen und zukünftig auch die Bundesstraßen.
Momentan sieht es so aus, dass die Bundesstraßen,
auch die vierspurigen Bundesstraßen, komplett in die
Verantwortung der Länder übergehen sollen. Hier
müssen wir vom Bund mehr Geld einfordern; aber wir
müssen auch selbst mehr Geld in die Hand nehmen.

Wir sind zu dem Entschluss gekommen, uns zu die-
sem Haushalt zu enthalten, weil viele unserer Forde-
rungen erfüllt wurden, aber leider nicht alle. Das gilt
vor allem für unsere Änderungsanträge, die wir beim
Nachtragshaushalt wahrscheinlich als CSU-Anträge
wiederfinden werden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat Herr Kollege
Ganserer vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.
Bitte schön, Herr Kollege.

Markus Ganserer (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Vor ziemlich
genau einem Jahr hat sich die Weltgemeinschaft in
Paris darauf verständigt, dass alle nötigen Maßnah-
men ergriffen werden müssen, um die Erderhitzung
auf maximal zwei Grad Celsius zu begrenzen. Für
Deutschland bedeutet das nicht weniger, als dass wir
in den nächsten 35 Jahren unsere CO2-Emissionen
auf nahezu null bringen müssen. In Bayern kommen
derzeit 40 % des Ausstoßes des Klimakillers CO2 aus
dem Verkehr.

Ihre straßenzentrierte Verkehrspolitik führt uns in die
klimapolitische Sackgasse. Das bestätigt auch das
Gutachten, das heute von den Umweltverbänden in
Berlin vorgestellt wird. Demnach belegt der Freistaat
Bayern im föderalen Wettbewerb mit den anderen
Bundesländern im Bereich der nachhaltigen Mobilität
den traurigen letzten Platz.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Sehr geehrter Herr Verkehrsminister, deswegen wäre
es jetzt höchste Eisenbahn, dass Sie sich auf den Ho-
senboden setzen und Ihre klimaschutzpolitischen
Hausaufgaben machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In Zukunft brauchen wir abgasfreie Antriebe, Stich-
worte sind Elektromobilität und Wasserstoff. Das ist
vollkommen klar. Wir dürfen aber nicht vergessen,
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dass nicht alle Verkehrsprobleme unter der Motorhau-
be zu lösen sind. Für ein Gelingen der Verkehrswen-
de müssen wir Verkehr von der Straße auf die Schie-
ne und auf den öffentlichen Verkehr verlagern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese Verlagerung, die auch Sie in Sonntagsreden
immer wieder beschwören, gelingt aber nur, wenn wir
vorher den Investitionsschwerpunkt von der Straße
auf den Ausbau der öffentlichen Verkehrsmittel verla-
gern. Dazu werden wir später beim Einzelplan 13
noch einen Vorschlag unterbreiten, wonach wir von
den sogenannten Entflechtungsmitteln jährlich 45 Mil-
lionen Euro vom kommunalen Straßenbau auf den
Ausbau des ÖPNV und des Radverkehrs umschich-
ten wollen; denn momentan fließen noch 60 % dieser
Entflechtungsmittel in den Straßenbau und nur 40 %
in den umweltfreundlichen ÖPNV. Dieses Verhältnis
müssen wir umdrehen. Hier brauchen wir mehr Mittel
für den ÖPNV.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Einen Großteil der täglichen Wege, die wir alle zu-
rücklegen, könnte man problemlos zu Fuß oder mit
dem Fahrrad bewerkstelligen. Aber nur ein Bruchteil
der personellen und finanziellen Ressourcen wird in
den Bereich der Nahmobilität investiert. Hier könnte
man mit sehr wenig Mitteln sehr viel erreichen. Des-
wegen brauchen wir dringend mehr Geld für den Aus-
bau des Radverkehrs. Wir brauchen Radschnellwege
in unseren Metropolregionen und dringend einen ei-
genen Haushaltstitel für den Bau von Radschnellweg-
systemen.

Aber auch beim Ausbau und Bau von ÖPNV-Infra-
strukturprojekten heißt es erst einmal denken, bevor
der Bagger kommt. Damit bin ich beim zweiten S-
Bahn-Tunnel in München. Dieses Prestigeprojekt löst
die Probleme im S-Bahn-Netz nicht und wenn es ge-
baut würde, dann würde nach zehn Jahren Bauzeit, in
denen gar nichts passiert, die Situation für viele Pend-
ler sogar noch schlechter. Es würden in schlechteren
Taktlagen weniger Züge verkehren, und zahlreiche
Fahrgäste, zum Beispiel die Pendler auf der S1, wür-
den sogar direkte, umsteigefreie Beziehungen verlie-
ren. Der Investitionsanteil bei den Regionalisierungs-
mitteln betrug vor zehn Jahren noch rund 20 %. Da ist
in Bayern auch in den Ausbau des ÖPNV investiert
worden. Aber der Investitionsanteil bei den Regionali-
sierungsmitteln ist in den letzten Jahren kontinuierlich
gesunken und lag in den Jahren 2013 und 2014 bei 5
bis 7 %. Aber im selben Maß, in dem die Investitionen
für den Ausbau des Schienen-ÖPNV in Bayern zu-
rückgefahren worden sind, haben sich die Ausgaben-
reste auf der hohen Kante deutlich erhöht. Ich finde

es deswegen dreist, wenn Sie jetzt sagen: Wir haben
ja schon 500 Millionen Euro für den Bau des zweiten
Tunnels angespart. In Wahrheit kommt dieses Geld
von den Pendlern in ganz Bayern, die es sich bitter
vom Mund abgespart haben.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf von den GRÜ-
NEN: So ist es!)

Der Ausbau der Außenäste im S-Bahn-Netz Mün-
chen, der Ausbau der S-Bahn Nürnberg Stufe 3, die
Elektrifizierung von zahlreichen Bahnstrecken in ganz
Bayern, die Schließung von Taktlücken – auf vielen
Strecken fahren wir heute am Wochenende noch im
Zweistundentakt –, die Einführung des Halbstunden-
takts auf den wirklich nachfragestarken Ästen, die Re-
aktivierung von Bahnstrecken, mehr Investitionen in
den barrierefreien Ausbau – das alles ist bei Ihnen in
den letzten Jahren auf der Strecke geblieben.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Sie haben dafür nichts übrig. Wenn Sie morgen hier
im Hohen Haus die Durchfinanzierung für den zweiten
S-Bahn-Tunnel erklären wollen,

(Zuruf von den GRÜNEN: Das wird nicht gelin-
gen!)

dann garantiere ich Ihnen, dass Sie damit nicht nur
ein Milliardengrab in der Münchener Innenstadt
schaufeln, sondern dass Sie viele Maßnahmen nicht
nur im S-Bahn-Netz München, sondern in ganz Bay-
ern für mindestens ein Jahrzehnt aufs Abstellgleis
schieben werden. Das können wir nicht mittragen.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Ein letzter Punkt: Wir wollen Mobilität für alle Men-
schen garantieren, egal, wo sie leben, und egal, ob
sie einen Führerschein haben oder nicht, ob sie sich
ein eigenes Auto leisten können oder nicht. Dazu
braucht es ein Mindestmaß an ÖPNV-Angeboten im
ländlichen Raum. Wir brauchen deutlich mehr Geld
für bedarfsorientierte Bedienformen im ländlichen
Raum. Die Erhöhung um 500.000 Euro, die Sie aus
Ihrer Fraktionsreserve vorgeschlagen haben, ist da
nur ein Tropfen auf den heißen Stein und reicht bei
Weitem nicht. Deswegen fordern wir eine jährliche Er-
höhung um 2,75 Millionen Euro. Zusammenfassend
kann ich sagen: Wir wollen Mobilität für alle Men-
schen ermöglichen und den dafür notwendigen Ver-
kehr so umweltfreundlich wie möglich gestalten. Des-
wegen fordere ich Sie auf: Stimmen Sie unseren
Änderungsanträgen zu.
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(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Als Nächster hat der Herr Kol-
lege Rotter von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr
Kollege.

Eberhard Rotter (CSU): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Lassen Sie mich zum Ab-
schluss, bevor dann Staatsminister Herrmann das
Wort ergreifen wird, noch einige Anmerkungen zu
Ausführungen von Kollegen machen, insbesondere zu
den Themenbereichen Wohnungsbau und Verkehr.
Da haben wir von der CSU nun vor gut einem Jahr
den Wohnungspakt Bayern mit großer Begeisterung
zur Kenntnis genommen; bei der Opposition war die
Begeisterung etwas gebremst, weil gesagt worden ist,
man könnte noch mehr Geld investieren. Für den
Wohnungspakt Bayern hat Staatsminister Herrmann
zugesagt, in den Jahren 2016, 2017, 2018 und 2019
jeweils rund 600 Millionen in drei Säulen auszugeben.
Dieses wird auch im Doppelhaushalt 2017/18 so ein-
treten, dass wir, wie es zugesagt ist, bei gut 600 Milli-
onen pro Jahr für diesen Bereich sind.

Sie haben nun kritisiert, dass die Landesmittel für den
sozialen Wohnungsbau beim Bewilligungsrahmen zu-
rückgefahren worden sind. Richtig ist, dass sie auf
nunmehr 82 Millionen zurückgefahren worden sind.
Im Endergebnis verbleiben aber besagte 600 Millio-
nen; denn Sie erwähnen natürlich nicht, dass die
zweite Säule, das kommunale Programm, mit 150 Mil-
lionen Euro aus Landesmitteln weitergeführt wird und
dass Labo-Mittel dort in gleicher Größenordnung hi-
neinfließen. Und generell erwähnen Sie gar nicht,
dass es natürlich auch um Studentenwohnraumbau
geht, den wir mit etwa 30 Millionen Euro pro Jahr för-
dern.

Außerdem wird kritisiert, dass Landesmittel zurückge-
fahren worden sind, weil die Bundesmittel erhöht wor-
den sind. Ich bekenne auf der einen Seite ganz offen,
dass ich als wohnungsbaupolitischer Sprecher davon
auch nicht besonders begeistert war. Aber auf der an-
deren Seite ist, wie Helmut Kohl immer gesagt hat,
entscheidend, was hinten herauskommt. Und Kohl hat
recht damit. Entscheidend ist, dass wir diese gut
600 Millionen Euro Jahr für Jahr halten können. Und
es ist natürlich gut, dass der Bund endlich wieder sei-
ner Verantwortung im Bereich des Wohnungsbaus ge-
recht wird. Der Wohnungspakt Bayern umfasst diese
gut 600 Millionen Euro, wovon das Land in den
nächsten Jahren zwei Drittel und der Bund mit knapp
200 Millionen Euro weniger als ein Drittel einbringt.
Ich hoffe sehr, dass der Bund diesen Beitrag verste-
tigt.

Insbesondere vom Kollegen Mistol ist zu Recht ange-
merkt worden, dass die Mittel des Wohnungspaktes
Bayern gar nicht so abgerufen worden sind, wie wir
uns das gewünscht hätten. Aber der Wohnungspakt
läuft erst seit etwa einem Jahr. Zunächst einmal müs-
sen die Firmen überhaupt registrieren, dass es jetzt
mehr Geld gibt. Dann müssen sich die Kommunen
damit vertraut machen und die Grundstücke zur Ver-
fügung stellen, auf denen gebaut wird. Dann muss ge-
plant und genehmigt werden. Dann erst kann mit dem
Bau losgelegt werden.

(Beifall bei der CSU)

Insofern, meine lieben Kolleginnen und Kollegen,
gehe ich davon aus, dass die Mittel im Jahr 2017 rei-
chen werden. Wenn es noch besser laufen sollte, als
wir alle zusammen hoffen und wünschen, dann kön-
nen wir im Nachtragshaushalt 2018 entsprechend
nachsteuern. Also, lieber Kollege, was heißt hier
große Katastrophe oder Stop-and-go? Wir sind schon
immer noch im Go. Und wenn uns jetzt der Bund hier
etwas mithilft, dann ist das nur gut und recht. Wir sind
sehr, sehr lange für den Bund mit Landesmitteln ein-
gesprungen, als dieser seine Verantwortung nicht
wahrgenommen hatte.

(Beifall bei der CSU)

Beim Thema Wohnungsbau sage ich es zwar immer
wieder, aber weil es mir so wichtig ist, sage ich es
auch heute: Der Staat allein wird es nicht richten kön-
nen. Wir brauchen massiv mehr Wohnungen. Ich
weiß, Herr Kollege Mistol, Sie stimmen mir hier immer
zu, aber nicht alle in diesem Hohen Hause tun das in
gleichem Umfang. Der Staat allein wird es nicht rich-
ten können. Wir brauchen die Privatinvestitionen, die
wir aber nur dann im nötigen Ausmaß bekommen,
wenn auf Bundesebene endlich einer vernünftigen
Abschreibungsregelung zugestimmt wird.

(Beifall bei der CSU)

Da war man fast so weit, doch dann kam ein Trauer-
spiel. Ich verstehe es heute noch nicht, warum das
vor einem Dreivierteljahr dann doch nicht gelungen
ist. Auf die frühere Legislaturperiode des Bundes will
ich gar nicht mehr zurückgehen, als die Länder ein-
fach nicht bereit waren, auf Steuereinnahmen zu ver-
zichten. Sie haben stattdessen gesagt: Du, Bund,
übernimm das bitte komplett. – Darauf hat der Bund
natürlich gesagt: Die Länder müssen ihren Anteil da-
zugeben. – Man soll aber die Hoffnung nie aufgeben.
Wenn aber beim Wohnungsbau etwas geschehen
soll, was wir dringend brauchen, dann brauchen wir
auch eine vernünftige Abschreibungsregelung.

7892 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000162.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000049.html


Nun noch einige Anmerkungen zum Thema Verkehr
und zur zweiten Stammstrecke: Wenn ich auf alles,
was hier gesagt wurde, jetzt erwidern würde, dann
würde das den Rahmen deutlich sprengen. Wir wer-
den aber mit Sicherheit Gelegenheit haben, zunächst
im Ausschuss darüber zu sprechen. Der Minister hat
bereits angekündigt, dass er dazu berichten wird. An-
schließend wird das gewiss auch im Plenum ein gro-
ßer Gegenstand sein. Ich darf aber daran erinnern,
dass dieses Vorhaben ein überragend wichtiges Ver-
kehrsprojekt ist, nicht nur für den Großraum München,
sondern für ganz Südbayern. Wir fahren derzeit auf
einer Strecke, die 45 Jahre alt ist. Sie wurde für die
Olympiade geplant, gebaut und fertiggestellt. Damals
waren es täglich 250.000 Fahrgäste. Jetzt haben wir
840.000 Fahrgäste in der S-Bahn, das ist dreieinhalb
Mal so viel. Ein Ende der Entwicklung ist nicht abzu-
sehen. Es ist deshalb klar, dass man hier etwas tun
muss, und zwar dringend. Dafür werden wir auch viel
Geld in die Hand nehmen müssen. Ich sage allerdings
auch immer: Das darf nicht zulasten anderer Räume
gehen. Das ist völlig richtig und auch völlig klar. Des-
halb bin ich dem Herrn Ministerpräsidenten, der das
bei der Verkündung des Durchbruchs bei der Finan-
zierung ausdrücklich gesagt hat, und auch unserem
Minister Joachim Herrmann sehr dankbar dafür, dass
sie genau diese Zusage, die es schon einmal vor fünf
Jahren gegeben hat, ausdrücklich wiederholt haben.
Das geht nicht zulasten anderer Projekte. Das gilt so-
wohl im Bundes-GVFG – Gemeindeverkehrsfinanzie-
rungsgesetz –, als auch im Landes-GVFG und auch
für das, was wir außerhalb mit Regionalisierungsmit-
teln tun. Das ist wichtig. Daran glaube ich, und darauf
sollte man auch vertrauen.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Strobl hat das Personal in den Bauäm-
tern angesprochen. Auch uns ist ganz wichtig, dass
hier umgesteuert wird, dass nicht nur der Abbau ge-
stoppt wird, sondern dass man zusätzliches Personal
schafft. Deshalb tun wir in diesem Haushalt auch
massiv etwas dafür.

(Beifall des Abgeordneten Bernhard Roos (SPD))

Ich sehe allerdings das Problem, dass wir, wenn wir
nur Stellen schaffen oder wenn wir nur Gelder für aus-
wärtige Büros zur Verfügung stellen, noch nicht die
geeigneten Fachleute und Ingenieure haben. Aber
das ist eine zweite Frage. Was wir aber als Haushalts-
gesetzgeber tun können, das haben wir hier getan.

(Beifall bei der CSU)

Die Staatsstraßen, liebe Kolleginnen und Kollegen,
sind ein ganz beliebtes Thema, das jedes Mal bei der
Haushaltsdebatte kommt. Man könnte immer noch

mehr tun, das ist klar. Wir haben hier aber, weiß Gott,
viel getan, und wir tun in diesen Haushalt wieder viel.
Ich erinnere mich noch an Zeiten, da waren wir bei
110 Millionen Euro. Jetzt sind wir bei 270 Millionen
Euro, und das innerhalb von sechs oder sieben Jah-
ren. Hier ist also ganz, ganz ordentlich etwas gesche-
hen. Das sollte man auch einmal zur Kenntnis neh-
men. Die Gelder fließen überwiegend in den
Substanzerhalt.

Auch die barrierefreien Bahnhöfe sind ein beliebtes
Thema, wo man natürlich mehr tun müsste, das ist
überhaupt keine Frage. Ich weise hier aber wie immer
auf die Zuständigkeit hin: Dafür zuständig sind der
Bund und die Bahn selbst.

(Beifall bei der CSU)

Wenn wir hier etwas aus Landesmitteln herausschnei-
den, dann erfolgt das immer wegen der dringenden
Notwendigkeit, die wir auch sehen. Zuständig aber
sind die anderen, Berlin und die Bahn.

(Beifall bei der CSU)

Mit dem Programm für kleine Stationen ist jetzt auch
endlich etwas gekommen. Es ist natürlich viel zu
wenig, aber nun gut. Ich hoffe, der Bund wird das ein-
sehen und etwas tun. – Innovative Bereiche im Ver-
kehr sind uns selbst wichtig, das können Sie unseren
Anträgen entnehmen.

Ich komme zum Schluss. Natürlich könnte man mit
noch mehr Geld noch mehr tun. Sie haben auch
reichlich Anträge gestellt. Gleichzeitig kritisieren Sie
aber immer wieder, dass zu wenig Schuldenabbau er-
folgt, dass zu viel aus den Rücklagen entnommen
wird und dass zu wenig Mittel in den Pensionsfonds
fließen. – Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Op-
position, das passt alles nicht zusammen. Deswegen
müssen wir ihre Anträge ablehnen und nicht, weil dort
nur Unsinn drinstehen würde.

(Beifall bei der CSU – Susann Biedefeld (SPD):
Nicht nur Sie können rechnen!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge, bleiben Sie bitte am Rednerpult. Herr Kollege
Glauber hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemel-
det. Bitte schön, Herr Kollege Glauber.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Herr Kollege
Rotter, ich würde gerne noch eine Frage zur Finanzie-
rung der Stammstrecke stellen. Sie haben dem Minis-
terpräsidenten und Staatsminister Herrmann für die
Verhandlungen bezüglich der Stammstrecke gedankt.
Für mich stellt sich hier eine Frage, und bitte erklären
Sie das auch noch einmal dem Hohen Haus: Die
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GVFG-Mittel sind für die nächsten 15 Jahre verhan-
delt. Sie sagen, es gibt eine sichere Finanzierung.
Momentan hat der Bund zwar 1,5 Milliarden Euro zu-
gesagt, bisher gibt es vom Bund aber keinen einzigen
Euro. Nun berechnen Sie doch einmal die GVFG-Mit-
tel für die nächsten 15 Jahre und erklären Sie dem
Hohen Haus dann bitte, welcher Ausgaberest für Bay-
ern übrig bleibt. Wie man hier von einer gesicherten
Finanzierung sprechen kann, ist mir einfach schleier-
haft. Sie sprechen von einem Zeitraum von 15 Jah-
ren. Man muss doch einmal überlegen, was das poli-
tisch bedeutet. In 15 Jahren kann es, wenn es darauf
ankommt, vier verschiedene Regierungen geben. Hier
von einer gesicherten Finanzierung über 1,5 Milliar-
den Euro, die Bayern vorstreckt, zu sprechen, ist völ-
lig unredlich.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Glauber. Herr Rotter, Sie haben das Wort.

Eberhard Rotter (CSU): Herr Kollege Glauber, wir
führen immer wieder die gleichen Debatten. Sie stel-
len die gleichen Fragen, und ich gebe Ihnen die glei-
chen Antworten.

(Zuruf von der CSU: Typisch!)

Seien Sie also nicht enttäuscht. In diesem Bundes-
GVFG, aus dem auch die Stammstrecke finanziert
wird, haben wir nun einmal einige bayerische Projek-
te, die natürlich abfinanziert werden müssen und die
auch schon am Laufen sind. Ich erwähne die Mobili-
tätsdrehscheibe in Augsburg oder eine neue Straßen-
bahnlinie in Würzburg. Ich erwähne auch weitere Aus-
bauten in Nürnberg. Diese Dinge werden auch aus
diesem Topf abfinanziert; dafür gibt es auch die ent-
sprechenden Zusagen. Dafür habe ich heute insbe-
sondere gedankt. Dass man eine Finanzierung hinbe-
kommt – prima Sache. Mir geht es aber darum,
klarzustellen, dass das auch für das Land draußen
gilt. Sie sprechen immer nur von den großen Projek-
ten und dem Bundes-GVFG. Mir geht es aber auch
darum, dass künftig beispielsweise zwischen Hof und
Marktredwitz oder zwischen Oberstdorf und Kempten
deswegen kein Zug weniger fährt. Das betrifft die Re-
gionalisierungsmittel. Auch dafür gibt es die Zusage,
und dafür habe ich dem Ministerpräsidenten und un-
serem Verkehrsminister gedankt, weil sie dafür einste-
hen. Unserem Verkehrsminister darf ich im Übrigen
an dieser Stelle für seinen großen Einsatz und die
ausgezeichnete Zusammenarbeit danken.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke, Herr
Kollege. Nun hat sich noch Herr Kollege Lotte für eine
Zwischenbemerkung gemeldet.

(Eberhard Rotter (CSU): Damit habe ich schon
gerechnet, weil er bei der Liste der Redner offen-
sichtlich heruntergefallen ist.)

Bitte schön, Herr Kollege.

Andreas Lotte (SPD): Herr Kollege Rotter, das holen
wir jetzt nach. Ich wollte noch etwas zum Wohnungs-
bau fragen, nachdem Sie die Staatsregierung sehr
gelobt haben. Sie haben versucht hier zu vermitteln
und gesagt, dass es gar nicht zu einer Kürzung kam.
Ich frage Sie anhand der Zahlen, die mir vom Ministe-
rium vorliegen; vielleicht können Sie es noch einmal
darstellen. Da stehen für 2016 159 Millionen Euro an
Landesmitteln. Das hatten Sie erwähnt. 87 Millionen
Euro sollen es 2017 sein. Bei der Labo werden tat-
sächlich, um nichts zu unterschlagen, aus 100 Millio-
nen Euro 150 Millionen Euro. Beim Bund werden aus
120 Millionen Euro 200 Millionen Euro. Man sollte
dazu sagen, dass es 2015 noch 60 Millionen Euro
waren. Eigentlich ist der Wohnungsbau aber primär
Landesaufgabe, und das erwähnen Sie auch immer
wieder. Er ist also gar nicht Bundesaufgabe. Bei an-
deren Sachen schimpfen Sie immer. Allerdings: So-
weit ich weiß, ist die CSU auch im Bund an der Regie-
rung. Insofern muss man genau hinschauen, wenn
man über den Bund schimpft.

Was mir aber noch viel wichtiger ist, das betrifft die
Abschreibung. Um hier keine Legendenbildung zuzu-
lassen, sage ich: Auch die SPD ist für ein Abschrei-
bungsmodell. Wir wollen aber eine Koppelung der Ab-
schreibung. Wir sind der Meinung, man soll keine
Steuersparmöglichkeiten ohne entsprechende Gegen-
leistung schaffen, sprich: degressive Abschreibung
gerne, aber gekoppelt an bezahlbare Mieten. Dieser
Vorschlag liegt im Bund vor, wurde aber von
CDU/CSU in Berlin leider abgelehnt. Sonst hätten wir
das schon.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. Herr Kollege Rotter, Sie haben
das Wort.

Eberhard Rotter (CSU): Herr Kollege Lotte, ich habe
von einer vernünftigen Abschreibungsregelung ge-
sprochen. Unter vernünftig verstehe ich das, was Sie
jetzt auch erwähnt haben. Natürlich, da waren wir uns
doch im Grundsatz alle einig, auch die Union im
Bund. Deshalb ist mir nach wie vor unverständlich,
dass das Ganze dann doch gescheitert ist, als es
darum ging, ob man ein paar 10.000 Euro mehr oder
weniger pro Wohnung in eine Abschreibungsregelung
einbezieht oder nicht. Ich würde sagen, das war von
allen Verhandlungsführern mehr als kleinlich. Man
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hätte sich einigen müssen. – Da sind wir uns einig,
vielen Dank.

Zu dem ersten Punkt, den Sie erwähnt haben: Es ist
richtig, dass eine Kürzung eintritt. Ich habe auch ge-
sagt, dass es jetzt weniger Landesmittel sind. Die
Kürzung ist nicht ganz so groß wie der Betrag, den
der Bund drauflegt. Die Bundesregierung wird jetzt
endlich ihrer Verantwortung gerecht. Zur Bundesre-
gierung gehört nicht nur die SPD. Natürlich gehört die
Union genauso dazu, auch wenn der Herr Kollege
Strobl ausdrücklich Ihren gerade wiedergewählten
Landesvorsitzenden besonders gelobt hat. Ich geste-
he ihm zu, da hat er gute Arbeit geleistet. Ich habe ihn
sonst immer geschimpft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich erkenne es an, dass die komplette Bundesregie-
rung bereit ist, endlich wieder ihrer Verantwortung ge-
recht zu werden. Daher mussten wir hier die Landes-
mittel zugunsten anderer Dinge, die im Haushalt
wichtig sind, zurückfahren, zumal wir jeden Euro nur
einmal ausgeben können und wir das Geld der Steu-
erzahler verwenden. Ich habe gesagt und weiß, dass
der zuständige Staatsminister Herrmann es auch so
sieht: Wenn die Programme so super in Anspruch ge-
nommen werden, wie es für die, die die Wohnungen
nachfragen, eigentlich notwendig wäre, werden wir im
Nachtragshaushalt nachsteuern.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Jetzt hat noch mal die Kollegin
Biedefeld das Wort. Bitte schön.

Susann Biedefeld (SPD): Herr Präsident, Kollegin-
nen und Kollegen! Ich möchte die verbleibende Rede-
zeit nutzen, um ein Thema aufzugreifen, das ich vor-
hin zwar nur kurz streifen konnte, das für die SPD
aber sehr wichtig ist. Ich beziehe mich auf den Einzel-
plan 03 A und darin auf die Lebensmittelkontrolle. Ich
wäre Ihnen, Herr Minister Herrmann, sehr dankbar,
wenn Sie dazu Stellung nehmen und Ihre Bewertung
darlegen.

Wir haben einen Antrag gestellt, der auf eine Verbes-
serung der Ausbildungssituation im Bereich der Le-
bensmittelkontrolleure durch die Schaffung von 80
neuen Stellen für Lebensmittelkontrolleure-Anwärter
und –Anwärterinnen abzielt. Die Stellen sollen bei den
Landratsämtern entstehen, wie ich ganz bewusst be-
tone. Diese Stellen dienen aus unserer Sicht in erster
Linie dem Schutz der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher. Das Gutachten des Bayerischen Obersten
Rechnungshofes – es sagt übrigens aus, dass in Bay-
ern bei der Lebensmittelkontrolle vieles im Argen liegt

– hat ein weiteres Mal gezeigt, dass massive Kontroll-
rückstände aufgrund des Personalmangels an den
Landratsämtern herrschen.

(Beifall bei der SPD)

10 % der Stellen sind nicht besetzt. Die Anzahl und
der Turnus der vorgeschriebenen Kontrollen konnten
nicht eingehalten werden. Nicht die SPD sagt das,
sondern das Gutachten sagt das aus. Die so weit hin-
ter dem Sollbestand herhinkende Ist-Besetzung der
Stellen von Lebensmittelkontrolleurinnen und -kon-
trolleuren hängt unter anderem damit zusammen,
dass Lebensmittelkontrolleure erst dann ausgebildet
werden, wenn eine Stelle frei wird. Dies führt konkret
dazu, dass während der 24-monatigen Ausbildung die
Stelle jeweils nicht besetzt werden kann. Jeder Be-
trieb in der freien Wirtschaft würde bei einer derarti-
gen Personalpolitik pleitegehen. Um diesem Mangel
abzuhelfen, wollen wir 80 Anwärterstellen schaffen,
auch im Hinblick darauf, dass in den nächsten Jahren
30 bis 40 % der Lebensmittelkontrolleure in Bayern in
den Ruhestand gehen. Das muss man auch noch be-
rücksichtigen. Hier muss zeitnah ausgebildet werden
und nicht erst, wenn die Kollegen im Ruhestand sind.

Die 70 Stellen, die jetzt für die neue Kontrollbehörde
für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen vorge-
sehen sind, umfassen auch Verwaltungsstellen. Die
Stelleninhaber sind nicht nur Kontrolleure und nicht
nur in erster Linie vor Ort mit Kontrollen beschäftigt,
zumindest nicht die 70, die Sie hier genannt haben.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. – Jetzt hat Herr Staatsminister
Joachim Herrmann das Wort. Bitte schön, Herr
Staatsminister.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Der Haushalt des Bayerischen Staatsministeriums
des Innern, für Bau und Verkehr erreicht im kommen-
den Jahr in den Einzelplänen 03 A und 03 B ein Ge-
samtvolumen von rund 8 Milliarden Euro im Jahr 2017
und rund 8,2 Milliarden Euro im Jahr 2018. Das ist in
der Tat eine neue Rekordsumme. Wir sorgen damit
für die Sicherheit der Menschen in unserem Land. Wir
investieren in Straßen und Gebäude, wir fördern Kom-
munen und den Sport und sorgen für Mobilität in Stadt
und Land. Ich will nur auf einige der Aspekte, die ge-
rade in der Debatte angesprochen worden sind, ein-
gehen.

Zu den wichtigsten Aufgaben eines Staates, über-
haupt eines modernen Rechtsstaates, gehört es, das
Menschenmögliche für die Sicherheit der Menschen
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in unserem Land zu tun. Das hat der Ministerpräsi-
dent gestern schon angesprochen. In dem nun zu
Ende gehenden Jahr 2016 haben uns viele harte
Schläge getroffen, wie vorhin angesprochen wurde:
die Terroranschläge in Würzburg und Ansbach, der
Amoklauf, das schreckliche Zugunglück und vieles
mehr. Trotzdem bleibt festzustellen: Insgesamt ist
Bayern mit Abstand das sicherste aller deutschen
Länder. Die Menschen können bei uns in Bayern si-
cherer leben als anderswo.

(Beifall bei der CSU)

Das ist das Ergebnis der großartigen Arbeit unserer
bayerischen Polizei. Viele weitere Menschen tragen
dazu bei. Die Menschen in Bayern tragen auch durch
ihr eigenes Verhalten dazu bei. Aber die Polizei hat
eine Kernaufgabe. Deswegen stärken wir die baye-
rische Polizei. Es ist richtig, dass es infolge der Be-
schlüsse über den ausgeglichenen Haushalt in den
Jahren 2003 ff. auch einige Stellenreduzierungen gab.
Aber vergleichen Sie die Zahlen mit denen der letzten
Jahre. Ich blicke zurück auf die Haushalte in der Zeit,
in der ich als Innenminister Verantwortung trage. Der
erste Haushalt, mit dem ich in dieser Funktion arbei-
ten durfte, war der des Jahres 2008. Damals hatte die
bayerische Polizei 37.500 Stellen. Mit dem jetzt Ihnen
vorliegenden Entwurf für den Doppelhaushalt
2017/2018 wird die Polizei insgesamt 42.300 Stellen
haben. Das sind fast 5.000 Stellen mehr als im
Jahre 2008. Zeigen Sie mir ein anderes Bundesland,
in dem innerhalb dieses Zeitraums der Personalbe-
stand um 5.000 Stellen gewachsen ist! Das ist unsere
Sicherheitspolitik, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben schon heute, am Ende des Jahres 2016,
den höchsten Personalbestand zu verzeichnen, über
den die bayerische Polizei jemals verfügte. Der Be-
stand wächst weiter: 2017 und 2018 jeweils um
500 Stellen. Es ist politisch angekündigt, dass 2019
und 2020 noch einmal jeweils 500 Stellen folgen wer-
den.

Wir haben nicht nur die meisten Stellen. Wichtig ist
auch, dass die bayerischen Polizeibeamten eine star-
ke Leistung erbringen. Sie sind es uns wert, dass sie
ordentlich bezahlt werden. Schauen Sie sich die Be-
soldungsvergleiche des Bayerischen Beamtenbundes
an. Ich darf schon darauf hinweisen, dass die baye-
rischen Polizeibeamten von den Polizeibeamten aller
16 Bundesländer und des Bundes am besten bezahlt
werden. Ein Beamter in A 11 erhält in diesem Jahr
von Januar bis Dezember ein Bruttojahresgehalt ein-
schließlich aller Zahlungen inklusive Weihnachtsgeld
und dergleichen von 51.572 Euro. Wenn der gleiche

Beamte in Nordrhein-Westfalen in A 11 tätig wäre,
würde er ein Jahresgehalt von 48.913 Euro erhalten;
das sind etwa 2.600 Euro weniger im Jahr. Wenn der
gleiche Beamte in Rheinland-Pfalz tätig wäre, würde
er ein Jahresgehalt von 47.390 Euro erhalten; das
sind rund 4.200 Euro weniger als in Bayern. Das ist
die Wertschätzung des Freistaates Bayern gegenüber
seinen Polizeibeamtinnen und -beamten.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte mich ausdrücklich bei der CSU-Fraktion
dafür bedanken, dass wir mit diesem Doppelhaushalt
ein klares Signal geben, indem der Dienst zu ungüns-
tigen Zeiten, vor allen Dingen der Nachtdienst, besser
vergütet wird. Wir können den Nachtzuschlag pro
Stunde vom 1. Januar an auf vier Euro anheben. Es
ist mein Ziel, dass wir ihn im Nachtragshaushalt 2018
auf 4,50 Euro anheben und dass das entsprechend
fortgeführt wird. Wir können deshalb feststellen: Ja,
wir investieren in die Sicherheit und in gutes Personal,
in gute Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen wir üb-
rigens ein besseres Handwerkszeug an die Hand
geben. Es ist angesprochen worden: Wir werden
neue Waffen beschaffen. Wir beschaffen bessere
Schutzausstattung wie die ballistischen Helme, die
schusssicheren Westen usw. Der Sachhaushalt der
Polizei wächst auf ein neues Rekordniveau.

Sie haben wieder mal die Sicherheitswacht infrage
gestellt. Daher will ich am Rande erwähnen: Die Si-
cherheitswacht dient, wie man an diesen Zahlen sieht,
nicht dazu, bei der Polizei Kürzungen vorzunehmen.
Nein, wir bauen die Polizei aus und statten sie noch
stärker aus. Aber trotzdem ist es nicht falsch, wenn
sich Menschen auch ehrenamtlich für die Sicherheit in
unserem Land engagieren.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb bin ich dankbar dafür, dass sich Menschen in
der Sicherheitswacht engagieren. Deshalb sind wir
bereit, die Sicherheitswacht weiter auszubauen. Die
Sicherheitswacht wird nur dort eingeführt, wo eine
Kommune – wohlgemerkt: eine Kommune – von sich
aus den Antrag stellt, der von der örtlichen Polizei be-
fürwortet werden muss. Dann wird eine Sicherheits-
wacht eingeführt. Dann führen wir die Ausbildung und
die Ausstattung durch. Bei uns geht es nicht darum,
dass Leute von der Sicherheitswacht Waffen oder
dergleichen bekämen. Das ist nicht der Sinn der
Sache. Ich denke aber, es sollte nicht infrage gestellt
werden, dass man auch ehrenamtlich einen wichtigen
Beitrag für die Sicherheit in unserem Land leisten
kann.

Als zweites großes Thema will ich kurz den Woh-
nungsbau aufgreifen. Wir brauchen in der Tat einen
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stärkeren Wohnungsbau. Ich bin froh darüber, dass
alle Zahlen darauf hindeuten, dass der Wohnungsbau
insgesamt in Bayern in diesem Jahr wohl weiter zuge-
nommen hat. Wir werden erst zu Beginn des nächs-
ten Jahres die endgültigen statistischen Zahlen
sehen.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Aber es ist unübersehbar: Es wird mehr gebaut. Das
ist auch erforderlich. Das ist gar keine Frage. Ich bin
dankbar dafür, dass sich die Bundesregierung ihrer-
seits auch für mehr Mittel für den Wohnungsbau ein-
gesetzt hat und die Mittel vonseiten des Bundes er-
höht worden sind. Ich stehe darüber auch mit dem
Kollegen Pronold in einem ständigen und guten Kon-
takt. Ich will das überhaupt nicht in Zweifel ziehen. Wir
sind in den Fragen des Wohnungsbaus wie übrigens
auch in den Fragen der Städtebauförderung in einem
guten Kontakt und arbeiten da gut zusammen. Herr
Kollege Mistol, Sie haben es angesprochen. Sie
waren bei der Tagung in Reit im Winkl mit dabei. Man
braucht nur den bundesweiten Fachverbänden des
Wohnungsbaus zuzuhören. Das ist keine bayerische
Propaganda; das sagen Ihnen auch die Kollegen der
bundesweiten Fachverbände: Das, was der Freistaat
Bayern zusätzlich zu den Mitteln des Bundes für den
Wohnungsbau zur Verfügung stellt, ist deutschland-
weit einmalig. Es gibt kein anderes Bundesland, das
so konsequent einen eigenen Beitrag zum Wohnungs-
bau leistet.

(Beifall bei der CSU)

Wir sagen allerdings auch, womit ich unterstreichen
will, was der Kollege Rotter gesagt hat: Allein mit den
Mitteln des sozialen Wohnungsbaus werden wir die
Wohnungsnachfrage nicht hinreichend befriedigen.
Wir brauchen auch den freifinanzierten Wohnungs-
bau. Deshalb wäre es gut gewesen, wenn man sich in
Berlin auf eine Verbesserung der steuerlichen Ab-
schreibungsmöglichkeiten verständigt hätte. Das ist
leider nicht zustande gekommen.

(Beifall bei der CSU)

Das ist bedauerlich. Das sage ich nach wie vor auch
den Kollegen der SPD. Hier wird nicht ausgewogen
agiert. Das hat leider schon mit dem Koalitionsvertrag
2013 angefangen, in dem zunächst von den Fachpoli-
tikern verhandelt worden war, einerseits mehr Mittel
und bessere steuerliche Abschreibung zu ermögli-
chen und andererseits mehr Mieterschutz im Miet-
recht einzuführen. Dann haben die Haushaltspolitiker
in den letzten Zügen der Koalitionsverhandlungen die
ganzen steuerlichen Maßnahmen rausgestrichen. Nur
der verschärfte Mieterschutz ist übrig geblieben. Wir
stehen zu diesem verschärften Mieterschutz. Man

kann aber nicht mit verschärften Mieterschutzvor-
schriften allein den Bestand schützen. Damit kann
man keine zusätzlichen Initiativen zum Bau von mehr
Wohnungen erreichen. Da wir mehr Einwohner in
Bayern haben, geht es nicht nur um den Schutz der
vorhandenen Wohnungen, sondern um den Bau von
mehr Wohnungen. Das erreicht man nicht allein mit
Mieterschutzvorschriften, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen.

(Beifall bei der CSU)

Hier fehlt die zweite Hälfte einer vernünftigen Politik.

(Florian von Brunn (SPD): Aber Sie erreichen,
dass die Mieten bezahlbar bleiben, Herr Minister!
Darum ist es wichtig! – Zuruf der CSU: Quatsch!)

– Darum stehe ich ja zum Mieterschutz. Das habe ich
zweimal ausdrücklich betont. Aber das reicht nicht,
wenn wir mehr Wohnungen brauchen. Das sage ich
nur, damit wir das richtig wahrnehmen.

(Harald Güller (SPD): Dazu brauchen wir mehr
Fördermittel!)

Drittens, Mobilität. Ich freue mich, dass die Mittel für
die Staatsstraßen, deren Höhe 2013 noch bei 318 Mil-
lionen Euro lag, in diesem Haushalt 2017/2018 auf
380 Millionen angehoben werden. Auch das sind
neue Rekordsummen, die es in dieser Höhe noch nie
für den Staatsstraßenbau gegeben hat. Wir kommen
hier gut voran. Ich denke, das ist draußen im Straßen-
netz zu sehen. Das gilt für die Autobahnen und die
Bundesstraßen wie für die Staatsstraßen. Viele be-
schweren sich, dass sie nur noch Baustellen und der-
gleichen erleben. Das war in diesem Sommer natür-
lich so. Das wird im nächsten Jahr wieder so sein,
weil wir so viel Geld wie noch nie für den Straßenbau
haben. Ich denke, das ist ein gutes Zeichen.

(Beifall bei der CSU)

Aber wir bauen in der Tat auch den öffentlichen Nah-
verkehr und den öffentlichen Verkehr insgesamt aus.
Die Deutsche Bahn investiert in diesem Jahr allein in
Bayern eine Milliarde Euro in die vorhandene Infra-
struktur oder in neue Strecken. Eine Milliarde Euro
gehen in Bayern allein in Schienenstrecken. Dazu ge-
hören Investitionen in die zweite Stammstrecke in den
nächsten Jahren. Ich bin zuversichtlich, dass wir in
der kommenden Woche im Rahmen eines weiteren
Bahngipfels beim Ministerpräsidenten die Durchfinan-
zierungserklärung für die zweite Stammstrecke end-
lich unterzeichnen können. Lieber Herr Kollege Gan-
serer, ich kann nur sagen: Die GRÜNEN haben den
üblichen Eiertanz bei diesem Thema aufgeführt. Auf
der einen Seite bemängeln Sie, es würde nicht genü-
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gend für den öffentlichen Personennahverkehr getan.
Aber gerade bei diesem Projekt suchen Sie auf der
anderen Seite immer mit Hängen und Würgen Argu-
mente, warum man nicht für dieses Projekt ist. Sonst
wollen Sie überall mehr ÖPNV, aber dieses Projekt
doch bitte nicht.

(Beifall bei der CSU)

Lieber Kollege Ganserer, so werden wir da nicht wei-
terkommen. Ich darf darauf hinweisen: Vor 20 Jahren
gab es die Bahnreform auf Bundesebene. Seitdem
sind die Länder für den Schienenpersonennahverkehr
auf Länderebene zuständig, bestellen die Züge, orga-
nisieren das und entscheiden, wo der Takt verstärkt
wird, wo neue Züge fahren und dergleichen mehr. Wir
haben in diesem Jahr bei der DB und anderen priva-
ten Betreibern im Moment 122 Millionen Zugkilometer
bestellt. Meine Damen und Herren, in diesen 20 Jah-
ren sind die Nutzerzahlen im Schienenpersonennah-
verkehr um 73 % auf jetzt 1,3 Millionen Passagiere
pro durchschnittlichem Werktag gestiegen. Um 73 %
in den letzten 20 Jahren! Herr Kollege Ganserer, zei-
gen Sie mir jetzt bitte ein einziges deutsches, von den
GRÜNEN mitregiertes Land, wo die Passagierzahlen
im Schienenpersonennahverkehr in den letzten
20 Jahren stärker gestiegen wären als im Freistaat
Bayern. Zeigen Sie mir ein einziges grün-regiertes
Land!

(Beifall bei der CSU)

Damit, nur immer starke Sprüche zu machen und mit
"man müsste" und "man sollte" zu kommen, aber
überall dort, wo man Verantwortung hat, überhaupt
nicht in der Lage zu sein, das auch umzusetzen,
kommt man nicht weiter.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Meine Damen und Herren, ich unterstreiche: Die
Staatsregierung hat schon bei der letzten Grundsatz-
entscheidung zur zweiten Stammstrecke erklärt, dass
andere SPNV-Projekte in Bayern darunter nicht leiden
werden und dass wir sie auch weiter voranbringen.
Das gilt für solche Projekte, die laufen, und das gilt für
solche, die in den nächsten Jahren weiter dazukom-
men werden. Wir lassen uns insgesamt – das gilt für
die zweite Stammstrecke und für den gesamten übri-
gen Personennahverkehr, das gilt für unsere gesamte
Politik, für den Wohnungsbau und für die Sicherheit –
auch weiterhin nicht an Sprüchen, sondern an den
Taten messen. Nur deshalb steht der Freistaat Bayern
auch in Sachen Schienenverkehr, aber vor allen Din-
gen auch in Sachen Sicherheit besser da als andere
Bundesländer.

Meine Damen und Herren, ich bitte Sie um Zustim-
mung zu diesem Haushalt, damit wir diesen Weg fort-
setzen können. Der Haushalt wird Bayern weiter vo-
ranbringen.

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Staats-
minister, bleiben Sie bitte. Der Kollege Pohl hat sich
zu einer Zwischenbemerkung gemeldet. – Bitte
schön, Herr Kollege.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Herr Staatsminister, Sie haben ge-
nauso wie die Kollegin Wittmann zu Recht davon ge-
sprochen, dass wir immer wieder Polizeibeamte an
andere Bundesländer ausleihen müssen, die dann
hier fehlen. Ich möchte Sie fragen: Welche Anstren-
gungen unternehmen Sie in der Innenministerkonfe-
renz, damit dieser wirklich sehr bedrohliche und nicht
hinzunehmende Zustand in der Zukunft unterbleibt?
Und welche Ausgleichszahlungen müssen diese Län-
der an den Freistaat leisten? Zahlen sie adäquat?

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Staats-
minister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Kollege Pohl, ich werbe in der Innenministerkon-
ferenz nachdrücklich dafür, dass überall Personal wei-
ter aufgebaut wird. Es gibt seit diesem Jahr eine
Reihe von Bundesländern, die jetzt auch erkannt
haben, dass man nicht weiter kürzen darf, sondern
aufbauen muss. Ich möchte auch ausdrücklich würdi-
gen, dass sich die Große Koalition in Berlin darauf
verständigt hat, die Sicherheitskräfte des Bundes im
kommenden Jahr massiv zu verstärken. Es wird im
kommenden Jahr bei der Bundespolizei, beim Bun-
deskriminalamt und beim Bundesamt für Verfassungs-
schutz einen Personalaufwuchs wie überhaupt noch
nie geben. Das war eine gemeinsame Entscheidung
der Großen Koalition in Berlin, und das alles ist inso-
fern auf einem vernünftigen Weg.

Hinsichtlich der gegenseitigen Unterstützung mit Poli-
zeikräften gibt es klare Vereinbarungen zwischen
allen 16 Bundesländern, wie das miteinander verrech-
net und gegebenenfalls finanziell ausgeglichen wird.
Ich sage ausdrücklich – das habe ich auch in der Ver-
gangenheit betont –, dass wir nicht auf Dauer andere
unterstützen wollen. Ich unterstreiche aber, damit da
keine Missverständnisse aufkommen, dass wir die
funktionierende Solidarität der Polizeien aller Länder
untereinander auch in Bayern sehr zu schätzen wis-
sen. Wir haben gerade in der vergangenen Woche
den Hamburger Kollegen anlässlich des OSZE-Tref-
fens rund 500 Beamte aus Bayern zur Verfügung ge-
stellt. Ich rufe aber in Erinnerung, dass wir im Mai und
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Juni letzten Jahres bei dem G-7-Gipfel im Landkreis
Garmisch-Partenkirchen auch eine zahlenmäßige Un-
terstützung durch die Polizeien anderer Länder wie
noch nie hatten. Nur dadurch war der größte Polizei-
ansatz in der Geschichte Bayerns möglich.

Ja, alle Länder sind gefordert, ihre Polizei noch bes-
ser auszustatten. Aber es ist wichtig, dass es in be-
sonderen Einsatzlagen auch in Zukunft die gegensei-
tige Unterstützung der Länder gibt. Wichtig ist auch –
das will ich ausdrücklich unterstreichen –, dass der
Bund genügend Kräfte hat; denn es geht – Sie haben
die Grenzkontrollen angesprochen – um die Sicher-
heit in unserem Land. Nachdem der Bund gesagt hat,
er hat im Moment zu wenig Leute, um die Grenzüber-
gänge rund um die Uhr zu kontrollieren, haben wir
uns bereit erklärt, die Grenzkontrollen mit einer Hun-
dertschaft in wechselndem Einsatz zu verstärken.

Ich habe den Bundesfinanzminister gebeten, seiner-
seits auch Kräfte des Zolls zur Verfügung zu stellen;
denn der Zoll ist typischerweise auch an den Grenzen
tätig. Am besten ist es, wenn der Bund in einiger Zeit
infolge stärkerer Neueinstellungen und Ausbildung in
der Lage ist, seinen Aufgaben – Grenzkontrollen sind
in der Tat seine originären Aufgaben – mit eigenen
Kräften hinreichend nachzukommen. Aber wir tun je-
denfalls in Bayern weiterhin von unserer Seite alles
dafür, um für die Sicherheit der Menschen das Men-
schenmögliche zu bewegen. Da schieben wir die Ver-
antwortung nicht auf andere, sondern tun selbst alles
dafür, dass die Menschen in Bayern weiter so sicher
wie möglich und sicherer als anderswo leben können.

Vielen Dank für die Unterstützung durch die Mehr-
heitsfraktion in diesem Hohen Hause. Nur dank dieser
konsequenten Unterstützung über Jahre und Jahr-
zehnten ist Bayern das sicherste Land.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Staats-
minister, Herr Kollege Mütze hat sich noch zu einer
Zwischenbemerkung gemeldet. Bitte schön, Herr Kol-
lege.

Thomas Mütze (GRÜNE): Herr Staatsminister, sie
haben eben behauptet, kein Projekt des Schienenper-
sonennahverkehrs in Bayern müsse darunter leiden,
dass die zweite Stammstrecke finanziert werden
muss. Ist es richtig, dass die BEG am Montag eine
Ausweitung des Verkehrs auf der Maintalbahn abge-
lehnt hat, weil sie dafür kein Geld mehr hat, nachdem
alles Geld jetzt in die zweite Stammstrecke fließen
muss?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön. – Herr Staatsminister, Sie haben das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Ich werde mich gerne darüber informieren, wel-
che Entscheidung es da gab. Ich habe an der Sitzung
nicht teilgenommen. Aber ich sehe – wir haben jetzt
von den Investitionen gesprochen – bei Projekten, die
absolut sinnvoll, richtig und notwendig sind, die klare
Zusage der Staatsregierung, dass sie auch künftig fi-
nanziert werden.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen
liegen mir nicht vor. Damit ist die Aussprache ge-
schlossen. Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstim-
mung liegen der Entwurf des Haushaltsplans 2017/18
– Einzelplan 03 A –, die Änderungsanträge auf den
Drucksachen 17/13260, 17/13262, 17/13243 mit
17/13258, 17/13291 sowie 17/13196 mit 17/13205
und 17/13298 mit 17/13302 zugrunde.

Zunächst führen wir die bereits zu Beginn der Bera-
tung angekündigten und von der SPD beantragten
drei namentlichen Abstimmungen zum Einzel-
plan 03 A durch. Beim Einzelplan 03 B folgt dann die
nächste namentliche Abstimmung. 

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag auf
Drucksache 17/13249 betreffend "Erhöhung der Ver-
einspauschale" abstimmen. Der federführende Aus-
schuss empfiehlt die Ablehnung. Für die Stimmabga-
be sind die Urnen auf beiden Seiten des
Sitzungssaals und auf dem Stenografentisch bereitge-
stellt. Mit der Stimmabgabe kann begonnen werden.
Hierfür sind drei Minuten vorgesehen.

(Namentliche Abstimmung von 11.18 bis
11.21 Uhr)

Präsidentin Barbara Stamm: Verehrte Kolleginnen
und Kollegen! Die Zeit ist um. Ich schließe die Abstim-
mung und bitte, die Stimmkarten außerhalb des Ple-
narsaals auszuzählen. Das Ergebnis geben wir nach-
her bekannt. 

Wir fahren in der Abstimmung fort und führen jetzt die
namentliche Abstimmung über den ebenfalls von Ab-
geordneten der SPD-Fraktion beantragten Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 17/13253 durch be-
treffend "Zusätzliches Personal zur schnelleren
Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse". Der
federführende Ausschuss empfiehlt hier die Ableh-
nung. Die Urnen sind bereitgestellt. Ich eröffne die Ab-
stimmung. Drei Minuten, bitte!

(Namentliche Abstimmung von 11.23 bis
11.26 Uhr)
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Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich schließe die
Abstimmung und bitte, die Stimmkarten draußen aus-
zuzählen. Das Ergebnis wird dann bekannt gegeben. 

Wir führen nun noch die von der SPD-Fraktion bean-
tragte namentliche Abstimmung über den Änderungs-
antrag auf der Drucksache 17/13254 betreffend die
Schaffung von 80 neuen Stellen für Lebensmittelkon-
trolleure-Anwärter durch. Auch hier empfiehlt der fe-
derführende Ausschuss die Ablehnung. Die Urnen
sind wieder bereitgestellt. Ich eröffne die Abstimmung.
Drei Minuten stehen zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 11.27 bis
11.30 Uhr)

Ich bitte Sie, hierzubleiben und den Saal noch nicht
zu verlassen. Es finden weitere namentliche Abstim-
mungen statt. Ich schließe die Abstimmung und bitte,
die Stimmkarten außerhalb des Plenarsaals auszu-
zählen. Nun unterbreche ich die Sitzung, da wir die
Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen abwar-
ten müssen. Im Anschluss folgen, wie gesagt, weitere
namentliche Abstimmungen.

(Unterbrechung von 11.31 bis 11.34 Uhr)

Ich bitte Sie, die Plätze einzunehmen, damit ich die
Sitzung wiederaufnehmen kann.

(Unruhe)

Ich kann es noch einmal ganz leise sagen: Ich bitte,
die Plätze einzunehmen. Wir sind in den Abstimmun-
gen. Ich gebe jetzt die Ergebnisse der zuvor durchge-
führten namentlichen Abstimmungen bekannt. 

Änderungsantrag der SPD auf Drucksache 17/13249
betreffend Erhöhung der Vereinspauschale: Mit Ja
haben 50 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben
85 Abgeordnete gestimmt. Dabei gab es 15 Stimm-
enthaltungen. Damit ist dieser Änderungsantrag abge-
lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Änderungsantrag der SPD auf Drucksache 17/13253
betreffend Zusätzliches Personal zur schnelleren An-
erkennung ausländischer Berufsabschlüsse: Mit Ja
haben 50 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben
85 Abgeordnete gestimmt; es gab 13 Stimmenhaltun-
gen. Damit ist dieser Änderungsantrag ebenfalls ab-
gelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Dann noch zum Änderungsantrag der SPD auf Druck-
sache 17/13254 betreffend die Schaffung 80 neuer
Lebensmittelkontrolleure-Anwärterstellen: Mit Ja

haben 33 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 86 Abge-
ordnete, Stimmenthaltungen gab es 29. Damit ist die-
ser Änderungsantrag ebenfalls abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Nun folgt die Abstimmung über den Einzelplan 03 A
selbst. Der Einzelplan 03 A wird vom Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen mit den in der Be-
schlussempfehlung auf Drucksache 17/14623 ge-
nannten Änderungen zur Annahme empfohlen. Wer
dem Einzelplan 03 A mit den vom Haushaltsaus-
schuss vorgeschlagenen Änderungen seine Zustim-
mung geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu er-
heben. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen
bitte ich anzuzeigen. – Die SPD-Fraktion und die
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Stimm-
enthaltungen? – Bei Stimmenhaltung der FREIEN
WÄHLER ist der Einzelplan 03 A beschlossen.

Damit ist der Einzelplan 03 A mit den vom Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 4)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die auf-
grund der beschlossenen Änderungen erforderli-
chen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen.
– Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/14623 weise ich da-
rauf hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13260 und 17/13262 ihre Erledigung gefun-
den haben. Die Beratung des Einzelplans 03 A ist
damit abgeschlossen.
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Tages-
ordnungspunkt 6. Der Abstimmung liegen der Entwurf
des Haushaltsplans 2017/2018, Einzelplan 03 B, die
Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/13263 mit
17/13267, 17/13282 mit 17/13289, 17/13229 mit
17/13237 und 17/13292 sowie 17/13303 mit 17/13306
und 17/13318 mit 17/13328 sowie die Beschlussemp-
fehlung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen auf Drucksache 17/14625
zugrunde. 

Zuerst ist über den Änderungsantrag der SPD-Frak-
tion auf Drucksache 17/13283 abzustimmen. Die
SPD-Fraktion hat zu ihrem Änderungsantrag betref-
fend "Wohnungsbaupolitische Notwendigkeiten auch
im Haushalt abbilden" namentliche Abstimmung bean-
tragt. Der federführende Ausschuss empfiehlt die Ab-
lehnung. Die Urnen stehen schon bereit. Ich eröffne
die Abstimmung. Sie haben drei Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 11.40 bis
11.43 Uhr)

Die Zeit ist um. Ich schließe die Abstimmung und darf
jetzt die Sitzung wieder unterbrechen, bis wir das Er-
gebnis haben.

(Unterbrechung von 11.43 bis 11.45 Uhr)

Kolleginnen und Kollegen, ich bitte, die Plätze einzu-
nehmen. Die Sitzung wird wieder aufgenommen. Ich
gebe nun das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum Änderungsantrag der SPD-Fraktion auf
Drucksache 17/13283 bekannt. Mit Ja haben 34 Ab-
geordnete gestimmt, mit Nein 85. Es gab 31 Stimm-
enthaltungen. Damit ist der Änderungsantrag abge-
lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Es folgt nun die Abstimmung zum Einzelplan 03 B.
Der Einzelplan 03 B wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 17/14625 genannten Än-
derungen zur Annahme empfohlen. Wer dem
Einzelplan 03 B mit den vom Haushaltsausschuss
vorgeschlagenen Änderungen seine Zustimmung
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. –
Die CSU-Fraktion. Die Gegenstimmen bitte ich anzu-
zeigen. – Bei Gegenstimmen der SPD-Fraktion und,
teilweise, der FREIEN WÄHLER und – –

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Aller FREI-
EN WÄHLER!)

– Wenn ich einmal sage: "Ich bitte, sich vom Platz zu
erheben", gilt das, glaube ich, für die gesamte Abstim-
mung.

Bei Gegenstimmen der SPD-Fraktion, der Fraktion
der FREIEN WÄHLER und der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN ist der Einzelplan 03 B mit den genann-
ten Änderungen beschlossen.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Damit ist der Einzelplan 03 B mit – –

(Unruhe)

– Kolleginnen und Kollegen, ich bitte, solange wir in
der Abstimmung sind, um Ruhe. 

Damit ist der Einzelplan 03 B mit den vom Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 6)

Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
schlägt noch folgende Beschlussfassung vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die auf-
grund der beschlossenen Änderungen erforderli-
chen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Die Fraktionen der CSU, der SPD,
der FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzei-
gen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine.
Dann ist so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/14625 weise ich da-
rauf hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13263 mit 17/13267 ihre Erledigung gefun-
den haben.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Beratung des
Einzelplans 03 B ist damit abgeschlossen.

Herr Staatsminister Joachim Herrmann, damit sind die
Finanzen, was die Haushaltsjahre 2017 und 2018 an-
belangt, gesichert. Weiterhin ein gutes Arbeiten für
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Sie persönlich, aber auch für das gesamte Haus! Wir
danken Ihnen.

(Beifall bei der CSU)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 7 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 04 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums der Justiz

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13942 und 17/13943)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/13738 mit 17/13766)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13767 mit 17/13775)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/13894 mit 17/13903)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von einer Stunde und 30 Minuten ver-
einbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU
22 Minuten, auf die SPD-Fraktion 17 Minuten sowie
auf die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN jeweils 14,5 Minuten. Die Rede-
zeit der Staatsregierung orientiert sich wie immer an
der Redezeit der stärksten Fraktion. Bevor ich die
Aussprache eröffne, weise ich darauf hin, dass die
SPD-Fraktion zu ihrem Antrag auf Drucksa-
che 17/13738 namentliche Abstimmung beantragt hat.

Ich eröffne die Aussprache und darf für die CSU-Frak-
tion Frau Kollegin Guttenberger bitten. Bitte schön,
Frau Kollegin.

Petra Guttenberger (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! "Wenn
man das Recht hinauswirft, kommt der Schrecken zur
Tür herein", sagt ein sudanesisches Sprichwort.
Rechtssicherheit, Rechtsstaatlichkeit, funktionierende
unabhängige Rechtsprechung sind die Grundlagen für
ein funktionierendes Gemeinwesen, und zwar in allen
gesellschaftlichen Bereichen, sei es Wirtschaft, sei es
Soziales. Rechtsstaatlichkeit stiftet Frieden, der dann
die Basis ist. Das Vertrauen in den Rechtsstaat auch
unter veränderten Voraussetzungen zu erhalten und
weiter zu entwickeln, ist deshalb aus unserer Sicht
unerlässlich. Wichtig ist uns dabei immer, auch für die
Rechtsprechungsorgane und den gesamten Justizbe-
reich ein verlässlicher Partner zu sein. Wichtig ist es
deshalb, dass von den über 300 neu geschaffenen
Stellen nicht nur Richter und Staatsanwälte, sondern

alle Bereiche der Justiz profitieren, sei es im Bereich
der Bewährungshilfe, sei es bei den Gerichtsvollzie-
hern und den Justizfachwirten, sei es im Bereich der
Wachtmeister, der technischen Beamten, der Arbeit-
nehmer, der Rechtspflegeranwärter oder Justizsekre-
tärsanwärter.

Neue Richter und Staatsanwälte sind ein wichtiger
Bestandteil des Sicherheitspakets und verstärken die
Terror- und Kriminalitätsbekämpfung; denn nur die
Polizei zu verstärken, wäre kein sinnvoller Weg gewe-
sen, da durch verstärkte Terror- und Kriminalitätsbe-
kämpfung letztendlich natürlich auch weitere Verfah-
ren entstehen, die dann abzuarbeiten sind. Uns ist es
deshalb besonders wichtig und wird von uns auch
sehr begrüßt, dass zweckgebunden 24 Stellen zur
Bekämpfung von Cyber-Kriminalität und Extremismus
im Haushalt neu auf den Weg gebracht wurden.

Neue Herausforderungen erfordern auch neue Ansät-
ze. Damit ist die Justiz aus unserer Sicht auch für die
Zukunft gut aufgestellt. Neue Herausforderungen er-
fordern aber auch, dass zum Beispiel die Schwer-
punktstaatsanwaltschaft für die Bekämpfung von Kor-
ruption im Gesundheitswesen erweitert wird und dass
weitere Stellen für den elektronischen Rechtsverkehr
und natürlich für die IT-Sicherheit, die ja dann auch
verstärkt werden muss, in diesem Haushalt ihren fes-
ten Platz haben. Dabei ist es von Bedeutung, die Fort-
setzung der Förderung auch präventiver Projekte auf
den Weg zu bringen. Unsere zwei großen Präventi-
onsprojekte in Bayern im Bereich der Justiz, nämlich
"Kein Täter werden" und die Fachambulanzen für Se-
xual- und Gewalttäter, haben sich als Erfolgsmodelle
erwiesen. Deshalb freuen wir uns, dass das Projekt in
Regensburg "Kein Täter werden" mit 100.000 Euro
auf 520.000 Euro und die Fachambulanzen für Sexu-
al- und Gewalttäter um 800.000 Euro verstärkt wer-
den können, sodass für diesen Bereich jetzt 4,3 Millio-
nen Euro zur Verfügung stehen.

Geänderte Gesetzeslagen erfordern auch geänderte
Ansätze. Deshalb ist in Umsetzung des 3. Opfer-
rechtsreformgesetzes ein Betrag in Höhe von einer
Million Euro eingestellt worden, um die psychosoziale
Prozessbegleitung für Opfer während des gesamten
Verfahrens zu ermöglichen und zu sichern.

Ein Plus war auch erforderlich für Vergütungen für
Vormünder und Betreuer, wenn die Mündel mittellos
sind, und natürlich auch bei den Vergütungen und
Entschädigungen zum Beispiel für Gutachter.

Geänderte Herausforderungen erfordern auch geän-
derte Maßnahmen. Deshalb ist es auch wichtig, im
Rahmen des Sicherheitspakets die Effizienz zu stei-
gern und in Digitalisierung und in IT-Projekte zu inves-
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tieren. Nennenswerte Beträge für die Digitalisierung
wurden nicht nur für die Software-Entwicklung und die
Sicherheit, sondern auch für die Anschaffung moder-
ner Hardware auf den Weg gebracht.

In diesem Zusammenhang möchte ich auch noch ein-
mal betonen, dass gerade die Einführung einer elekt-
ronischen Akte für den Justizvollzug weitere Verbes-
serungen bringen wird, weil damit der Justizvollzug
besser abgestimmt werden kann. Gerade der Justiz-
vollzug liegt häufig etwas im Schatten, nicht aber bei
uns. Wir verbessern mit diesem Haushalt die techni-
sche Sicherheit. Wir müssen dem Bürger und der Bür-
gerin garantieren, dass derjenige oder diejenige, der
oder die sich im Justizvollzug befindet, während des
Vollzugs sicher untergebracht ist und von ihm oder ihr
keine weiteren Gefahren ausgehen.

Im Vollzug müssen wir aber auch erkennen, dass
immer dann, wenn Menschen eng zusammen sind,
wenn es ein großes Zeitfenster gibt, das man gemein-
sam gestaltet, auch die Anfälligkeit für Radikalisie-
rung, gerade im salafistischen Bereich, nicht unerheb-
lich steigt. Wir wollen deshalb mit einem Projekt im
Justizvollzug ganz speziell gegen Radikalisierung,
ganz egal, in welcher Form, vorgehen.

Ein effizienter Justizvollzug ist aus unserer Sicht eine
unerlässliche Voraussetzung, um das Vertrauen der
Bürgerinnen und Bürger in den Rechtsstaat zu erhal-
ten. Konsequenterweise heißt dies aber auch, dass
wir nur dann einen effizienten Justizvollzug gewähr-
leisten können, wenn auch die dazu nötigen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter zur Verfügung stehen. Dies
ist gerade im Großraum München eine große Heraus-
forderung. Deshalb wird von uns das Projekt auf dem
McGraw-Gelände nachhaltig unterstützt, mit dem An-
wärterwohnungen und Wohnungen für junge Beamtin-
nen und Beamte aus den Bereichen der Polizei, der
Finanzen und der Justiz, insbesondere des Justizvoll-
zugs, geschaffen werden. Nur einem attraktiven Ar-
beitgeber mit Wohnmöglichkeiten für die Mitarbeiter
wird es mittelfristig und langfristig gelingen, nachhaltig
gute und motivierte Justizvollzugsbedienstete zu ge-
winnen. Deshalb ist das ein Projekt, das wir uns mit
hoher Priorität auf die Fahne schreiben wollen. Ich
hoffe, dass dies bald verwirklicht und umgesetzt wird,
damit dieses Belegungsrecht die Leistungsfähigkeit
des Justizvollzugs entsprechend gewährleistet.

Wir halten diesen Haushalt der Justiz für einen gro-
ßen Aufschlag im Zusammenhang mit dem Sicher-
heitspaket und für ein zukunftsweisendes Projekt. Wir
haben im letzten Doppelhaushalt ganz klar den
Schwerpunkt bei der Sicherheitsarchitektur gesetzt.
Bei den Gerichten sollte der Eingangsbereich gesich-
ert werden. Das ist inzwischen geschehen. Auch

haben wir im Zusammenhang mit der Barrierefreiheit
einen Aufschlag gemacht. Wir machen einen weiteren
Aufschlag in den von mir genannten Bereichen, näm-
lich der Prävention und der Bekämpfung des Salafis-
mus in den Justizvollzugsanlagen. Wir würden uns
über eine breite Zustimmung freuen. Wir werden die-
sem Haushalt jedenfalls gerne zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die
SPD-Fraktion hat jetzt der Kollege Dr. Kränzlein das
Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Frau Präsidentin, Herr
Minister, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr
Bausback, Sie hatten ja ein trauriges Schicksal, bevor
Sie in diesen Landtag kamen. Sie mussten als Profes-
sor in Wuppertal leben. Aus CSU-Sicht liegt Wupper-
tal sozusagen in Dunkeldeutschland.

(Widerspruch bei der CSU)

– So klingt es doch immer, wenn Sie NRW erwähnen.
– Sie haben dann jetzt wieder allen Grund, das Hohe-
lied auf Bayern zu singen, wie wir es heute schon ge-
hört haben. Da ich Ministrant war, und zwar leiden-
schaftlicher Ministrant, und während dieser Zeit einige
Erfahrungen mit dem Weihräuchern gemacht habe,
weiß ich, dass das Schlimmste die Selbstbeweihräu-
cherung ist. Das trübt nämlich den Blick auf die vor-
handenen Probleme, und davon gibt es genügend. Ihr
Justizhaushalt ist ein Beispiel dafür.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CSU: Etwas
mehr Empathie!)

Er ist ein Haushalt mit wenig Licht und mit sehr viel
Schatten. Ich will vorweg – damit stelle ich das Ange-
nehme an den Anfang – einen Dank an all diejenigen
aussprechen, die bei den Gerichten und bei den
Staatsanwaltschaften im Vollzug und im Ministerium
arbeiten und gute Dienste leisten. Sie tragen zu
einem hohen Stellenwert der bayerischen Justiz in der
Öffentlichkeit bei. Darüber sind wir uns sicher einig.
Die Anträge, die wir stellen, stellen wir nicht, weil wir
die Opposition sind und gewaltsam Opposition betrei-
ben wollen.

(Zuruf von der CSU: Doch, doch!)

Die Anträge resultieren aus der Rücksprache mit den
Interessenverbänden, mit den Gewerkschaften und
denjenigen, die vor Ort den Blick auf die Probleme
richten und uns die diese Probleme genauso unter-
breiten wie Ihnen. Wir gehen darauf ein. Ich will mit
der Personalfrage beginnen und diese ganz kurz
streifen. Sie wurde bereits im Fachausschuss, dem
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Haushaltsausschuss, sehr detailliert angegangen. Es
sprechen aber ganz wichtige Gründe dafür, die Perso-
nalsituation zu beleuchten. Sie ist nicht so gut, wie sie
von Ihnen jetzt dann dargestellt werden wird.

Wir wissen, dass der Richterverein die Qualität der
Arbeit gefährdet sieht, da Personalmangel Einbußen
bei der Qualität bedeutet. Das wiederum bedeutet
Schaden für den Rechtsstaat. Diese Personalmängel
werden gesehen. Außerdem können Haftentlassun-
gen wegen zu langer Verfahrensdauer nicht abge-
schafft werden. In der Öffentlichkeit wird diese Tatsa-
che dann ganz schnell auch als Politik- und
Systemversagen gebrandmarkt. Hier müssen wir
einen Riegel vorschieben, indem wir die Gerichte und
die Staatsanwaltschaften so ausstatten, dass dies
nicht vorkommt.

Noch gravierender ist, dass wir inzwischen erhebliche
Verzögerungen beim Rechtsschutz haben. Die Zeiten
werden immer länger, bis Entscheidungen fallen. Das
wird an den Landgerichten und Oberlandesgerichten
besonders deutlich. Das ist den Bürgern nicht zuzu-
muten. Das ist für den Rechtsstaat nicht gut. Diese
Verzögerung beim Rechtsschutz bringt Unzufrieden-
heit und schürt Staatsverdrossenheit. Die Justiz in
Bayern ist ein Standortfaktor. Wenn die Justiz gut ist,
dann ist das gut für den Standort. Für Unternehmer
und Bürger ist das ein Qualitätsmerkmal für eine funk-
tionierende Demokratie. Der Richterverein weist wei-
ter darauf hin, dass wir eine Spezialisierung und eine
Stärkung des Kammerprinzips bräuchten. Dort muss
ein Gegengewicht geschaffen werden. Es gibt Leute
mit großen finanziellen Mitteln, die, wenn sie vor Ge-
richt stehen, sich teure Verteidiger und Berater leisten
können und damit andere Möglichkeiten haben als
andere. Hier muss adäquat dagegen gehalten wer-
den. Es gibt die Beispiele wie Ecclestone, Engelhorn
usw. Solche Schwächen sind aufgrund der nicht hin-
reichenden Spezialisierung und der unzulänglichen
Unterstützung der Kammern entstanden. Diese
Schwächen sehen wir.

Große Sorgen muss Ihnen und uns der Servicebe-
reich machen. Ohne funktionierende Zuarbeit arbeitet
auch die Rechtsprechung nicht perfekt. Besonders
schlimm sieht es im Moment bei den Gerichtsvollzie-
hern aus. Wenn Leute titulierte Forderungen haben,
dann haben sie einen Anspruch darauf, dass ihre For-
derungen schnell durchgesetzt werden. Das findet
aber nicht statt. In diesem Bereich gibt es zu wenig
Nachwuchs. Die Gerichtsvollzieher haben in einer
nachvollziehbaren Weise bei uns darüber geklagt,
dass sie im Schatten des Justizministers stünden und
nicht die entsprechende Unterstützung hätten. Außer-
dem gibt es wichtige neue Herausforderungen, die die
Justiz auch meistern muss. Hier seien nur die Be-

kämpfung der Cyberkriminalität und die Tausende von
Vormundschaftsverfahren für unbegleitete Jugendli-
che genannt. Aber es gibt noch viel mehr.

Deshalb haben wir Stellenmehrungen gefordert, die
über das hinausgehen, was Sie vorher erwähnt
haben. In Ihrer Vorlage gibt es zwar auch einen ge-
wissen Aufwuchs an Stellen, aber dieser ist eben
nicht genug. Wir haben bei den Richtern und Staats-
anwälten 150 Stellen gefordert. Wir haben bei den
Justizoberwachtmeistern, Bewährungshelfern, Ge-
richtsvollziehern, Rechtspflegern und -anwärtern und
bei den Justizsekretären und -anwärtern mehr Stellen
gefordert. Für diese Stellenforderungen ist übrigens
nach der Genderkorrektheit auch die weibliche Form
bindend. Wir haben dafür die entsprechenden Anträ-
ge gestellt. Außerdem haben wir den Wegfall diverser
kw-Vermerke gefordert.

Auch beim Strafvollzug haben wir genau hingeschaut.
Sozialinspektoren, die im Strafvollzug Sozialdienste
organisieren, fehlen. Regierungsinspektoren, Oberse-
kretäre und vor allem Oberwerkmeister fehlen. Das
hat viel mit Resozialisierung zu tun. Es fehlen die
Leute, die als Handwerker und Meister in der freien
Wirtschaft sehr viel mehr verdienen, wenn sie mit Pri-
vatkunden arbeiten, als wenn sie in der Justizvoll-
zugsanstalt arbeiten. All diejenigen, die dort fehlen,
reißen eine Lücke für die armen Gefangen hinsichtlich
der Hinführung zu Arbeit und zu einem Leben in Frei-
heit. Diese Gefangenen erfahren in den verschiede-
nen JVAs nicht mehr genügend Anleitung.

In diesem Bereich ist mir auch wichtig zu betonen,
dass vor allem bei den Krankenpflegern und Kranken-
schwestern nichts gemacht wurde. Das ist ein Skan-
dal. In den Justizanstalten haben wir teilweise zu
wenig Personal. Außerdem sind die Krankenpfleger
und Krankenschwestern unterschiedlich auf die ein-
zelnen Justizanstalten verteilt. Es gibt große Anstal-
ten, die oftmals deutlich weniger Personal als kleine
Anstalten haben. Es gibt dort keinen funktionierenden
Nachtdienst. Oftmals gibt es überhaupt keinen Nacht-
dienst. Auch gibt es keinen Wochenenddienst. Das
belastet wiederum die Justizwachtmeister. Diese müs-
sen die Gefangenen zu Krankenhäusern oder zu nie-
dergelassenen Ärzten bringen. Aber diese sind wiede-
rum so schwach besetzt, dass diese Leistungen nicht
erbracht werden können. Insofern wurde eindringlich
an Sie appelliert, etwas zu machen. Aber geschehen
ist nichts, obwohl es eine entsprechende Zusage von
Ihnen gibt. Unser Antrag, 40 Planstellen zu schaffen,
wurde abgelehnt.

In einem interessanten Zeitungsartikel vom Au-
gust 2016 schreibt Heribert Prantl über den Strafvoll-
zug im Süden und im Norden der Republik. Wer
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immer in einem JVA-Beirat sitzt, kann es nachverfol-
gen. Prantl sagt, im Süden der Republik seien Siche-
rung und Abschreckung vorrangig, Wiedereingliede-
rung spiele eine untergeordnete Rolle. Prantl bringt
dies anhand vieler Beispiele ziemlich genau auf den
Punkt, beginnend bei den Besuchszeiten bis zum of-
fenen Vollzug und zu den hier bereits länger diskutier-
ten Themen wie die mögliche IT-Nutzung im Gefäng-
nis. Diese Schwachstelle erscheint insofern
verständlich, als man damit in der Öffentlichkeit nicht
punkten kann. Es gibt keinen Beifall, wenn man sich
in einem neuen Anlauf für eine verbesserte Resoziali-
sierung stark macht. Aber das ist der einzige Weg, um
Kriminalität dauerhaft reduzieren zu können. Da feh-
len wirklich alle Impulse.

Sie haben auch einmal geltend gemacht, dass Sie
durch verschiedene Verlagerungen mithelfen, in Bay-
ern Strukturpolitik und Heimatstrategie zu betreiben.
Im Grundbuchwesen oder Ähnlichem gab es in der
Tat die eine oder andere Verlagerung. Dafür ver-
schweigen Sie, dass in der Vergangenheit mindestens
35 Amtsgerichte oder Dependancen, also 35 Einrich-
tungen der öffentlichen Hand, aufgelöst wurden, die
für die jeweiligen Orte wichtig waren. Sie sind nicht
die Erfinder einer vernünftigen Strukturpolitik. Ich bin
mir sicher, dass Sie vorher das Einsparen all dieser
Stellen gefeiert und sich selber gerühmt und be-
klatscht haben, wie toll diese Einsparungen sind. Jetzt
sehen Sie die Gegenstrategie als das Alleinseligma-
chende. Sie können für die Strukturpolitik etwas tun,
indem Sie einen Teil dieser Amtsgerichtsstandorte
wieder öffnen. Damit haben Sie auch für die Heimat-
strategie etwas erreicht.

(Beifall bei der SPD)

Es gibt noch folgenden weiteren interessanten Bei-
trag, warum bei Ihnen keine ausreichende empathi-
sche Heranführung von Strafgefangenen an ein
Leben in Freiheit möglich ist. "Gnadenbringende
Weihnachtszeit" stand in der Zeitung. In fast allen
Bundesländern werden die Leute etliche Wochen vor-
her entlassen, in Bayern wartet man dagegen offen-
sichtlich auf den Tag vor Heiligabend. Das heißt, die
Leute werden in einem Moment entlassen, in dem sie
zum Beispiel bei der Wohnungssuche und bei Behör-
dengängen keine Ansprechpartner mehr finden. Fast
die ganze Republik macht das anders. Nur in Bayern
und Sachsen geht man davon aus, dass der Entlas-
sungstermin einen Tag vor Weihnachten ausreichend
sei. Das ist eine traurige Geschichte. Diesbezüglich
wird zu Recht ein großer Jurist, nämlich Gustav Rad-
bruch, genannt, der diesen Weg der Gnade ein "ge-
setzloses Wunder" innerhalb der juristischen Geset-
zeswelt nennt. Dieses Wunder der Gnade ist in
Bayern offensichtlich nicht vorgesehen.

Diese Praxis bringt viele unnötige Härten mit sich.
Kein Mensch nimmt diese Härten wahr, nur die paar
Betroffenen. Aber es ist eigentlich eine bittere Ge-
schichte; denn die Leute kommen heraus, aber Sie
tun nichts für die Entlassenenfürsorge. Wir haben
dazu Anträge gestellt. Es wird viel zu wenig Nachsor-
ge betrieben. In den ersten Wochen und Monaten ist
die Zahl der Rückfälle und der Gefährdungen der Ent-
lassenen am höchsten. Aber von Ihnen wird nichts
getan. Ein Übergangsmanagement wäre notwendig,
das gibt es aber nicht.

Ein besonders trauriges Kapitel ist der Opferschutz.
Aus gut erwogenem Grund haben wir uns im Aus-
schuss sehr genau über Stalking unterhalten und da-
rauf hingewiesen, dass nicht nur Strafrechtsänderun-
gen, sondern auch Beratungsstellen notwendig sind.
Wir haben momentan allenfalls auf ehrenamtlicher
Basis eine Beratung für Stalking-Opfer. Diese Stellen
müssen sich jeden Euro mühsam zusammenkramen.
Daher haben wir zu wenig Beratung und Hilfe, was für
die Opfer schrecklich ist; denn die Folgen der Tat sind
nach der Verurteilung des Täters nicht aus der Welt
geschafft. Oft werden gerichtliche Auflagen nicht ein-
gehalten und geht die Belästigung weiter, verbunden
mit schweren psychischen Belastungen. Überall da
werden die Entlassenen und die Beratungsstellen, die
momentan ehrenamtlich und freiwillig ohne entspre-
chende Hilfe arbeiten, allein gelassen.

Wir haben es hier mit einer Deliktform zu tun, die in
ihrer Dimension und neuen Form durchaus in die
höchste Gefährlichkeitsstufe hochgerutscht ist, weil es
dort bereits zu Totschlagsdelikten gekommen ist. Dort
wollen wir deutlich mehr machen als Sie.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Lassen Sie mich am Ende noch auf ein paar Kleinig-
keiten zu sprechen kommen, die mir auffallen. Auch
im Bereich der Forschung, in dem Sie die Justiz ein
Stück weit voranbringen könnten, haben Sie alles ab-
gelehnt. Wir haben bei gerichtlichen Verfahren, etwa
bei vormundschaftlichen Verfahren an Familiengerich-
ten, ein Gutachterunwesen. Die Pressemeldungen
überschlagen sich: Verfahren sind zu schnell, Gutach-
ten zu schludrig und teilweise falsch erstellt. Zu
sagen, da sind wir nicht zuständig, ist, ehrlich gesagt,
zu kurz gegriffen.

(Zuruf von der SPD: Das ist dringend notwendig!)

Wir haben beantragt, die Richter und Staatsanwälte
auf diesem Gebiet zu schulen und Forschungsvorha-
ben in Gang zu bringen, damit alle diese Fehlurteile,
die auf Fehlgutachten zurückzuführen sind, endlich
angegangen werden. Wir haben für den Strafvollzug
die Evaluierung von Jugendarresten und Alternativen
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zum Jugendstrafvollzug angemahnt. Aber bei Ihnen
stößt so eine Forderung prinzipiell auf taube Ohren.

Die Frage, was mit Ersatzfreiheitsstrafen geschieht,
ist ebenfalls ein ziemlich trauriges Kapitel, weil es vor
allem diejenigen trifft, die niemanden im Hintergrund
haben, um Geldstrafen zu zahlen. Die Technik
"Schwitzen statt Sitzen" ist eine vernünftige Sache.
Aber dazu bedarf es gemeinnütziger Träger, die Mittel
brauchen. Wenn dafür keine Mittel bereitgestellt wer-
den, fehlen diese Träger. Dann ist das Verfahren, das
wir planen und Sie mittragen, nicht möglich; dann läuft
das Ganze ins Leere. Auch dazu haben Sie unsere
Anträge ohne Not und ohne Sinn abgelehnt.

Lassen Sie mich schließlich Folgendes sagen: Der
Ministerpräsident hat am Anfang dieser Legislaturpe-
riode in seiner Regierungserklärung angekündigt, im
Dialog mit der Justiz ein Gesetz zur Beschleunigung
von Gerichtsverfahren vorzulegen. Vielleicht können
Sie uns erklären, was er damit gemeint hat und was
Sie gedenken, da auf den Weg zu bringen. Das kann
allenfalls eine Bundesratsinitiative sein. Wir können
uns nicht vorstellen, wohin diese Reise gehen soll.
Das ist ein Versprechen ohne Basis.

Herr Minister, lassen Sie mich auch noch sagen, dass
in Ihrem Haus die Prüfung von Gesetzen offensicht-
lich nicht ordnungsgemäß stattfindet. Da haben Sie
meines Erachtens eine ganz persönliche Verantwor-
tung.

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, nicht ich
arbeite gegen Sie, sondern die Uhr.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Dies sind meine letzten
Bemerkungen, dann komme ich zum Ende.

Präsidentin Barbara Stamm: Packen Sie es dann in
die Antwort auf eine Zwischenbemerkung.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Genau. – Sie haben bei
der Bürgerbefragung ein verfassungswidriges Gesetz
nicht entsprechend beanstandet, und Sie haben
gegen das Integrationsgesetz, das nicht nur von sei-
nen Motiven und Zielen her fragwürdig, sondern wahr-
scheinlich auch in seiner Machart sogar teilweise ver-
fassungswidrig ist, kein Veto eingelegt. Das ist Ihre
persönliche Verantwortung.

Der vorgelegte Haushalt dieser Regierung enthält in
diesem Bereich einige Verbesserungen. Alles andere
wäre auch ein Skandal. Die Zustimmung der CSU-
Fraktion zu unseren Anträgen hätte den Einzelplan
Justiz zu einem guten Haushalt gemacht. Sie haben
wieder einmal eine Chance vertan.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin Gutten-
berger hat sich zu einer Zwischenbemerkung gemel-
det. Bevor man das Rednerpult verlässt, ist es viel-
leicht gut, darauf zu achten, ob eine
Zwischenbemerkung ansteht. Darauf wollte ich hin-
weisen. – Frau Kollegin Guttenberger, bitte schön.

Petra Guttenberger (CSU): Vielen Dank, Frau Präsi-
dentin. – Herr Kollege Kränzlein, ist Ihnen bekannt,
dass Stalking-Opfer bei der Polizei eine Beratungs-
stelle vorfinden, die mit Fachbeamtinnen und Fachbe-
amten ausgestattet ist? – Dort wird eine Beratung an-
geboten.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Frau Kollegin, ich bin
gerne und oft bei Polizeiinspektionen zu Gast und
weiß, wie deren Personalausstattung aussieht. Ich
weiß, dass dort die notwendige Beratungsleistung bei
Weitem nicht gewährleistet ist. Das sieht die Polizei
selber. Opfer sollten nicht erst ab dem Moment, in
dem ein Schaden bereits eingetreten ist, beraten wer-
den. Fachveröffentlichungen ist zu entnehmen, dass
die Betroffenen schon zu Beginn, wenn sie den Ein-
druck haben, dass demnächst etwas passiert, be-
stimmte Informationen erhalten sollten, mit denen
ihnen bestimmte Wege aufgezeigt werden. Übrigens
erkennen die Täter sehr wohl im Vorfeld, dass sie
krankhafte Neigungen haben. Deshalb ist es wichtig,
den Tätern anonymisierte Anlaufstellen zur Verfügung
zu stellen, damit man so auf sie einwirken kann.

Schauen Sie sich bei der Polizei um. Wenn Sie glau-
ben, dass reicht, was hier bisher geschieht, haben Sie
die Probleme bisher nicht hinreichend erkannt. Das
tut mir leid.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege Dr. Kränzlein. Jetzt darf ich für die Fraktion der
FREIEN WÄHLER Herrn Kollegen Streibl das Wort er-
teilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Sehr geehrte Frau
Präsidentin, Herr Minister, werte Kolleginnen und Kol-
legen! Das Recht ist die in der staatlichen Gemein-
schaft herrschende Ordnung. Unsere Ordnung in Bay-
ern ist die Demokratie. Die Demokratie baut auf der
Freiheit und der Gleichheit des Menschen auf. Die
Freiheit ist ein Wesensmerkmal des Menschen und
der Sinn der Politik. Diese Grundlagen müssen in
einer Demokratie verteidigt und geschützt werden.
Wir brauchen eine wehrhafte Demokratie in Bayern,
gerade in diesen Zeiten. Garant für diese Grundlagen
unserer gesellschaftlichen Ordnung und damit Garant
für die Demokratie ist letztendlich das Recht. Die Hü-
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terin unserer Werte ist am Ende die Justiz. Daher
möchten wir als FREIE WÄHLER all denjenigen, die
sich in der Justiz verdient machen, dort arbeiten und
unter der hohen Arbeitsbelastung leiden, ein herzli-
ches Dankeschön sagen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Tagtäglich setzen sich unzählige Richter, Staatsan-
wälte, Servicekräfte, Rechtspfleger, Justizfachwirte,
Justizwachtmeister, Gerichtsvollzieher, Bewährungs-
helfer, Sozialhelfer, aber auch Rechtsanwälte für un-
sere rechtliche Ordnung in Bayern ein. Ihnen allen gilt
ein herzliches Dankeschön.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Dank allein genügt nicht. Wir in diesem Haus
müssen ebenfalls klare Signale im Haushalt setzen.
Wir müssen die Wertschätzung zur Geltung kommen
lassen und eine Personalmehrung in der Justiz vor-
nehmen. Herr Justizminister, die 397 Stellen, die neu
geschaffen werden, sind alle ehrenwert und richtig.
Das geht in die richtige Richtung. In den vergangenen
Jahren oder Jahrzehnten hat man jedoch Stellen ab-
gebaut und eingespart. Das muss man langsam wie-
der aufholen. Wir müssen auf einem Personalstand
kommen, mit dem man vernünftig arbeiten kann.

Bei genauer Betrachtung des Doppelhaushalts sieht
man, dass der Schwerpunkt eindeutig auf der Terro-
rismus- und Extremismusbekämpfung liegt. Das er-
kennen wir an. Das halten wir angesichts der An-
schläge in Würzburg und Ansbach für notwendig. Wir
müssen terroristischer Bedrohung durch den Rechts-
staat Grenzen setzen und einschreiten. Meine Damen
und Herren, das ist für uns der richtige Weg. Diesen
Bereich darf man nicht aus den Augen verlieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Darüber hinaus muss die Personalsituation noch
deutlicher verbessert werden. Nach der Personalbe-
darfsberechnung aus dem Jahr 2015 fehlten bayern-
weit immer noch 366 Staatsanwälte und Richter. Es
hat Auswirkungen auf das Strafrecht und das Zivil-
recht, wenn Verfahren und Prozesse überlang dauern.
Das beschädigt letztendlich auch den Wirtschafts-
standort Bayern. Wenn ein Handwerker, eine Firma
oder ein Unternehmer Recht sucht und lange warten
muss, bis Klarheit und Rechtssicherheit geschaffen
werden, ist das ein Malum für unseren Standort. Des-
halb brauchen wir mehr Richter und Staatsanwälte.

Darüber hinaus müssen unsere Richter weitergebildet
werden. Sie benötigen weitere Fortbildungen, damit
sie einer zunehmend erstarkenden Fachanwaltschaft
adäquat entgegentreten können. Derzeit wird be-

obachtet, dass aufgrund des häufigen Richterwech-
sels in verschiedenen Ressorts die Qualität leidet. Die
Qualität in der Rechtsprechung fehlt, wenn den Rich-
tern hochausgebildete und fortgebildete Fachanwälte
gegenüberstehen. Unserer Meinung nach muss man
an dieser Stelle nachbessern. Aus diesem Grund sind
12 Stellen für Richter und 20 Stellen für Staatsanwälte
unserer Meinung zu wenig. Wir fordern deshalb
100 neue Stellen für Richter und Staatsanwälte.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir fordern ebenfalls Stellenhebungen bei den Justiz-
fachwirten. Zu den 80 neuen Anwärterstellen, die Sie
für die Rechtspfleger schaffen, fordern wir 20 weitere
Stellen; denn nach der derzeitigen Berechnung fehlen
in Bayern 271 Rechtspfleger. Das sind ungefähr
15 %. Sie sind für die Einführung des elektronischen
Rechtsverkehrs und der elektronischen Akte zustän-
dig. Diese müssen die Rechtspfleger betreuen. Auf
die Rechtspfleger kommt somit eine Mehrbelastung
zu. Deshalb brauchen wir mehr Rechtspfleger, die
diese Arbeit leisten können. Sonst gerät der Justizap-
parat ins Stocken. Das darf unserer Meinung nach
nicht passieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir sind außerdem der Ansicht, dass die Zahl der Be-
währungshelfer erhöht werden muss. Wir brauchen
40 zusätzliche Stellen, um ein Übergangsmanage-
ment zu schaffen, das den Namen verdient. Wir hof-
fen, dass die Staatsregierung das umsetzt. Auf diese
Weise können die Rückfallquoten vermindert werden.

Die Schaffung von mehr Sicherheit in den Gerichtsge-
bäuden ist Gott sei Dank in Angriff genommen wor-
den. Die Sicherheit in den Gerichtsgebäuden sollte je-
doch in staatlicher und nicht in privater Hand liegen.
Deshalb brauchen wir mehr Justizwachtmeister. Wir
fordern 90 zusätzliche Stellen.

Darüber hinaus fordern wir weitere Stellen für Sozial-
pädagogen in den Justizvollzugsanstalten. Derzeit ist
ein Sozialpädagoge für 100 Gefangene zuständig.
Von einer Resozialisierung kann man in diesem Fall
nicht sprechen. Deshalb brauchen wir 30 weitere Stel-
len.

Meine Damen und Herren, obwohl ein großer Schwer-
punkt auf das Personal in der Justiz gelegt worden ist,
muss ich sagen: Die Justiz lebt nicht nur vom Perso-
nal. Man darf die Sachmittel nicht aus den Augen ver-
lieren. Wenn man so manchen Gerichtssaal im Bay-
ern betritt, fühlt man sich in die lauschigen
Fünfzigerjahre zurückversetzt. Der Zustand der Jus-
tizgebäude ist Ausdruck der Wertschätzung des Staa-
tes gegenüber der Justiz als dritter Gewalt. Außerdem

Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7907



ist er ein Zeichen an den Bürger, der dort Recht sucht.
Wenn der Bürger in einen fast historischen Gerichts-
saal kommt, entsteht nicht unbedingt der Eindruck,
dass unsere Justiz modern, schlagkräftig und bürger-
nah ist. Deshalb sind mehr Mittel für Nachbesserun-
gen erforderlich. Im Zusammenhang mit den E-Akten
möchte ich darauf hinweisen, dass wir insbesondere
in den Sitzungssälen beispielsweise das Bayern-
WLAN zur Verfügung stellen sollten, damit Richter,
Staatsanwälte und die Anwaltschaft auf das WLAN-
Netz zugreifen können. Ihre Arbeit verlagert sich
immer mehr ins Elektronische. Herr Minister, ich hätte
hier eine ganz große Bitte, die auch von der Anwalt-
schaft geäußert wurde: Sorgen Sie bitte für eine aus-
reichende Zahl von Steckdosen in den Gerichtssälen,
damit die dort Arbeitenden, auch die Staatsanwalt-
schaft und die Richter, Computer und Laptops an-
schließen können, die sie für ihre Arbeit brauchen.
Das ist ein ganz großer Malus. Sie könnten hier mit
einer kleinen Geste und wenig Einsatz sehr viel für
die Justiz in Bayern bewirken.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

WLAN und ein Breitbandnetz müssen in Bayern flä-
chendeckend vorhanden sein. Das ist auch für eine
funktionierende Justiz erforderlich. Im großstädtischen
Raum funktioniert dies bereits. Wir brauchen aber
auch auf dem Land, wo viele Anwälte leben und ar-
beiten, ein schnelles Internet, damit der Rechtsver-
kehr funktionieren kann.

Der § 147 StPO gewährt einem Angeklagten oder
einem Untersuchungshäftling die Möglichkeit der Ak-
teneinsicht, um sich auf den Prozess vorzubereiten.
Nicht dienlich ist es aber, wenn dem Angeklagten die
Akten in Form von CDs gegeben werden, er aber kein
Lesegerät besitzt, um diese Akten lesen zu können.
Hier müsste Abhilfe geschaffen werden, damit diese
Personen die Möglichkeit haben, sich adäquat vertei-
digen zu können.

Die genannten Punkte sind für mich Ausdruck für die
Wertschätzung der Justiz, aber auch Ausdruck für
eine moderne und funktionierende Justiz. Herr Minis-
ter, unsere Bitte lautet: Bessern Sie hier nach! Teilwei-
se geht es nur um Kleinigkeiten, die aber für einen
funktionierenden Justizapparat absolut notwendig und
zeitgemäß wären.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN hat
Frau Kollegin Gote das Wort. Bitte schön, Frau Kolle-
gin.

Ulrike Gote (GRÜNE): Frau Präsidentin, sehr geehrte
Kolleginnen und Kollegen! In Zeiten, in denen wir fast
täglich in Öffentlichkeit, Medien und Politik den so fa-
talistischen Satz hören müssen, die Welt sei aus den
Fugen geraten, ist es gut, sich zu vergewissern, in
welcher Welt wir hier in unserem Lande leben können.
Ich halte diesen Satz übrigens für falsch. Nein, die
Welt ist nicht aus den Fugen geraten. Wir sind dem
Erstarken der Rechtspopulisten und der Demokratie-
feinde, der Bedrohung durch Terror, dem Armuts- und
Flüchtlingselend, der Klimakatastrophe und den Krie-
gen nicht hilflos ausgeliefert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir können handeln, wir können etwas tun! Wir in
Deutschland und in Bayern haben das Glück, in einer
funktionierenden Demokratie zu leben, in der es gute
Verfassungen gibt und in der die Menschenrechte
nicht nur auf dem Papier gelten. Wir leben in einem
Land, in dem Gewaltenteilung herrscht und praktiziert
wird und in dem sich auch die Regierung an die Ver-
fassung halten muss, auch wenn man dies manchmal
einklagen muss.

Welch ein Glück und welch ein Auftrag zugleich, dies
zu verteidigen! Deshalb nutze ich heute die Gelegen-
heit, allen zu danken, die unseren Rechtsstaat in die-
ser guten Form am Laufen halten. Ich danke allen in
der Justiz Beschäftigten, den Richtern und Richterin-
nen, den Staatsanwälten und Staatsanwältinnen, den
Justizvollzugsbeamten und -beamtinnen, den Sozial-
arbeitern und Sozialarbeiterinnen, den Rechtspflegern
und Rechtspflegerinnen, den Bewährungshelfern und
Bewährungshelferinnen, den Gerichtsvollziehern und
Gerichtsvollzieherinnen und allen, die in der Justiz ar-
beiten. Allen diesen Personen gilt unser Dank.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Justizpolitik der GRÜNEN steht für die Wahrung
und Förderung einer unabhängigen, effizienten und
selbstständigen Justiz. Unsere Rechtspolitik richtet
sich an den Grundsätzen der Verfassung aus. Nur
eine gut ausgestattete Justiz ist in der Lage, dem
Rechtsuchenden schnell und gerecht zu helfen. Ganz
oben stehen für uns die Grundrechte jedes Menschen
unabhängig vom jeweiligen Geschlecht, seiner Le-
benssituation, seiner Herkunft oder seiner körperli-
chen, geistigen und seelischen Verfassung. Im Ju-
gendvollzug steht für uns der Erziehungsgedanke im
Vordergrund; schließlich wollen wir keine "Knastkar-
rieren" fördern. Im Erwachsenenvollzug geht es uns
um die Chance auf Wiedereingliederung in die Gesell-
schaft; denn eine gelungene Resozialisierung ist der
beste Schutz für die Bevölkerung. Die Diskussion
über Gewalt wird besonders nach drastischen Fällen
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immer wieder auf das Strafrecht verengt. Doch anstatt
nach drakonischen Strafen zu rufen, bräuchten wir
dringend eine Politik der umfassenden Vorbeugung
von Gewalt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Justiz ist die Grundlage für unseren Rechtsstaat
und damit für die Sicherheit der Freiheits- und Bürger-
rechte. Auch jede wirtschaftliche Betätigung fußt auf
dem Vertrauen in die Funktionsfähigkeit der Justiz.
Darum ist eine gute personelle und sachliche Ausstat-
tung der Justiz unverzichtbar. Die Eingaben der Ver-
bände, die zu diesem Haushaltsentwurf eingegangen
sind, und viele Briefe von Bürgerinnen und Bürgern
sowie zahlreiche Petitionen, die wir über die Jahre im
Verfassungsausschuss behandelt haben, zeigen deut-
lich auf, dass Sie und Ihr Haushaltsentwurf diesem
Anspruch nicht gerecht werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In vielen Bereichen der Justiz fehlt Personal. Dies
führt zu großen und oftmals übermäßigen Belastun-
gen für die Beschäftigten. Die unseligen Stoiber-Spar-
jahre haben große Wunden gerissen. Die Folgen sind
noch längst nicht bewältigt. Auch wenn es in den letz-
ten Jahren Verbesserungen gegeben hat und auch
wenn Sie den Mehrbedarf nicht leugnen, bleiben doch
immer noch große Lücken. Es bleibt noch viel zu tun.
Hinzu kommen stetig neue Belastungen der Justiz.
Ich nenne nur zwei, nämlich die Umstellung auf neue
Verwaltungsverfahren im Zuge der Digitalisierung und
die europäische Zusammenarbeit im Bereich der Jus-
tiz. Das alles bringt neue Herausforderungen und
mehr Arbeit. Außerdem ist durch den anhaltenden
Zuzug nach Bayern von mehr Verfahren in allen
Rechtsbereichen auszugehen. Mängel der Bundesge-
setzgebung im Sozial- und Asylrecht führen zu einer
Vielzahl von Gerichtsverfahren.

Die Vorbeugung gegen Gewalt und eine gelungene
Wiedereingliederung nach einer Straffälligkeit sind für
uns ganz wesentliche Aufgaben, die die Justiz leisten
muss. Bei unseren Änderungsanträgen zum CSU-
Haushalt haben wir uns auf diese Schwerpunkte, die
ich gerade umrissen habe, beschränkt. Wir haben nur
zehn Änderungsanträge gestellt. Unser Haushalt wäre
grundsätzlich anders ausgerichtet und würde andere
und sinnvollere Schwerpunkte setzen. Es wäre
müßig, all dies in einzelne Änderungsanträge zu pa-
cken. Wir haben das in der Globaldebatte schon aus-
geführt. Aber die Anträge, die wir gestellt haben, soll-
ten Sie zum Nachdenken bringen und Sie motivieren,
an einigen wichtigen Stellen noch nachzubessern.

Wir fordern in unseren Änderungsanträgen an mehre-
ren Stellen Verbesserungen und die Schaffung neuer

Stellen. Insbesondere bei der Sozialarbeit, im Justiz-
vollzug und bei der Bewährungshilfe könnten neue
Stellen die Situation verbessern, einen Beitrag zur
Resozialisierung leisten und damit weitere Straftaten
verhindern. Die Sicherheit der Bürgerinnen und Bür-
ger würde damit weiter verbessert.

Wir beantragen auch wieder die Auflegung eines Jus-
tizopferentschädigungsfonds. Die von Herrn Minister
Professor Dr. Bausback wiederholt beschworene Feh-
lerkultur in der Justiz muss endlich Wirklichkeit wer-
den. Sie muss dem Umstand gerecht werden, dass es
tatsächlich Fehlurteile gibt, auch hier in Bayern, und
dass es davon Betroffene gibt, denen mit den bisheri-
gen Entschädigungsgesetzen nicht ausreichend geh-
olfen wird. Ein solcher Fonds würde weder die Gewal-
tenteilung durchbrechen noch die Rechtskraft von
Urteilen infrage stellen. Damit sollen nur die materiel-
len Folgen einiger Fehler gemildert werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen von der CSU, sehr verehrte
Staatsregierung, es mag ja mehr Vergnügen machen,
für Steuergeld Mittel-, Höhe- und Tiefpunkte oder
neue WLAN-Hotspots einzuweihen. Man bekommt
leichter Applaus, wenn man neue Lehrerinnen und
Lehrer einstellt. Ihr Klientel – davon scheinen Sie je-
denfalls überzeugt zu sein – steht wohl eher auf neue
Straßen. Kolleginnen und Kollegen, Investitionen in
die Ausstattung der Justiz mögen auf den ersten Blick
nicht so charmant rüberkommen; aber sie lohnen
sich. Sie helfen uns, unsere Demokratie zu verteidi-
gen und zu stärken. Das ist unser Auftrag, dem wir
und dem auch Sie mit Ihrem Haushalt gerecht werden
müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die
CSU-Fraktion hat jetzt Frau Kollegin Wittmann das
Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Mechthilde Wittmann (CSU): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen, zunächst einmal vielen
Dank: Ich habe das Gefühl, in diesem Haus gibt es
doch eine sehr einheitliche Meinung darüber, dass
sich die Sicherheit, die wir im Polizeibereich herstellen
können, auch im Recht fortsetzt. Ich glaube, das ist
schon einmal ein guter Konsens, den wir an dieser
Stelle haben. Wie Sie wissen und wie Sie am Haus-
halt, den der Justizminister vorgelegt hat, sehen konn-
ten, haben wir die Schwerpunkte auf Recht, Sicher-
heit, Ordnung und auf die Salafismusbekämpfung
gelegt.

Sie haben, Kolleginnen und Kollegen von den Opposi-
tionsparteien, zu Recht eingefordert, dass es natürlich
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wünschenswert wäre, auch in anderen Bereichen
noch mehr Stellen zu haben. Wer würde das nicht
sagen! Der Justizminister wäre wohl der Erste, der,
wenn er aus einem großen Topf frei wählen dürfte,
sich von überall gerne noch Stellen hinzuholen würde.
Das ist verständlich und richtig, und insoweit mögen
Sie da ein gewisses Verständnis haben. Ich darf aber
an der Stelle auch anführen, dass wir seit 2013 mehr
als 1.000 neue Stellen im Polizeibereich geschaffen
haben. Das ist ein außergewöhnlicher Zuwachs, der
hier erfolgen konnte. Ich darf dem Staatsminister für
Justiz hier ganz herzlich danken. Lieber Herr Prof.
Bausback, es ist ganz ausdrücklich Ihr Verdienst und
das Ihres Hauses, dass Sie auf Ihre ruhige Art und mit
erheblichem Nachdruck genau dafür gesorgt haben.

(Beifall bei der CSU)

Vielleicht darf ich hier ein Argument, das heute noch
öfter auftauchen wird, an dieser Stelle einmal anspre-
chen: Natürlich waren die von Ihnen sogenannten
Stoiber-Jahre in allen Bereichen ein bisschen schwie-
rig. Aber überlegen Sie mal, wo wir wären, wenn wir
das nicht gemacht und durchgestanden hätten.

(Beifall bei der CSU)

Wir hätten einen Haushalt, der keine Schulden tilgen
kann.

(Horst Arnold (SPD): Landesbankdesaster!)

– Das langweilt inzwischen ja schon fast, Herr Arnold.

(Horst Arnold (SPD): Sie langweilen auch! 10 Mil-
liarden!)

Wir hätten einen Haushalt, der nicht in der Lage wäre,
diese Stellen langsam wieder aufzubauen. Wir hätten
einen Haushalt, der nicht in der Lage wäre, die An-
strengungen, die wir im Moment brauchen, um die
Herausforderungen durch die Flüchtlinge zu bewälti-
gen, zu stemmen. Nichts davon könnten wir! In Ihren
eigenen Bundesländern können Sie das beobachten.
Ja, es waren schwere Jahre, aber ich glaube, wir
haben sie gut bewältigt. Wir können Bayern auf einem
soliden Finanzfundament gut weiter ausbauen. Darauf
sind wir stolz. Ich glaube fest daran und bin mir ganz
sicher, dass wir es als erstes Bundesland schaffen
werden, schuldenfrei zu sein. Das bedeutet auch eine
Investition in Sicherheit und in den Rechtsfrieden für
unsere Kinder und unsere Bevölkerung.

(Beifall bei der CSU)

Weil wir schon bei den Beispielen sind und damit Sie
wissen, wie sich die Größenverhältnisse ausdrücken,
darf ich hier gleich eines mitanfügen: In Baden-Würt-

temberg gibt es 450 Justizwachtmeister, in Bay-
ern 1.045. Wenn Sie mir also nochmal mit der Kritik
kommen, hier wäre so runtergekürzt worden, dann
frage ich mich, was eigentlich in den anderen Ländern
passiert, gerade jetzt, da Justizpersonal nötiger ist als
je zuvor.

(Zuruf der Abgeordneten Christine Kamm
(GRÜNE))

Der Justizhaushalt insgesamt steigt derzeit weiter. Wir
werden im Jahr 2017 gegenüber dem Jahr 2016 eine
Steigerung um fast 80 Millionen auf rund 2,3 Milliar-
den in diesem Bereich haben.

Meine Damen und Herren, das ist ein wirklich aus-
drucksvoller Beweis dafür, dass bei uns die Sicherheit
nicht nur im Polizeiwesen vollzogen wird, ein Beweis
vor allem für die Bevölkerung, dass rechtswidriges
Verhalten Konsequenzen in Bayern hat und dass es
hier eine klare Abschichtung gibt.

Da muss ich an dieser Stelle eines erwähnen, Frau
Kollegin Gote. Ich bin von Ihren Ausführungen ein
bisschen irritiert. Sie kommen auch mit Stellenmeh-
rungen. Ich schaue in den Stellenplan und stelle fest:
Sie haben exakt null weitere Richter gefordert, und
Sie haben exakt null weitere Staatsanwälte gefordert,
aber Sie fordern einen hohen Aufschlag im Bereich
der Bewährungshelfer und der Sozialpädagogen. Es
mag ja wünschenswert sein, dass jedem Gefangenen
jemand an die Seite gestellt werden könnte, der ihn
emphatisch begleitet. Mir ist es noch wichtiger, dass
diejenigen, die etwas angestellt haben, erst einmal
hinter Schloss und Riegel kommen.

(Beifall bei der CSU)

Da wir beim Punkt der Personal- und Stellenausstat-
tung im richterlichen und staatsanwaltlichen Dienst
sind, darf ich Ihnen nochmal in Zahlen benennen, wie
wir die Ausstattung jetzt verstärken wollen. Wir sagen:
Nach den 80 neuen Stellen, die wir schon im Doppel-
haushalt 2013/2014 hatten, und den 75 Stellen im
Doppelhaushalt 2015/2016 werden wir nun im Nach-
tragshaushalt weitere 50 Stellen haben und damit bei
den Richtern und Staatsanwälten auf insgesamt
250 Stellen kommen. Das, Herr Kollege Streibl, ist
genau das, was wir brauchen, um Verfahren zu ver-
kürzen. Ich bin bei Ihnen. Je kürzer ein Verfahren ist,
desto effizienter und sicherer ist es für unsere Bevöl-
kerung, und im Übrigen auch desto entlastender ist es
für unsere JVAs. Da sind wir uns ja alle ganz einig. Im
Doppelhaushalt 2017/2018 können wir 32 weitere
neue Stellen für Richter und Staatsanwälte beschlie-
ßen. Dies ist der richtige Zeitpunkt für diese Maßnah-
me. Ich glaube, so hoffe ich jedenfalls, dass wir damit
auch mit den Herausforderungen zurechtkommen, die
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natürlich aufgrund der nun gestiegenen Kriminalitäts-
und Terrorismusrate bestehen. Wir werden versu-
chen, dies bestmöglich mitabzudecken.

Vielleicht auch noch einige Zahlen zu den Rechtspfle-
gern: Sie haben auch diesen Punkt mit Recht ange-
sprochen. Natürlich brauchen wir auch hier aufgrund
der gestiegenen Herausforderungen ein Mehr. Wir
werden dies mit 80 neuen Anwärterstellen im Rechts-
pflegerbereich, mit 20 neuen Stellen im Justizvollzug
und mit 100 Anwärterstellen, die wir in Planstellen
verwandeln können, tun. Dies ist ebenfalls ein Zei-
chen und vor allen Dingen eine richtige Maßnahme,
um durch eine bessere Personalausstattung besser
voranzukommen.

Schließlich haben Sie in Ihren Änderungsanträgen
immer wieder die kw-Vermerke angesprochen. Dafür
bin ich außerordentlich dankbar. Es ist uns möglich,
die kw-Vermerke zunächst in die nächsten Haushalte
weiterzuschieben. Damit können wir angesichts der
steigenden Belastungen bei der Personalausstattung
flexibel bleiben. Ich bin dafür der Staatsregierung
sehr, sehr dankbar. Dies ist genau die Flexibilität, die
wir brauchen, und diese Flexibilität gibt es nur, weil
der Haushalt gesund ist. Sonst wäre das nicht mög-
lich.

Sie haben bei den Neueinstellungen mehrfach He-
bungen gefordert, was selbstverständlich wünschens-
wert und immer gut für unsere Angestellten und Be-
amten ist. Ich darf aber erwähnen, dass wir nicht nur
Einstiegsämter bei unseren neuen Stellen anbieten,
sondern bereits in die Beförderungsämter gehen. Ich
hoffe doch sehr, dass wir hier einiges erreichen kön-
nen.

Wir haben auch den Stellenabbau nach Artikel 6b des
Haushaltsgesetzes im Doppelhaushalt 2017/2018 je-
weils ausgesetzt. Auch dies ist ein Zeichen dafür,
dass wir Sicherheit, Ordnung und den Rechtsfrieden
für unsere Bevölkerung ganz an die Spitze stellen.
Wir haben vorher schon beim Innenhaushalt über
"Dienst zu ungünstigen Zeiten" gesprochen. Ich will
hier nur noch einmal erwähnen, dass wir das im Jus-
tizhaushalt ebenso vollzogen und durchfinanziert
haben und dass wir sogar hoffen, dem Änderungsan-
trag der GRÜNEN folgen zu können, der eine noch
weitere Erhöhung beschließen möchte. Wenn unser
Haushalt so gesund bleibt, wie er derzeit aufgestellt
ist, können wir vielleicht diese Hoffnung auch Realität
werden lassen.

Schließlich darf ich zu etwas kommen, was der Kolle-
ge Streibl ebenfalls zu Recht angesprochen hat, näm-
lich zur Frage des Bauunterhalts und der Baumaß-
nahmen. Auch hier sind wir bei Ihnen. Aber zunächst

musste einmal – das hat die Kollegin Guttenberger
schon sehr schön ausgeführt – die Sicherheit in den
Eingangsbereichen gestärkt werden. Hier wurde ein
hoher Aufwand betrieben; denn für uns steht fest,
dass es natürlich schön ist, wenn auch der Gerichts-
saal schön ist, aber noch wichtiger ist, dass er sicher
ist. Deshalb haben wir in allen Eingangsbereichen in
einer erfolgreichen Zusammenarbeit von privaten
Diensten und unserem eigenen Personal all dies ver-
stärken können. Wir sind jetzt in diesen Bereichen,
soweit man das sagen kann, wiederum das sicherste
Land in Deutschland; denn nur bei uns gibt es lücken-
lose Eingangskontrollen in allen Gerichten. Das ist für
die Bevölkerung ganz, ganz wichtig.

Insgesamt noch einmal zum Bauunterhalt: Wir haben
die hohen Bauansätze bei Unterhaltsmaßnahmen von
21,8 Millionen pro Jahr weiter fortschreiben können.
Überall ist zwar ein Mehr wünschenswert, aber im
Rahmen der Haushaltskonsolidierung ist es, glaube
ich, wichtig, dass wir dieses Maß zumindest immer
stetig fortführen; dann werden wir hoffentlich weiter-
kommen. Auch die kleinen Baumaßnahmen wurden
auf ihrem hohen Niveau von 22,6 Millionen fortge-
führt. Ganz wichtig ist mir zu erwähnen: Das Projekt
"Bayern barrierefrei 2023" ist mit 3,3 Millionen dabei.
Ich denke, das ist ganz wichtig. Jeder soll einen guten
Zugang zu unseren Gerichts- und Justizgebäuden
haben.

Schließlich und endlich noch zu den Hochbaumaß-
nahmen: Hier haben wir – und darauf sind wir, glaube
ich, alle stolz – unser Strafjustizzentrum in München.
Wir haben die Verpflichtungsermächtigung letzte
Woche in einen Planungstitel in voller Höhe umwan-
deln können. Der Baufortschritt ist gut. Wir kommen
im Zeitplan voran. Ich werde nicht müde zu erwähnen,
dass hier etwas sehr Ungewöhnliches möglich war:
Auf diesem teuren Münchner Boden konnte nun ein
Drittel der Fläche durch die Konfiguration dieses
Strafjustizzentrums eingespart werden, der nun für
weitere Maßnahmen zur Verfügung steht. Ich glaube,
dies ist ein Werterhalt, bei dem man sich angesichts
der doch sehr teuren Münchner Bodenpreise sehr
verantwortlich gezeigt hat. Hier bin ich sehr froh. Für
diesen Neubau besteht also große Planungssicher-
heit.

Aber auch die Fläche kommt nicht zu kurz. Wir haben
den Neubau der JVA in Marktredwitz, den Ersatzneu-
bau der JVA in Bamberg und den Neubau der JVA in
Passau. Damit sind wir schon fast quer über die
Lande. Da ich aber Herrn Kollegen Pohl nicken sehe,
muss ich natürlich auch den Teilneubau und die Sa-
nierung des Amtsgerichts Kaufbeuren erwähnen.
Damit auch die Oberbayern mit mir zufrieden sind, er-
wähne ich noch die Neubauplanung des Justizzent-
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rums in Rosenheim. Meine Damen und Herren, ich
glaube, wir sind recht gut unterwegs. Ich darf dem Mi-
nisterium danken, dass wir das genauso machen
konnten und dass auch die Fläche mit Augenmaß be-
dacht wird. Ich glaube, das ist eine ganz vernünftige
Geschichte.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte noch kurz zwei bis drei Themen, die Sie
aus den Fraktionen vorhin angesprochen haben, er-
wähnen. Da war zum einen die Frage des Justizopfe-
rentschädigungsfonds. Nun gut, da sind wir ein biss-
chen anderer Meinung, denn dafür steht im Regelfall
die Amtshaftung zur Verfügung. Sie sollte auch so
vollzogen werden. Insoweit gibt es nur ganz wenige
Einzelfälle, für die im Übrigen Fonds zur Verfügung
stehen. Ein weiterer Fonds wäre dann einer zu viel.

Schließlich haben Sie die Krankenpflege angespro-
chen und gefragt, wie es hier aussieht; ich glaube,
das war Herr Kollege Kränzlein. Wir haben hier sehr
wohl einen Stellenaufbau, wie Sie wissen. Ich möchte
hier aber noch auf etwas hinweisen, was in diesem
Bereich gerne ein bisschen untergeht, auch wenn das
nicht nur den Krankenbereich betrifft. Da ist zum
einen die Tuberkulosestation, die wir als einziges
Bundesland haben. Sie ist gerade in diesen Zeiten
ganz, ganz wichtig, weil wir nicht wissen, wer bei uns
ist und möglicherweise straffällig ist. Sie stellt einen
besonderen Schutz für unsere Krankenpfleger und die
Kräfte in diesem Bereich dar. Wir haben außerdem in
diesem Bereich insgesamt 17 neue Fachstellen ge-
schaffen. Schließlich und endlich haben wir eine sehr
erfolgreiche Verknüpfung der externen Krankenhäu-
ser mit unseren Justizstellen im Krankenbereich ge-
schaffen. Ich glaube, mit dem vorhandenen Personal
kommen wir im Moment recht gut aus. Lassen Sie
mich noch etwas kurz erwähnen, zumal ich weiß,
dass dies die Präsidentin freut, soweit so etwas er-
freuen kann: Wir haben zwei Mutter-Kind-Einheiten
für Kinder unter drei Jahren. Ich glaube, das ist gera-
de für die Kinder ganz besonders wichtig.

In den letzten Sekunden meiner Redezeit sage ich
noch kurz etwas zu "Justiz digital". Auch hier haben
Sie recht: Es ist wünschenswert und richtig, deswe-
gen haben wir im Haushalt 2017/2018 fast 100 Millio-
nen Euro für diesen Bereich eingestellt, davon für den
Justizvollzug jährlich 2,4 Millionen Euro und für die
medientechnische Ausstattung der Sitzungssäle
1,2 Millionen Euro jährlich. Schließlich seien noch die
Einführung der elektronischen Akte und des elektron-
ischen Rechtsverkehrs sowie die IT-Stabilisierung ge-
nannt. Ich denke, das ist ganz wichtig. Wir sind hier
ganz gut ausgestattet. Noch einmal: Ein Mehr wäre
auch uns immer lieber, und zu diesem Mehr dürfen

Sie gerne durch gute Abstimmungen zu unseren An-
trägen beitragen.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kol-
legin. – Jetzt haben wir zwei Zwischenbemerkungen,
zunächst Frau Kollegin Gottstein. Bitte schön.

Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Liebe Kollegin
Wittmann, ich wundere mich etwas über Ihren Um-
gang mit Zahlen. Was Sie vorbringen, entspricht nicht
ganz der Logik. Zunächst, zu Beginn Ihrer Rede,
haben Sie sich dankbar zu den Stoiberischen Spar-
maßnahmen geäußert. Sie haben argumentiert: Wir
könnten das heute alles nicht stemmen, wenn wir da-
mals das nicht zurückgefahren hätten. – Das ist aber
einfach unlogisch. Wenn wir das Personal damals
nicht zurückgefahren hätten, müssten wir das Perso-
nal jetzt nicht wieder aufstocken. Das heißt, wir müss-
ten es auch gar nicht stemmen können, weil es ein-
fach so geblieben wäre. Da beißt sich die Katze in
den Schwanz; das ist gar keine Logik.

Gegen Ende der Rede haben Sie Vergleiche ange-
stellt, beispielsweise nannten Sie 450 Justizangestell-
te in Baden-Württemberg und 1.000 in Bayern. Eine
Grundregel der Mathematik ist aber, dass man eine
Bezugsgröße braucht. Beziehen Sie die Zahlen in
Baden-Württemberg und in Bayern auf die Zahl der
Einwohner, auf die Zahl der Kriminellen oder auf die
Zahl der Gefangenen? – Einfach nur die Zahlen 450
und 1.000 zu nennen, das sagt nichts aus. Dann nen-
nen Sie doch Nordrhein-Westfalen, da sind es viel-
leicht 4.000. Das sagt doch alles gar nichts aus.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, bitte.

Mechthilde Wittmann (CSU): Also zunächst einmal,
Nordrhein-Westfalen habe ich gar nicht genannt.

(Eva Gottstein (FREIE WÄHLER): Nein, das
habe ich erwähnt!)

Offenkundig waren Sie gedanklich ganz woanders.
Dafür kann ich nichts. Was die Stellen betrifft, so darf
ich den Justizminister dort zitieren, der auf Bayern
verweist. Er sagt, das wäre ungefähr die Stellenzahl
in Bayern, die auch in Baden-Württemberg gelten
müsste. Ich gehe deshalb davon aus, dass es sich um
dieselbe Bezugsgröße handelt. Im Übrigen handelt es
sich um Justizwachtmeister; auch das haben Sie nicht
ganz richtig mitbekommen. Die Zahl bezieht sich auf
die Haftplätze, damit geht sich das ganz gut aus.

7912 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000350.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000452.html


Zur Frage Stoiber und Zurückfahren: Diese Frage darf
ich rhetorisch ganz einfach zurückgeben. Sie werden
mir zustimmen, dass wir zu der Zeit, als diese Stellen-
kürzungen erfolgt sind – beziehungsweise es waren
gar keine Kürzungen, sondern eine Stagnation, und
zwar nicht nur in diesem Bereich, sondern auch wo-
anders – noch gar nicht so hohe Herausforderungen
durch Kriminalität und Terror hatten. Wir werden uns
aber das nochmalige Darlegen der Gründe hier erspa-
ren. Ich glaube, wir alle wissen, worin sich das be-
gründet. Ich bin heilfroh, dass das Justizministerium,
ebenso wie das Innenministerium, darauf zeitnah und
sofort reagiert, um unsere bayerische Bevölkerung
vor dem, was da auf uns zukommt, zu schützen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. Weitere
Zwischenbemerkung: Herr Kollege Dr. Kränzlein. Zei-
gen Sie mir bitte Ihr Mikrofon an? – Danke schön.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Frau Kollegin Witt-
mann, manchmal ist ein Faktencheck ganz gut. Wir
haben ganz schnell im Internet recherchiert und die
offiziellen Zahlen gefunden, die der baden-württem-
bergische Justizminister für die Strafvollzugsbediens-
teten auswirft. Sie liegen bei 2.471. Die Herkunft Ihrer
Zahl haben Sie vorhin relativ dubios begründet. Viel-
leicht sollten wir der Geschichte aber nachgehen. Ich
habe nämlich den Eindruck, dass hier ganz locker an-
dere Bundesländer in die Pfanne gehauen werden,
damit man selbst gut ausschaut. Bei genauem Nach-
schauen bleibt von dieser Argumentation aber nicht
mehr viel übrig.

(Beifall bei der SPD)

Mechthilde Wittmann (CSU): Herr Kollege Dr. Kränz-
lein, das war ein wohlfeiler Versuch. Ich falle aber
nicht darauf herein. Im gesamten Strafvollzug waren
es 2.000, bei den Justizwachtmeistern nur 405.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kol-
legin. – Jetzt habe ich noch für die FREIEN WÄHLER
Herrn Kollegen Pohl auf der Rednerliste. Er ist schon
hier. Bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Der Justizhaushalt ist ein wichtiger
Haushalt. Frau Kollegin Wittmann, Sie hatten schon
den Bezug zum Haushalt der inneren Sicherheit her-
gestellt. Beide Bereiche ergänzen sich natürlich in
einem wesentlichen Teil. Wir sehen ähnlich, wie das
auch der Entwurf der Staatsregierung vorsieht, einen
großen Bedarf, damit wir im Falle von Terrorismus

auch bei der Justiz gerüstet sind. Seit wir im Baye-
rischen Landtag sind, also seit 2008, haben wir immer
wieder und bei jedem Haushalt mehr Stellen gefor-
dert, weil in der Justiz zu wenige Stellen vorhanden
waren. Das durfte ich in der letzten Legislaturperiode
gemeinsam mit Herr Kollegen Streibl tun. Nun macht
das Herr Kollege Meyer zusammen mit Herrn Kolle-
gen Streibl. Sie machen das hervorragend und auch
erfolgreich. Ich bin sehr dankbar dafür, dass wir in die-
ser Legislaturperiode nun auch einen durchsetzungs-
starken Minister haben, der diese Stellen im Kabinett
auch durchsetzt.

(Beifall bei der CSU)

Das war in der letzten Legislaturperiode leider nicht
der Fall, als wir noch beide im Rechtsausschuss
waren und uns dort Klage des Amtsgerichts Augsburg
anhören mussten, wonach dieses an seine Kapazi-
tätsgrenzen stoße und eine geordnete Rechtspflege
nicht mehr möglich sei.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das sind die Auswir-
kungen der Sparorgien von Edmund Stoiber. Frau
Kollegin Wittmann, das brauchen Sie auch gar nicht
schönzureden; denn da gibt es nichts schönzureden.
Wenn Sie sagen, dass die finanziellen Mittel und die
Herausforderungen andere waren, dann muss ich
Ihnen entgegenhalten – ich habe gerade nachge-
schaut –, dass sich die Kriminalitätshäufigkeit in den
Jahren 2005 bis 2014 in Bayern nicht verändert hat.
Sie ist sogar leicht zurückgegangen. Das ist Fakten-
check eins.

Nun Faktencheck zwei: Wenn das Geld in der Stoiber-
Ära nicht sinnloserweise bei der Landesbank ver-
brannt worden wäre, und zwar in Milliardenhöhe,
dann hätten wir die Gelder auch für die Beamten zur
Verfügung gehabt. An dieser Stelle ist der Verweis auf
die BayernLB sehr wohl richtig.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der SPD
– Widerspruch bei der CSU)

Wir wollen aber nicht klagen, sondern wir wollen
durchaus anerkennen, dass sich, wenn auch mit zeitli-
cher Verzögerung, unsere Forderungen nun im Haus-
halt wiederfinden. Ich denke, das wird auch, was un-
sere jetzigen Anträge anbelangt, im
Nachtragshaushalt und in den künftigen Haushalten
der Fall sein. Wir erkennen das an. Wir arbeiten sozu-
sagen vor, und die Staatsregierung arbeitet nach.
Wenn es dann mit zeitlicher Verzögerung kommt, ist
es ja auch gut für die bayerische Justiz und die baye-
rische Rechtspflege.

Lassen Sie mich zum Schluss einen weiteren Aspekt
ansprechen, weil wir hier nur sehr einseitig über die
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Sicherheit und damit über die Strafjustiz gesprochen
haben. Wir haben in den Bereichen des Zivilrechts
und der ordentlichen Gerichtsbarkeit, aber auch der
Rechtspfleger und der freiwilligen Gerichtsbarkeit etc.
wichtige Aufgaben zu erledigen. Die Kollegin Witt-
mann hat vorhin in der Debatte zum Einzelplan 03 A
angesprochen, dass die Menschen nach Bayern kom-
men, weil es hier sicherer ist als in anderen Bundes-
ländern. Das würde ich gerne um einen Aspekt ergän-
zen. Ich glaube, noch wichtiger als die innere
Sicherheit ist eine funktionierende Wirtschaft, ist die
Zahl der Arbeitsplätze, sind auskömmliche, gute Ar-
beitsplätze. Dazu kann der Freistaat Bayern etwas
beitragen, indem er für die Unternehmen gute Rah-
menbedingungen schafft.

Das gilt nicht nur für die Verkehrsinfrastruktur, son-
dern auch im Bereich der Justiz. Wir brauchen eine
gut funktionierende Justiz, schnelle und rechtssichere
Verfahren. All das wurde in Bayern schon ein Stück
weit auf den richtigen Weg gebracht. Das ist eine Ge-
meinschaftsaufgabe dieses Parlaments, aber auch
ein Verdienst – das sage ich ganz deutlich – eines
durchsetzungsstarken Justizministers. Wir werden
uns bei der Abstimmung über den Einzelplan enthal-
ten, weil unseren Anträgen nicht stattgegeben wurde.
Aber durch die Enthaltung erkennen wir diese Arbeit
auch an.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. – Jetzt hat sich für die Staatsregierung Herr
Staatsminister Prof. Dr. Bausback gemeldet. Bitte
schön, Herr Staatsminister.

Staatsminister Prof. Dr. Winfried Bausback (Justiz-
ministerium): Frau Präsidentin, Hohes Haus! Im Kon-
ferenzzimmer im rechten Flügel hängt ein Bild von
Seibertz, auf dem Sie von Humboldt, einen der größ-
ten Denker, im Kreise von vielen anderen Philoso-
phen und Wissenschaftlern sehen. Von Humboldt ist
für vieles bekannt, auch für seine Erkenntnis: "Ohne
Sicherheit ist keine Freiheit."

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Thema Sicher-
heit muss in einer freiheitlichen demokratischen Ge-
sellschaft immer im Zentrum stehen. Sicherheit und
Freiheit können in einem Spannungsverhältnis zuei-
nander stehen; aber sie bedingen sich auch wechsel-
seitig.

Blicken wir in unsere Verfassung. Die Verfassung des
Freistaats Bayern, die in diesem Jahr ein stolzes Jubi-
läum feiert, formuliert ganz deutlich:

Die Verfassung dient dem Schutz und dem geisti-
gen und leiblichen Wohl aller Einwohner. Ihr

Schutz gegen Angriffe von außen ist gewährleis-
tet durch das Völkerrecht, nach innen durch die
Gesetze, die Rechtspflege und die Polizei.

Meine Damen und Herren, "durch die Gesetze, die
Rechtspflege und die Polizei" – deutlicher hätte man
die Bedeutung unserer Justiz überhaupt nicht hervor-
heben können. Deshalb auch von meiner Seite einen
herzlichen Dank an all diejenigen, die die Justiz im
Freistaat Bayern verwirklichen, die der Justiz ein Ge-
sicht geben, angefangen bei den Justizwachtmeis-
tern, die für die Sicherheit in den Gerichtsgebäuden
sorgen, über viele Funktionen bis hin zu den Rechts-
pflegerinnen und Rechtspflegern, den Richterinnen
und Richtern, den Staatsanwältinnen und Staatsan-
wälten und natürlich auch den Justizvollzugsbediens-
teten. Es steht uns allen gut an, an der Stelle genau-
so, wie es die Kollegen getan haben, ein herzliches
Dankeschön zu sagen.

(Beifall bei der CSU)

Wenn ich mir die Bemerkung erlauben darf: So
schlecht scheint es momentan um die Sicherheit im
Freistaat Bayern nicht bestellt zu sein, was die Justiz
angeht. Sehen wir uns die Beobachtung durch die
Presse bei dieser Debatte an: Die "Süddeutsche Zei-
tung" ist noch präsent; aber Vertreter weiterer Medien
sehe ich im Moment nicht. Das heißt, zurzeit wird sehr
viel als in Ordnung angesehen, meine Damen und
Herren.

Gleichwohl möchte ich an dieser Stelle nicht verheh-
len: Mich macht die Entwicklung, die wir derzeit erle-
ben, wirklich in vielerlei Hinsicht besorgt. In unserer
Gesellschaft gibt es einen wachsenden Extremismus.
Extremismen schaukeln sich wechselseitig hoch. Wir
haben eine große Steigerung rechtsextremistischer
Straftaten in Deutschland, aber auch in Bayern zu
verzeichnen. Wir erleben islamistischen Terror. Spä-
testens nach Ansbach und Würzburg ist uns klar ge-
worden, dass dieser Terror auch in Deutschland, in
Bayern, angekommen ist. Ausländerextremismen
schaukeln sich wechselseitig hoch. Die Täter tragen
die Probleme ihrer Staaten nach Deutschland hinein.
Wir erleben auch einen Linksextremismus, der sich
insbesondere gegen die Repräsentanten der staatli-
chen Ordnung, die Polizisten, richtet und sich in bruta-
len Körperverletzungen äußert.

Kolleginnen und Kollegen, das kann uns nicht kalt las-
sen, und das lässt uns auch nicht kalt. Deshalb haben
wir in diesem Doppelhaushalt einen Schwerpunkt auf
die Extremismusbekämpfung gelegt. Wir werden im
Bereich der Justiz dafür 96 Stellen zusätzlich ausbrin-
gen. Wir bilden bei der Generalstaatsanwaltschaft in
München eine hoch qualifizierte, zentrale Stelle für
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Extremismusbekämpfung. Wir verstärken die Extre-
mismusbekämpfung in der Fläche und sorgen für
einen weiteren Staatsschutzsenat am Oberlandesge-
richt in München.

Außerdem sind wir auch im Justizvollzug schon seit
Jahren auf diesem Gebiet aktiv. Wir tun sehr viel für
die Deradikalisierung und für die Extremismuspräven-
tion im Vollzug. In den letzten Jahren ist das Thema
des salafistischen und des islamistischen Terrors und
Extremismus dazugekommen. Darauf haben wir mit
einer zentralen Beauftragten und mit Extremismusbe-
obachtern im Vollzug geantwortet.

Absolute Sicherheit kann in einer freien Gesellschaft
niemand gewährleisten. Aber wenn wir den Auftrag
des Artikels 99 der Bayerischen Verfassung ernst
nehmen, erkennen wir es als unsere Pflicht an, dafür
das Bestmögliche zu tun. Kolleginnen und Kollegen,
ich bin überzeugt, mit diesen Strukturen geben wir
eine klare und eindeutige Antwort im Rahmen des
Gesamtkonzepts "Sicherheit durch Stärke".

Eine weitere Entwicklung muss uns alle besorgt ma-
chen. Wenn Sie über Ebay Dinge einkaufen – ich tue
das nicht –, dann nutzen Sie die Vorteile des Netzes
und können dafür sorgen, dass Dinge, die schon ein-
mal in Gebrauch waren, nachhaltig weiterverwendet
werden. Experten unserer Zentralstelle für Cybercri-
me-Bekämpfung können Ihnen vorführen, dass es im
Darknet etwas ganz Ähnliches gibt. Dort kann man
aber zum Beispiel nicht Kaffeetassen oder irgendwel-
che anderen legalen Güter erwerben, um ein zu
Bruch gegangenes Stück zu ersetzen, sondern dort
existieren Drogenumschlagplätze, auf denen man Be-
wertungen ganz ähnlich wie in Ebay abgeben kann.
Dort wird Waffenhandel getrieben, was in der Öffent-
lichkeit insbesondere durch den schrecklichen Amok-
lauf von München etwas weiter verbreitet wurde. Auch
andere Straftaten werden dort angebahnt, Identitäts-
klau und Ähnliches. Kolleginnen und Kollegen, wenn
man das sieht, wird einem schon angst und bange.

Dem müssen wir etwas entgegensetzen. Wir haben
deshalb zum 01.01.2015 die Zentralstelle Cybercrime
Bayern an der Generalstaatsanwaltschaft Bamberg
gegründet. Die ersten beiden Jahre nach der Grün-
dung zeigen, dass dieser Weg goldrichtig war. Die
Aufgaben, die diese Stelle wahrnimmt, nämlich he-
rausgehobene schwierige Ermittlungsverfahren in die-
sem Bereich zu führen, nehmen deutlich zu. Diese
Stelle ist ein gefragter Ansprechpartner für unsere
Staatsanwaltschaften in der Fläche, die natürlich wei-
terhin selbst Cyberkriminalität bekämpfen. Sie ist eine
gefragte und gerne angenommene Kontaktstelle der
Staatsanwaltschaften zu anderen Stellen, die mit der
Cybercrimebekämpfung beschäftigt sind, sei es bei

der Polizei oder auch in internationalen Organisatio-
nen. Wir haben diese Stelle als Expertenstelle ge-
gründet, die bis November mit vier bzw. fünf Personen
ausgestattet war. Eine solche Stelle gibt es auch in ei-
nigen anderen Ländern der Bundesrepublik Deutsch-
land.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, was wir aber jetzt mit
diesem Doppelhaushalt auf den Weg bringen, ist in-
nerhalb Deutschlands einmalig. Ich glaube, dass wir
hier Vorreiter sind. Wir werden diese Cybercrimestelle
um über 20 Stellen erweitern. Wir werden damit eine
wirklich schlagkräftige Einheit bilden, die dem sprung-
haften Anwachsen der Kriminalität in diesem Bereich
entgegentreten kann. Ich glaube, es wird nicht lange
dauern, bis andere Länder unserem Beispiel folgen.

(Beifall bei der CSU)

Die Kolleginnen Guttenberger und Wittmann haben
schon ausführlich zu den anderen Strukturen des
Haushalts Stellung genommen.

Liebe Kollegen von der Opposition, natürlich kann
man wie in der Metzgerei Boggnsagg von "Antenne
Bayern" sagen: Darf es noch ein bissle mehr sein? –
Natürlich könnten wir in verschiedenen Bereichen zu-
sätzliche Stellen brauchen. Aber man muss es in der
Gesamtverantwortung für den Haushalt sehen. Kolle-
ginnen und Kollegen, seit 2013 haben wir – die Kolle-
gin Wittmann hat es schon angesprochen – über
1.000 zusätzliche Stellen in der bayerischen Justiz
geschaffen. Wir werden mit diesem Haushalt über 400
weitere neue Stellen dazubekommen. Herr Kollege
Kränzlein, Sie haben den Richterverein angespro-
chen. Ich war bei dem Jubiläum in Erding dabei. Ich
glaube, Sie waren auch dort. Ehrlich gesagt, muss die
Veranstaltung, bei der Sie waren, eine andere gewe-
sen sein.

(Beifall bei der CSU)

Der Richterverein, auch der Vorsitzende des Deut-
schen Richterbundes, hat deutlich gemacht, dass das,
was in Bayern seit 2013 geschehen ist, einzigartig in
der Bundesrepublik Deutschland ist.

(Beifall bei der CSU)

Die Kollegin Wittmann hat die 400 Stellen für Justiz-
wachtmeister angesprochen. Der Kollege Wolf, mit
dem ich sehr gut zusammenarbeite, hat mich selbst
auf diese Zahl in Bayern angesprochen. Er hat ge-
sagt: Dorthin wollen wir auch, was die Sicherheit un-
serer Gerichtsgebäude betrifft. – Ich habe nicht aus-
gerechnet, wie viele Gerichte und Gerichtsstellen es
in Baden-Württemberg gibt und wie viele es bei uns
gibt. Aber ich vertraue dem Kollegen, der sagt: Ihr
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seid da vorbildlich. – Das gilt umso mehr, als wir eine
sehr gute Zusammenarbeit mit privaten Sicherheits-
diensten haben, was rund 300 zusätzliche Leute für
die Sicherheit in unseren Einrichtungen bedeutet.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Das stimmt doch
nicht!)

Kolleginnen und Kollegen, ich komme zum Thema
"Zeitgemäße Ausstattung". Ja, wir investieren in die
Digitalisierung unserer Justiz. Auch das ist ein
Schwerpunkt in unserem Vorschlag für den Doppel-
haushalt. Das ist ein ganz wesentlicher Aspekt für
eine moderne Justiz, lieber Kollege Streibl, lieber Kol-
lege Pohl. Das ist wichtig. Die Justiz gehört in die
Mitte der Gesellschaft. Es kann nicht sein, dass die
Justiz auf die Dauer mit dem Aktenwagen herumfährt,
während alle anderen in der Gesellschaft mit Laptop,
iPad, Tablet und anderen Dingen unterwegs sind.

(Beifall bei der CSU)

Wir werden das weiter vorantreiben. Wir werden die
elektronische Akte, die auf einem sehr guten Weg ist,
vorantreiben. Wer Landshut besucht hat und sich das
dortige Pilotprojekt angeschaut hat, sieht, dass das
auf einem sehr guten Weg ist. Das wird auch von
außen so gesehen. Wir haben Anfragen von anderen
Ländern der Bundesrepublik Deutschland, aber auch
aus dem Ausland, die sich unserem Konzept an-
schließen wollen.

Wir werden daneben auch die Fachverfahren weiter
angehen. In der Tat sind die Fachverfahren in die
Jahre gekommen. Aber wir gehen das an. Wir werden
das System "forumSTAR" im Verbund mit anderen
Ländern neu aufsetzen, weil seine Nutzung langsam
an ihr Ende kommt. Auch die Digitalisierung ist ein
wichtiger Punkt für unsere Justiz. Wir gehen sie an,
wobei ich klar sage, dass für mich als Minister gilt:
Sorgfalt geht hier vor Schnelligkeit.

Meine Damen und Herren, mehr Personal, zeitgemä-
ße Ausstattung, aber auch die Hochbauprojekte sind
ein Anliegen für uns. Einige, nicht alle, sind von der
Kollegin Wittmann schon angesprochen worden. Wir
konnten in den letzten Jahren die investiven Mittel in
diesem Bereich zunächst steigern und dann auf
hohem Niveau halten. Wir haben für die nächsten
Jahre wichtige Projekte, die angegangen werden. Das
ist notwendig und richtig. Ehrlich gesagt, lieber Kolle-
ge Streibl, müssen wir auch Folgendes sehen: Wir
werden nicht jedes altehrwürdige Gerichtsgebäude
durch einen Neubau ersetzen. Das könnten wir uns
nicht leisten. Das wäre meines Erachtens auch scha-
de, weil Gerichtsbauten immer auch Ausdruck des
Rechtsstaatsverständnisses der jeweiligen Zeit sind.
Deshalb sind sie zeithistorische Monumente, die wir

erhalten sollten. Allerdings müssen sie auf einem mo-
dernen Ausstattungsstand sein. Deshalb bemühen wir
uns, hier stetig zu Verbesserungen zu kommen. Ich
glaube, insgesamt kann sich unser Haushalt in die-
sem Bereich sehen lassen.

(Beifall bei der CSU)

Kolleginnen und Kollegen, vielleicht sage ich noch ein
paar Worte zu den Dingen, die in der Debatte gesagt
wurden. Eigentlich hätte ich gar nicht mehr das Wort
ergreifen müssen. Die Kolleginnen Petra Guttenber-
ger und Mechthilde Wittmann haben die Strukturen
des Haushalts sehr gut dargelegt. Herr Kollege Kränz-
lein, als Oberministrant, der auch ich mal war, hoffe
ich, dass Sie sich damals, als Sie im Dienst waren,
nicht selbst beweihräuchert haben,

(Florian von Brunn (SPD): So wie die CSU!)

sondern die Heiligung der Gemeinde bei den Hoch-
ämtern, was etwas ganz anderes ist, vollzogen
haben. Die Darlegung der Strukturen unseres Haus-
halts hat nichts mit Selbstbeweihräucherung zu tun,
sondern mit einem gesunden Maß an Demut, aber
auch an Selbstbewusstsein; denn wir bringen die Jus-
tiz voran.

(Florian von Brunn (SPD): Das stinkt nach Eigen-
lob!)

Ich habe Sie und die Kollegin Gote gehört und frage
mich, was für ein Bild Sie eigentlich vom bayerischen
Strafvollzug haben. Ich kann nicht feststellen, dass wir
unter den Ländern am Ende stehen, was die Resozia-
lisierung angeht, ganz und gar nicht! Wir haben einen
konsequenten Strafvollzug, der auf Resozialisierung
und neue Chancen ausgerichtet ist. Ich habe in dieser
Woche mit der Sepp-Herberger-Stiftung ein Projekt
der Justizvollzugsanstalt Neuburg-Herrenwörth ange-
schaut. Wir sind durch die Anstalt gegangen und
haben gesehen, was an Ausbildungsmöglichkeiten
und Sozialtherapien geboten wird. Auch das Angebot
der Fachambulanzen für Gewalt- und Sexualstraftäter
für Führungsaufsichtsprobanden mit entsprechender
Auflage an den drei Standorten ist aller Ehren wert.
Wir haben seit 1990 einen erheblichen Stellenanstieg.
Schauen Sie sich an, wie viele Stellen im Justizvoll-
zug seit 1990 dazugekommen sind. Das lässt sich
wirklich sehen. Wir sind noch nicht am Ende. Am
Ende ist man in der Politik nie, wie wir heute Morgen
gehört haben. Aber wir werden hier konsequent wei-
tergehen.

Herr Kränzlein, Sie haben die Weihnachtsamnestie
angesprochen. Mich hat ein bisschen gewundert,
dass Sie offensichtlich das bayerische Strafvollzugs-
gesetz zum einen und die Ressortverteilung der
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Staatsregierung zum anderen nicht kennen. Das ent-
täuscht mich ein bisschen. In der Tat halte ich die
Weihnachtsamnestie für einen falschen Weg;

(Beifall bei der CSU)

denn eine Amnestie ist ungerecht, wenn damit Leute
bevorzugt werden. Es geht ja um Gerechtigkeit. Um
Barmherzigkeit geht es im Einzelfall und in der Frage,
wie die Kirche mit den Menschen umgehen soll. Aber
in der Justiz geht es vor allem um Gerechtigkeit, und
es ist nicht einsehbar, dass wir Menschen besser be-
handeln sollten, weil das Strafende nur zufällig in
einen bestimmten Zeitraum fällt. Allerdings haben wir
im Strafvollzugsgesetz die Regelung: Fällt das Straf-
ende auf einen Samstag oder Sonntag, einen gesetz-
lichen Feiertag, den ersten Werktag nach Ostern oder
Pfingsten oder in die Zeit vom 22. Dezember bis zum
6. Januar, können die Gefangenen an diesem Tag
oder dem dem Zeitraum vorhergehenden Werktag
entlassen werden. Also werden die Gefangenen in
der Regel nicht am 23. Dezember entlassen. Der Ent-
lassungstag kann auch noch zwei Tage vorgezogen
werden. Ich sage das nur zur Richtigstellung.

In Bayern ist, was ich manchmal bedaure, das Innen-
ressort das Verfassungsressort. Insofern liegen Sie da
auch ein bisschen falsch, Herr Kollege Kränzlein. Im
Übrigen kann man über die Auslegung der Verfas-
sung und der Verfassungsrechte trefflich streiten. Das
sind Wertungsfragen. Insoweit ist das auch weniger
eine Frage von persönlicher Verantwortlichkeit. Viel-
mehr führt die Verfassungsauslegung in einer Demo-
kratie immer zu einem Disput. Am Ende gibt es halt
eine Stelle – das ist das Verfassungsgericht –, die die
Sache letztverbindlich entscheidet. Das hat aber bei
vielen dieser Fragen mit richtig oder falsch nichts zu
tun.

Meine Damen und Herren, jedenfalls möchte ich mich
bei allen, die die Debatte mitgestaltet haben, für die
konstruktive Behandlung dieses wichtigen Haushalts
bedanken. Natürlich ist ein Glas immer halb voll oder
halb leer. Aber ich denke, wir sind in der letzten Perio-
de ein gutes Stück vorangekommen. Ich sage dafür
einen herzlichen Dank allen, die dazu beigetragen
haben. Wir werden mit diesem Haushalt daran an-
knüpfen. Mehr als 400 zusätzliche Stellen und erhebli-
che investive Mittel lassen sich sehen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister,
kommen Sie bitte ans Rednerpult zurück. Herr Kolle-
ge Dr. Kränzlein möchte eine Zwischenbemerkung
machen.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Minister, es war
ganz spannend, Ihnen zuzuhören und sich die Fakten
noch einmal anzuschauen. Ich übergebe Ihnen die
Stellungnahme des Bayerischen Richtervereins zum
Doppelhaushalt 2017/18. Alle Punkte habe ich refe-
riert, und wenn Sie nur Lobesworte für Bayern gehört
haben, muss Ihnen irgendjemand etwas Falsches ein-
geblasen haben. Vielleicht hat er zu viel Hochachtung
vor dem Amt gehabt. Was der Bayerische Richterver-
ein schriftlich niedergelegt hat, können Sie von mir
haben. Das sind genau die Punkte, die ich genannt
habe.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Zum Faktencheck: Ich habe wirklich einen gewissen
Ehrgeiz gehabt, herauszufinden, was in Baden-Würt-
temberg los ist. Jetzt habe ich die offiziellen Zahlen.
Dort gibt es insgesamt über 3.000 Stellen im Strafvoll-
zug und 2.471 Stellen im Bereich der Justizwacht-
meister im Strafvollzug. Die anderen, die hier immer
genannt werden, sind die, die bei den Gerichten Ord-
nung schaffen. Sie vergleichen hier immer ganz unter-
schiedliche Zahlen. Das heißt, Baden-Württemberg
als Negativbeispiel vorzuführen, trägt nicht.

(Horst Arnold (SPD): Das ist sogar oberflächlich!)

Als Drittes zu der Frage Amnestie oder Gnadenerlass.
Das ist ja nicht auf meinem Mist gewachsen. Ich habe
der Zeitung entnommen, was hier in Bayern gemacht
wird. Die 14 Bundesländer gewähren ja nicht eine Ge-
neralamnestie über viele Monate, sondern über weni-
ge Tage bis vielleicht zu vier Wochen. Hintergrund ist
folgender, und das ist nicht irgendwie gegen die Ge-
rechtigkeit gerichtet: Strafgefangene, die am Freitag
oder von mir aus am Donnerstag vor Weihnachten
entlassen werden, schauen bei der Wohnungssuche,
bei Behördengängen und Ähnlichem schlichtweg mit
dem Ofenrohr ins Gebirge, weil da alles ruht oder
überlastet ist. Da könnte Bayern jenseits der Gerech-
tigkeit sehr wohl unter dem Gesichtspunkt der Resozi-
alisierung und der Wiedereingliederung ein klein
wenig gnädiger sein. Ein bisschen Weihnachtsgnade
wäre angebracht.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Staatsminister.

Staatsminister Prof. Dr. Winfried Bausback (Justiz-
ministerium): Herr Kollege Kränzlein, um das ganz
deutlich zu machen: Es ging bei dem Thema, das
auch Frau Wittmann angesprochen hat – das wurde
dann ein bisschen verwischt –, um die Sicherheit in
Gerichtsgebäuden. Darauf hat mich mein Kollege
Guido Wolf angesprochen, weil in Bayern über
1.000 Gerichtswachtmeister und rund 300 Leute von
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privaten Sicherheitsdiensten für Sicherheit sorgen. In
Baden-Württemberg haben sie eben nur gut 400. Im
Strafvollzug haben wir in der Tat unterschiedliche
Strukturen. Wir haben in den vergangenen Jahren,
was die Sozialtherapie und die Sozialarbeiter angeht,
einen Schwerpunkt gesetzt und haben auch unsere
allgemeinen Vollzugsdienste verstärkt. Aber das ist
ein anderer Themenbereich. Das zum einen.

Dann haben Sie die Weihnachtsamnestie angespro-
chen. Herr Kollege, das ist eine Frage der Gerechtig-
keit. Nur weil jemand seinen Strafantritt so hat, dass
er im Dezember entlassen würde, kann ich ihm doch
nicht einfach grundsätzlich einen Monat seiner Strafe
schenken. Das hat meines Erachtens mit Rechts-
staatlichkeit nichts zu tun.

(Beifall bei der CSU)

Die Regelung unseres Strafvollzugsgesetzes ist ver-
nünftig; denn es wird Vorsorge dafür getroffen, dass
Gefangene, wenn nicht ganz besondere Umstände
vorliegen, nicht am Tag vor Weihnachten, sondern ei-
nige Tage vorher entlassen werden. Man unterstützt
sie ja auch bei der Wohnungssuche. Insoweit kann
mich da auch die Zahl von 14 Ländern der Bundesre-
publik Deutschland, die es anders machen, nicht
eines Besseren belehren. Diese Zahl ist für mich kein
Argument, verehrter Herr Kollege.

(Zurufe von der CSU: Sehr gut! – Beifall bei der
CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. – Mir liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor, und wir kommen damit zur Abstimmung.
Der Abstimmung liegen der Entwurf des Haushalts-
plans 2017/2018, Einzelplan 04, die Änderungsanträ-
ge auf den Drucksachen 17/13942 und 17/13943,
17/13738 mit 17/13766, 17/13767 mit 17/13775 und
17/13894 mit 17/13903 sowie die Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen auf der Drucksa-
che 17/14629 zugrunde. 

Vorab, Kolleginnen und Kollegen, lasse ich über den
Änderungsantrag der SPD-Fraktion abstimmen. Die
SPD-Fraktion hat zu ihrem Änderungsantrag betref-
fend "Stalkinghilfe/-schutz" auf Drucksache 17/13738
namentliche Abstimmung beantragt. Ich lasse jetzt
abstimmen. Die Urnen stehen bereit. Fünf Minuten.
Ich eröffne die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 13.29 bis
13.34 Uhr)

Ich darf darauf hinweisen, dass die Mittagspause
noch nicht beginnt. Es folgt noch die Schlussabstim-

mung. – Die Zeit ist um. Ich schließe die Abstimmung.
Das Abstimmungsergebnis wird ermittelt. Ich unter-
breche ganz kurz die Sitzung, bitte aber, noch hier im
Saal zu bleiben, weil wir dann die Schlussabstimmung
durchführen.

(Unterbrechung von 13.34 bis 13.36 Uhr)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, ich nehme die Sit-
zung wieder auf und bitte, die Plätze einzunehmen. –
Ich darf das Ergebnis der eben durchgeführten na-
mentlichen Abstimmung bekannt geben: Mit Ja haben
48 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 81 Abgeordnete.
Es gab 14 Stimmenthaltungen. Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)

Der Einzelplan 04 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 17/14629 genannten Än-
derungen zur Annahme empfohlen. 

Wer dem Einzelplan 04 mit den vom federführenden
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen vor-
geschlagenen Änderungen seine Zustimmung geben
möchte, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. –
Das ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich in
gleicher Weise anzuzeigen. – Gegenstimmen der
SPD-Fraktion und der Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Bei Stimment-
haltungen der Fraktion der FREIEN WÄHLER ist der
Einzelplan 04 mit den vom Ausschuss für Staatshaus-
halt und Finanzfragen vorgeschlagenen Änderungen
angenommen.

(Unruhe)

Geht es bitte noch ein bisschen? 

Die vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungsanträ-
ge gelten gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsord-
nung als erledigt. Eine Liste dieser Änderungsanträge
liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 8)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die auf-
grund der beschlossenen Änderungen erforderli-
chen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
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beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen.
– Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine. Dann ist
das so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/14629 weise ich da-
rauf hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13942 und 17/13943 ihre Erledigung gefun-
den haben.

Damit, verehrte Kolleginnen und Kollegen, ist die Be-
ratung des Einzelplans 04 abgeschlossen.

Herr Staatsminister, das Haus hat seine Pflicht erfüllt.
Die Weichen für 2017 und 2018 sind gestellt. Ein
gutes Arbeiten für die Menschen, die davon betroffen
sind und die für uns Dienst leisten – herzlichen Glück-
wunsch!

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich schaue auf die
Uhr. Diejenigen, die die ganze Zeit hier im Plenarsaal
anwesend waren, haben sich die Mittagspause nun
wirklich verdient,

(Heiterkeit)

aber auch die Stenografen und Stenografinnen und
alle, die hier für uns tätig sind. Wir setzen die Sitzung
um 14.15 Uhr fort.

(Unterbrechung von 13.40 bis 14.17 Uhr)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren, ich nehme die Sitzung
nach der Mittagspause wieder auf.

Zur gemeinsamen Beratung rufe ich die
Tagesordnungspunkte 8 und 9 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 05 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und
Kultus, Wissenschaft und Kunst - Bildung und
Kultus

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13589 und 17/13590)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion

(Drsn. 17/13457 mit 17/13472)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13359 mit 17/13380)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/13517 mit 17/13532)

und

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 15 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Bildung und
Kultus, Wissenschaft und Kunst - Wissenschaft
und Kunst

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13606 mit 17/13620)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/13473 mit 17/13495)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13538 mit 17/13563)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/13592 mit 17/13594 und 17/13596 mit
17/13598)

Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache
eine Gesamtredezeit von zwei Stunden beschlossen.
Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 29 Minuten,
auf die Fraktion der SPD 23 Minuten und auf die Frak-
tionen der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN jeweils 19,5 Minuten. Die Re-
dezeit der Staatsregierung orientiert sich dabei an der
Redezeit der stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis
zu 29 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die
Redezeit der Fraktionen verlängert.

Bevor ich nun die Aussprache eröffne, weise ich da-
rauf hin, dass zum Änderungsantrag auf Drucksa-
che 17/13487 – das betrifft den Einzelplan 15 – na-
mentliche Abstimmung beantragt wurde.

Nun eröffne ich die gemeinsame Aussprache. Erster
Redner ist der Kollege Herold.

Hans Herold (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Reihen sind nach der Mittagspause noch etwas
schwach besetzt. Die Bildungspolitiker sind aber an-
wesend. Zu Gast sind viele Schülerinnen und Schüler
von der Realschule in Ochsenfurt.

Aus großer Überzeugung sage ich: Bayern ist das Bil-
dungsland Nummer eins in Deutschland.
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(Beifall bei der CSU)

Dies hat auch Gründe. Ein Grund ist, dass wir in Bay-
ern ein sehr kompetentes Lehrpersonal haben. Des-
wegen sage ich gleich zu Beginn meiner Rede allen
Lehrkräften an unseren Schulen in Bayern ein herzli-
ches Dankeschön für ihre großartige Arbeit.

(Beifall bei der CSU)

Dies gilt natürlich auch für alle Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an unseren Schulen in Bayern. Ein beson-
deres Dankeschön geht auch an unsere tüchtigen
Schulsekretärinnen. Herzlichen Dank für Ihre Arbeit!

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, gestern hat
unser Bayerischer Ministerpräsident Horst Seehofer
richtigerweise gesagt: Bildung ist das Tor zum Leben.
Ich kann dies nur unterstreichen. Bildung ist wie
schon in den letzten Doppelhaushalten erneut der he-
rausragende Schwerpunkt des Doppelhaushalts für
die Jahre 2017 und 2018. Als Gesamtvolumen sind im
Einzelplan 05 für Bildung und Kultus ca. 24,5 Milliar-
den Euro für die beiden Haushaltsjahre 2017 und
2018 eingeplant. Das heißt, dass wir erstmals die
Grenze von 12 Milliarden Euro pro Jahr überschrei-
ten. Dies ist gegenüber dem Doppelhaus-
halt 2015/2016 eine Steigerung um knapp 2 Milliarden
Euro oder 8 %. In der letzten Wahlperiode war ich in
meiner Fraktion Berichterstatter für den Einzelplan 05.
Heute vertrete ich meine Kollegin Reserl Sem, die lei-
der erkrankt ist. Damals, im Jahr 2010, hatten wir im
Einzelplan 05 9,4 Milliarden Euro. Heute haben wir,
wie ich soeben erwähnt habe, mehr als 12 Milliarden
Euro. Das zeigt sehr deutlich, dass die Bildung bei
uns eine ganz große Priorität hat.

In aller Kürze möchte ich ein paar zentrale Schwer-
punkte hervorheben. Der Einzelplan 05 ist naturge-
mäß sehr personalintensiv; denn gute Bildung fußt im
Wesentlichen auf der Qualität der Lehrkräfte. Ich habe
ihnen für ihre gute und wichtige Arbeit, die an unseren
bayerischen Schulen geleistet wird, schon meinen
Dank ausgesprochen. Mit großer Überzeugung sage
ich aber auch, dass wir noch nie so viele Lehrkräfte
im bayerischen Schulsystem hatten wie jetzt.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben eine Lehrer-Schüler-Relation von 1 zu 14.
Nennen Sie mir ein anderes Land in Deutschland, das
diese positiven Zahlen aufweisen kann.

Ich möchte auch ein Wort zu dem wichtigen Thema
demografische Rendite sagen. Sie wissen, die CSU-
Fraktion hat im Jahr 2014 beschlossen, dass Lehrer-

stellen, die aufgrund eines weiteren Schülerrückgangs
wegfallen würden, die sogenannte demografische
Rendite, während der gesamten laufenden Legislatur-
periode im Schulsystem verbleiben. Diese Stellen sol-
len insbesondere für den weiteren Ausbau der Ganz-
tagsschule – Stichwort: Ganztagsgarantie des
Bayerischen Ministerpräsidenten; dafür sehen wir im-
merhin 526 Millionen Euro vor – und für die Stärkung
kleiner Grundschulstandorte verwendet werden. Ich
bin unserer Staatsregierung, aber auch meiner Frak-
tion, der Mehrheitsfraktion, sehr dankbar dafür, dass
wir eine Grundschulgarantie ausgesprochen haben.
Ich komme aus dem ländlichen Raum und bin daher
besonders froh darüber, dass wir die im ländlichen
Raum so wichtigen Grundschulen erhalten können.

(Beifall bei der CSU)

Natürlich werden auch viele Mittel im Bereich der In-
klusion eingesetzt. Für den Doppelhaus-
halt 2017/2018 bedeutet dies konkret, dass die demo-
grafische Rendite im Umfang von immerhin
1.243 Stellen in den Jahren 2017 und 2018 vollstän-
dig im Schulbereich verbleibt. Ich wiederhole: Sie ver-
bleibt vollständig im Schulbereich.

Die in Fortführung des Nachtragshaushalts für die
Jahre 2017 und 2018 neu eingestellten Mittel und
Planstellen sind auch für die Beschulung von Flücht-
lingen und Asylbewerbern wichtig. Ich sage mit Stolz,
dass auch im Bereich der Beschulung von Flüchtlin-
gen kein anderes Bundesland so viel leistet wie der
Freistaat Bayern.

(Beifall bei der CSU)

In Bayern hielten sich Mitte 2016 circa 60.000 Kinder
und Jugendliche mit Fluchthintergrund im schul- bzw.
berufsschulpflichtigen Alter auf.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Genau! Dank der
CSU?)

Ich sage auch mit großer Überzeugung – Herr Pfaff-
mann, ich weiß, Sie hören das nicht gern –: Die gelin-
gende Integration dieser Kinder setzt eine passge-
naue Beschulung – sprich: das Erlernen der Sprache
und das Kennenlernen des Wertefundaments unserer
Gesellschaft – voraus.

(Volkmar Halbleib (SPD): Wenn es so wäre,
wären wir froh!)

Wir haben, was dies angeht, in den kommenden Jah-
ren eine gigantische Herausforderung vor uns. Diese
bezieht sich auf den gesamten Freistaat, aber vor
allem auf die Lehrkräfte vor Ort. Bereits im Nachtrags-
haushalt 2016 hatten Staatsregierung und CSU-Frak-
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tion die Weichen entsprechend gestellt und rund
160,7 Millionen Euro bereitgestellt.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Hans-Ulrich
Pfaffmann (SPD): Tosender Applaus bei der
CSU! – Zuruf von der CSU: Da sollten auch Sie
klatschen, Herr Pfaffmann!)

Sie alle, insbesondere die Haushalts- und die Bil-
dungspolitiker, können sich wahrscheinlich noch an
die Beratungen über den Nachtragshaushalt für das
Jahr 2016 erinnern. Die 1.079 zusätzlichen Planstel-
len für Lehrerinnen und Lehrer möchte ich besonders
hervorheben. Angesichts der großen Herausforderun-
gen haben wir beschlossen, insgesamt 5.400 neue
Stellen zu schaffen. Ein erheblicher Anteil ist – natür-
lich – für den Bereich innere Sicherheit vorgesehen.
Aber auch die Bereiche Integration und Bildung profi-
tieren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, all diese
Stellen sind notwendig, damit wir die großen Heraus-
forderungen weiterhin bewältigen können. Ich habe
vor einiger Zeit eine Grundschule und eine Berufs-
schule besucht. Dort konnte ich auch persönlich
sehen, welch gute Arbeit dort geleistet wird.

Abschließend noch ein Wort zu dem Thema Verwal-
tungsangestellte. Dieses ist für die Mehrheitsfraktion,
die Fraktion der CSU, eine sehr wichtige Angelegen-
heit.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ihr habt doch unsere
Änderungsanträge dazu abgelehnt!)

Die Sekretärinnen an den Schulen bilden deren Rück-
grat – das habe ich schon deutlich erwähnt – und stel-
len den reibungslosen Ablauf des Schultags sicher.

(Margit Wild (SPD): Aber die sind häufig gar nicht
da! Die Schulleiter müssen deren Aufgaben über-
nehmen!)

Ich bin sehr froh darüber, dass sich unsere Fraktion
dafür ausgesprochen hat, weitere 100 Stellen für Ver-
waltungsangestellte vorzusehen. Das ist ein sehr
wichtiger Beschluss.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD):
Warum habt Ihr unsere Änderungsanträge abge-
lehnt? Bekommen wir darauf noch eine Antwort?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann
Ihnen noch ein Beispiel nennen, um zu verdeutlichen,
wie gut unser bayerisches Schulsystem funktioniert.
Es ist ein Beispiel aus meiner Familie. Meine Nichte
hat von dem Projekt, das das Kultusministerium unter
dem Titel "Kein Abschluss ohne Anschluss" initiiert

hat, erheblich profitiert. Diese junge Frau hat nicht
einen Tag lang ein Gymnasium besucht. Sie besuchte
zunächst die Grundschule und die Hauptschule, ab-
solvierte dann eine Ausbildung und holte an der BOS
das Abitur nach. Anschließend studierte sie Medizin.
Heute ist sie Ärztin an einem Krankenhaus.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, schon an
diesem einen Beispiel sehen Sie sehr gut, wie durch-
lässig das Schulsystem in Bayern ist. – Herzlichen
Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist Herr Kollege Strobl.

Reinhold Strobl (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Und: Liebe Kolleginnen und Kol-
legen in den Büros und in der Gaststätte!

(Heiterkeit und Beifall bei allen Fraktionen)

Herr Kollege Hans Herold hat vorhin darauf hingewie-
sen, dass wir in Bayern noch nie so viele Lehrer wie
heute hatten. Diese Information muss aber ergänzt
werden: Unsere Lehrer hatten nämlich noch nie so
viele – auch nicht so viele neue – Aufgaben zu erfül-
len wie heute. Deshalb brauchen wir so viele Lehr-
kräfte. Wenn ich es richtig sehe, sitzt auf der Besu-
chertribüne die Frau Präsidentin des BLLV. Recht
herzlich willkommen! Sie verfolgen die heutige Debat-
te mit großem Interesse.

Verschiedene Entwicklungen in unserer Gesellschaft
verdeutlichen die Notwendigkeit, in unserem Schul-
system einiges zu reformieren. Wir brauchen nur an
den demografischen Wandel zu denken, der sich zu-
gegebenermaßen in den Regionen unterschiedlich
bemerkbar macht. Darauf müssen wir reagieren. In
manchen Regionen des ländlichen Raums sinken die
Schülerzahlen. Unter Umständen kommt es zu weite-
ren Schulschließungen. Damit verlängern sich für die
Schüler die Anfahrtswege.

Die familiären Strukturen verändern sich. Wenn, wie
es immer öfter der Fall ist, beide Eltern berufstätig
sind – und berufstätig sein müssen –, dann brauchen
die Kinder qualifizierte Unterstützung auch am Schul-
nachmittag.

Zu uns kommen junge Menschen, die vor Krieg,
Elend, Hunger und Not, das heißt, um ihr Leben zu
retten, geflohen sind. Die meisten dieser Kinder müs-
sen unsere Sprache erst erlernen. Die Lehrer berich-
ten davon, dass viele dieser Kinder die deutsche
Sprache unheimlich schnell erlernen und dass sie
hervorragende schulische Leistungen erbringen. Wer
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je in einer Übergangsklasse war, wird bestätigen kön-
nen, dass die Kinder unheimlich fit sind und sich freu-
en, wenn sie etwas lernen können. Daraus ergibt sich
ein Potenzial für unser Land. Mit der Förderung dieser
jungen Menschen investieren wir auch in die Zukunft
unseres Landes.

(Beifall bei der SPD)

In Bezug auf die bestehenden Strukturen besteht drin-
gender Handlungsbedarf. Viele sehen zum Beispiel
das G-8-Gymnasium – das ja über Nacht gekommen
ist; am Tag zuvor hatte noch das G-9-System gegol-
ten – auch mehr als zehn Jahre nach seiner Einfüh-
rung noch als Baustelle an, unter deren Mängeln
Schüler, Eltern und Lehrer zu leiden haben. Wenn El-
tern wählen dürfen, stimmen sie eindeutig für mehr
Bildungszeit und weniger Stress. Wie ist es mit dem
Lerndruck? Ist es denn nicht wichtiger, den Kindern
mehr Zeit zum Lernen zu geben? Ist eine Entschleuni-
gung im Bildungsbereich denn nicht besser als Schul-
stress? Das Forum Bildungspolitik in Bayern wies in
seiner Petition darauf hin, dass es die seit Jahren an-
haltende gute Konjunkturlage in Bayern jetzt auch er-
laubt, im neuen Doppelhaushalt 2017/2018 Ungleich-
gewichte zu überwinden.

Unsere Bildungspolitiker Martin Güll, Kathi Petersen,
Dr. Simone Strohmayr und Margit Wild weisen immer
wieder darauf hin, dass die pädagogischen Anforde-
rungen an den Schulen enorm gestiegen sind. Sie
haben entsprechende Anträge formuliert und in die
Haushaltsdebatte eingebracht, und wir Haushaltspoli-
tiker durften sie dort auch vertreten.

Die Lehrkräfte brauchen wegen der ständig steigen-
den Heterogenität ihrer Klassen und Lerngruppen
immer mehr Unterstützung. Die bisher bereitgestellten
Mittel reichen bei Weitem nicht aus, die dadurch ent-
stehenden Fortbildungsbedarfe zu decken. Dazu ge-
hört auch eine Ausweitung der Fortbildungsmaßnah-
men im Bereich der Inklusion.

An den Grundschulen in Bayern fehlen schon seit
Jahren Lehrkräfte, um Qualitätsverbesserungen zu er-
reichen. Wir fordern deshalb zusätzliche Stellen zur
Verbesserung des Übergangs von der Kindertages-
stätte in die Grundschule, den Einstieg in das Zwei-
Pädagogen-System, eine Entlastung der Schulleitun-
gen an den Grund- und Mittelschulen und eine
Erhöhung des Lehrerbudgets in den Mittelschulver-
bünden.

(Beifall bei der SPD)

Die Realschulen in Bayern – heute sind Vertreter
einer Realschule aus Ochsenfurt anwesend – leisten
ganz hervorragende Arbeit und sind eine von den El-

tern häufig gewählte Schulart. Die Leistung der Real-
schulen wurde bisher nicht durch Investitionen und
weitere Qualitätsverbesserungen belohnt. Nach wie
vor werden Stellen insbesondere für den Abbau der
großen Klassen, zum Ausbau des Ganztagsangebots
und zum Ausbau der integrierten Lehrerreserve benö-
tigt. Zu allen Punkten, die ich jetzt nenne, gab es ja
Anträge, die wir auch im Haushaltsausschuss behan-
delt haben, die aber eben immer wieder abgelehnt
wurden.

Bei den Gymnasien besteht ebenfalls ein großer Be-
darf an Lehrern für den Abbau der großen Klassen
und für die Abfederung der Klassenmehrung durch
die Einführung des neunjährigen Gymnasiums. Ges-
tern habe ich eine Pressemitteilung des Bayerischen
Philologenverbandes in die Hand bekommen:

Schon wieder stehen hunderte Referendare vor
einer ungewissen Zukunft. (...)

Planstelle oder Bayern? – Diese Entscheidung
müssen auch dieses Jahr wieder hunderte fertig
ausgebildete Gymnasiallehrer treffen – denn sie
bekommen im Februar

– obwohl gebraucht –

kein Einstellungsangebot vom Freistaat. Deswe-
gen

– so der Philologenverband –

entscheiden sich immer mehr dafür, Bayern den
Rücken zu kehren und in einem anderen Bundes-
land oder gar im Ausland als Lehrkraft zu arbei-
ten.

Man muss sich das einmal vorstellen. Ich zitiere wei-
ter:

Angesichts steigender Herausforderungen am
Gymnasium wie Inklusion, Flüchtlingsbeschulung
oder individuelle Lernzeit ist die derzeitige Ein-
stellungspolitik nicht nachvollziehbar.

An den Berufsschulen herrscht genauso schon seit
vielen Jahren ein Stellendefizit. Um die Schulleitun-
gen zu entlasten, die Klassen zu verkleinern und die
allgemeinbildenden Fächer zu stärken, werden zu-
sätzliche Stellen benötigt. Auch hier ist eines klar: Die
Investitionen in die Qualität der Berufsschulen lohnen
sich.

Überall gilt das Gleiche: Die Fachoberschulen und die
Berufsoberschulen leisten einen großen Beitrag zum
Erreichen höherer Bildungsabschlüsse und verzeich-
nen seit Jahren Schülerzuwächse, denen aber die Zu-

7922 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016



wächse an Lehrkräften nicht in gleichem Maße gefolgt
sind. Deshalb fordern wir mehr Stellen.

Was immer noch nicht zur Zufriedenheit gelöst ist, ist
die Refinanzierung von kommunalen und privaten
Schulen.

(Beifall bei der SPD)

Leider ist auch ein diesbezüglicher Antrag abgelehnt
worden. Der Freistaat steht in der Pflicht, diese Bil-
dungseinrichtungen, an denen nach staatlichem Lehr-
plan gelernt wird, besser zu unterstützen. Kommunale
Schulen gibt es in der Regel nur in den größeren
Städten, in denen es auch Brennpunkte und sozial
schwache Familien gibt. In solchen Gegenden sind öf-
fentliche Schulen sehr, sehr wichtig, um für ein grund-
legendes Bildungsangebot inklusive Ganztagsbetreu-
ung zu sorgen.

Jetzt komme ich auf den Bereich zu sprechen, den
mein CSU-Kollege gerade angesprochen hat und der
mir auch persönlich sehr am Herzen liegt. Wir haben
schon über Jahre hinweg Verbesserungen für die Ver-
waltungsangestellten an bayerischen Schulen gefor-
dert, die aber immer wieder abgelehnt wurden. Wir
wissen schon seit Langem, dass die Verwaltungsauf-
gaben an den Schulen in den letzten Jahren aufgrund
verschiedener Maßnahmen gestiegen sind. Die Mehr-
arbeit an den Schulen, nicht nur durch die Kinder und
Jugendlichen mit Fluchthintergrund verursacht, und
die damit verbundenen zusätzlichen Aufgaben auf der
Verwaltungsebene sind bisher ebenfalls noch nicht
berücksichtigt. Auch müsste – das sage ich jetzt dazu
– bei der Bezahlung der Verwaltungskräfte endlich
etwas getan werden.

(Beifall bei der SPD)

Diese sind immer alleine; sie fallen immer hinten hi-
nunter. Wir haben deshalb auch einem CSU-Antrag
zugestimmt, der jetzt endlich zusätzliche Verwaltungs-
angestellte ermöglicht. Im Gegensatz zur CSU stim-
men wir Ihren Anträgen immer zu, wenn sie gut sind,

(Hans Herold (CSU): Die sind immer gut! – Ha-
rald Güller (SPD): Die sind vor allem dann gut,
wenn ihr sie bei uns abgeschrieben habt!)

während die CSU dies bei unseren Anträgen nicht
macht, sondern sie immer ablehnt. Dieser Antrag ist
sicherlich von Anträgen abgeschrieben, die wir schon
seit zig Jahren stellen.

(Harald Güller (SPD): Es ist schade, dass das
Abschreiben bei den Kollegen so lange dauert!)

Ich weiß nicht, welche Noten es normalerweise dafür
gibt.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Note 7!)

Ein anderes Thema: Wir müssen in den Schulen den
Einstieg in die Digitalisierung schaffen. Die größte Be-
reitschaft der Lehrkräfte und die besten Konzepte für
die Umsetzung der digitalen Bildung helfen nichts,
wenn die Schulen nicht mit zeitgemäßer Technik aus-
gestattet sind. Oft sind die kleineren Kommunen und
Kommunen in strukturschwachen Regionen Bayerns
als Sachaufwandsträger mit den Anschaffungskosten
überfordert. Unser Ziel muss es sein, im Rahmen der
Bildungsgerechtigkeit es allen Schülerinnen und
Schülern zu ermöglichen, am digitalen Fortschritt teil-
zunehmen.

Ein Antrag, der eben auch in die Beratungen einge-
flossen ist, war der Antrag zur Europäischen Akade-
mie, die 1976 im Vorfeld der ersten Direktwahl zum
Europäischen Parlament auf Initiative der damaligen
Staatsregierung gegründet wurde. Sie ist ein wichtiger
Partner bei der Aufklärungs- und Bildungsarbeit. Ich
weise auf die ständig steigende Zahl von Teilnehme-
rinnen und Teilnehmern hin. Um die Funktionsfähig-
keit der Europäischen Akademie nicht zu gefährden,
ist die Erhöhung des Zuschusses dringend notwendig.

Ich wollte in diesem Zusammenhang noch etwas zu
Europa sagen, aber das lasse ich weg. Ich sage zum
Schluss nur: Ich weiß, dass jetzt von Ihrer Seite aus
die Frage nach der Finanzierung gestellt wird. Dazu
kann ich aber nur sagen: Wer es ablehnt, dass Steu-
erschulden von internationalen Konzernen eingetrie-
ben werden,

(Beifall bei der SPD)

wer Einkommensmilliardäre nicht höher besteuern will
und so zur Ungleichheit in unserem Land beiträgt, wer
sich damit schwertut, mehr Steuerprüfer einzustellen,
der hat kein Anrecht darauf, dieses Argument zu nut-
zen – höchstens als Ausrede.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss: Es gibt nur eines, was auf Dauer teurer
ist als Bildung: keine Bildung.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist Professor Piazolo.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist
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jetzt genau 24 Stunden her, dass der Ministerpräsi-
dent an diesem Pult stand und den Haushalt einge-
bracht hat. Die "Süddeutsche Zeitung" zitierte ihn an-
schließend mit den Worten: "Bayern blüht."

(Hans Herold (CSU): Zu Recht!)

Er hat wenig Zahlen, aber blühende Landschaften,
wie er es nannte, geschildert. Er hat die Regierung
gelobt, und er hat, weil, wie er am Schluss sagte, es
niemand anders tut, sich selbst gelobt. Ich konnte
nicht bis zum Ende bleiben, da eine Gruppe zu Be-
such war. Kaum 50 m Luftlinie von hier war eine Be-
suchergruppe mit 16 Grundschullehrerinnen und Re-
ferendarinnen. Es waren noch zwei Kolleginnen von
den GRÜNEN und der SPD dabei. Diese Lehrerinnen
und Referendarinnen haben uns über eine Stunde
lang erzählt, was an ihren Grundschulen nicht läuft
bzw. nicht gut läuft. Sie sagten, dass es zu wenig Leh-
rer und keine Schulpsychologen gibt.

(Hans Herold (CSU): Das sagen Sie und nicht die
Lehrerinnen!)

– Du glaubst, dass die Lehrerinnen alles schlechtre-
den. Das glaube ich nicht.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Das wurde ihnen in
den Mund gelegt!)

– Sie haben uns eine Stunde lang geschildert, wo die
Probleme liegen. Danach macht man sich so seine
Gedanken. Man fragt sich: Was erlebt dieser Minister-
präsident eigentlich? Was erleben denn die Kollegen
der CSU? Wo sind sie denn unterwegs? – Hier wer-
den zwei unterschiedliche Realitäten dargestellt. Da
steht ein Ministerpräsident und redet über ein Land,
das er wohl gar nicht kennt. Jedenfalls kennt er nicht
die Probleme.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Wie bitte?)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Sie mögen
sich aufregen. Das Interessante war, dass bei der Dis-
kussion keiner von Ihren Kollegen da war. Das fällt
übrigens sehr häufig auf.

(Zuruf von der SPD: Das ist oft so!)

Gehen Sie mehr raus. Reden Sie mit den Menschen!

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Wir sind dau-
ernd draußen, wir sind ständig draußen!)

Wir sind an den Schulen.

(Unruhe – Zahlreiche Zurufe)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich bitte Sie,
sich nicht aufzuregen.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): Lieber
Kollege Waschler, glauben Sie wirklich, wenn Sie un-
terwegs sind, dass es an unseren Schulen in Bayern
keine Probleme gibt? Glauben Sie das wirklich?

(Karl Freller (CSU): Das ist eine saudumme
Frage!)

Über diese Probleme reden wir heute. Ich erzähle
Ihnen ein zweites Schlaglicht. Lieber Kollege Freller,
ich war an einer Mittelschule in München auf einem
Vorlesetag. Das war vor ungefähr zwei Wochen. Auch
dort habe ich drei Stunden lang mit den Lehrern ge-
sprochen. Sie hören immer dieselben Klagen und
Sorgen. Die Lehrer hätten gerne eine zweite Lehrkraft
in ihren Klassenzimmern.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Das will nicht
jeder Lehrer!)

Es wird einem viel erzählt. Wird Ihnen das nicht er-
zählt? – Das will nicht jeder Lehrer, aber man hört es
immer wieder.

(Kerstin Schreyer (CSU): Das ist einfach nicht
richtig! – Hans Herold (CSU): Sagen das alle
Lehrer? – Unruhe)

– Seien Sie nicht nervös. Ihr Ministerpräsident in spe
sagt ja immer: Wer schreit, hat Unrecht. Das sagt
Söder immer. Also hören Sie einfach zu. Den nächs-
ten Satz habe ich auch von Herrn Söder gelernt:
Hören Sie einfach zu, und lernen Sie daraus. Das
sind seine Sätze, die er immer wieder in vielen Dis-
kussionen wiederholt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das zweite Beispiel sind die Mittelschulen. Sie hören
an den Mittelschulen immer wieder dieselben Klagen.
Die Mittelschulen fordern eine Entlastung der Schul-
leiter, mehr Psychologen und Sozialarbeiter. An dieser
Schule gab es eine ganz normale Klasse mit 19 Schü-
lern. Diese 19 Schüler stammten aus elf Nationen.
Eine andere Klasse, eine neunte Klasse, hatte drei
Monate keinen Lehrer. Von 25 Schülern hat nur ein
einziger den Quali geschafft. Nur ein einziger! Das
sind auch reale Verhältnisse in diesem Land. Da inte-
ressiert mich kein Hinweis darauf, dass es in Nord-
rhein-Westfalen viel schlechter ist. Das interessiert
mich an dieser Stelle nicht. Hier geht es um Bayern.
Seit eineinhalb Tagen erlebe ich einen CSU-Abgeord-
neten und ein Regierungsmitglied nach dem anderen,
die hier von blühenden Landschaften sprechen.
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(Hans Herold (CSU): Haben wir auch!)

Einer nach dem anderen spricht von super Verhältnis-
sen. Aber die Realität ist zum großen Teil eine ande-
re.

(Hans Herold (CSU): Das ist unglaublich!)

Ich kenne ein drittes Beispiel an einem Gymnasium
im Großraum von München. Dieses hat sich auch vor
zwei Wochen ereignet. In letzter Zeit habe ich viele
Gymnasien besucht. Vor einigen Jahren habe ich sol-
che Besuche auch im Rahmen unseres Volksbegeh-
rens zur Frage G 8 oder G 9 gemacht. Wenn Sie jetzt
an ein Gymnasium kommen, wird Ihnen überall ge-
sagt: Langsam ist für uns nicht mehr entscheidend, ob
es eine Wahlfreiheit zwischen G 8 oder G 9 bzw. zwi-
schen acht oder neun Jahren Gymnasium gibt; für
uns ist entscheidend, dass endlich entschieden wird.
– Herr Staatsminister, ich weiß ja nicht, wie das bei
Ihnen ist. – Seit Jahren wird nicht entschieden.

Wenn ich in den Haushalt reinschaue, dann sehe ich
zu diesem Thema auch nichts. Wenn Sie ein neunjäh-
riges Gymnasium wollen, und wir als FREIE WÄHLER
wollen das und kämpfen seit Jahren dafür, dann kön-
nen Sie das nur mit mehr Personal und mit mehr Geld
machen. Sie müssen das dann in den Haushalt rein-
schreiben. Hierzu finde ich aber nichts im Haushalt.
Deshalb rufe ich Sie nochmal auf: Sie haben jetzt
lange genug Zeit gehabt. Ich kenne Ihre Probleme
und weiß, dass Sie sagen: Damals hatten wir den Mi-
nisterpräsidenten Stoiber, der über Nacht das G 8 ein-
geführt hat; das war einer der größten Fehler seines
Lebens usw. Das kommt immer von der Seite der
CSU. Die CSU sagt immer: Wir wollen es jetzt anders
machen und uns Zeit nehmen. Die Zeit haben Sie ge-
habt. Jetzt ist die Zeit der Entscheidung gekommen.
Entscheiden Sie also jetzt, bestimmen Sie und sagen
Sie allmählich, in welche Richtung es gehen soll. Sie
können auch das Schulforum mitbestimmen lassen.
Die Entscheidung muss nicht von oben nach unten
gehen.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Lieber nicht!)

Sagen Sie jetzt zügig, in welche Richtung es gehen
soll. Das ist für die Schüler, die Eltern und die Lehrer
wichtig.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein viertes Schlaglicht: Vor drei Wochen war ich in
meinem Stimmkreis in Giesing bei der Eröffnung von
BurdaForward, eines neuen Medienunternehmens.
Dort waren 500 Medienschaffende anwesend. Dort
hat Hubert Burda gesprochen und es ging auch um
die digitale Bildung. Er ist bei der digitalen Bildung mit

seinem Unternehmen sehr, sehr weit. Dort werden die
"Huffington Post" und "FOCUS Online" untergebracht.
Hubert Burda erzählte beiläufig in seiner Rede: Wenn
ich meinen Sohn, der in München zur Schule geht,
frage, wie es mit der digitalen Bildung aussieht, dann
erzählt er: Wir haben zwar Computer, von Siemens
gestiftet, aber diese werden in der Schule nicht be-
nutzt, die Computer stehen im Moment im Keller,

(Zuruf von der CSU: Das ist ein großer Aufwand!)

einmal die Woche kommt dann der Hausmeister und
staubt die Computer ab. – Das ist nicht meine Aussa-
ge, sondern ein Zitat von Hubert Burda. Ich muss
Ihnen ja wohl nicht sagen, wer Hubert Burda ist. Hu-
bert Burda hat erzählt, dass er häufig mit Zuckerberg,
mit Google und mit Murdoch zu tun. Er erzählt überall
solche Dinge.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben
im Bereich digitale Bildung Nachholbedarf. Tun Sie
was! Wir, die FREIEN WÄHLER, haben dazu Anträge
gestellt. Arbeiten Sie daran. Dort muss noch viel
nachgeholt werden. Vieles, was in Bayern erreicht
wurde, haben die Menschen und die Wirtschaft er-
reicht und nicht die Mehrheitsfraktion. Das sage ich
der Staatsregierung auch gerne. Da täuschen Sie
sich.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Gudrun
Brendel-Fischer (CSU): Aber sie hat die Rahmen-
bedingungen geschaffen!)

Mit dem fünften Schlaglicht komme ich zur Hoch-
schulpolitik und damit zum nächsten Punkt. Neulich
waren wir bei einer Diskussion an der Hochschule für
Musik. Diese ist nicht weit von hier, etwa 5 km. Das
Thema waren die Lehrbeauftragten. Das ist ein altes
und sehr wichtiges Thema. Diese Diskussion wurde
übrigens von der "Süddeutschen Zeitung" und vom
Bayerischen Rundfunk geleitet. Eingeladen waren alle
Fraktionen. Anwesend waren lediglich die Fraktionen
der FREIEN WÄHLER, der SPD und der GRÜNEN.
Nicht anwesend war die Fraktion der CSU. Kein einzi-
ger Abgeordneter der CSU war anwesend. Die Frak-
tion hat lediglich eine Mitarbeiterin geschickt. Dort
haben wir zum x-ten Mal die Lebensläufe der etwa
100 Lehrbeauftragten geschildert bekommen. Die
Hochschulpolitiker kennen das. Zwei sehr engagierte
Frauen mit hervorragenden Ausbildungen saßen auf
dem Podium. Diese sind seit über 20 Jahren Lehrbe-
auftragte. Sie bekommen inzwischen pro Stunde
48 Euro gezahlt. Aber über Jahre hinweg haben sie
lediglich 30 Euro pro Stunde bezahlt bekommen. Jetzt
erhalten Sie 48 Euro. Die Professoren bekommen im
Gegensatz dazu deutlich mehr Geld. Aber die Lehr-
beauftragten leisten ungefähr dieselbe Arbeit. An die-
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ser Hochschule werden über 50 % der Gesamtstun-
den von Lehrbeauftragten abgehalten.

Besonders beeindruckend war – das zu hören, hätte
Ihnen wahrscheinlich auch gut getan –, dass beide
Frauen, die ihre Rentenbescheide herumgereicht
haben und noch weiterarbeiten werden, nach 30 Jah-
ren Arbeit mit 66 Jahren einen Rentenanspruch von
236 Euro erwerben. Dieses Thema sprechen wir seit
Jahren an und fordern immer wieder Verbesserungen
ein, aber nichts geschieht. Wir haben jetzt im Haus-
halt wieder mehr Stellen im akademischen Mittelbau
und mehr Professoren gefordert, um diese Situation
zu verbessern. Ich kenne das seit meinem Studium,
und das ist leider schon ein wenig her.

Es gibt bei uns, in einem der reichsten Länder dieser
Welt, Kettenarbeitsverträge, Billiglöhne, zu gering be-
zahlte Lehrbeauftragte und zu wenig Professorenstel-
len. Das ist seit mehreren Jahrzehnten bekannt. Im
reichsten Bundesland dieser Republik passiert seit
vielen Jahre nicht mehr als eine Absprache zwischen
den Hochschulverbänden und dem Ministerium. Aber
viel hat sich seither nicht getan.

Ein weiteres Schlaglicht: Ich führte neulich Gespräche
mit ehemaligen Professorenkollegen und habe dabei
festgestellt: Die Belastung wird auch dort immer grö-
ßer. Ich möchte nicht darüber klagen. Durch den Bo-
logna-Prozess gibt es mehr Korrekturbelastung, und
durch die Exzellenzinitiative wird ein Projektantrag
nach dem anderen notwendig. Jedes Semester gibt
es in Bayern mehr Studierende. Darüber können wir
froh sein, und das bin ich auch. Aber das Verhältnis
der Professoren zu den Studierenden ist im Moment
in Bayern 1 : 57. An den Schulen ist das Verhältnis
1 : 14, wie wir gerade von Herrn Kollegen Herold ge-
hört haben.

1 : 57 ist in Deutschland nicht der schlechteste
Schnitt, aber im internationalen Vergleich verdammt
mau. Da müssen wir drauflegen. Da muss mehr getan
werden. Bei steigenden Studentenzahlen muss – ich
wiederhole – die Anzahl der Professoren und der Be-
schäftigten im Mittelbau angehoben werden. All diese
Anträge haben wir gestellt.

Kommen wir zu ein paar Grundproblemen, die von
anderen Rednern bereits angesprochen wurden. Ich
erinnere mich an die Haushaltsdebatte vor zwei Jah-
ren. Damals hat die Opposition insgesamt 243 Anträ-
ge gestellt, zugestimmt wurde nur einem oder zwei
Anträgen. Mich stört das schon seit Jahren. Ich weiß,
dass es wohl zum parlamentarischen Betrieb gehört,
Anträge anderer Parteien abzulehnen. Nur: Wir befin-
den uns inzwischen in einer Situation, in der es Bay-
ern sehr guttäte, wenn sich die sogenannte Mehr-

heitsfraktion, die auch eine solche ist, diese Anträge
gründlich anzuschauen und gleich übernehmen
würde, ohne zu überlegen, ob man die Anträge in
einem halben oder einem Jahr übernimmt.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Das ist Unfug!)

– Herr Herrmann, nein, das ist kein Unfug, sondern es
wäre zutiefst vernünftig, wenn man guten Anträgen
von anderen Parteien zustimmen würde. Wir bekom-
men diese Frage übrigens von beinahe jeder Besu-
chergruppe gestellt. Ich glaube auch, dass die Men-
schen im Land dafür Verständnis hätten. Die
Menschen würden nicht sagen: Meine Güte, jetzt hat
die CSU mal etwas nicht so toll gemacht, und sie
übernimmt von den FREIEN WÄHLERN oder von der
SPD etwas. Die Menschen in diesem Land würden
begreifen, dass es hier eine Regierungsfraktion gibt,
die nach bestem Wissen und Gewissen, nicht nur
nach Parteienproporz handelt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das ist diesem Land geschuldet.

Herr Herrmann, wenn Sie noch einmal über Ihren Zwi-
schenruf "Unfug" nachdächten, würden Sie ihn wahr-
scheinlich zurückziehen und sagen, wir wären in Bay-
ern damit fortschrittlicher als in anderen
Bundesländern.

Wir kommen zum Thema Bildung. Ich will nicht mit
anderen Fachbereichen aufrechnen. Aber es geht hier
ausdrücklich nicht um Straßen, um Stromtrassen und
um Skilifte, sondern um Menschen. Bei der Bildung
geht es um Menschen: um unsere Kinder, um Ju-
gendliche und junge Erwachsene. In einem Land, in
dem wir wenig Bodenschätze haben, sind Kinder
unser köstlichstes Gut. So steht es auch in unserer
Verfassung. Es geht darum, wie in diesem Land dieje-
nigen erzogen werden, die unsere Zukunft gestalten.
Es geht darum, was wir ihnen an Bildung weiter- und
mitgeben. Deshalb ist das der zentrale Bereich des
Haushalts und dieser Politik. Es geht auch darum,
diese Gesellschaft zusammenzuhalten und zu stüt-
zen. All das wird durch Bildung gewährleistet.

Hierbei gibt es einiges nachzuholen. Das habe ich in
der letzten Viertelstunde versucht, deutlich zu ma-
chen. Höre ich mir die Reden der letzten Stunden und
die gestrige Rede des Ministerpräsidenten an, be-
schleicht mich das Gefühl, dass manches in diesem
Land gut sein mag – das ist unbestritten –, es aber
gerade im Bildungsbereich viele Defizite gibt, die noch
nicht erkannt worden sind, wo man nachlegen sollte.

Ich weiß, man muss die Dinge vielleicht besser ver-
kaufen, als es der Realität entspricht. Das gehört sich
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für eine Regierung so: Man stellt es toll dar, und das
muss man auch. Das ist ein bisschen wie im "Glas-
perlenspiel" von Hermann Hesse: Der Regenmacher
muss dem Volk verkaufen, dass er sich dafür einsetzt,
dass irgendwann der Regen kommt. Das hat auch
Horst Seehofer gemacht. Das Problem bei der gan-
zen Geschichte ist, dass, wenn der Regen lange nicht
kommt, wie es auch bei Hermann Hesse der Fall war,
der Regenmacher den Dämonen geopfert wird, er op-
fert sich sogar selbst. Das wünsche ich Horst Seeho-
fer nicht. Herr Waschler, ich wünsche uns aber, dass
wir bei der Bildungsdebatte mehr drauflegen und uns
die Probleme genau anschauen; denn es ist nicht
alles so, wie Sie es geschildert haben. Es gibt viele
Bereiche – ich habe einige genannt –, in denen sich
noch einiges tun lässt.

Wir haben vorher mit jungen Flüchtlingen in einer Be-
rufsschulklasse diskutiert. Auch dort hört man viele
Wünsche, wenn auch weniger von den Flüchtlingen,
sondern sehr viel mehr von den Lehrern. Nur dann,
wenn Sie in dem Bereich, der für unsere Kinder und
Jugendlichen so wichtig ist, noch einiges drauflegen
und bewegen, dann können Sie sich in einigen Jahren
vielleicht hier hinstellen und die Reden halten, die Sie
in den letzten zwei Tagen gehalten haben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist Herr Kollege Gehring.

Thomas Gehring (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zwei Vorbemer-
kungen machen. Erstens: Wir führen hier eine ge-
meinsame Debatte über zwei Haushalte. Es ist zwar
ein Ministerium, aber es sind nach wie vor zwei Haus-
halte, die im Landtag beraten werden. Nach wie vor
arbeiten zwei Ausschüsse getrennt voneinander. Es
sind die wichtigsten, umfangreichsten Haushalte die-
ses Hauses, und sie betreffen unsere wichtigsten Län-
derkompetenzen. Das vermischen wir in einer Debat-
te. Einmal redet einer zur Schule, ein anderes Mal
redet einer zur Hochschule. Wir nehmen hier das Par-
lament nicht ernst genug. Es wäre besser gewesen,
wir hätten hierzu zwei Debatten geführt. Das wäre
diesem Parlament angemessen gewesen. Leider ist
unserem Vorschlag dazu nicht gefolgt worden.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Man sieht jetzt auch, dass die Entscheidung, diese
beiden Ministerien zu einem Ministerium zusammen-
zulegen, keine gute Entscheidung war. Wir erleben
einen Minister, der bereits mit dem Thema Kulturpoli-
tik überlastet ist.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Überfordert ist!)

Wir erleben ihn nicht mehr zur Schulpolitik. Zur Hoch-
schulpolitik wird die Kollegin Osgyan reden. Wir erle-
ben den Minister in der Schulpolitik nicht mehr als
einen, der das Ministerium führt, gestaltet und neue
Akzente setzt, sondern als einen, der mit diesem gro-
ßen Ministerium überfordert ist. Deswegen war das
ein Fehler.

Herr Spaenle, früher waren Sie noch für Wortneu-
schöpfungen gut; ich denke nur an das Wort "Gelenk-
klasse".

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Die Gelenkklasse!
– Lachen bei Abgeordneten der SPD)

Auch das fehlt mittlerweile in Ihrem Ministerium. Nicht
einmal das gelingt noch.

Zweitens: Mit unseren Haushaltsvorschlägen investie-
ren wir GRÜNEN in die Bildung. Gleichzeitig legen wir
im Unterschied zu den anderen Oppositionsfraktionen
einen ausgeglichenen Haushalt vor. Das geht nur
unter drei Bedingungen: Erstens muss man auch als
Oppositionsfraktion über Einsparungen reden, etwa
mit der Schulverwaltung. Man macht sich damit keine
Freunde, muss aber diese Diskussion führen. Zwei-
tens braucht man als Bildungspolitiker die Unterstüt-
zung seiner Fraktion aus den anderen Fachbereichen,
wo Einsparungen getroffen und zusätzliche Mehrein-
nahmen geschaffen werden. Für diese Unterstützung
der Bildungspolitik bedanke ich mich bei meiner Frak-
tion. Drittens muss man die – vielleicht nicht unendli-
chen – Mittel klug investieren, damit sie tatsächlich für
alle einen Mehrwert haben. Man braucht eine Strate-
gie für die Haushaltsanträge.

Mit unseren Haushaltsanträgen verfolgen wir die Stra-
tegie, in die Verschiedenheit zu investieren. Das
möchte ich begründen. Im Jahr 1808 hat der Pädago-
ge Johann Friedrich Herbart geschrieben:

Die Verschiedenheit der Köpfe ist das große Hin-
dernis aller Schülerbildung. Darauf nicht zu ach-
ten ist der Grundfehler aller Schulgesetze, die
den Despotismus der Schulmänner begünstigen
und alles nach einer Schnur zu hobeln veranlas-
sen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Verschiedenheit
der Köpfe ist nicht das Problem. Verschiedenheit der
Köpfe zu haben, macht uns als Menschen aus. Das
ist normal. Das Problem ist eine Bildungspolitik, die
die Verschiedenheit der Köpfe nicht achtet und alles
nach einer Schnur richten will.

(Beifall bei den GRÜNEN)
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Die Verschiedenheit der Köpfe zu akzeptieren, ist die
Grundvoraussetzung für Demokratie. Bei aller Ver-
schiedenheit der Köpfe sollte man miteinander res-
pektvoll umgehen und Meinungsverschiedenheiten
austragen, ohne sich die Köpfe einzuschlagen. Das
ist die Praxis der Demokratie. Wenn wir die Welt an-
schauen, stellen wir fest, dass diese Praxis nicht sehr
weit verbreitet, sondern regional begrenzt ist. Nur eine
Schule, die diese Verschiedenheit akzeptiert, ist eine
demokratische Schule. In dieser Schule müssen die
verschiedenen Köpfe lernen, miteinander zu leben,
sich respektvoll zu begegnen und ihre Meinungsver-
schiedenheiten mit Respekt und Anstand auszutra-
gen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das meint Artikel 131 der Bayerischen Verfassung.
Dort heißt es: Die Schüler sind im Geiste der Demo-
kratie zu erziehen.

Wenn wir die Demokratiebildung an unseren Schulen
anschauen, müssen wir feststellen, dass die politische
Bildung im bayerischen Schulwesen randständig ist.
Das Fach Sozialkunde kommt kaum vor. In der zehn-
ten Klasse fällt gerade mal eine Schulstunde auf das
Fach Sozialkunde. In der Lehrerfortbildung spielt die
politische Bildung kaum eine Rolle. Die Schülerinnen
und Schüler haben in den Schulen selten die Möglich-
keit, Demokratie zu erleben und als Demokraten zu
handeln. Wir brauchen eine Schule, die das Lernziel
Demokratie wirklich ernst nimmt. Das haben wir heute
noch nicht. Die Schule sollte neben Achtung vor den
anderen und den Menschenrechten auch vermitteln,
dass man auch mit einer komplexen Welt umgehen
kann.

Die Medienkompetenz gehört ebenfalls zur Kompe-
tenz politischer Willensbildung. Das gilt auch für die
Erwachsenenbildung. Wir haben eine ganze Reihe
von Anträgen zu diesen Themen vorgelegt. Einen An-
trag "Schulische Angebote zur Demokratieförderung"
werden wir zur Einzelabstimmung stellen. Ich bitte
Sie, diesem Antrag zuzustimmen. Demokratieförde-
rung sollte uns allen ein Anliegen sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Sinne der Verschiedenheit der Köpfe müssen wir
über Menschen reden, die als Flüchtlinge zu uns nach
Bayern gekommen sind. Die geflüchteten Kinder und
Jugendlichen sind in unsere Schulen gekommen. An-
fang des Jahres 2015 habe ich bereits 1.000 zusätzli-
che Lehrerstellen gefordert. Vielleicht war diese Zahl
utopisch und zu hoch gegriffen. Jetzt haben wir fest-
gestellt, dass diese zusätzlichen Lehrerstellen tat-
sächlich notwendig sind. Deshalb begrüßen wir, dass
1.079 Stellen im Rahmen des Nachtragshaushalts ge-

schaffen worden sind. Das war eine gute Leistung die-
ses Parlaments. Wir haben das unterstützt. Die Inves-
tition in Flüchtlinge passt aber gar nicht zur Rhetorik
mancher Kolleginnen und Kollegen der CSU. Das
passt auch nicht zu dem Geist des Integrationsgeset-
zes, das letzte Woche verabschiedet worden ist. Das
verstehe ich nicht. Sie tun in der bildungspolitischen
Praxis etwas Gutes, verwenden jedoch diese Rheto-
rik, diese Sprache, diesen Geist und dieses Denken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich möchte mich an dieser Stelle ausdrücklich bei den
Schulen bedanken, die sich besonders um die Flücht-
linge bemühen. Das sind vor allem die Grundschulen,
die Mittelschulen und die beruflichen Schulen. Die
Lehrkräfte an diesen Schulen sind mit großem Enga-
gement dabei. Wir müssen uns eigentlich täglich für
diese tolle Leistung bedanken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zwar sehe ich die
neuen Stellen im Haushalt, gleichzeitig muss ich je-
doch feststellen, dass diese Stellen ab dem Jahr 2019
wieder gestrichen werden. Die Stellen sind mit einem
"kw"-Vermerk versehen, als wäre die Flüchtlingsge-
schichte ein Spuk à la Merkel, der wieder vorbeigeht.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist nicht der Fall.
Wir werden weiterhin Flüchtlinge haben. Ich hoffe,
dass wir die humanitäre Haltung, Flüchtlinge zu uns
kommen zu lassen, aufrechterhalten. Wir sollten
ihnen humanitäre Korridore ermöglichen. Außerdem
braucht Integration Zeit. Wenn wir die Vermittlung von
Bildung an eine Einwanderungsgesellschaft als Dau-
eraufgabe verstehen, dürfen wir die neu geschaffenen
Stellen nach der Landtagswahl nicht wieder streichen.
Das ist keine nachhaltige Politik. Das ist keine ehrli-
che Politik.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Die Achtung der Verschiedenheit der Köpfe betrifft
auch die Inklusion. Wir haben eine fraktionsübergrei-
fende Arbeitsgruppe gegründet, in der wir engagiert
zusammenarbeiten, auch wenn es manchmal etwas
dauert. Liebe Kolleginnen und Kollegen, die nicht in
dieser Arbeitsgruppe sind: Diese Arbeitsgruppe ist
kein Instrument zur Debattenentschärfung. Das ist
kein Ort, an den man ein Thema delegiert. Inklusion
muss in diesem Haushalt eine Rolle spielen. Dieses
Thema ist wichtiger denn je, wenn wir eine Gesell-
schaft vermeiden wollen, in der der Ellenbogen das
wichtigste Körperteil ist. Deswegen werden wir uns
um das Thema Inklusion bemühen müssen. Hierfür
reichen 100 Stellen nicht aus. Wir müssen zusätzliche
Aufgaben schultern. Wenn es nötig ist, werden wir in
dieser Arbeitsgruppe streiten und diesen Streit auch
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im Plenum austragen, damit Sie in Zukunft mehr Mit-
tel für Inklusion lockermachen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen die Lern-
bedingungen der Schülerinnen und Schüler an den
Schulen stützen. Deswegen fordern wir mehr Mittel
für den Ganztag und mehr Mittel für die Schulsozialar-
beit. Außerdem sollen die Stellen für Schulpsycholo-
ginnen und Schulpsychologen aufgestockt werden.
Die Leute sind da. Sie brauchen nur mehr Zeit, um
ihrer Arbeit nachgehen zu können. Zwar wird das
immer wieder gefordert, leider wird hierfür jedoch
überhaupt nichts getan. Es geht nichts voran.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen viele
Aufgaben bewältigen. Das Thema G 9 ist bereits an-
gesprochen worden. Zu diesem Thema möchte ich
gar nichts sagen, weil es in diesem Haushalt keine
Rolle spielt. Man sieht jedoch, dass der Minister kei-
nen Plan hat, wie es weitergehen soll.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Der hatte noch
nie einen Plan!)

Das schlägt sich in diesem Haushalt nicht nieder. Wir
haben Mittel zumindest für die Konzeptentwicklung an
den Schulen gefordert – Fehlanzeige.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen in die Bil-
dung investieren. Wir wollen, dass die Schulen besser
ausgestattet werden. Wir wollen eine Unterrichtsver-
sorgung von 110 % an den Schulen, damit Unter-
richtsausfälle ausgeglichen werden. Das ist vor allem
bei den beruflichen Schulen erforderlich, die derzeit
eine Grundversorgung von lediglich 90 % aufweisen
und von einer Unterrichtsversorgung von 110 % weit
entfernt sind. Wir reden immer von der gleichen Au-
genhöhe zwischen der allgemeinen und der berufli-
chen Bildung. Deshalb muss mehr für die beruflichen
Schulen getan werden. Leider habe ich in diesem
Haushalt zu wenig davon festgestellt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen in Bildung
investieren. Wir wollen in Köpfe investieren. Wir wer-
den in die Verschiedenheit der Köpfe investieren.
Deshalb bitte ich Sie, zumindest dem Änderungsan-
trag "Schulische Angebote zur Demokratieförderung"
zuzustimmen. Insgesamt werden wir diesen Haushalt
leider ablehnen müssen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Der nächste Redner ist Herr Kollege Prof. Dr. Wasch-
ler.

Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Frau Präsidentin,
verehrte Kolleginnen und Kollegen! Ich grüße ganz
besonders die Weltöffentlichkeit an den Radiogeräten
und den Fernsehgeräten. In der Tat lohnt es sich, die
Debatte im Bayerischen Landtag über den Bildungs-
haushalt in Bayern zu verfolgen; denn Bildungspolitik
ist die Wirtschaft- und Sozialpolitik des 21. Jahrhun-
derts. Diesem Satz widerspricht mit Sicherheit keiner,
auch niemand von der Opposition. Herr Kollege He-
rold hat vortrefflich dargestellt, dass wir mit Stolz auf
die Bildungsfinanzierung schauen können. Der Dop-
pelhaushalt 2017/2018 ist auch diesmal ein Bildungs-
haushalt der Exzellenz. Jeder dritte Euro fließt in die
Bildung. Rechnet man den Länderfinanzausgleich und
den kommunalen Finanzausgleich als Transferleistun-
gen heraus, wird sogar jeder zweite Euro in die Bil-
dung investiert.

Herr Kollege Piazolo, Sie haben gefragt, ob die Mittel
auch effizient eingesetzt würden. Verehrte Kollegin-
nen und Kollegen vor allem von der Opposition, ich
habe Ihnen drei exemplarische Belege herausge-
sucht, um darzustellen, dass das Geld hervorragend
angelegt ist. Diese drei Belege, die nicht von der CSU
in Auftrag gegeben worden sind, zeigen, dass wir in
Bayern stolz auf unsere Bildungslandschaft sein kön-
nen.

Erstens nenne ich die Spitzenposition bei den Leis-
tungsstudien. Verehrte Kolleginnen und Kollegen, im
IQB-Ländervergleich 2015, dessen Ergebnisse für die
Fächer Deutsch und Englisch im Oktober 2016 veröf-
fentlicht wurden, hat Bayern Top-Platzierungen er-
reicht, nämlich in beiden Fächern Platz 1. Auch in
allen Kompetenzbereichen haben wir Top-Platzierun-
gen erzielt. Im Bildungsmonitor 2016 des Instituts der
Deutschen Wirtschaft haben wir Platz 1 bei der soge-
nannten Input-Effizienz erreicht. Dabei geht es um die
Frage, welchen Bildungserfolg Investitionen ermögli-
chen.

Hinzu kommt der Platz 1 in der beruflichen Bildung.
Ich teile die Aussage des Herrn Kollegen Gehring,
dass wir die berufliche Bildung nicht nur in Ehren hal-
ten müssen, sondern dass es sich lohnt, mit Geldern
einen Standard zu erreichen, der uns im internationa-
len Vergleich an die Spitze bringt. Mit der beruflichen
Bildung gelingt es, Bildungsarmut zu verhindern. Das
ist dadurch zu belegen, dass sich die Quote der Schü-
ler, die die Schule ohne einen Schulabschluss verlas-
sen, auf einem historisch niedrigen Stand befindet.
Bayern hat außerdem den Platz 3 in der von der Ber-
telsmann Stiftung in Auftrag gegebenen Studie zur
Ressourcenausstattung gebundener Ganztagsschu-
len in den Bundesländern erreicht, die im April 2016
erschienen ist. Auch hier haben sich die Investitionen
gelohnt.
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Der zweite Beleg: Die positive Entwicklung der Bil-
dungsdaten zeigt, was mit den Investitionen erreicht
worden ist. Ich stelle fest: Im Jahr 2003 haben 8,3 %
der Schülerinnen und Schüler die Schule ohne einen
Abschluss verlassen. Im Jahr 2015 haben wir in die-
ser Kategorie den im bundesweiten Vergleich heraus-
ragenden Wert von 4,8 % erreicht. Gleichzeitig hat
eine hohe Anzahl von Schülern den Hochschulzugang
über die Angebote der beruflichen Bildung erreicht.
Ich kann nur sagen: Chapeau! Ein großes Lob der be-
ruflichen Bildung! Das ist in der Gesamtbetrachtung
ein klares Indiz, das für unser differenziertes und
durchlässiges Bildungssystem in Bayern spricht.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Prof. Dr. Piazolo hat in seinem Beitrag
einzelne Besuche und einzelne Ereignisse geschildert
und meint, dass er dabei ein Haar in der Suppe ge-
funden habe. Herr Kollege Prof. Dr. Piazolo, das kann
durchaus sein. Das müssen wir uns im Einzelfall an-
schauen. Wenn wir jedoch einen Strich darunter zie-
hen und fragen, was für unsere Kinder und Jugendli-
chen in Bayern herausgekommen ist, kann ich
feststellen, dass Bayern im November 2016 mit einer
Quote von 2,6 % bei der Jugendarbeitslosigkeit den
niedrigsten Wert in Deutschland aufweist. In Deutsch-
land liegt die durchschnittliche Quote bei der Jugend-
arbeitslosigkeit bei 4,9 %. Zum Vergleich: Die höchste
Quote der Jugendarbeitslosigkeit in Deutschland hat
Mecklenburg-Vorpommern mit 9,7 %. Sollte Ihnen das
noch nicht genügen: Im Dezember lag die Quote der
Jugendarbeitslosigkeit in Europa im Durchschnitt bei
18,2 %. Wer jetzt noch sagt, die bayerischen Schulen
wären schlecht, dem sage ich: Ein Blick über den Tel-
lerrand hat noch nie geschadet.

(Beifall bei der CSU)

Der dritte Beleg: Heute wurde gesagt, dies wäre nur
die Schönfärberei der Mehrheitsfraktion im Baye-
rischen Landtag. Hier lohnt der Blick auf eine Studie,
nämlich auf die repräsentative dimap-Schulstudie
2016. In dieser Studie wurde die Wahrnehmung der
Öffentlichkeit hinterfragt, und zwar sowohl innerhalb
als auch außerhalb Bayerns. Dabei wurde festgestellt,
dass 44 % der deutschlandweit Befragten Bayern als
das Land mit dem besten Schul- und Bildungssystem
betrachten. Weitere Länder folgen mit weitem Ab-
stand. Bayern erhielt einen Wert von 44 %, Baden-
Württemberg liegt mit 14 % auf dem zweiten Platz,
Sachsen erhielt einen Wert von 6 %. Die Öffentlichkeit
hat also nicht nur den Eindruck, sondern gibt uns
auch klar zu verstehen, dass in Bayern die Uhren
richtig gehen.

Wir werden uns aber nicht auf den Lorbeeren der Be-
stätigungen von außen ausruhen. Wir müssen viel-
mehr Zukunftsaufgaben bewältigen. In der gebotenen
Kürze möchte ich sagen, dass wir uns dem Zukunfts-
thema der digitalen Bildung zuwenden und die Investi-
tionen für eine zeitgemäße digitale Ausstattung zur
Verfügung stellen müssen. Heute wurden Münchner
Schulen kritisiert. Gut, dann sollte der Sachaufwands-
träger dieser Schulen darauf hingewiesen werden,
dass hier eine wichtige Aufgabe besteht. An allen
staatlichen, kommunalen und privaten Schulen, die
einen Zugang zur digitalen Lernplattform "mebis"
haben, sollte dieses Angebot intensiv ausgenutzt wer-
den. Außerdem sollte dieses Angebot in der Lehr-
eraus- und -fortbildung stärker verankert werden. Wir
dürfen auch die Begabtenförderung in allen Schular-
ten nicht vergessen. Außerdem müssen wir die MINT-
Fächer stärken.

Wir müssen allen Mitgliedern der Schulfamilie, die
sich der Beschulung von Flüchtlingen und jungen
Asylbewerbern angenommen haben, ein ganz großes
Lob aussprechen. Der Schwerpunkt liegt dabei bei
den Volksschulen und den beruflichen Schulen. Das
ist einer großen Anerkennung vonseiten des Baye-
rischen Landtags wert. Wir unterstützen die Lehrkräfte
dabei mit Maßnahmen der Lehreraus- und -fortbil-
dung. Das ist der richtige Weg. Da sich meine Zeit
schon dem Ende zuneigt – –

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Sie bekommen
noch zwei Minuten.

Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Ich möchte noch
auf einige wenige Punkte eingehen, bei denen man
sagen kann: versprochen und gehalten. Der Minister-
präsident hat Garantien zum Ganztag, zur Grund-
schule und zur Inklusion ausgesprochen. Hierzu kann
ich feststellen, dass diese Ankündigungen nicht nur
gehalten, sondern sogar erweitert wurden. Ich erinne-
re nur an den Ausbau der offenen Ganztagsangebote
an den Grundschulen. Für den weiteren Ausbau die-
ser Angebote werden wir sicher, auch über die Frakti-
onsgrenzen hinweg, einen gemeinsamen Nenner fin-
den.

Ich danke der gesamten Schulfamilie und Herrn Kolle-
gen Herold, der dargestellt hat, auf welch gutem Weg
wir uns befinden. Die Oppositionsparteien, vor allem
die Fraktionen der SPD und der GRÜNEN, bitte ich,
diesem Rekordhaushalt zuzustimmen und nicht
immer über die Einführung einer Schulart, die sich
Gesamt- oder Gemeinschaftsschule nennt, zu reden.
Die Folge wäre eine Zerstörung des differenzierten
Bildungswesens in Bayern. Das wollen wir nicht.
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Wir erwarten eine Zustimmung zu diesem Haushalt.
Ich danke meiner Fraktion für die Zustimmung zu die-
sem Bildungsrekordhaushalt, mit dem der Rahmen für
eine gute Bildungszukunft in Bayern gewährleistet
wird. Ich sichere allen zu: Wir werden mit diesem
Haushalt unsere Spitzenposition in Deutschland zum
Wohl unserer Kinder und Jugendlichen in Bayern aus-
bauen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Bitte bleiben Sie am Rednerpult. Wir haben eine Zwi-
schenbemerkung von Herrn Kollegen Güll.

Martin Güll (SPD): Herr Kollege Prof. Dr. Waschler,
es stimmt: Ein Blick über den Tellerrand lohnt. Das gilt
auch für den Blick in Studien. Manchmal lohnt aber
auch ein Blick in die Klassenzimmer oder die Schulen
selbst; denn dann sieht man auch die Realität. Ich
habe zum Beispiel vor Kurzem an einem Werkstattge-
spräch von Schulleitern teilgenommen. Dabei habe
ich gesehen, wo die Dinge tatsächlich im Argen lie-
gen, und dass von den vielen Milliarden nicht alles an
den Schulen ankommt.

Deshalb ist der Blick auf die Studien verwunderlich.
Nach acht Jahren Amtszeit von Herrn Kultusminister
Dr. Spaenle müssen wir feststellen, dass ein Zuwachs
von über 3 Milliarden Euro im Haushalt nicht dazu ge-
führt hat, dass die Auswirkungen der sozialen Her-
kunft auf die Bildung vermindert werden konnten.
Auch das besagen diese Studien. Deshalb lohnt es
sich, sich die 19 Änderungsanträge der SPD-Fraktion
anzusehen. Dort finden sich Hinweise darauf, wo an-
gesetzt werden müsste, damit die Situation an unse-
ren bayerischen Schulen besser werden kann.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Herr Kollege
Güll, danke für diesen Hinweis. Selbstverständlich
lesen wir alle Studien sehr genau.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Aber Sie verste-
hen sie nicht!)

Sofern wir Möglichkeiten sehen, punktgenaue Verbes-
serungen vorzunehmen, werden wir das in unsere
weiteren Entscheidungen einfließen lassen. Die Sprei-
zung, die Sie erwähnt haben, ist in Bayern zurückge-
gangen, was Sie verschiedenen Studien entnehmen
können. Wir müssen aber noch ein Stück Weg zu-
rücklegen. Wir befinden uns auf diesem Weg, haben
aber bereits ein sehr hohes Niveau. Wir werden die-
sen Weg weitergehen. Punktuelle negative Einwände,
die von der Opposition gemacht werden, werden uns

nicht aufhalten. Wir wollen in Bayern die beste Bil-
dungslandschaft haben. Das Bessere ist immer der
Feind des Guten.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Der nächste Redner ist Herr Kollege Dr. Kränzlein.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Frau Präsidentin, ver-
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister, wir von
der SPD wollen, dass gerade der Hochschul- und
Wissenschaftsstandort Bayern als bedeutendes Aus-
hängeschild für unseren Freistaat und als Motor der
Zukunftsfähigkeit für unser Land deutlich gestärkt
wird.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen die Förderung einer vielfältigen Kulturland-
schaft; denn auch das ist ein Aushängeschild. Ich
werde bei den einzelnen Punkten darauf zu sprechen
kommen. Der vom Wissenschaftsministerium vorge-
legte Haushalt wird diesen Anforderungen nur teilwei-
se gerecht. Ein paar Beispiele: Die Grundfinanzierung
an den Hochschulen ist nach wie vor notleidend. Da
gibt es die Kritik des Wissenschaftsrates, und trotz
großzügiger Bundesfördermittel wird nicht das getan,
was die Eigenständigkeit der Hochschulen – ich
komme bei der Drittmittelförderung dazu – hinrei-
chend stärkt. Wir haben das Programm zur Aufnahme
von Studienanfängern in der Vergangenheit nicht um-
gesetzt. Haushaltsreste in dreistelliger Millionenhöhe
sind liegengeblieben. Das ist ein Armutszeugnis. Sie
sagen immer: Bayern geht es gut, den Menschen
geht es gut; das war ja in der gestrigen Debatte der
Haupttenor.

Schauen wir uns bei dieser Frage einfach einmal den
universitären Mittelbau an. Der Kollege Piazolo hat
schon diejenigen Menschen genannt, die etwa als
Lehrbeauftragte an Musikhochschulen arbeiten. Das
sind hochqualifizierte Musiker, die die Hälfte des ge-
samten Unterrichts an Musikhochschulen stemmen.
Dafür kriegen sie für die gehaltene Stunde nur die ge-
nannten 36 bis 45 Euro. Diese Lehrbeauftragten
müssten eigentlich streiken. Aber sie haben so wenig
Geld, dass sie nicht einmal streiken können. Wenn
diese Lehrbeauftragten einmal nicht mehr mitmach-
ten, dann läge der Hochschulbetrieb lahm. Und was
haben Sie für diese Leute im Haushalt vorgesehen? –
Gar nichts.

Das ist die Wahrheit, die bei Leuten ankommt, die die-
ses schöne Bayern, das Sie immer verkünden, in die-
ser Form einfach nicht sehen können. Sie malen sich
immer eine Welt, die nichts mit der Wirklichkeit derer
zu tun hat, denen es in Bayern schlecht geht. Es geht
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nicht jedem gut. Es geht vielen gut, aber nicht allen
Menschen, nicht jederzeit und nicht an jeder Stelle.
Darauf wollen wir schauen.

In der Hochschullandschaft merkt man das eben
auch. Schauen Sie sich an, was diese hochqualifizier-
ten Wissenschaftler an der Uni erwartet: befristete
Stellen, schlecht bezahlte Stellen, ewige Unklarheit,
wie weit sie mit der Professur kommen und Ähnliches
mehr. Wir haben inzwischen – das sagen andere –
ein akademisches Prekariat zu bedauern. Wenn Sie
sagen, das ist Schwarzmalerei, dann sage ich Ihnen:
Das ist keine Einschätzung der Opposition. Diese Ein-
schätzung kommt von den verschiedenen Fachver-
bänden.

Zur Drittmittelförderung: Wir haben im Ausschuss für
Haushalt und Finanzen darüber mit dem Minister
lange geredet. Da war ich schon sehr erstaunt, wie la-
pidar dessen Auskünfte ausgefallen sind und wie
wenig diese Auskünfte durch eine Nachfrage, die ich
beim Ministerium gestellt habe, erhärtet werden konn-
ten. Es ist überhaupt nichts dagegen einzuwenden,
dass es verschiedene Formen der Drittmittelförderung
gibt; ich meine diejenige, die aus der freien und priva-
ten Wirtschaft kommt. Die Hochschulrektoren vor
allem der Hochschulen für angewandte Wissenschaf-
ten erklären dezidiert, dass und wie abhängig sie in-
zwischen von den privaten Drittmittelförderungen
sind. Ich bin wirklich für diese Förderungen. Ich bin
auch dafür, dass wir sie einwerben, aber sie müssen
transparent sein und dürfen die wissenschaftliche
Freiheit nicht beeinträchtigen. Ein Aldi-Süd-Hörsaal
oder dergleichen ist ja gut und schön. Nicht schön ist
aber, wenn zum Beispiel das Zentrum für Arbeitsbe-
ziehungen und Arbeitsrecht, eine ganz wichtige Ge-
schichte, nur durch die Finanzierung der Stiftung der
Arbeitgeberverbände leben kann. Da ist die Abhän-
gigkeit der Ergebnisse von vorneherein vorgezeich-
net. Wir brauchen die Freiheit von Lehre und For-
schung, die wir nur dann bekommen, wenn wir die
Drittmittelförderung wirklich transparent darstellen.

Wenn wir sehen, dass bei einer steuerfinanzierten,
von der öffentlichen Hand finanzierten Grundlagenfor-
schung mit einem bisschen Zusatzförderung durch die
Wirtschaft durch die Patentverwertung nur ein gerin-
ger Teil zurückfließt, wenn wir sehen, dass die Beträ-
ge, die an die Uni zurückfließen, meistens im sechs-
stelligen und ganz niedrigen siebenstelligen Bereich
liegen – 1,9 Millionen war der höchste Wert, der an
die Universitäten zurückgeflossen ist –, wenn wir
sehen, dass währenddessen die Privatverwertung
dieser Drittmittelforschungsergebnisse in die vielfache
Millionenhöhe geht, dann stimmt etwas nicht. Dann
machen wir es wie immer: Die Belastungen sozialisie-
ren wir, die Gewinne privatisieren wir. Das wollen wir

so nicht haben. Wir wollen mehr Transparenz. Wir
möchten, dass hier mehr öffentlich gemacht wird.

(Beifall bei der SPD)

Kommen wir zu den Studenten. Wir haben hier ein gi-
gantisches Problem. Dieses Problem sprechen Sie
nirgendwo an. Wir haben eine Wohnungsnot ohne
Ende, nicht nur in München, sondern auch in Regens-
burg, in Augsburg und an vielen anderen Universitäts-
standorten. Die Studentenwerke bleiben massiv un-
terfinanziert. 2005 11,5 Millionen, 2010 7,1 Millionen –
ich weiß nicht, warum Sie den Stoiber immer so loben
–, 2014 9,1 Millionen, und jetzt sind wir wieder bei
11 Millionen, also unter dem Stand von 2005, und das
Ganze bei einer Wohnungsnot ohne Ende. Wir haben
im Jahr 2000 in ganz Bayern 3.240 Wohnplätze für
Studenten gehabt. 2014, 14 Jahre später, gab es
3.528 Plätze. Es gab also beinahe keinen Zuwachs,
wenn man bedenkt, dass drei neue Hochschulstan-
dorte dazugekommen sind. Was bedeutet das kon-
kret? – Die Chancengleichheit wird grausam verletzt.
Die einen müssen nebenher massiv arbeiten, damit
sie die teuren Mieten zahlen können, die anderen
haben reiche oder gut betuchte Elternhäuser und kön-
nen in Ruhe vor sich hin studieren. Das kann nicht
das Ziel sein, das wir in Bayern verfolgen wollen.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen uns nicht zu wundern, dass gerade bei
der jungen Generation dadurch ein Gefühl aufkommt
– ich will gar nicht von denen sprechen, die zum Bei-
spiel in der Lehre sind und auch unter ganz schweren
Bedingungen in überteuerten, regionalen Ecken woh-
nen, wo das Leben für sie fast nicht mehr bezahlbar
ist –, von der Politik nicht mehr verstanden und gehört
zu werden. Sie sieht ihre Zukunftschancen schwin-
den. Das ist durch Umfragen in der jungen Generation
belegt. Was hier geschieht, ist demokratiegefährdend.
Hier müssen wir neue Schwerpunkte setzen. Wir hof-
fen, wir machen das.

Das gilt übrigens auch für die Hochschulbibliotheken.
Die Hochschulbibliotheken brauchen vor allem dieje-
nigen, die wenig Möglichkeiten haben, auf andere
Weise an bestimmte Informationen zu kommen. Kei-
ner soll mir sagen, heutzutage gehe alles nur über
das Internet. Die Hochschulen brauchen funktions-
tüchtige, gut ausgestattete Bibliotheken, und die
haben wir leider nicht in dem Umfang, wie wir sie wol-
len.

Ich werde nur ein kurzes Wort zur Chancengleichheit
für Frauen in Wissenschaft und Lehre sagen. Die Be-
ratungszeit ist ja so gering, dieser Haushalt hat weni-
ger Beratungszeit als heute Vormittag der Justizhaus-
halt. Diese Chancengleichheit ist bei Ihnen kein
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Thema. Das haben Sie nicht im Fokus. Wir haben An-
träge für Frauen gestellt, die Professuren anstreben
oder schon als Professorinnen arbeiten und bestimm-
te Forschungsvorhaben machen. Wir haben Anträge
gestellt für Frauen, die man in die Studiengänge be-
gleiten will. Zu allen diesen Punkten haben wir Anträ-
ge gestellt, und alle sind abgelehnt worden. Das ist
konservative Politik in Reinform, die einfach nicht
mehr zeitgerecht ist. Das ist Politik von gestern.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister, bevor ich auf zwei Schwachstellen spe-
ziell bei Ihnen komme, noch einmal etwas ganz Allge-
meines zu Förderung der freien und der kommunalen
Theaterlandschaft. Wir stehen dahinter, in Zukunft die
kommunalen und freien Theater auch überschauba-
rer, gerechter und nachvollziehbarer zu fördern. Es
kann doch nicht sein, dass der Finanzminister nach
dem Zufallsprinzip mal schnell nach Würzburg oder
nach Landshut oder nach Ingolstadt fährt und dann
seine Spendierhose anhat. Und dann muss man
immer schauen, ob die anderen das Gleiche kriegen
und ob er überhaupt für seine Versprechen eine De-
ckung im Haushalt hat. Die hat er eigentlich nicht,
aber er weiß, dass die CSU-Fraktion sich nicht als un-
abhängige Fraktion, sondern als Abwehrbrigade für
seine Extratouren versteht und ihm sowieso alles
nachträglich –

(Zuruf von der CSU: Hört, hört!)

– Ja, so ist es ja leider. Sie sind kein Korrektiv gegen-
über der Regierung. Und das wäre für einen freien
Abgeordneten wirklich eine wichtige Aufgabe.

(Beifall bei der SPD)

Wir brauchen eine klare Förderung im Bereich der
Theaterlandschaft, der freien Kulturarbeit. Da liegt viel
im Argen. Wir wollen eine Änderung des Kulturfonds.
Wir haben klare Vorstellungen, die im Fachausschuss
von der Kollegin Zacharias und anderen Kolleginnen
und Kollegen immer wieder vorgetragen wurden. Hier
muss entstaubt und entrümpelt werden. Der Denkmal-
schutz gehört aus dem Kulturfonds heraus- und in
den ordentlichen Haushalt hineingenommen. Auf
diese Weise könnten Gelder für all die kleinen Initiati-
ven frei werden, die ohne das Geld ja gar nicht arbei-
ten können.

(Beifall bei der SPD)

Ein Wort zu den städtischen Kreis- und Musikschulen.
Das finde ich bei der CSU besonders blamabel: Da
gibt es Sonntagsreden. Jetzt hat der Herr Goppel in
Rosenheim eine ganz rührende Rede gehalten: Peter
Winter war voller Begeisterung über die tolle Arbeit,

der Landrat der CSU hat gelobt, der Herr Spaenle hat
schon erklärt, dass er die 15 % Förderung anstreben
will, Frau Stamm hat das gemacht. Und wo sind wir?
– Knapp über 10 %. 500.000 Euro haben Sie dann im
Nachgang zu uns gegeben. Wir haben vier Millionen
Euro gefordert, damit wir bei den 15 % sind. Bei Ihnen
hingegen: Schweigen im Walde – aber schöne Reden
draußen in der Landschaft. Das ist eigentlich blama-
bel.

Nur noch ganz persönlich zu Ihnen, Herr Minister. Ich
gebe zu, Ihr Ministerium ist riesengroß. Was aber das
Klinikum Hadern anbelangt, so ist Ihnen dort ein wirk-
lich schlimmer Fauxpas unterlaufen. Man will die Kli-
nik als öffentlich-rechtliche Körperschaft führen. Sie
soll nach wirtschaftlichen Prinzipien keine Schulden
machen – und das war die Vorgabe –, dann aber ent-
lässt man den kaufmännischen Direktor, der das er-
reicht hat. Er hat sogar einen kleinen Überschuss von
einer Million Euro erwirtschaftet. Da werden den Uni-
versitätsinstituten Aufträge erteilt, die zu teuer sind,
aber der kaufmännische Direktor wird entlassen. Man
ist nicht in der Lage, Ordnung hineinzubringen, weil
man zwei Hüte aufhat, und zwar einmal den von der
Gesellschaft und einmal den von der Universität. Aber
bei beiden will man nicht anecken. Dann führt man
beide in die Büsche.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege,
kommen Sie bitte zum Ende.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Ich bin ganz schnell
und sofort fertig.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Sie bekommen
noch zwei Minuten. Wir haben nämlich eine Zwi-
schenbemerkung von Herrn Kollegen Dr. Goppel.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Dann kann ich noch
alles ausführen, Herr Dr. Goppel. Ich bin nur der Mei-
nung – lassen Sie mich das noch abschließend sagen
–, wir haben wahnsinnig viel – –

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich bitte, sich
jetzt an das Ende der Redezeit zu halten, und möchte
Herrn Dr. Goppel das Wort erteilen.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Wir würden auch gerne
– –

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte, jetzt Herr
Dr. Goppel.

Dr. Thomas Goppel (CSU): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte zur Präzisie-
rung fünf Punkte anführen, in aller Eile. Erstens. Der
kaufmännische Direktor heißt Koslowski, und er ist
entlassen worden, weil die Universität mit ihm nicht
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zurechtkam. Das wissen Sie auch ganz genau. Da hat
der Herr Minister überhaupt nicht dreinzureden. Zwei-
tens. Lehrbeauftragte der Musik: Ich mache dieses
Thema seit sieben Jahren in diesem Hause mit. In
Wirklichkeit sogar seit elf, weil ich vorher als Minister
im Einsatz war.

(Zuruf der Abgeordneten Isabell Zacharias
(SPD))

Wir haben festgestellt, dass die Universitäten das von
diesem Haus zugestandene Recht, selbst zu ent-
scheiden, wer wann wie bezahlt wird, nicht wahrneh-
men. Insoweit ist der Vorwurf gegenüber dem Minister
alles andere als gerechtfertigt. Es stellt sich die Frage,
inwieweit die Lehrbeauftragten an ihrer Universität or-
dentlich bedient werden. Wenn das nicht stattfindet,
muss man das den Universitäten zurechnen. Wenn
man sich aber nicht auskennt, dann lässt man das als
Parlamentsdebattierer weg.

Drittens. Theaterförderung: Was die Theaterförderung
anbetrifft, so schießen wir im Gegensatz zu allen an-
deren Ländern, vor allem im Gegensatz zu den von
Ihnen geführten, Gelder dazu. Andere deutsche Län-
der schließen ihre Theater; wir hingegen schauen,
dass wir das eine oder andere in staatliche Obhut
nehmen, eine zusätzliche Förderung auflegen und
schießen Geld zu. Es ist unerträglich, dass Sie uns
hier Vorwürfe machen.

(Beifall bei der CSU)

Viertens. Beim Kulturfonds steht ebenfalls fest, dass
es eine große Bandbreite der Förderung gibt. Diejeni-
gen, die einen Antrag stellen, bekommen auch Geld.
Andere aber, die keinen Antrag stellen, können im
Nachhinein nicht kommen und sagen: Wir hätten aber
einen gestellt. – Das ist nicht der richtige Umgang.
Der Kulturfonds ist eine einzigartige Einrichtung, und
alle anderen Länder in Deutschland, wirklich alle, be-
neiden die Bayern darum.

(Zuruf der Abgeordneten Isabell Zacharias
(SPD))

Fünftens. Die Musikschulen. Die Musikschulen be-
kommen 11 % staatlichen Anteil, das ist zu wenig, da
sind wir einer Meinung. Das muss man nicht schönre-
den, ich sage das auch ganz deutlich. Die Frage ist,
wen ich bei der Musikschulförderung entlaste. Wenn
entlastet wird, hat das immer zur Folge, dass sich die
Kommune zurückzieht, aber nicht die Eltern gefördert
und entlastet werden. Wir sollten uns darüber unter-
halten, ob die Eltern auch weiterhin mit 50 % oder gar
55 % belastet bleiben, weil die Kommunen entlastet
werden wollen. Wofür haben wir eigentlich den kom-

munalen Finanzausgleich? – Sie machen es sich zu
einfach.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte kommen
auch Sie zum Ende. Die zwei Minuten sind schon vor-
bei.

Dr. Thomas Goppel (CSU): Ich hab‘s gleich. Sie ma-
chen es sich zu einfach, das habe ich schon gesagt.

(Beifall bei der CSU)

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Geschätzter Herr Kolle-
ge Dr. Goppel, fangen wir mit der Musikschule an. Ich
war 21 Jahre Vorsitzender und stellvertretender Vor-
sitzender einer der großen Kreismusikschulen. Ich
habe in der Tat mit den Kollegen Bürgermeistern oft
ums Geld gerungen. Sie werden es nicht glauben, bei
uns waren fast immer die CSU-Bürgermeister nicht
bereit, mehr Geld zu geben.

(Zurufe von der SPD: So, so!)

Ich sage Ihnen trotzdem, dass die Kommunen immer-
hin zwischen 30 und 33 % geben. Der Staat gibt, wie
gesagt, gerade einmal knapp 11 %. Sie haben recht,
der hohe Elternbeitrag wird zunehmend zum Problem.
Die Kinder, die wir gerne fördern würden, können wir
damit nämlich manchmal nicht fördern.

Ich könnte noch zu vielem anderen etwas sagen, aber
Hadern kenne ich ganz genau. Machen Sie es sich
nicht zu einfach; denn Hadern kenne ich perfekt. In
dem Gremium, in dem entschieden wird, ob der kauf-
männische Direktor geht oder nicht, sitzt mit einer we-
sentlichen Stimme der Minister. Da kann er sich nicht
herausreden. Er hätte diejenigen an die Kandare neh-
men müssen, die ihre Pfründe schwinden sehen. Das
ist zum einen im Chefarztbereich sehr massiv der Fall
und zum anderen bei den Hochschulinstituten, die für
Laborleistungen aberwitzig hohe Preise verlangen,
weil diese zur Institutsfinanzierung dienen. Hier sind
wir wieder bei der Grundförderung der Universitäten,
die zu niedrig ist. Hier besteht ein Verschiebebahnhof,
der dem Minister schon lange nicht mehr vor Augen
steht. Da hat er keinen Überblick mehr.

Zur Musikhochschule: Das ist ein Treppenwitz der Ge-
schichte, wenn Sie sagen: Die können alle zahlen. –
Wissen Sie, was die zahlen können? – Bei der Musik-
hochschule können Sie nicht die großen Drittmittel
einwerben. Die können genau das zahlen, was sie
haben, und das ist zu wenig. Auch hier fehlt es an
einer ordentlichen Finanzierung. Ich bleibe deshalb
bei allen meinen Aussagen.
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(Lebhafter Beifall bei der SPD – Zurufe von der
SPD: Bravo, bravo!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Nächste Rednerin ist Frau Kollegin Osgyan.

Verena Osgyan (GRÜNE): Frau Präsidentin, werte
Kolleginnen und Kollegen, Herr Minister! Wir haben
jedes Jahr das Gleiche: Wir bekommen Pressemittei-
lungen, die loben, dass der Bildungs- und der Wissen-
schaftsbereich ausgebaut wird, dass wir einen neuen
Rekordhaushalt haben. Das ist zwar richtig, doch
wenn wir uns die Kernzahlen ansehen, die wir alle
kennen, dann zeigt sich, dass es sich eigentlich um
eine Mängelverwaltung handelt, dass die Schere
immer weiter auseinanderklafft.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Punkt, der heute noch gar nicht genannt wurde,
der mir aber besonders am Herzen liegt – wir haben
dazu ein paar Anfragen gestellt –, ist der Sanierungs-
stau an bayerischen Hochschulen. Am Anfang der Le-
gislatur, 2013, hatten wir die Schlagzeilen, dass in der
Kochstraße in Erlangen die Decke herunterkam. Nor-
malerweise graben Archäologinnen und Archäologen
römische Ruinen aus. Hier aber haben sie ihre eige-
nen Schreibtische ausgegraben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das war vor drei Jahren. Seither hat sich nichts We-
sentliches geändert. Nach den Anfragen beläuft sich
der Sanierungsstau immer noch auf drei Milliarden
Euro. Das muss man sich einmal auf der Zunge zer-
gehen lassen. Das ist eine enorme Summe, und sie
wird nicht kleiner. Nicht nur marode Hochschulbauten
aus den 60er Jahren bröckeln, sondern auch Neubau-
ten werden nicht fertig. Bei uns in Erlangen steht der-
zeit das Chemikum in den Schlagzeilen. Es wird auch
das BER Bayerns genannt. Es ist nicht nur nicht fertig
geworden, es war offensichtlich auch so geplant, dass
es für chemische Labore überhaupt nicht geeignet
war. Jetzt muss nachgebessert werden: Lüftungsanla-
gen werden eingebaut. Der Haushaltsausschuss hat
noch einmal Geld genehmigt. Gut, es muss ja fertig
werden.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Ist das in Berlin?)

– Scheinbar gibt es da irgendeine Beziehung. Ich
weiß nicht, welches Planungsteam das war. Jeden-
falls soll es jetzt 2017 statt 2013 fertig werden. Ich
glaube das allerdings erst, wenn ich es auch sehe.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Kolleginnen und Kollegen, als GRÜNE sage ich es
ungern, aber an dieser Stelle brauchen wir in Bayern
tatsächlich mehr Beton. Wir brauchen Beton, um Lö-
cher in maroden Universitätsgebäuden endlich zu
stopfen. Auch die Bauunterhaltslöcher sind enorm:
Drei Milliarden Euro. – Dass wir das jetzt im Doppel-
haushalt nicht hinbekommen, ist völlig klar. Ich würde
aber wirklich gerne einen Sanierungsplan sehen, wie
wir das in den nächsten Jahren schaffen sollen. Im
Haushalt fehlt zumindest eine ordentliche Summe für
den reinen Bauunterhalt. Wir sehen nämlich auch,
dass unsere Hochschulgebäude immer schneller ver-
fallen. Wir müssen dafür sorgen, dass zumindest die
notwendigsten Renovierungsmaßnahmen durchge-
führt werden, damit die Substanz einigermaßen erhal-
ten bleibt. Auch hierfür möchte ich gerne einen Plan
sehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben noch einen zweiten Punkt, für den wir drin-
gend mehr Beton brauchen. Wir haben es gerade
schon gehört, es geht dabei um das bezahlbare stu-
dentische Wohnen. In den großen Universitätsstädten
sind die Mieten in den letzten Jahren um 30 % ange-
stiegen. Es gibt zwar Angebote für studentisches
Wohnen auch auf dem freien Wohnungsmarkt, das ist
aber für die meisten Studierenden nicht bezahlbar.
Wir brauchen deshalb mehr öffentlich geförderte
Wohnheimplätze. Der Schlüssel dafür liegt bei den
Studentenwerken. Auch das haben wir heute schon
gehört. Die Zuweisungen an die Studentenwerke wur-
den in den letzten zehn Jahren nicht erhöht, sie sind
sogar gesunken. Hier müssen wir dringend ansetzen.
Die Studentenwerke investieren nämlich nicht nur in
Stahl und Beton, sondern sie nehmen auch ganz
wichtige Beratungsleistungen für die Studierenden
wahr. Es kann deshalb einfach nicht sein, dass wir
hier wegsehen, wohl wissend, dass sie nicht ausrei-
chend ausgestattet sind.

Meine Damen und Herren, wir können noch einmal
feststellen: Wir brauchen mehr Beton, aber davon al-
lein lebt die Wissenschaft nicht. Sie lebt von den Köp-
fen, die an den Universitäten arbeiten, den Menschen,
die an unseren Hochschulen und Universitäten tätig
sind, studieren, lehren und forschen. Auch hier haben
wir eine eklatante Finanzierungslücke. Seit 2008 ist
die Zahl der Studierenden in Bayern um 120.000 ge-
stiegen. Mit Hilfe des Bundes wurden Mittel für 50.000
neue Studienplätze bereitgestellt. Das zeigt, dass die
Lücke immer mehr aufklafft. Eine Möglichkeit wurde
genannt, die alle Probleme lösen könnte, nämlich eine
auskömmliche Grundfinanzierung, um den Hochschu-
len mehr Spielraum zu geben, das Geld richtig einzu-
setzen, auch für ihr Personal.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben neue Anfragen zur Quote der Drittmittel ge-
stellt. Sie liegt nach wie vor ungefähr bei 30 %. Das
ist eigentlich viel zu hoch. Eine vernünftige Drittmittel-
finanzierung ist zwar nichts Schlechtes; aber die Dritt-
mittel sollten für Aufgaben eingesetzt werden, die
nicht zu den Standardaufgaben einer Hochschule ge-
hören. Dann sind sie richtig eingesetzt. Momentan
werden damit aber tatsächlich Lücken gestopft. Das
führt letztlich zu prekären Beschäftigungsverhältnis-
sen. Die Beschäftigten an bayerischen Hochschulen
haben zu 70 % befristete Verträge. Wir hören im Wis-
senschaftsausschuss immer wieder, dass dieser An-
teil viel zu hoch liegt. Letztlich können wir dieses Pro-
blem nur beheben, indem wir gerade für den
akademischen Mittelbau mehr Planstellen einrichten.
Junge Menschen in einer sehr sensiblen Phase ihres
Lebens, in der sie gleichzeitig eine Familie gründen
wollen, sind prekär beschäftigt, häufig mit Laufzeiten
von nur einem halben Jahr. Das führt nicht nur zur
Unsicherheit in der Lebensplanung; es schwächt auch
die Wettbewerbsfähigkeit der bayerischen Hochschu-
len eindeutig. Wir hören immer wieder die Meinung:
Ich habe im Ausland teilweise bessere Möglichkeiten
und bekomme dort eine feste Stelle; warum sollte ich
dann hier in Bayern forschen? – Dieses Problem müs-
sen wir angehen.

Zu den Lehrbeauftragten wurde schon einiges gesagt.
Es ist tatsächlich skandalös. Das erkennt man, wenn
man sich mit der Historie befasst. Ich habe mir alte
Anträge herausgesucht und bin auf ein Lösungskon-
zept des Ministeriums aus der letzten Legislaturperio-
de gestoßen, wie wir die Lehrbeauftragten aus ihrer
prekären Situation holen können. Es ist nicht damit
getan, dass wir Ihnen einfach zehn Euro mehr geben,
sondern wir müssen mehr Planstellen schaffen, um
die Quote der Lehrbeauftragten unter den Anteil von
50 % zu drücken, der momentan an Musikhochschu-
len erreicht wird. In dem alten Konzept war die Rede
von 25 %. Das erscheint mir vernünftig, um gleichzei-
tig eine Flexibilität an den Musikhochschulen zu ge-
währleisten. Aber ich frage mich: Was ist seither pas-
siert? – Das Konzept liegt in der Schublade; die
Lehrbeauftragten sind immer noch prekär beschäftigt.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Einen letzten Punkt finde ich besonders skandalös.
An bayerischen Hochschulen gibt es nicht nur Lehrbe-
auftragte, sondern auch Privatdozenten, die unbezahlt
lehren müssen. Normalerweise nennt man das Skla-
verei. In diesem Fall heißt es Titellehre. Auch darauf
müssen wir genau achten; denn das ist eines Wissen-
schaftsstandorts wie Bayern unwürdig.

Die Studierendenzahlen sind seit 2008 um 120.000
gestiegen. Die Grundfinanzierung stagniert seither
fast; sie wurde nur ein bisschen erhöht. Das führt
nicht nur dazu, dass die Seminarplätze der Studieren-
den überbelegt sind und die Bücher in den Bibliothe-
ken vergriffen sind; es führt auch dazu, dass das
Lehrpersonal ausgebeutet wird. Wir müssen endlich
dafür sorgen, dass die Grundfinanzierung ansteigt.
Jetzt werden Sie vielleicht sagen: Es gibt Verteilungs-
kämpfe zwischen den Haushaltsposten, der Haushalt
gibt es nicht her. – Wir haben nachgesehen. Meine
Kollegin, Frau Stamm, hat herausgefunden, dass wir
aus dem letzten Haushalt noch über 100 Millionen
Euro Haushaltsreste haben. Warum wird dieses Geld
nicht einmalig für die Grundfinanzierung, das heißt mit
Anschubwirkung, eingesetzt, und warum sehen wir
nicht, was man damit alles machen kann? – Wir kön-
nen damit sehr vielen Beschäftigten in der baye-
rischen Wissenschaftslandschaft helfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Seit einiger Zeit hören wir immer wieder die Jubelmel-
dungen, dass wir in Bayern eine wissenschaftsge-
stützte Strukturpolitik betreiben. Das ist an und für
sich ganz gut. Wenn man genauer hinsieht, kann man
an dieser Stelle aber nur eine Strukturpolitik nach
dem Schrotflintenprinzip beobachten. Es gibt ganz
viele kleine Ausgründungen, bei denen nicht klar ist,
inwieweit sie mit ihren Mutterhochschulen vernetzt
sind. Wir wissen aber gleichzeitig, dass wir eine Bil-
dungs- und Hochschulpolitik brauchen, die den ländli-
chen Raum wirklich nachhaltig stützt. In den Siebzi-
gerjahren waren die HAWs, die Hochschulen für
angewandte Wissenschaften, bereits ein Erfolgsre-
zept. Mit ihnen konnte tatsächlich das Bildungsniveau
in den Regionen gesteigert werden. Ein sehr guter
Austausch mit der Wirtschaft in den Regionen hat sich
entwickelt. Warum investieren wir dann nicht mehr
Geld in die Qualität, indem wir den HAWs entspre-
chende Forschungsmittel geben? Herr Spaenle, Sie
haben vor ungefähr einem Jahr gesagt, dass Sie das
Jahr der HAWs ausrufen und die Forschung an den
HAWs unterstützen. Wir haben im Haushalt dazu
nichts gefunden. Warum wird das nicht endlich einmal
angepackt?

Wir brauchen Forschung an den Hochschulen für an-
gewandte Wissenschaften. Aktuell finanzieren sie sich
durch Drittmitteleinwerbung selber. Das ist zwar gut
und schön; wir wissen, dass viele Institute, viele
Hochschulen bereits jetzt sehr forschungsstark sind.
Aber wir brauchen dafür auch staatliche Unterstüt-
zung, um wirklich Leuchttürme in den Regionen zu
schaffen und gleichzeitig die Bildungsgerechtigkeit zu
heben; denn wir wissen: Gerade die Hochschulen für
angewandte Wissenschaften haben sehr viele First-
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in-Family-Studierende, also Studierende, die aus
Nichtakademikerhaushalten kommen. Dieses Erfolgs-
rezept sollten wir stützen.

Meine Damen und Herren, ich fordere Sie auf, den
Sanierungsstau abzubauen, allen Studierwilligen ein
Studium zu ermöglichen, die Hochschulen endlich
auskömmlich auszufinanzieren und den Austausch
der Hochschulen in den ländlichen Raum hinein zu
stärken. Das können wir. Das Geld ist zumindest in
Teilen vorhanden; es ist sogar noch welches übrig.
Bitte stimmen Sie unseren Änderungsanträgen zu.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Bitte bleiben Sie am Rednerpult. Jetzt kommt eine
Zwischenbemerkung vom Kollegen Goppel.

Dr. Thomas Goppel (CSU): Entschuldigen Sie, Frau
Kollegin, dass ich noch etwas zu dem Thema Lehrbe-
auftragte sage; ich habe mich damit ganz intensiv be-
fasst.

Erstens. In der Legislaturperiode, in der ich selber als
Staatsminister Verantwortung getragen habe, haben
wir versucht, die Universitäten dazu zu bewegen, den
Lehrbeauftragten ein ordentliches Salär zu zahlen,
wobei es unterschiedliche Stufen gibt: Sie zahlen den
Musikern unter den Lehrbeauftragten immer beson-
ders wenig und anderen Fachvertretern stattdessen
viel. Das ist ein Problem, das die Universität zu lösen
hat.

Zweitens. Als ich nicht mehr im Amt war, hat der
Landtag mit allen Stimmen außer meiner eigenen be-
schlossen, dass die ganze Verteilung von Mitteln in
Zukunft die Universität alleine vorzunehmen hat.
Damit haben wir keinen Zugriff mehr auf einzelne
Lehrämter und Lehraufgaben, auch nicht mehr in der
Musik. Das ist Fakt und ist zu bedenken.

Drittens. Die Musik ist deshalb nicht bedacht und zu-
rückgestellt worden, weil sie am teuersten ist; denn in
der Musik muss man jedem Einzelunterricht geben.
Die Vorlesungen kommen dazu. In Geografie können
Sie 50 Leute zusammen auf eine Exkursion schicken.
Das macht die Universität lieber. Drei Anträge sind
nacheinander gescheitert, weil die Universitäten nicht
das erledigt haben, worum der Landtag sie jeweils ge-
beten hat. Insoweit ist der Vorwurf gegenüber dem
Haus nicht gerechtfertigt. Im Sommer haben wir im
Übrigen gemeinsam einen Antrag verabschiedet, der
das hoffentlich abstellt. Daran darf ich erinnern.

(Beifall bei der CSU)

Verena Osgyan (GRÜNE): Herr Goppel, vielen Dank.
Ich finde es auch gut, dass wir alle zumindest verbal
immer dafür sind, die Lehrbeauftragten gerade an den
Musikhochschulen zu stärken. Das würde ich auch
unterstützen. Ich habe vorhin in meiner Rede aus-
drücklich angemerkt, dass es eine Erhöhung der Sa-
läre gegeben hat. Allerdings löst das das Problem an
der Stelle nicht; denn wir brauchen letztlich Planstel-
len. Für die Planstellen müssen wir beim Haushalt an-
setzen und die Musikhochschulen anders ausfinanzie-
ren. Das ist bisher nicht geschehen.

Wir reden über einen Anteil der Lehrbeauftragten von
50 %. Ich gebe Ihnen recht: Musikunterricht ist sehr
aufwendig; aber gleichzeitig trägt er zur weltweiten
Ausstrahlung des Kulturstandorts Bayern bei. Sehr
viele ausländische Studierende in Bayern besuchen
die Musikhochschulen und schätzen deren Lehrquali-
tät. Allerdings darf das nicht auf dem Rücken der
Lehrbeauftragten ausgetragen werden. Eigentlich sind
die Lehrbeauftragten dafür da – ich habe mir das Ge-
setz genau angesehen –, Kapazitätsengpässe abzu-
fangen oder den Unterricht in Nischenfächern abzu-
decken, die nicht zur Regellehre an
Musikhochschulen gehören. Da gibt es momentan
eine Diskrepanz, meines Erachtens auch einen Miss-
brauch. Aber zu sagen, die Hochschulen könnten das
selber in den Griff bekommen, ist Augenwischerei. Wir
müssen beim Haushalt ansetzen und unter Umstän-
den bei den Zielvereinbarungen etwas die Daumen-
schrauben anlegen. Nur mit mehr Planstellen können
wir an der Stelle etwas voranbringen.

Ich möchte Sie bitten: Setzen Sie noch mal beim
Haushalt an! Jetzt haben wir zwar ein bisschen kos-
metisch eingegriffen, und sicherlich sind auch zehn
Euro mehr etwas wert; aber ich glaube, wir müssen
das Problem grundsätzlich angehen, um den Men-
schen zu helfen. Gerade die Musikerinnen und Musi-
ker, die an den Musikhochschulen lehren, sind Über-
zeugungstäter. Sie sind einfach aus Idealismus bereit,
auch Altersarmut in Kauf zu nehmen, um mit jungen
Menschen zu arbeiten. So etwas dürfen wir nicht aus-
nutzen. Damit müssen wir uns befassen. Ich bitte Sie,
gemeinsam zu helfen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist der Kollege Freller.

Karl Freller (CSU): Frau Präsidentin, Hohes Haus!
Wir Haushalts-, Schul- und Kulturpolitiker in der CSU-
Fraktion arbeiten eng zusammen.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Und Bayern ist
Bildungsland Nummer eins!)
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Das ist wichtig. Wir teilen uns auch die Darstellung.
Die Kollegen Hans Herold und Gerhard Waschler
haben schon sehr präzise und überzeugend zum
Schulhaushalt Stellung genommen. Der Kollege Oli-
ver Jörg, mit dem wir auch sehr eng zusammenarbei-
ten, wird vor allen Dingen den Kulturhaushalt vorstel-
len. Ich möchte auf den Wissenschaftshaushalt
eingehen.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN: Ein bisschen
lauter! – Isabell Zacharias (SPD): Herr Freller, wir
verstehen Sie nicht!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Freller, fah-
ren Sie bitte das Mikrofon ein bisschen höher. Ges-
tern haben wir Sie auch schon so schlecht verstan-
den. – Danke.

Karl Freller (CSU): Ich bitte darum, das von der Zeit
abzurechnen. Sprechprobe: eins, zwei, drei. – Gut; ir-
gendetwas war abgeschaltet. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, ich rede jetzt in der entsprechen-
den Lautstärke, damit es jeder hört und vor allem
mein Beitrag von niemandem überhört wird, der ihn
gerne überhören würde. Wir haben heute einen Haus-
halt zum Wissenschafts- und Bildungsbereich vorge-
legt, der mit 38 Milliarden Euro in der Tat ein Rekord-
haushalt ist. 38 Milliarden Euro von den etwa
118 Milliarden Euro, die wir insgesamt beschließen,
gehen in unsere Schulen, in unsere Wissenschaft und
in unsere Kultur. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, das ist eine Rekordhöhe nicht nur für Bayern.
Ich bin sicher, dass sich andere Bundesländer nei-
disch nach Bayern umdrehen. Lieber Herr Piazolo,
mich hat vorhin etwas geärgert. Es ist demagogisch,
zu fordern, nicht so zu tun, als ob es überhaupt keine
Probleme gäbe. Bei 110.000 Lehrkräften, 5.500 Schu-
len und 1,6 Millionen Schülerinnen und Schülern wird
es immer Probleme geben. Ihr habt schon in eurer 19-
Mann-Fraktion einen Haufen Probleme. Dann gibt es
sie natürlich auch woanders.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Das sage ich nur, um das mal beim Namen zu nen-
nen. Aber die anderen Länder beneiden uns darum,
dass es in Bayern so wenige Probleme gibt, weil sie
viel mehr Probleme haben. Das sollte deutlich betont
werden. Ich bin im Haushaltsausschuss seit drei Jah-
ren für den Hochschulhaushalt zuständig. Ich stelle
jedem, der nicht glaubt, was Bayern für seine Hoch-
schulen tut, die Unterlagen Bau zur Verfügung. Da-
raus geht hervor, was wir alleine in den letzten drei
Jahren an Baumaßnahmen in Millionenhöhe geleistet
haben. Allein letzte Woche im Haushaltsausschuss
haben wir für 250 Millionen Euro – das ist eine viertel
Milliarde Euro – ausschließlich Hochschulbaumaß-

nahmen beschlossen. Und da tun Sie so, als ob wir
dieses Feld in Bayern vernachlässigten. Kein anderes
Land kann dank Gott sei Dank guter Einnahmen so
viel investieren. Aber wir tun es auch. Wir reden nicht
viel darüber. Es geschieht. Gehen Sie doch raus.
Schauen Sie sich die Hochschulen an. Schauen Sie
sich die Schulen und Hochschulen an. Dann werden
Sie sehen, was dort alleine in den letzten Jahren ge-
macht und gebaut worden ist. Ich mag diese Jamme-
rei nicht mehr.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten
Christine Kamm (GRÜNE))

– Doch, mich regt das schon auf, weil ich sehe, was
wirklich geleistet wird. Ich bin ein Mensch, der es aus-
spricht, wenn etwas nicht in Ordnung ist. Niemand
streitet ab, dass da und dort Verbesserungen nötig
sind.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Freller, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage?

Karl Freller (CSU): Jeder sieht, dass manches Bau-
werk renoviert werden muss. Aber ich möchte endlich
einmal zum Ausdruck bringen, was in der Summe
getan wird.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Gestatten Sie
eine Zwischenfrage?

Karl Freller (CSU): – Nein, im Moment nicht, das
stört mich. – Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, wissen Sie, Sie brauchen sich über manche Wah-
lergebnisse nicht zu wundern. Ich hatte in der Ver-
wandtschaft eine alte Frau. Sie war schwer krank. Sie
hatte Schmerzen. Sie hat nie geklagt. Auf die Frage
hin, warum Sie eigentlich nicht klagt, hat sie eine Ant-
wort gegeben, die eine Lebensphilosophie darstellen
kann. Sie hat gesagt: Wer jammert, bekommt keinen
Besuch. – Das muss man sich auf der Zunge zerge-
hen lassen: Wer jammert, bekommt keinen Besuch.
Eure Jammerei führt dazu, dass euch niemand mehr
glaubt. Sie führt dazu, dass euch niemand haben will.
Sie führt vor allem zu einer totalen Verfälschung der
Wirklichkeit.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will
noch ein paar Zahlen bringen. Ich will mich nicht in
Einzelheiten verlieren.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wir haben in dem Haushaltsplan alleine bei der Wei-
terentwicklung exzellenter Universitäten und Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften mit insge-
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samt 704,5 Millionen Euro und 4.240 Stellen optimale
Eingangsbedingungen für die Aufnahme zusätzlicher
Studienanfänger geschaffen. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, wir legen einen Haushalt vor, der
vor allem eines sicherstellt, nämlich dass wir nicht nur
in den Metropolen exzellente Universitäten und Hoch-
schulen für angewandte Wissenschaften haben. Wir
gehen ins Land, wir gehen in die Fläche. Wir gehen
auch in kleinere Städte mit Hochschuleinrichtungen,
weil uns sehr wohl bewusst ist, dass eine Regionalpo-
litik so sein muss, dass jemand ziemlich nah an sei-
nem Heimatort studieren und dort eine universitäre
Ausbildung bekommen kann.

(Beifall bei der CSU)

Schauen Sie sich deutschlandweit um, wo es eine
vergleichbare Praxis gibt, wie wir sie seit Jahren pfle-
gen. Ich möchte hier ein großes Kompliment an das
Kultusministerium und an das Wissenschaftsministeri-
um aussprechen: Lieber Minister Spaenle, lieber
Staatssekretär Sibler, ich sage herzlichen Dank, dass
ihr euch so reingehängt habt. Ihr habt die Diskussio-
nen miterlebt. Sie waren nicht immer leicht. Das ist
ein gewisses Wagnis. Wenn es an dem einen oder
anderen Ort vielleicht nicht hundertprozentig funktio-
nieren sollte, so hat sich die Mühe trotzdem auf jeden
Fall gelohnt, weil das in der Summe funktionieren
wird. Ich freue mich auf diese Einrichtungen. Ich habe
inzwischen selber welche besucht. Wir haben in
jedem Regierungsbezirk solche Einrichtungen. Etliche
Kollegen waren betroffen und haben sich intensiv
dafür eingesetzt, dass sie vor Ort kommen. Ich meine,
da haben wir einen Wurf gemacht, der sich sehen las-
sen kann. Wir werden alles dafür tun, damit sich das
auch fortsetzt.

Ich möchte als Nächstes etwas zu den Technologie-
transferzentren sagen, die wir geschaffen haben. Es
gibt nichts Besseres, als den Forschergeist, die Neu-
gierde und den Drang junger Menschen, etwas Kreati-
ves zu schaffen, mit der Wirtschaft und Industrieunter-
nehmen zu kombinieren. Was kann einem Land
Besseres passieren, als dass Ideen junger Menschen
von Unternehmen aufgenommen und in die Wirklich-
keit der Wirtschaft umgesetzt werden? Das ist das
Beste, was einem Land an Innovation passieren kann.
Deshalb stehe ich dahinter, diese Technologietrans-
ferzentren weiterhin zu fördern, und zwar so, dass sie
einen Sockelbetrag von mindestens 300.000 Euro be-
kommen, damit auch die Kommunen wissen, dass sie
über fünf Jahre hinaus eine gewisse finanzielle Si-
cherheit für diese Zentren haben.

Meine Damen und Herren, es gäbe noch vieles zu
sagen. Ich erinnere: Wir haben ein ganzes Uniklini-
kum aus dem Boden gestampft. Der Ministerpräsident

hat für Augsburg ein Versprechen abgegeben, als er
vor einigen Jahren dort war. Er hat sein Versprechen
punktgenau gehalten. Es wird ein Uniklinikum in
Augsburg geben. Das ist eine großartige Sache für
die Schwaben. Da gratuliere ich herzlich. Es sei ihnen
gegönnt, weil es nötig ist, dass dieser Regierungsbe-
zirk bedacht wird.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Einen Moment, es gibt noch eine Zwischenbemer-
kung, und dann bekommen Sie zwei Minuten.

Karl Freller (CSU): Augenblick bitte, ich will erst zum
Ende kommen. Ich möchte meinem Kollegen Oliver
Jörg, der ein ausgesprochen ausgewiesener Hoch-
schul- und Kulturpolitiker ist, nicht die Zeit nehmen.
Deswegen schließe ich an dieser Stelle und bedanke
mich herzlich bei allen, die in unserer Fraktion mitge-
wirkt haben, um diesen tollen Haushalt zu bekommen.
Danke.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte hierblei-
ben! Hallo, Herr Freller, die Frau Zacharias hat eine
Zwischenbemerkung.

Isabell Zacharias (SPD): Herzlichen Dank für Ihre
Ausführungen zu den Doppelhaushaltsverhandlungen
zum Einzelplan 15, Herr Freller. Ich komme zu meiner
ersten Nachfrage. Wir haben die CSU-Fraktion ges-
tern und heute schon mehrfach gehört. Sie ziehen
eine Langspielplatte mit dem Ländervergleich aus
Ihrer Mottenkiste, was die anderen Länder alles
schlechter machen und wie großartig Bayern ist. Ich
frage Sie deswegen, Herr Freller: Stimmt es, dass
Bayern in der Frage des Studierens an Hochschulen
für angewandte Wissenschaften bei der Förderung
pro Studierender im unteren Drittel liegt? Konkret:
Stimmt es, dass die Studierenden in Bayern an HAWs
fast am wenigsten Förderung pro Studierendem be-
kommen?

Ich komme zu meiner zweiten Frage. Sie haben
mehrfach die Exzellenzuniversitäten Bayerns ge-
nannt. Ist Ihnen bewusst, dass die Gelder zu 100 %
vom Bund kommen, nicht aus Ländermitteln?

Karl Freller (CSU): Sie sprechen Selbstverständlich-
keiten an. Das hat niemand in Zweifel gezogen.

(Isabell Zacharias (SPD): Antworten!)

Übrigens: Es bedarf auch guter Verhandlungen bei
der Kultusministerkonferenz und in Berlin. Hätte die
CSU keinen solchen starken Einfluss in Berlin, wären
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viele Gelder überhaupt nicht nach Bayern geflossen.
Das muss man mal deutlich sagen.

(Beifall bei der CSU)

Lesen Sie zu Ihren anderen Punkten bitte die Haus-
haltszahlen. Wir können uns mehr als sehen lassen.
Das möchte ich noch einmal ausdrücklich betonen.
Bitte schaut euch den Haushalt an, wer immer Inte-
resse hat.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Eine Antwort auf
die Frage wäre nicht schlecht! – Margit Wild
(SPD): Antworten!)

Ich habe die 1.600 Seiten stets auf meinem Schreib-
tisch. Ich schlafe nicht darauf, lese sie aber fast täg-
lich. Ich kann Ihnen jede Zahl nennen, die Sie mich
abfragen. Allerdings bräuchte ich die 1.600 Seiten auf
dem Tisch.

(Isabell Zacharias (SPD): Danke schön!)

– Bitte schön.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nächster Redner ist der Kollege Jörg.

Oliver Jörg (CSU): Geschätzte Frau Präsidentin, Kol-
leginnen und Kollegen! Seit mehreren tausend Jahren
beschäftigen sich vor allem Haushaltspolitiker damit,
was ein guter Haushalt ist. Pittakos, der um 700 vor
Christus gelebt hat, sagt: Nichts Überflüssiges soll er
wollen und nichts Notwendiges entbehren. – Genau
darüber streiten wir jetzt seit zwei Tagen sehr intensiv.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Opposition hält
uns vor, wir würden über zwei Tage nur das Goldene
erzählen. Ich drehe den Spieß um: Warum reden Sie
über zwei Tage hinweg Bayern nur schlecht?

(Beifall bei der CSU)

Wir sind nicht blind draußen. Klar hätte ich als Hoch-
schulpolitiker gern noch mehr Geld in der Anlage S.
Ich würde gern noch mehr für die Unikliniken machen.
Das ist doch selbstverständlich. Aber ich denke, dass
hier insgesamt ein sehr guter, gelungener, ausgewo-
gener Haushalt vorliegt. Was würde Pittakos für Hoch-
schule und Kultur in den Mittelpunkt stellen? – Einer-
seits würde er Exzellenz an den Hochschulen in den
Mittelpunkt stellen, andererseits in der Tat den einzel-
nen Studierenden, den einzelnen Lehrbeauftragten,
die einzelne kleine HAW genauso nicht aus dem Blick
verlieren. Selbstverständlich gibt es Baustellen für die
Zukunft. Aber wir sind gleichwohl auch hier gut unter-
wegs. Ich sage noch einmal, vor allem zu den GRÜ-
NEN: Das Themenfeld Lehrbeauftragte wird in jedem

Bundesland genauso gehandhabt. Da brauchen Sie
hier in Bayern nicht groß aufzusprechen.

Exzellenz, liebe Kollegin Zacharias, heißt, dass der
Freistaat Bayern 40 Millionen Euro mitgibt, wenn wir
in Würzburg ein Helmholtz-Zentrum bauen und wenn
wir in Erlangen mit dem Max-Planck-Institut weiter-
kommen. Beim Leibniz-Institut in Bamberg gibt der
Freistaat auch etwas mit. Wir wollen auch bei der Di-
gitalisierung exzellent unterwegs sein und kehren
deshalb 20 "Digiprofs" und zehn Nachwuchswissen-
schaftlergruppen aus. Wo gibt es so etwas sonst in
Deutschland?

Andererseits wird – lieber Charly Freller, du hast es
unterstrichen – der ländliche Raum gestärkt. Eines ist
ganz spannend: Die Wertschöpfung eines akade-
misch Ausgebildeten liegt in einer Metropole bei un-
gefähr bei 150.000 Euro, während sie im ländlichen
Raum bei 350.000 Euro liegt. Ich finde Drittmittel
nichts Schlechtes. Im Übrigen ist es überhaupt nicht
so, dass Drittmittel von irgendwoher oder nur von Un-
ternehmen kämen. Die meisten Drittmittel kommen
steuerfinanziert aus Töpfen, die eigentlich wieder die
Gemeinsamkeit der Steuerzahler hinterlegt. Deswe-
gen sind sie nichts Schlechtes.

Ich finde, die Hochschulen für Angewandte Wissen-
schaften können stolz sein. Sie haben in den letzten
20 Jahren ihre Drittmittelquote von 10 Millionen DM
auf 100 Millionen Euro gehoben. Das war für uns Sig-
nal genug, die HAWen draußen vor Ort noch enger
mit der Wirtschaft zusammenzubringen, weil in ihr, lie-
ber Erwin Huber, die Musik steckt, um in der ange-
wandten Forschung noch weiterzukommen.

Deswegen ein Dankeschön, vor allem meiner Fraktion
und meinem Fraktionsvorsitzenden dafür, dass wir in
der angewandten Forschung noch mehr machen. Das
ist keine Selbstverständlichkeit. Es gibt 47 weitere
Stellen, um an den bayerischen HAW mehr ange-
wandte Forschung betreiben zu können.

(Beifall bei der CSU)

Danke schön, lieber Peter Winter, für deine Hilfe:
120 Stellen für die Region, das Themenfeld, das mein
Kollege, lieber Charly Freller, vorhin angesprochen
hat.

Wenn ich Pittakos zugrunde lege, heißt das für die
Kulturpolitik, dass wir einerseits die großen Leuchttür-
me unterstützen und andererseits bei den nicht staat-
lichen Museen, Orchestern und Theatern in der Flä-
che genauso wirken. Dass Bayern in den letzten vier
Jahren allein dafür eine viertel Milliarde Euro draufsat-
telt, soll jemand anderer einmal nachmachen. Der
Haushalt im Kulturbereich steigt um 25 %. Das ist
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ausschließlich und einzig meiner Fraktion zu verdan-
ken.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Der Deutsche Kulturrat – geschätzte Kolleginnen und
Kollegen, ihr könnt stolz sein – bescheinigt Bayern,
dass wir für die Kultur in ganz Deutschland am meis-
ten tun. Wir machen im Übrigen dreimal so viel wie
die Nordrhein-Westfalen, obwohl sie sogar mehr Ein-
wohner haben. Ein Dank an alle, die draußen den Job
machen, an die Wissenschaftler, an die Kulturschaff-
enden, die draußen unterwegs sind, an die Dirigenten
und alle anderen, die den Job täglich machen! Wir
können Partner sein und unterstützen.

Ich finde eines problematisch, nämlich dass Sie hier
mehr, mehr und mehr fordern, aber in den anderen
Bundesländern, wo Sie unterwegs sein könnten, die
Hochschulmittel, die eigentlich aus dem BAföG kom-
men, nicht für die Hochschulen einsetzen. Bei Thürin-
gen sind es nur 50 %.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege,
Ihre Redezeit ist abgelaufen. Aber Sie bekommen
zwei weitere Minuten.

Oliver Jörg (CSU): In Brandenburg sind es nur 27 %
und in Schleswig-Holstein 0 %.

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Professor
Piazolo hat noch eine Zwischenbemerkung.

Oliver Jörg (CSU): Da tragt ihr Verantwortung.

(Zuruf der Abgeordneten Isabell Zacharias
(SPD))

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Professor
Piazolo, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Lieber Kollege Oliver Jörg,
mir ist gerade jetzt, aber auch schon in den letzten
zwei Tagen aufgefallen, dass sich die Redner der
CSU für Ausgaben immer bei den Rednern der CSU-
Fraktion bedanken.

(Zuruf von der CSU: Das stimmt halt! – Zuruf des
Abgeordneten Franz Josef Pschierer – Weitere
Zurufe von der CSU)

– Wo denn sonst, lieber Herr Pschierer? Das Geld
kommt nicht aus der Tasche der Abgeordneten; es ist
das Geld der Steuerzahler.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD
und den GRÜNEN – Karl Freller (CSU): Haben

Sie gestern meine Rede nicht gehört? – Unruhe –
Glocke der Präsidentin)

Das haben nicht die Abgeordneten gezahlt, lieber
Herr Pschierer.

Oliver Jörg (CSU): Wir haben uns mehrmals bei den
Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern bedankt.

(Anhaltende Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte etwas
Ruhe!

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Deshalb möchte ich mich an
dieser Stelle bei den Steuerzahlern bedanken.

(Karl Freller (CSU): Ich habe gestern in meiner
Rede groß gedankt! Sie hören nicht zu!)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Das Wort hat
Herr Professor Piazolo.

(Karl Freller (CSU): Sie behaupten etwas, was
nicht stimmt! Ich habe gestern einen großen
Dank an die Steuerzahler ausgesprochen!)

Prof. Dr. Michael Piazolo (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Beruhigen Sie sich ein biss-
chen, lieber Herr Freller. Weil es sonst zu kurz kommt,
möchte ich mich an dieser Stelle bei den Bürgern und
den Steuerzahlern bedanken. Sie sind es, die das
Geld geben, und nicht die Kollegen der CSU-Fraktion,
die sich jetzt gegenseitig Lob zuschustern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Oliver Jörg (CSU): Dazu sollte man eigentlich gar
nichts sagen; denn das war unlauter. Wenn sich so
viele Kolleginnen und Kollegen über alle Fraktionen
hinweg beim Steuerzahler bedankt haben, ist das un-
lauter. Wissen Sie, wir stehen in der Verantwortung
und müssen den gesamten Haushalt im Blick haben.
Klar würden wir in Einzelbereichen gern noch mehr
machen; das ist doch völlig logisch. Aber das ist eine
Milchmädchenrechnung.

Eines ist auch nicht lauter, vor allem von den FREIEN
WÄHLERN und von der SPD: Es ist schwierig, wenn
nur Anträge gestellt werden, aber keine Gegenfinan-
zierung ausgewiesen wird.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf des
Abgeordneten Peter Winter (CSU))

Da lobe ich mir BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Sie
haben für alle Anträge komplett eine Gegenfinanzie-
rung vorgeschlagen. Aber man muss wissen, womit
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die 82 Millionen Euro im Hochschulbereich gegenfi-
nanziert werden sollen. Wissen Sie, geschätzte Kolle-
ginnen und Kollegen, was deren Gegenfinanzierung
bedeutet? – Streichung des Betreuungsgeldes und
komplette Streichung des Landeserziehungsgeldes.

(Zuruf von der CSU: Hört, hört!)

Als Gegenfinanzierung wird weiter eine Senkung bei
den Ausgaben für den Verfassungsschutz vorgeschla-
gen. Ich sage Ihnen eines: Es ist nicht fair, die akade-
mische Ausbildung gegen die Familien und die Si-
cherheit auszuspielen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Eine weitere
Zwischenbemerkung kommt von Kollegen Güller.

Harald Güller (SPD): Kollege Jörg, ich bezweifle
zwar, dass Sie es nach meinem Wortbeitrag kapieren
werden. Sie werden immer noch wider besseres Wis-
sen das Gegenteil behaupten. Die SPD macht in
ihrem Haushalt mehrere Gegenfinanzierungsvorschlä-
ge. Es ist ihr Problem, wenn Sie als CSU und als
Staatsregierung nicht bereit sind, endlich genügend
Personal bei der Steuerverwaltung einzustellen,

(Widerspruch des Abgeordneten Peter Winter
(CSU))

und wenn Sie nicht bereit sind, die bestehenden Steu-
ergesetze in Bayern auch gegenüber Vermögensmilli-
onären und -milliardären anzuwenden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das ist nicht unser Problem der Gegenfinanzierung.
Wenn Sie als CSU nicht bereit sind, Ihrem Finanzmi-
nister endlich zu sagen, er soll auf Bundesebene den
Weg für eine Vermögensteuer freimachen, welche die
mehrfachen Vermögensmillionäre einbezieht, wenn
Sie nicht bereit sind, Erbschaftsteuern zum Beispiel
von Familien wie Engelhorn einzufordern, wo es um
Milliardenbeträge geht, brauchen Sie uns nicht vorzu-
werfen, dass wir keine Finanzierung für diesen Haus-
halt haben. Wir haben es Ihnen zigmal vorgerechnet.
Wir haben zigmal Anträge gestellt, die an Ihrem Wi-
derstand und wegen Ihrer Unterstützung von Vermö-
gensmillionären und -milliardären immer wieder ge-
scheitert sind. Schämen Sie sich für diese Position!

(Beifall bei der SPD)

Oliver Jörg (CSU): Es ist ja wunderbar, wenn hier
dem Hohen Hause klar wird, wie sich die unterschied-
lichen Politikansätze gestalten. Es ist nicht die Philo-

sophie meiner Fraktion, den Leistungsträgern die
Kohle aus der Tasche zu ziehen.

(Beifall bei der CSU)

Wir wollen keine Steuererhöhung. Wir wollen mit dem
Geld zurechtkommen, das uns zur Verfügung steht.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Räumt den Laden in euren Ländern auf, zum Beispiel
in der Kultur, wo nur noch überall gejammert wird. In
Nordrhein-Westfalen müssen die teuersten Gemälde
– Andy Warhol für 120 Millionen Euro – verscherbelt
werden, die bei der WestLB übrig geblieben sind. Ein
Ausverkauf der Kultur! Ein Ausverkauf der Kultur fin-
det auch in Mecklenburg-Vorpommern statt, wo meh-
rere Staatstheater und Landestheater zusammenge-
legt werden, ein Ausverkauf auch in Thüringen. In
Thüringen werden Orchester zusammengelegt, aber
nicht wegen Synergieeffekten, sondern um zu sparen,
zu sparen und zu sparen. In Bayern – da freue ich
mich – blüht die Hochschullandschaft. In Bayern blüht
die Kultur, in anderen Bundesländern verblüht sie.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Nun bitte ich Herrn Staatsminister Dr. Spaenle zum
Rednerpult.

Staatsminister Dr. Ludwig Spaenle (Kultusministeri-
um): Frau Präsidentin, hohes Haus! Recht hat er.

(Heiterkeit und Beifall bei der CSU)

Bildung und Erziehung, Forschung und Entwicklung,
Kultur und Kunst sind das, was Landespolitik im In-
nersten zu leisten hat. Es geht um die Zukunft unserer
jungen Menschen. Es geht um die Frage, wie leis-
tungsfähig unser Wissenschaftssystem ist und ob wir
in der Lage sind, in Forschung und Entwicklung inter-
national konkurrenzfähig zu sein. Es geht um die Aus-
schöpfung von Bildungschancen. Es geht darum, was
unser Land im Innersten zusammenhält: kulturelle
Identität, künstlerisches Schaffen.

In vier Punkten entwickeln wir die Bildungspolitik in
Bayern weiter.

Im nationalen Vergleich stehen wir nach der letzten
IQB-Studie zu den Leistungen und Möglichkeiten der
jungen Menschen in den 9. Klassen aller weiterfüh-
renden Schularten so schlecht nicht da. In dieser Un-
tersuchung wurde vor uns kein anderes Land mit sol-
chen Bildungschancen entsprechend qualifiziert. Das
sind Fakten. Das ist die Umsetzung von Bildungsge-
rechtigkeit.
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Erstens geht es darum, dass wir das differenzierte Bil-
dungswesen weiterentwickeln. Diese Studie sagt
nämlich auch, dass die Verlässlichkeit der Rahmenbe-
dingungen für Bildung eine ganz wesentliche Ursache
für die Verwirklichung von Bildungsgerechtigkeit dar-
stellt. Das tun wir, und wir tun dies auch für die Schul-
art, die mit 40 % eines Jahrgangs für die meisten jun-
gen Menschen in diesem Land die Wahrnehmung
ihrer Bildungschancen bedeutet. Wir tun dies nach
einem klaren, geordneten Fahrplan, den wir öffentlich
kommuniziert haben. Dafür bin ich meiner Fraktion
sehr dankbar. Wir werden dies, lieber Kollege Ger-
hard Waschler und Kollegen, auch Punkt für Punkt so
abarbeiten.

Das Zweite ist, dass wir darauf achten, dass es in die-
sem differenzierten Bildungswesen für jeden Ab-
schluss einen Anschluss gibt. Dass heute an den
Fachoberschulen in unserem Land inzwischen anteilig
genauso viele junge Menschen mit Migrationshinter-
grund – Kinder mit Zuwanderungshintergrund – ihren
Weg nehmen wie in einem Normaljahrgang an Bay-
erns Schulen, bedeutet die Umsetzung von Bildungs-
gerechtigkeit. Sie sollten sehen, dass 40 % eines
Jahrgangs in Bayern ihre Hochschulzugangsberechti-
gung nicht am Gymnasium, sondern an Beruflichen
Oberschulen erwerben. Dass in Bayern jährlich etwa
noch einmal so viele junge Menschen das Abitur oder
eine Hochschulzugangsberechtigung erwerben,
indem sie einen Meistertitel erlangen oder andere ver-
gleichbare Ausbildungsgänge des dualen Ausbil-
dungswegs abschließen, bedeutet Umsetzung von
Bildungsgerechtigkeit.

Der dritte Punkt ist die Tatsache, dass wir dafür Sorge
tragen, dass die Übergänge begleitet werden, zum
Beispiel indem in den unteren Klassen an baye-
rischen Gymnasien Grundschullehrkräfte dafür Sorge
tragen, dass die aufnehmende Schule auch die Blick-
weise der abgebenden Schule kennenlernt und be-
gleitet. Auch wird dafür Sorge getragen, dass jungen
Menschen, die dies brauchen, die Möglichkeit eröffnet
wird, dass sie von jedem Punkt ihres Bildungsweges
aus Anschluss finden und dabei mit besonderen An-
geboten unterstützt werden.

Viertens achten wir darauf, dass die jungen Menschen
in ihrer Unterschiedlichkeit die Bildungszeit durch
unser Schulsystem angeboten bekommen, die sie
brauchen. Das zeigt das Modell der flexiblen Grund-
schule, wo die ersten zwei Jahrgangsstufen und
deren Inhalte in einem, zwei oder drei Jahren absol-
viert werden können. Das Modell des mittleren Ab-
schlusses an der Mittelschule mit einem 9-plus-2-Zeit-
horizont in 11 statt 10 Jahren ist ein anderes Beispiel.
Die Einführungs- und Vorklassen an den Beruflichen
Oberschulen oder den Gymnasien eröffnen jungen

Menschen den Weg, die einen mittleren Abschluss
gemacht haben, und räumen zusätzliche Lernzeit ein.
Das ist Teil unserer Überlegungen auch zur Weiterent-
wicklung des bayerischen Gymnasiums.

Eine der größten Herausforderungen, die uns die jün-
gere Geschichte aufgegeben hat, haben wir für jene
jungen Menschen im Bildungssystem zu meistern, die
mit dauerhafter Bleibeperspektive bei uns Schutz und
Hilfe suchen. Dies tun wir mit einer ganz enormen
Kraftanstrengung. Ich möchte an dieser Stelle den
über 100.000 Lehrkräften und auch den Schulverwal-
tungen, die diese Arbeit leisten, ein ganz großes Dan-
keschön aussprechen. Das ist gelebte Integration.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Dafür setzt sich der Freistaat Bayern ein, und dafür
danke ich dem Hohen Hause, insbesondere aber mei-
ner Fraktion. Ich darf auf die Bibel zurückkommen, Jo-
hannes 2, 1 – 6: "An ihren Taten sollt ihr sie erken-
nen." Diese Landtagsfraktion hat zum ersten Mal, seit
ich diesem Hohen Hause angehöre, beschlossen,
dass im Januar dieses Jahres 1.079 zusätzliche Plan-
stellen in einem Nachtragshaushalt, was zuvor noch
nie der Fall war, zur Verfügung gestellt wurden. Ein-
schließlich weiterer Beschäftigungsmöglichkeiten wur-
den über 160 Millionen Euro bereitgestellt, um diese
Kraftanstrengung an Bayerns Schulen stemmen zu
können.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den FREIEN
WÄHLERN)

– Kw-Stellen sind ein gängiges Haushaltsmittel,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

über deren Behandlung dann entschieden wird, wenn
die kw-Stelle bezeichnet ist. Das ist in diesem Fall im
Jahr 2019. Das gilt im Gegenwert von, glaube ich,
5.000 Planstellen, die insgesamt ausgebracht wurden,
um diese Herausforderung der Integration meistern zu
können – natürlich auch in diesem Bereich: für die
Schulen in unserem Land.

Wissenschaft und Forschung, Universitäten und
Hochschulen für angewandte Wissenschaften, außer-
universitäre Forschungseinrichtungen gestalten Bay-
ern zu einem der attraktivsten Wissenschaftsstandor-
te in der Republik mit weltweiter Konkurrenzfähigkeit.
Mit knapp 381.000 Studierenden – allein 66.000 Erst-
semestern in diesem Wintersemester – haben wir ein
neues Allzeithoch erreicht.

Wir haben – auch als Teil der Koalition auf Bundes-
ebene – dafür gesorgt, dass die Pakte, darunter der
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Hochschulpakt, verlängert worden sind. Der Hoch-
schulpakt ist mit den Anstrengungen, die der Freistaat
Bayern aus eigenen Zusatzmitteln übernimmt – das
ist jeweils die Hälfte –, so ausgelegt, dass wir bis
2023 gemeinsam mit dem Bund einen Zuwachs an
Studienplatzkapazität leisten können.

Die angesprochenen 50.000 Studienplätze beziehen
sich – auch da muss man genau hinschauen – auf
Studierende in der Regelstudienzeit. Bei diesen
50.000 Studienplätzen sind die Studierenden an nicht-
staatlichen Hochschulen und ähnlichen Einrichtungen
nicht dabei. Man muss also immer etwas genauer hin-
schauen. Das ist eine gewaltige Kraftanstrengung, die
hier geleistet wird.

Wir brauchen Exzellenz in der Forschung. Dies errei-
chen wir durch große Investitionen in diesem Bereich.
Was die Fortentwicklung der Exzellenzinitiative zur
Exzellenzstrategie angeht, bin ich sehr dankbar, dass
das Hohe Haus ermöglicht, dass wir uns in entspre-
chendem Rahmen engagieren. Das sind eben nicht
nur Bundesmittel; da liegt man einfach falsch. Da sind
drei Teile vom Bund und ein Teil vom Land. Auch hier
leistet der Freistaat Bayern also seinen Anteil. Wir
gehen davon aus, dass auch in der kommenden
Runde, die in diesen Tagen mit der Vorlage der ent-
sprechenden Anmeldungen zum 1. Dezember begon-
nen hat, der Freistaat Bayern wieder überdurch-
schnittlich gut wird abschneiden können.

Wir investieren in die Fläche; das ist angesprochen
worden. Hier gilt wiederum: An ihren Taten sollt ihr sie
erkennen. 140 Millionen Euro stehen dem Freistaat
Bayern jährlich aus Mitteln zur Verfügung, die dadurch
freigeworden sind, dass die BAföG-Mittel in Höhe von
2,5 Milliarden Euro insgesamt vom Bund übernom-
men werden. Da gilt es hinzusehen, wer was macht.
Ich darf dem Kollegen Jörg sehr dankbar sein, dass er
das genau herausgearbeitet hat. Bayern ist eines der
wenigen Länder, die diese 140 Millionen Euro auf
Euro und Cent und weitere 20 Millionen Euro für den
Bereich der schulischen Bildung in Wissenschaft und
Forschung investieren.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Es ist völlig zu Recht darauf hingewiesen worden,
dass die Schere zwischen drittmittelgestützten Be-
schäftigungsmöglichkeiten, Forschungsmöglichkeiten,
Lehrsituationen und jenen, die auf der Grundausstat-
tung basieren, aufgegangen ist. Warum ist das so? –
Weil Bayerns Hochschulen besonders erfolgreich
sind, weil sie in exzellenzorientierten, leistungsorien-
tierten Wettbewerben diese Projektmittel gewonnen
haben.

Auch hier gilt es, genau hinzuschauen. Es herrscht
ein Verhältnis vom 3 : 1 – auch der Kollege Jörg hat
das angesprochen –, was staatliche Drittmittel, etwa
der Deutschen Forschungsgemeinschaft und anderer
Einrichtungen, in Relation zu nichtstaatlichen Drittmit-
teln aus der Wirtschaft und von anderen Drittmittelge-
bern nichtstaatlicher Natur anbelangt, die an Bayerns
Hochschulen fließen.

Die Rückstellungen, die Sie angesprochen haben,
haben schlicht und einfach damit zu tun, dass die Mit-
tel des Ausbauprogramms dann abgearbeitet werden,
wenn bestimmte Projekte an den Hochschulen umge-
setzt werden. Deswegen gibt es diese sogenannten
Haushaltsreste, die die Hochschulen in diesem Be-
reich auf der hohen Kante haben. Bei diesen Sum-
men sind nicht die Drittmittel gemeint, die ich gerade
angesprochen habe und die natürlich im Rahmen des
Innovationsbündnisses sichergestellt sind, damit sie
auch ins kommende Haushaltsjahr übertragen werden
können.

Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften mit
inzwischen 17 staatlichen und 2 kirchlichen Hoch-
schulen haben das Netz der Hochschulen insgesamt,
zusammen mit den neun Landesuniversitäten, in den
vergangenen 20 Jahren auf 30 Standorte wachsen
lassen.

Auch hier muss man genau hinschauen, und es ist
immer gut, wenn man dann auch Zahlen bereit hat.
Die Betreuungssituation und der Aufwand pro Kopf
eines Studierenden an einer HAW beträgt gemäß den
Zahlen von 2014 in Bayern 4.680 Euro und knapp
4.000 Euro im Bundesdurchschnitt. Auch diese Zah-
len, die genannt wurden, sind falsch.

Wir müssen uns trotzdem weiter anstrengen. Dies tun
wir. Wir haben nämlich aus diesen 140 Millionen Euro,
die jährlich zur Verfügung stehen, die Grundausstat-
tung jeder Hochschule und jeder bayerischen Landes-
universität insgesamt angehoben. Wir haben den Zu-
führungsbeitrag für Forschung und Lehre an den
bayerischen Uniklinika angehoben. Dies muss weiter-
gehen; das sage ich ausdrücklich.

Wir haben die Möglichkeit eröffnet bekommen, und
dies ist bundesweit einmalig – da nehmen wir den Wi-
derspruch des Wissenschaftsrats auch hin –, weitere
30 Standorte mit wissenschaftsgestützten Angeboten
in der Fläche zu schaffen. Wir sind dabei, sie zu
schaffen, weil diese zusätzlichen Standorte, wie etwa
die erste Generation der Technologietransferzentren
ausweist, für Menschen in der Region sowohl ein aka-
demisches Studium wie auch akademische Berufs-
perspektiven auf der einen Seite aufzeigt und auf der
anderen Seite angewandte Forschung für regionale
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wirtschaftliche Landschaften mit besonderen Profilen
ermöglicht.

Diese Instrumente haben wir neu geschaffen oder
verstetigt. Wir haben die Mittel für die Technischen
Hochschulen in Höhe von einer Million pro Jahr ver-
stetigt. Wir können für die Technologietransferzentren
der ersten Generation, die sich jetzt in Evaluierung
befinden – der Kollege Freller hat es angesprochen –
in Zukunft eine Grundfinanzierung im Schnitt von
300.000 Euro zur Verfügung stellen, in Einzelfällen
auch mehr.

Wir haben 30 Standorte mit einem speziellen Studien-
angebot oder einem entsprechenden Angebot der an-
gewandten Forschung neu geschaffen, an denen wir
die Möglichkeit der Wahrnehmung akademischer oder
forschungsgestützter Angebote eröffnen. Das ist prak-
tische angewandte Wissenschaftspolitik, für die wir im
größten Flächenstaat die Verantwortung tragen. Das
ist unsere Aufgabe. Wir haben in diesem System mit
1,7 Millionen Schülern, über 100.000 Lehrkräften,
380.000 Studierenden, über 6.600 Professoren und
wissenschaftlichen Mitarbeitern in einer Zahl im fünf-
stelligen Bereich täglich Anforderungen zu meistern
und Probleme zu beseitigen. Wir müssen uns täglich
anstrengen, um unserem Auftrag, Bildungsgerechtig-
keit zu gewährleisten, gerecht zu werden. Das ist
doch selbstverständlich, das hat doch nichts mit
Schönreden zu tun. Wir stellen uns dieser Aufgabe,
weil wir uns verpflichtet fühlen, für die Menschen in
diesem Land Rahmenbedingungen für die Verwirkli-
chung von Bildungschancen zu schaffen. Das sehen
wir als Auftrag, und das ist unser Grundverständnis
von Bildungs- und Wissenschaftspolitik.

(Beifall bei der CSU)

Kunst und Kultur prägen unser Land im Kern. Wir
haben in der Kunst- und Kulturpolitik genauso wie in
der Bildungs- und Wissenschaftspolitik den Auftrag,
für die Gleichwertigkeit von Lebensbedingungen zu
sorgen. Wir tragen für eine wohnortnahe Beschulung
Sorge. Wir tragen mit der bundesweit einmaligen
Strategie, die ich gerade beschrieben habe, dafür
Sorge, dass das akademische Angebot zu den Men-
schen kommt und nicht umgekehrt. Ebenso tragen wir
in der Kunst- und Kulturpolitik dafür Sorge, dass die
Entwicklung in den Landesteilen gleichmäßig verläuft.
Natürlich gibt es große Leitprojekte wie etwa die Kon-
zertsäle in München oder Nürnberg. Wir haben aber
auch große Museumsprojekte wie etwa das Museum
der Bayerischen Geschichte in Regensburg mit einem
Investitionsvolumen von knapp 70 Millionen Euro oder
das neue Museum für Franken in Würzburg, für das
wir zusammen mit der Sanierung der Festung Marien-
berg ein Investitionsvolumen von knapp 100 Millionen

bereitstellen. Für dieses Projekt legen wir am Montag
den Grundstein.

Mit solchen großen Leitprojekten tragen wir dafür
Sorge, dass die Kultur in Bayern an vielen Standorten
verwirklicht wird. Ich bin der Fraktion und den Kolle-
gen im Fachausschuss sehr dankbar dafür, dass sie
das Kulturprogramm in den letzten drei Jahren enorm
weiterentwickelt haben, sodass wir die Mittel, die die
Fraktionen angestoßen haben, im kommenden Dop-
pelhaushalt verstetigen können. Wir haben für eine
lange Liste von Projekten, die wir verwirklichen wol-
len, über 130 Millionen ausgewiesen. Wir wollen auch
weiterhin dafür Sorge tragen, dass die Entwicklung
auf kulturellem Gebiet in den ländlichen Räumen und
in den verdichteten Ballungsräumen im gleichen Maß
verläuft, sodass wir das, was unser Land in besonde-
rer Weise im Inneren zusammenhält, auf diesem Ni-
veau fortsetzen können.

Ich darf mich herzlich bei den beiden Fachausschüs-
sen und den Arbeitskreisleitern Prof. Gerhard Wasch-
ler und Oliver Jörg bedanken. Ich darf mich bei den
Berichterstattern Karl Freller und Hans Herold bedan-
ken, die mit großer Akribie im Haushaltsausschuss
berichtet haben. Ich selbst konnte bei den Haushalts-
beratungen im Haushaltsausschuss zugegen sein. Ich
darf mich bei den Mitgliedern beider Ausschüsse und
den Fachberichterstattern aller Fraktionen, die sich
diesem Thema mit großer Intensität widmen, herzlich
bedanken. Diese Arbeit bringt das zum Ausdruck, was
für uns die oberste Leitschnur unseres Handelns ist:
Wir wollen den Menschen in diesem Land dienen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Damit ist die Ausspra-
che geschlossen. Ich bitte jetzt um Aufmerksamkeit,
weil sich die Abstimmungen einige Zeit hinziehen wer-
den. Wir kommen jetzt zur Abstimmung, und dazu
werden die Tagesordnungspunkte wieder getrennt.

Ich lasse zunächst über den Tagesordnungspunkt 8
abstimmen. Der Abstimmung liegen der Entwurf des
Haushaltsplans 2017/2018, Einzelplan 05, die Ände-
rungsanträge auf den Drucksachen 17/13589 und
17/13590, 17/13457 mit 17/13472, 17/13359 mit
17/13380 sowie 17/13517 mit 17/13532 und die Be-
schlussempfehlung des federführenden Ausschusses
für Staatshaushalt und Finanzfragen auf Drucksa-
che 17/14633 zugrunde. 

Vorweg lasse ich, wie von der Fraktion des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN beantragt, über den Ände-
rungsantrag der GRÜNEN auf Drucksache 17/13517
betreffend "Schulische Angebote zur Demokratieför-
derung" in einfacher Form abstimmen. Der federfüh-

Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7945

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000341.html


rende Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfra-
gen empfiehlt die Ablehnung. Wer entgegen dem
Ausschussvotum dem Änderungsantrag zustimmen
möchte, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. –
Das sind die SPD-Fraktion, die Fraktionen der FREI-
EN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Gegenstimmen? – Das ist die CSU-Fraktion. Stimm-
enthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen. Der Ände-
rungsantrag ist abgelehnt.

Der Kollege Gehring möchte unter Berufung auf § 133
Absatz 2 unserer Geschäftsordnung eine Erklärung
zur Abstimmung abgeben. Er hat dazu fünf Minuten
Zeit.

Thomas Gehring (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Mein Name ist Thomas
Gehring.

(Allgemeine Heiterkeit)

Ich möchte darauf hinweisen, dass die Berichterstat-
terin der CSU beim Einzelplan 05 die Kollegin Sem
war, und nicht der Kollege Herold.

Ich möchte jetzt aber mein Abstimmungsverhalten be-
gründen. Dieser Antrag ist vor fünf Monaten geschrie-
ben worden. Inzwischen ist aber einiges passiert, was
mein Abstimmungsverhalten beeinflusst hat, und das
möchte ich hier begründen. Das eine war die Wahl in
den USA.

(Zurufe von der CSU: Was hat das damit zu tun?)

Wir reden hier über einen Antrag zum Thema schuli-
sche Bildung. Donald Trump ist in Amerika zum Präsi-
denten gewählt worden. Zu meiner politischen Bildung
gehören die amerikanischen Demokratietheoretiker,
die uns gelehrt haben, dass Demokratie nicht die Dik-
tatur der Mehrheit über die Minderheit ist, sondern
dass es zur Demokratie immer gehört, die Minderhei-
ten zu beachten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dieses Grundprinzip einer liberalen Demokratie ver-
letzt Donald Trump, indem er Minderheiten beleidigt
und ausgrenzt.

(Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Was hat das
mit dem Haushalt zu tun?)

Ein Grund für mein Abstimmungsverhalten ist auch
das, was wir in unserem Nachbarland Österreich er-
lebt haben, die Hetze seitens eines FPÖ-Kandidaten,
die Art und Weise, wie über Politik diskutiert wird.
Deshalb müssen wir über die politische Bildung in un-
serem Land noch einmal ganz neu nachdenken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Mein Abstimmungsverhalten wird auch damit begrün-
det, was wir in unserem Land in den letzten Monaten
gerade in den sozialen Netzwerken an Hetze, Hass,
Häme und Unbildung erlebt haben.

(Zurufe von der CSU: Das waren doch wir nicht!
– Ulrike Gote (GRÜNE): Zuhören! – Volkmar
Halbleib (SPD): Er hat doch recht!)

Das sind Bürgerinnen und Bürger unseres Landes,
die durch unser Schulsystem gegangen sind. Das be-
gründet mein Verhalten, diesem Antrag zuzustimmen.

Ich möchte aber noch einen Grund anführen, warum
ich diesem Antrag zustimme, obwohl ich mittlerweile
der Überzeugung bin, dass die Summe darin zu nied-
rig ist. Wir brauchen mehr Geld für politische Bildung.
Wenn ich heute den Antrag schreiben würde, würde
ich die Summe, die wir mit diesem Antrag gefordert
haben, mindestens verdoppeln.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich möchte mein Abstimmungsverhalten damit be-
gründen, was wir letzte Woche in diesem Haus in der
Nacht von Donnerstag auf Freitag erlebt haben. Es
war eine Sternstunde dieses Parlamentes.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Es waren 16 Lehrstunden in parlamentarischer Demo-
kratie. Es war eine Debatte, an der Rednerinnen und
Redner aller Fraktionen, auch Ihrer Fraktion, beteiligt
waren.

(Erwin Huber (CSU): Mein Gott! – Peter Winter
(CSU): Wir waren da! – Thomas Kreuzer (CSU):
Von Ihnen waren nur mehr zwei Drittel da, Herr
Gehring! Wo waren Ihre Kollegen bei der Abstim-
mung? – Volkmar Halbleib (SPD): Hätten Sie sich
doch an der Debatte beteiligt, Herr Kreuzer!)

Die Menschen draußen haben es sehr wohl wahrge-
nommen.

(Weitere Zurufe – Unruhe – Glocke des Präsiden-
ten)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege
Gehring hat noch das Wort, meine Damen und Her-
ren!

Thomas Gehring (GRÜNE): Die Menschen draußen
haben sehr wohl wahrgenommen, dass wir parlamen-
tarische Arbeit ernst nehmen, dass es um etwas geht,
wenn wir miteinander diskutieren, dass wir um die
besten Lösungen ringen und dass das Parlamentaris-
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mus ausmacht. Deshalb war diese Nacht eine gute
Nacht im Sinne politischer Bildung.

(Beifall bei den GRÜNEN – Peter Winter (CSU):
Die Entscheidung war gut.)

Deswegen möchte ich mein Abstimmungsverhalten
mit einem Appell an Sie alle begründen: Tun Sie mehr
für politische Bildung in unserem Land! Tun Sie mehr
für Demokratieerziehung; denn sie ist heute wichtiger
denn je.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Meine Damen
und Herren! Herr Gehring, Sie haben zwar immer ge-
sagt, Sie seien dieser Meinung, aber ich nehme an,
es war eine Erklärung der Fraktion. Oder persönlich?
Dann wäre es eine andere "Hausnummer" der Ge-
schäftsordnung gewesen. – Macht nichts! 

Meine Damen und Herren, wir fahren fort. Der Einzel-
plan 05 wird vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen mit den in der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 17/14633 genannten Änderungen zur An-
nahme empfohlen. Wer dem Einzelplan 05 mit den
vom Haushaltsausschuss vorgeschlagenen Änderun-
gen seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich
vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion.
Die Gegenstimmen, bitte! – Das sind die Fraktionen
der SPD, der FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Gibt es Stimmenthaltungen? – Ich
sehe keine. Damit ist der Einzelplan 05 mit den vom
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen vor-
geschlagenen Änderungen angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt ist, als erledigt. Eine Liste dieser Änderungs-
anträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 9)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die er-
forderlichen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdrucks des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. – Gibt es
Gegenstimmen? – Das ist nicht der Fall. Stimmenthal-
tungen? – Auch nicht. Dann ist so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen, Drucksache 17/14633, weise ich darauf
hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13589 und 17/13590 ihre Erledigung gefun-
den haben.

Die Beratung des Einzelplans 05 ist damit abge-
schlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Tagesord-
nungspunkt 9. Der Abstimmung liegen der Entwurf
des Haushaltsplans 2017/2018, Einzelplan 15, die Än-
derungsanträge auf den Drucksachen 17/13606 mit
17/13620, 17/13473 mit 17/13495, 17/13538 mit
17/13563 sowie 17/13592 mit 17/13594 und 17/13596
mit 17/13598 sowie die Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen auf Drucksache 17/14632 zugrunde. 

Zunächst lasse ich, wie bereits zu Beginn der Bera-
tung angekündigt, über den Änderungsantrag der
SPD-Fraktion auf Drucksache 17/13487 betreffend
"Zuschüsse an die Bayerischen Studentenwerke" in
namentlicher Form abstimmen. Für die Stimmabgabe
sind die Urnen bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe
kann begonnen werden. Hierfür stehen drei Minuten
zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 16.33 bis
16.36 Uhr)

Die drei Minuten sind um. Ich schließe die Abstim-
mung und unterbreche die Sitzung kurz.

(Unterbrechung von 16.37 bis 16.39 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich bitte wieder Platz zu
nehmen, damit wir weitermachen können.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich gebe das Ergebnis der soeben durchgeführten na-
mentlichen Abstimmung zu dem Antrag der Abgeord-
neten Güller, Zacharias, Dr. Kränzlein und anderer
und Fraktion (SPD) betreffend "Zuschüsse an die
Bayerischen Studentenwerke", Drucksache 17/13487,
bekannt: Mit Ja haben 62 Abgeordnete gestimmt, mit
Nein 86. Keine Stimmenthaltung. Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)
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Der Einzelplan 15 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung, Drucksache 17/14632, genannten Ände-
rungen zur Annahme empfohlen. Wer dem
Einzelplan 15 mit den vom Haushaltsausschuss vor-
geschlagenen Änderungen seine Zustimmung geben
will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das
ist die CSU-Fraktion. Die Gegenstimmen bitte ich auf
die gleiche Weise anzuzeigen. – Das sind die Fraktio-
nen der SPD, der FREIEN WÄHLER und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Stimmenthaltungen? –
Ich sehe keine. Damit ist der Einzelplan 15 mit den
vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
vorgeschlagenen Änderungen angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 11)

Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
schlägt noch folgende Beschlussfassung vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die auf-
grund der beschlossenen Änderungen erforderli-
chen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdrucks des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gibt es Ge-
genstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch
keine. Dann ist so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen, Drucksache 17/14632, weise ich darauf
hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13606 mit 17/13620 ihre Erledigung gefun-
den haben.

Die Beratung des Einzelplans 15 ist damit abge-
schlossen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 07 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft
und Medien, Energie und Technologie

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13605 und 17/14079 mit 17/14088)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/14033 mit 17/14046)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/14023 mit 17/14032)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/14166 mit 17/14186 und 17/14240)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von einer Stunde und 30 Minuten ver-
einbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU
22 Minuten, auf die SPD-Fraktion 17 Minuten sowie
auf die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN jeweils 14,5 Minuten. Die
Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an der
Redezeit der stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis
zu 22 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die
Redezeit der Fraktionen verlängert.

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist Herr
Kollege Stöttner. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Klaus Stöttner (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident,
sehr geehrte Frau Stellvertretende Ministerpräsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Unser Bayeri-
scher Ministerpräsident, Horst Seehofer, hat gestern
in seiner Haushaltsrede treffend formuliert: Die Grund-
lage von allem ist eine funktionierende Wirtschaft. Sie
ist der Garant für Stabilität und Sicherheit in allen Le-
bensbereichen. Den Menschen in Bayern geht es
sichtlich besser als den Menschen anderswo: hohe
Lebensqualität, großer Wohlstand, niedrige Arbeitslo-
senquote nicht nur in München, sondern in ganz Bay-
ern. Bayern geht es gut. Bayern macht es viel besser
als andere Bundesländer.

(Beifall bei der CSU)

Unser Ziel ist es, dass die Menschen in ganz Bayern
auch in Zeiten des digitalen Wandels und der Globali-
sierung gut leben und arbeiten können. Daher setzen
wir mit dem Einzelplan 07, dem Wirtschaftshaushalts-
plan, die richtigen Schwerpunkte in der Wirtschaftspo-
litik. Wir schaffen damit die Voraussetzungen für mehr
Investitionen, mehr Innovation und mehr internationa-
le Wettbewerbsfähigkeit. Dieser Einzelplan über-
schreitet die große Schwelle von einer Milliarde Euro.
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Wir haben 2018  1,07 Milliarden Euro vorgesehen und
steigern den Haushalt um 14,4 %. Meine liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, bemerkenswert ist, dass die
Personalquote nicht wie im Staatshaushalt üblich bei
über 40 % liegt. Im Wirtschaftsministerium liegt sie
nur bei 8,7 %. Der Wirtschaftshaushalt hat mit sage
und schreibe 39,2 % eine der höchsten Investitions-
quoten.

Bemerkenswert ist weiter, dass Sie, Frau Staatsminis-
terin Ilse Aigner, diesen hervorragenden, erfolgrei-
chen wirtschaftspolitischen Kurs mit nur 800 Mitarbei-
tern, wovon aber 280 in der Eichverwaltung sind, sehr
effizient gestalten. Hierfür verdienen Sie, Frau Staats-
ministerin, und Ihr Staatssekretär Franz Josef Pschie-
rer sowie der Amtschef mit seinen fleißigen Mitarbei-
tern einen wirklich großen Applaus des Hohen
Hauses.

(Beifall bei der CSU)

Zukunftsweisend ist der Wirtschaftshaushalt aber vor
allem deshalb, weil er bayerische Antworten auf die
Fragen der Digitalisierung und der Globalisierung gibt.
Wenn wir die Top-Ten-Liste im Ranking der Internetfir-
men ansehen, stellen wir leider fest: Die erste Runde
der Digitalisierung ist an die USA und an Asien ge-
gangen. Wir finden darin wenige deutsche Firmen
vertreten. Die zweite Runde der Digitalisierung trifft
aber die Industrie, unsere bayerische Industrie und
die Handwerksbetriebe. Hier gibt die bayerische Wirt-
schaftspolitik exzellente Unterstützung und die richti-
gen Antworten.

Digitalisierung ist kein Selbstzweck, sondern eine ge-
waltige Chance für uns alle. Mit dem Dreiklang Digital-
bonus, Zentrum Digitalisierung Bayern und den regio-
nalen digitalen Gründerzentren ist Bayern auf dem
richtigen Weg. Der Digitalbonus ist eine einfache und
unbürokratische Förderung der kleineren und mittle-
ren Unternehmer, um ihre Produkte und Prozesse zu
verbessern. Wir erhöhen die Mittel für das im Oktober
gestartete Programm um 4 Millionen Euro im
Jahr 2017 und um 9 Millionen Euro im Jahr 2018. Ins-
gesamt geben wir für dieses Programm bis 2020
80 Millionen Euro aus. Weitere 80 Millionen Euro wer-
den bis 2020 für die digitalen Gründerzentren zur Ver-
fügung gestellt. Damit setzt Bayern Anreize, die eine
breite Wirkung haben werden. Die Gründerszene be-
kommt mit zwölf Gründerzentren in allen bayerischen
Regierungsbezirken eine neue Heimat, ja, man kann
sagen, eine neue digitale Heimat.

Am Donnerstag durften wir, Frau Ministerin, die För-
derbescheide für den südostbayerischen Raum und
Rosenheim empfangen. Man merkt, welche namhaf-
ten Unternehmer dies begeistert unterstützen und wie

begeistert die jungen Unternehmer ihre neuen Ideen
vorstellen. Ein junger Gründer erzählte uns – das war
besonders für uns Abgeordnete interessant –, dass er
ein T-Shirt entwickelt hat, in dem Sensoren die Rü-
ckenhaltung messen und Hinweise geben, damit man
richtig sitzt und steht. Ich glaube, solche Ideen tun un-
serer Wirtschaft und unserer Gesundheit gut.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, dies zeigt mir, dass
die Initiative BAYERN DIGITAL goldrichtig ist. Wir
haben vor einigen Wochen bei einem Crowdfunding-
Dialog in München mit Berliner Gästen gesprochen.
Diese sagen, München hat eine coole Gründerszene;
man merkt, dass die Politik diese Szene enorm steu-
ert und unterstützt.

Bayern ist heute in Europa ein führender Hochtechno-
logiestandort. Forschungs-, Technologie- und Innova-
tionspolitik sind zentrale Politikfelder zur Sicherung
unserer Wettbewerbsfähigkeit und haben in Bayern
lange Tradition. So wollen wir für Forschung und Ent-
wicklung den Mittelansatz für das Kompetenzzentrum
Neue Materialien Nordbayern auf 3 Millionen Euro er-
höhen. Auch das Programm "Neue Werkstoffe" wird
aufgestockt. Anders als die GRÜNEN sind wir nämlich
der Ansicht, dass die Investitionsdynamik in puncto
Carbonfasertechnologieforschung verstetigt werden
muss. Daher ist für die auslaufende Finanzierung des
Bundes ab 2017 eine Anschlussfinanzierung durch
den Freistaat Bayern für den Campus Carbon 4.0 in
Höhe von 3 Millionen Euro vorgesehen. Das ist eine
richtige Entscheidung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Digitalisierung
und die Globalisierung verändern nicht nur die Indus-
trie, den Mittelstand und das Handwerk. Die Digitali-
sierung hält auch im Tourismus Einzug. Smartphones
und Tablets sind aus dem Tourismus nicht mehr weg-
zudenken. Die Erwartungen an touristische Leistungs-
anbieter sind so hoch wie nie zuvor. Umso wichtiger
ist es, die Digitalisierung der Anbieter gerade im Wett-
bewerb mit neuen Plattformen wie "Airbnb" zu unter-
stützen. Die Digitalisierung im Tourismus ist eine Rie-
senchance. Diese Querschnittsbranche kann mit
Verflechtungen zur gesamten Freizeitindustrie und zu
zahlreichen weiteren Wirtschaftszweigen entschei-
dende Impulse für die Zukunft vermitteln.

Dennoch dürfen wir auch die analogen Prozesse nicht
vergessen. Bis 2021 werden wir in einer "Premium Of-
fensive Tourismus" 50 Millionen Euro in die Verbesse-
rung der Qualität des Angebots investieren.

Ich bin auch der Überzeugung, dass der eigenständi-
ge Titel für das Seilbahnförderprogramm in Höhe von
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30 Millionen Euro bis 2019 die dringend notwendige
Modernisierung der Seilbahnen beschleunigen wird.

Ebenso ist die Alpenstrategie der CSU-Fraktion, die
die besonderen Bedürfnisse der Kommunen entlang
der bayerischen Alpen in den Fokus gerückt hat, im
Doppelhaushalt mit finanziellen Mitteln hinterlegt. Mit
dem Doppelhaushalt 2017/18 kann mit Impulsen für
die Bergsteigerdörfer, die Almwirtschaften, die Berg-
gasthöfe, aber auch für die Kommunen hinsichtlich
der Beschaffung von Loipenspurgeräten zur Weiter-
entwicklung der Tourismusregionen in den Alpen ge-
rechnet werden.

Mein Dank gilt Erwin Huber. Er hat mich als Touris-
mussprecher aus der Aufsteigerregion Niederbayern
mit der Fraktion enorm unterstützt. Es ist beeindru-
ckend, dass ein Niederbayer etwas für die Oberbay-
ern tut.

(Beifall bei der CSU – Volkmar Halbleib (SPD):
Bitte nochmal wiederholen!)

Es freut mich persönlich sehr, dass die regionalen, lo-
kalen Fernsehangebote in Bayern auch 2017 und
2018 mit der Technikförderung zur Umstellung auf HD
rechnen können. Erst die massive Unterstützung der
CSU-Fraktion für das Anliegen der Ministerin Aigner
hat diesen Durchbruch möglich gemacht. Für die gute
Zusammenarbeit gilt unserem Fraktionsvorsitzenden
und Herrn Winter, dem Vorsitzenden des Ausschus-
ses für Staatshaushalt und Finanzfragen, großer
Dank.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, liebe Kollegen, ich komme
jetzt zum Schluss. Aber ich kann mir einen Seitenhieb
auf die Opposition nicht verkneifen. Es wundert mich
schon sehr, dass die von mir persönlich sehr ge-
schätzten Kollegen von den GRÜNEN – lieber Tho-
mas Mütze – unseren Haushaltsansatz zum For-
schungscampus Ottobrunn komplett streichen wollten.
Wir haben in Bayern 60.000 Beschäftigte, die in etwa
550 Unternehmen in der Luft- und Raumfahrtbranche
arbeiten. Ich frage mich wirklich, welche Auffassung
ihr von Politik für Wirtschaft und Technologiefor-
schung habt. Ihr gefährdet damit die Mitarbeiter und
die Unternehmen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, verehrte Frau Minis-
terin Aigner, der Haushalt des Wirtschaftsministeriums
ist ein sehr ausgewogener und gelungener Finanz-
plan. Er setzt für die bayerische Wirtschaft vernünftige
Schwerpunkte und schafft damit Stabilität und Sicher-
heit. Er ist der richtige Weg, um unseren Wohlstand
für ganz Bayern zu sichern. Ich danke Ihnen und
Ihrem Haus für die kluge Gestaltung des Haushalts-

plans. Meine Kolleginnen und Kollegen des Hohen
Hauses, ich fordere Sie auf, dem Haushaltsplan ein-
stimmig zuzustimmen.

(Thomas Huber (CSU): Jawohl, super!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Herr Kollege Stöttner. – Für die SPD-Fraktion erteile
ich jetzt der Kollegin Karl das Wort. Bitte schön.

Annette Karl (SPD): Herr Präsident, sehr geehrte
Frau Ministerin, liebe Kollegen und Kollegen! Die
bayerische Wirtschaft ist gut in Form. Der Export
boomt. Die Binnennachfrage ist gut. Dies hat etwas
damit zu tun, dass die Menschen jetzt mehr Geld in
der Tasche haben. Das ist sicher auch eine Folge des
von uns durchgesetzten Mindestlohns. Die brummen-
de Wirtschaft ist ein Verdienst hart arbeitender Men-
schen in Bayern, guter unternehmerischer Entschei-
dungen und vernünftiger staatlicher
Rahmenbedingungen. Nichtsdestoweniger steht die
Wirtschaft vor Herausforderungen. Wir haben eine un-
sichere Weltlage und einen zukünftigen US-Präsiden-
ten, der mehr auf Abschottung als auf Freihandel
setzt. Der demografische Wandel wird den Fachkräf-
temangel weiter verstärken. Wir stehen vor dem
Thema der Digitalisierung mit wirklich disruptiven Aus-
wirkungen auf Geschäftsmodelle und Beschäftigungs-
formen. Gerade dies bedeutet massive Veränderun-
gen für viele Arbeitnehmer. Hier müssen wir
aufpassen, dass es am Ende durch die Digitalisierung
mehr Gewinner als Verlierer gibt.

Auch der Freistaat steht vor Herausforderungen. Wir
müssen das verfassungsgemäße Gebot der gleich-
mäßigen Entwicklung in allen Landesteilen umsetzen.
Das geht nur mit der Wirtschaft. Im Bereich der Digita-
lisierung brauchen wir eine gute Infrastruktur sowohl
beim Breitband als auch beim Mobilfunk. Die Integra-
tion der neu Zugewanderten erfordert Anstrengungen
des Staates und der Wirtschaft. Wir brauchen eine si-
chere, saubere und bezahlbare Energieversorgung.
Wir alle sind gefordert, die Einrichtungen der Daseins-
vorsorge im ländlichen Raum zu erhalten. Hier meine
ich insbesondere den Erhalt von Einkaufsmöglichkei-
ten in kleinen Ortschaften. In all diesen Bereichen, in
denen Handeln gefordert ist, handelt die Staatsregie-
rung zu zögerlich, zu unkoordiniert, zu wenig ent-
schlossen und stattet sie mit zu wenig Geld aus.

(Beifall bei der SPD)

Herr Minister Söder lobt zu Recht die Dorferneuerung
als wichtigen Baustein zur Stärkung des ländlichen
Raums. Leider ignoriert er dabei, dass gerade die
Ämter für ländliche Entwicklung wegen Personalman-
gels einen riesigen Berg von Anträgen vor sich her-
schieben. Wie so oft werden große Reden geschwun-
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gen, aber es ist nichts dahinter. Deshalb haben wir 30
zusätzliche Stellen für die ALEs beantragt. Mit unse-
ren anderen Anträgen greifen wir weitere Versäumnis-
se der Staatsregierung auf.

Zur Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen ge-
hört nicht die Erlaubnis an die Kommunen, jede freie
Fläche zuzubetonieren, sondern die Unterstützung bei
Investitionen und bei der Ansiedlung von Firmen. Hier
spielt die regionale Wirtschaftsförderung eine heraus-
ragende Rolle. Minister Söder hat die Bereiche mit
besonderem Handlungsbedarf, in denen es höhere
Fördersätze gibt, beträchtlich ausgeweitet. So weit, so
gut.

Liebe Frau Aigner, aber es muss dann auch massiv
vergrößerte Fördertöpfe geben, damit beim Einzelnen
auch etwas ankommt. Das ist wie bei einem Kinder-
geburtstag: Wenn Sie mehr Gäste einladen, müssen
Sie einen größeren Kuchen backen, sonst gibt es
Ärger. Deshalb halten wir die Ansätze im Haushaltsti-
tel für die Zuschüsse an private Unternehmen im Rah-
men der regionalen Wirtschaftsförderung für zu ge-
ring. Wir fordern eine Erhöhung um insgesamt
10 Millionen Euro.

(Beifall bei der SPD)

Zum Thema Digitalisierung sei gesagt: Hier rächt es
sich wieder, dass die Zuständigkeiten auf zwei Minis-
terien verteilt sind. Beispielsweise liegt die Zuständig-
keit für die WLAN-Hotspots bei den Finanzen und für
den Mobilfunk bei der Wirtschaft. 2015 hat der Aufbau
frei zugänglicher WLAN-Netze begonnen. Das Ziel ist,
bis 2020 ein flächendeckendes Angebot sicherzustel-
len. Zur Unterstützung der Kommunen brauchen wir
aber einen deutlich größeren Einsatz der Staatsregie-
rung als bisher. Auch beim Aufbau von WLAN-Sicher-
heit brauchen wir mehr Unterstützung vonseiten der
Staatsregierung. Hier verweise ich auf unseren An-
trag.

(Beifall bei der SPD)

Die Behandlung des Themas Mobilfunk im Hause Aig-
ner zeigt deutlich die Schrittart der Staatsregierung:
Mit großem medialem Getöse wird ein Schritt voran
getan, im stillen Kämmerlein werden dann wieder
zwei Schritte zurück gemacht.

(Zuruf von der CSU: Oh, oh, oh!)

Die gute Initiative für das Digitale Dorf wird mit 5 Milli-
onen Euro in vier Jahren gefördert. Die Förderung der
Kommunen zur Verbesserung der Mobilfunkversor-
gung soll aber erst ab 2018 mit 5 Millionen Euro be-
ginnen. Das Geld für das Digitale Dorf wurde also
beim Mobilfunk abgezwackt. Dabei gehört beides zu-

sammen. Das zeigt das Projekt der Steinwald-Allianz.
Diese will im Rahmen des Digitalen Dorfes einen Be-
lieferungsservice aufbauen. Stellen Sie sich einmal
einen armen Lieferanten im Kleintransporter vor, der
in seinem Wagen sitzt und seine Aufträge nicht entge-
gennehmen kann, weil er mal wieder durch das mobi-
le Datennirwana bei uns in der Gegend fährt.

Wir brauchen kraftvolle Initiativen, um Digitalisierung
und Mittelstand, Digitalisierung und Handwerk noch
besser zusammenzubringen. Das Zentrum Digitalisie-
rung muss hierauf ein wesentlich stärkeres Augen-
merk legen, ebenso auf die Erforschung der Auswir-
kungen der Digitalisierung sowie auf die Form und
Qualität der Arbeitsplätze. Nur so können die Tarif-
partner dabei unterstützt werden, neue zukunftsfeste
Regelungen zu finden, was die Arbeitszeit und den -
ort angeht.

Das Geld, das man für den Digitalbonus, den ich sehr
begrüße, für 2016 eingestellt hat, ist bei Weitem nicht
ausgegeben worden, weil der Digitalbonus zu spät
gestartet ist. Wir fordern deshalb, dass dieses Geld
komplett nach 2017 verschoben wird, damit wirklich
genügend kleine Betriebe unterstützt werden können.

(Beifall bei der SPD)

Zum Schluss möchte ich noch auf die gleichwertigen
Lebensbedingungen zurückkommen. Die Versorgung
mit Gütern des täglichen Bedarfs ist essenziell wich-
tig, um Leute auf dem Lande zu halten. Ein Weg, auf
die massive Schließung von Einzelhandelsgeschäften
zu reagieren, sind sicher Initiativen wie die Steinwald-
Allianz, also die Initiative eines digitalen Lieferservi-
ces. Aber selbst dieses Projekt basiert auf dem Dorf-
laden Fuchsmühl als Basisstation. Dorfläden sind
nicht nur wichtige Werkzeuge der Lebensmittelversor-
gung für alle, die nicht mobil genug sind, um zum Ein-
kaufszentrum auf der grünen Wiese zu fahren. Sie
sind auch Zentren der Kommunikation in einem Ort
und so vor allem für ältere Mitbürger wichtig. Wir for-
dern deshalb Servicestellen zur Unterstützung der
Kommunen beim Aufbau der Nahversorgung in ihren
Orten und ein Sonderprogramm "Dorfläden", damit
das Land eine Zukunft hat. Bayern ist auf einem guten
Weg. Sorgen wir alle dafür, dass dies in Zukunft so
bleibt.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke sehr, Frau
Kollegin. – Der nächste Redner ist Herr Kollege Glau-
ber von den FREIEN WÄHLERN. Bitte schön.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Herr Präsi-
dent, verehrtes Präsidium, Kolleginnen und Kollegen,
Frau Staatsministerin im Wirtschaftsministerium, Herr
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Staatssekretär! Unternehmertum und Verantwortung,
Politik für Unternehmen, die in Bayern Verantwortung
übernehmen – diesem Leitsatz muss eine für den
Freistaat vorausschauende Wirtschaftspolitik folgen.
Wir FREIEN WÄHLER sind davon überzeugt, dass
wir einen neuen Gründergeist brauchen. Junge Men-
schen müssen wieder mehr Spaß daran finden, etwas
Eigenes aufzubauen. Vor allem im Bereich der Digita-
lisierung bieten solche Geschäftsmodelle und Ideen
neuen Raum.

Wir FREIEN WÄHLER sind davon überzeugt, dass in
Bayern auch wirtschaftliche Chancen strukturschwa-
cher Regionen beleuchtet werden müssen, die sich
anderen Herausforderungen als boomende Regionen
gegenübergestellt sehen. Was Eigentum und Eigen-
verantwortung betrifft, brauchen Unternehmen einen
möglichst freien Handlungsrahmen. Der Staat soll nur
dort eingreifen, wo offenkundig Fehlentwicklungen
auftreten. Wir wollen, dass der Staat diese Leitplan-
ken mit vorgibt, aber dass wir den Unternehmen diese
Freiheiten geben.

In Ihrem Haushalt liegen starke Schwerpunkte bei Un-
ternehmensgründungen im Bereich der Elektromobili-
tät und der Digitalisierung. Einen Bereich vermissen
wir in Gänze, nämlich den der Industrie 4.0. Auf die-
sem Gebiet hätten wir uns Anstrengungen gewünscht.
Angesichts der heutigen Situation großer Unterneh-
men Bayerns und der Herausforderungen, die auf un-
sere Zulieferer zukommen, muss dem Thema Indus-
trie 4.0 seitens des Wirtschaftsministeriums und
unserer Wirtschaftspolitik deutlich mehr Aufmerksam-
keit geschenkt werden. Wir haben komplett neue He-
rausforderungen hinsichtlich der Datenkommunikati-
on, der Datenspeicherung und der Kommunikation
"Mensch mit Maschine" sowie "Maschine mit Maschi-
ne". Hier gibt es Anforderungen an die Qualifikation
und an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die aus
Sicht der FREIEN WÄHLER deutlich besser begleitet
werden müssen.

Die Digitalisierung Bayerns, die E-Dörfer bzw. Digita-
len Dörfer sind gestern bereits angesprochen worden.
Es ist zwar schön, wenn man das verkündet und wie
gestern die Medien erreicht. Aber unsere KMUs, un-
sere kleinen und mittleren Unternehmen, sehen sich
ganz anderen Herausforderungen gegenüber. Mo-
mentan sind wir in den Gemeinden beim Ausbau der
Breitbandversorgung. Ein ehemaliges Staatsunter-
nehmen verspricht den Gemeinden, sie mit Vectoring
für die Zukunft fit zu machen. – Nein, wir sind gefor-
dert und müssen schon den nächsten Schritt denken.
Unsere KMUs brauchen eine Gigabit-Offensive und
ganz andere Datenumsätze. Auf dem flachen Land
hat jeder Architekt und jeder, der mit Grafik und De-
sign zu tun hat, so hohe Datensätze, dass wir dort mit

den Übertragungsraten, die wir momentan entwickeln,
schon lange nicht mehr zurecht kommen. Hier müs-
sen wir einen Schritt voraus sein. Auf diesem Gebiet
sehen wir Handlungsspielraum und Entwicklungsbe-
darf. Da bleiben wir seitens der Wirtschaftspolitik viel
zu zurückhaltend. Das ist nicht nur Aufgabe des Hei-
matministeriums, sondern eine zukunftsweisende
Wirtschaftspolitik.

Keine Aussagen hören wir von Ihnen zur Zukunft der
Mobilfunkabdeckung. Auf diesem Gebiet haben wir
auf dem flachen Land nach wie vor sehr große Pro-
bleme.

Wir haben in die Haushaltsberatungen einen Antrag
zur Ausstattung des Regionalverkehrs mit breitbandi-
gem Internet eingebracht. Das wäre über unsere
Bayerische Eisenbahngesellschaft jederzeit leistbar,
wenn wir es wollen. Das ist, wenn wir mehr Bürgerin-
nen und Bürger für den Nahverkehr gewinnen wollen,
ein wichtiges Instrument. Stärken wir unsere Baye-
rische Eisenbahngesellschaft. Wir haben gestern und
heute die Erfolge gehört. Der Ministerpräsident hat
ausgeführt, dass in den letzten 20 Jahren 70 % mehr
Bürger auf den Nahverkehr umgestiegen sind. Wenn
man diesen Erfolgsfaktor ausbauen will, dann geht
das natürlich nur mit einer Mobilfunkabdeckung in den
Regionalverkehren, nicht hinten anstehend.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wenn wir über den Ausbau sprechen, dann reden wir
immer noch von Fiber-to-the-Curb. Wir sind immer
noch mit dem Kupferverzweiger und der Glasfaserlei-
tung befasst. – Nein, wir müssen mit der Glasfaserlei-
tung ins Gebäude. Natürlich wird es ein schrittweiser
Ausbau sein. Aber bitte denken Sie an diesen nächs-
ten Schritt. Verharren Sie jetzt nicht in der Umset-
zung. Sie bleiben am Kupferverzweiger stehen. Das
ist zu wenig. Das werden wir in der Zukunft noch zu
spüren bekommen.

(Zuruf der Abgeordneten Erwin Huber (CSU) und
Markus Blume (CSU))

– Herr Kollege Blume, Herr Kollege Huber, ich sage
Ihnen Zahlen zu den Start-up-Unternehmen in der IT-
Branche – Sie werden schauen –: Nordrhein-Westfa-
len hat hier 20 % Anteil am gesamtdeutschen Volu-
men, Baden-Württemberg 17 %, Berlin 17 %. Bayern
liegt bei Unternehmensgründungen mit 12 % bloß auf
dem 4. Platz. Wo ist da Ihr eigener Anspruch? – Ich
hörte gestern und heute den ganzen Tag nur: Wir sind
in der Champions-League und Spitze. – Nein, auf die-
sem Gebiet ist es Platz 4.

(Markus Blume (CSU): In Berlin mit jeder Döner-
bude!)
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– Herr Blume, hören Sie es sich an: In Bezug auf das
IT-Wagniskapital wird es noch viel gruseliger. Wenn
eine Dönerbude IT-Wagniskapital hat – viel Spaß. Die
Zahlen sind Folgende: Berlin: 2009  34 Millionen;
2013  133 Millionen. Bayern: 2009  47 Millionen;
heute: 19 Millionen Wagniskapital. Wir sind also zu-
rückgefallen. Das ist in der IT-Branche natürlich ein
Mangel. Das hat damit zu tun, dass Sie nicht bereit
sind, den nächsten Schritt zu gehen. Wir bleiben beim
Ausbau der Digitalisierung noch vieles schuldig.

Zum Tourismus: Ich schätze meinen Kollegen Klaus
Stöttner als tourismuspolitischen Sprecher aus unse-
rer gemeinsamen Zeit im Wirtschaftsausschuss.
Klaus, Du lobst hier euer Programm für Almwirtschaf-
ten. Für Almwirtschaften 100.000 Euro, das ist gut
und recht. Wir haben versucht, für Dorfwirtschaften
ein richtiges Programm auf den Weg zu bringen. In
Bayern sind 30.000 Betriebe vom Wandel betroffen.
Im Tourismus und in der Hotellerie gibt es 560.000 Ar-
beitsplätze, wobei 32 Milliarden Euro Umsatz ge-
macht werden. Sie aber kommen mit 100.000 Euro für
die Almwirtschaft. Sie müssen in der Wirtschaftspolitik
den Tourismus richtig anfassen. Wir haben in den
Haushalt für die Dorfwirtschaften 75 Millionen Euro
eingestellt. In Oberfranken setzt ein Brauer nach dem
anderen eine neue Idee um. Dort kommen 7 % mehr
Touristen. Begleiten Sie diese. Wir brauchen einen
Qualitätstourismus, den Ausbau der Barrierefreiheit
und, wie es in Unterfranken gelungen ist, eine mit jun-
gen Winzern kombinierte Architektur. Das wird zum
Magneten. Wir brauchen hier einen ganz anderen
Magneten und Anspruch. Denken Sie daher den Tou-
rismus anders. Unterstützen Sie dort private Investo-
ren, etwa beim Urlaub auf dem Bauernhof. Das sind
im Prinzip Erfolgsmodelle. Bleiben Sie da nicht mit
solchen "Kleckerlesbeträgen" hinter den Ansprüchen
zurück. Der Tourismus ist für Bayern eine Leitökono-
mie. Das haben Sie zumindest in diesem Haushalt
nicht abgebildet.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Als Letztes möchte ich noch die Energiepolitik strei-
fen. Die 10-H-Regelung und die Energiewende sind in
Bayern passé. Die Kraft-Wärme-Kopplung haben Sie
im Haushalt nicht angenommen. Beim 10.000-Häu-
ser-Programm habe ich mehrmals einen Anlauf ver-
sucht. Die Nahwärmeversorgung über Biogasanlagen
ist im 10.000-Häuser-Programm nicht enthalten. Des-
halb ist es möglich, dass jemand ein Null-Energie-
Haus baut, obwohl eine Versorgung über das Nah-
wärmenetz mit Biogasanlagen zu 100 % CO2-arm ist.
Das fördern Sie nicht. Jetzt muss ich ehrlich fragen:
Wie oft muss ich das noch erklären, bis Sie endlich
bereit sind, in solchen Fällen eine Förderung zu ge-
währen? Wir sprechen von 15.000 bis 16.000 Euro.

Bitte setzen Sie das um. Das ist ein Mangel in Ihrer
Energiepolitik.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dabei wäre es ganz einfach. Über diesen Antrag
reden wir wieder im Wirtschaftsausschuss.

Als Letztes möchte ich noch die Landesplanung strei-
fen. Morgen wird das mein Kollege Alexander Muth-
mann noch einmal ausführen. Gestern hat der Minis-
terpräsident davon gesprochen, dass Bayern ein
wunderbares Land sei und es allen Regionen gut
gehe. Kolleginnen und Kollegen, wieso wird dann die
Hälfte Bayerns als Raum mit besonderem Handlungs-
bedarf bezeichnet? – Eines von beiden stimmt nicht.
Stärken wir die Regionen. Gehen Sie passgenau mit
den Regionen um. Dann kommen wir zu einer guten
Wirtschaftspolitik. – Danke für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Halt, Herr Kolle-
ge, das Ende war zu schnell. Mir liegt noch eine Mel-
dung zur Zwischenbemerkung vor. Bitte schön.

Klaus Holetschek (CSU): Herr Kollege Glauber, als
Vorsitzender eines Tourismusverbandes muss ich
noch zwei Sätze zum Thema Tourismus sagen. Ich
bin der Bayerischen Staatsregierung außerordentlich
dankbar, dass sie die Förderung der Regionalverbän-
de angehoben hat. Das ist in diesem Haushalt verste-
tigt worden. Damit haben wir die Chance, den Touris-
mus weiter auszubauen. Wir sind tatsächlich das
Tourismusland Nummer 1 in dieser Republik. Die
guten Zahlen sprechen für sich. Der Erfolg ist jedoch
durch Organisation und auch die BAYERN TOURIS-
MUS Marketing hart erarbeitet worden.

Uns liegt ebenfalls die Vermeidung des Wirtshausster-
bens am Herzen. Wissen Sie, was das beste Pro-
gramm wäre, um dem Wirtshaussterben zu begeg-
nen? – Eine Änderung der Arbeitszeiten. Außerdem
müssen wir den Wirtshäusern die Bürokratie wegneh-
men, damit sie tatsächlich wieder Unternehmen sind.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Dann dürft
ihr die Nahles nicht loben!)

Das müssen wir in Berlin tun. Damit können wir den
kleinen Betrieben wirklich helfen und dem Wirtshaus-
sterben entgegenwirken. Wir müssen uns gemeinsam
auf den Weg machen.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch bei den GRÜ-
NEN)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege
Glauber hat das Wort.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Herr Kollege
Holetschek, fangen wir mit der Bürokratie an. Mittler-
weile stehen Sie seit zwölf Jahren in Berlin in der Ver-
antwortung. Sie haben eine neue Brandschutzverord-
nung auf den Weg gebracht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Als Architekt sage ich Ihnen: Ich muss mich fragen,
wo Ihre Abgeordneten in Berlin waren. Diese Brand-
schutzverordnung bringt den Bürgerinnen und Bür-
gern, den Unternehmen und den Hoteliers nichts. Sie
kostet aber immens viel Geld. Diese Bürokratie müs-
sen Sie mit verantworten.

Sie haben die Mindestlohn-Bürokratie und das Ar-
beitszeitgesetz mitgetragen. Sie haben das angespro-
chen. Warum lassen Sie es zu? – Selbstverständlich
müssen Sie das mit verantworten; denn Sie sitzen in
Berlin in der Regierung.

Wenn Sie an der Qualität der Dorfwirtschaft und dem
Tourismus interessiert sind, dürfen sie den Haushalt
nicht von 40 Millionen Euro auf 14 Millionen Euro
schrumpfen. Gehen Sie, wie wir es fordern, mit
75 Millionen Euro in den Haushalt rein. Damit könnten
Sie einen Qualitätstourismus erzeugen. Wir stehen
mit Nachbarn im Wettbewerb. Der Wettbewerb ent-
scheidet sich über die Barrierefreiheit, über die Quali-
tät und den Bürokratieabbau. Sie sitzen an den
Schalthebeln in Berlin und Bayern. Ändern Sie da
etwas.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Kollege Glauber. Die nächste Wortmeldung kommt
von Herrn Kollegen Stümpfig von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Bitte sehr.

Martin Stümpfig (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Damen und Herren! Das Wirt-
schafts- und Energieministerium ist in der heutigen
Zeit sehr gefragt. Gerade die Energiepolitik steht vor
enormen Herausforderungen, aber auch vor großen
Gestaltungsmöglichkeiten. Das Energieministerium ist
eine wichtige Schnittstelle und besitzt eine Schlüssel-
funktion. Herr Kollege Mütze wird später noch etwas
zur Wirtschaftspolitik erläutern. Ich möchte mich
hauptsächlich auf die Energiepolitik beziehen. Im Be-
reich der Energie ist sehr viel zu tun. Wir haben die
Wärmewende und Effizienzinitiativen. Wir müssen un-
sere Energieerzeugung komplett umstellen. Wir brau-
chen Initiativen, Koordination, Forschung und Ent-
wicklung. Sie sind enorm wichtig. Wir müssen die

Bürgerinnen und Bürger bei einer echten Energiewen-
de mitnehmen. Kurz gesagt: Der Einzelplan 07 müss-
te in Bezug auf den Energiesektor ziemlich mächtig
und dick sein. Im Einzelplan 07 finden wir jedoch nur
zwei Doppelseiten zur Energie. Das ist schon sehr
dünn.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wie verteilen sich die Haushaltsmittel im Haushalts-
plan 20172018? – Dort steht das 10.000-Häuser-Pro-
gramm. Wenn man noch einmal hinsieht, sieht man
das 10.000-Häuser-Programm. Schließlich stößt man
auf das 10.000-Häuser-Programm.

(Erwin Huber (CSU): 80 Millionen Euro!)

– Im 10.000-Häuser-Programm ist schon etwas drin.
Ansonsten finden Sie in diesem Haushalt zum Be-
reich Energie nahezu nichts mehr. Herr Huber, außer-
dem gibt es noch ein Sammelsurium von Aufzählun-
gen: Erforschung neuer Technologien,
Demonstrationsvorhaben, Beteiligung an Energie-
agenturen mit ein paar Millionen Euro. In diesen Ener-
giehaushalt ist jedoch nahezu nichts eingestellt.

Was ist wirklich abgerufen worden? – Im Haushalt be-
finden sich noch ein paar zarte Pflänzchen in Form
verschiedener Energieprogramme. Der Ansatz ist gar
nicht so schlecht. Allerdings sind nur wenige Prozent
der Mittel abgerufen worden. Im Jahr 2014 sind im
Wirtschaftshaushalt für den Bereich Energie 35,4 Mil-
lionen Euro zur Verfügung gestellt worden. Davon
sind allerdings nur 18 Millionen Euro abgerufen wor-
den. Das ist gerade einmal die Hälfte. Im Jahr 2015
sind 41,5 Millionen Euro eingestellt worden. Es sind
nur 19,9 Millionen Euro abgerufen worden. Das ist
noch nicht einmal die Hälfte. Frau Aigner, sind ihre
Maßnahmen so schlecht? Will das niemand haben?
Wollen Sie das überhaupt nicht verkaufen? Stehen
Sie überhaupt hinter diesen Maßnahmen? Wenn nur
die Hälfte der Gelder abgerufen wird, setze ich ein
ganz großes Fragezeichen hinter die Programme.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Rahmen des 10.000-Häuser-Programms können
Sie das Geld aber wirklich raushauen. Sie fördern die
Ölheizungen und die Gasheizungen. Das bekommen
die Leute hinterhergeschmissen. Sie haben wirklich
etwas Tolles erfunden. Momentan besteht jedoch ein
Ausgabestopp sowohl bei den Heizungen als auch
beim EnergieSystemHaus. Die verschiedenen Förder-
programme aus Berlin haben aber gezeigt: Kein Stop-
and-go bei Fördermitteln! Das ist Gift. Frau Aigner, ich
habe einen Tipp für Sie: Ende Oktober hat es
7.500 Zusagen zu Einzelmaßnahmen gegeben.
Davon sind nur 350 auf die Sanierung von Bestands-
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gebäuden entfallen. Das sind gerade einmal 4 %. Von
den Einzelmaßnahmen sind aber – man höre und
staune – 35 % auf Maßnahmen für Ölheizungen ent-
fallen. Gleichzeitig geht Ihnen das Geld aus. Schmei-
ßen Sie die Ölheizungen endlich aus dem Programm.
Dann haben Sie auch wieder Geld für die sinnvollen
Maßnahmen wie das EnergieSystemHaus. Nehmen
Sie unseren Antrag. Schmeißen Sie die dreckigen
und klimaschädlichen Ölheizungen hinaus. Das hätte
System. Damit hätten wir ein anständiges Förderpro-
gramm.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bis auf das 10.000-Häuser-Programm sind alle ande-
ren Haushaltsstellen gekürzt worden. Nur beim
10.000-Häuser-Programm wurde aufgestockt. Jetzt
könnte man sagen: Wenn die Mittel ohnehin nicht ab-
gerufen werden, ist es eigentlich egal, ob der Ansatz
höher oder niedriger ist. Uns ist das aber nicht egal.
Wir wollen und brauchen ein Energieministerium, das
Energie und Tatkraft versprüht und Maßnahmen in die
Bezirke und Landkreise hinausträgt, die eine Auf-
bruchsstimmung erzeugen. Dort wird etwas bewegt.
Das brauchen wir. In Bayern hätten wir so viele Bau-
stellen. Wir stehen beileibe nicht an der Spitze, auch
wenn das im Rahmen der Haushaltsberatungen oft
gesagt wird. Wir befinden uns sehr weit hinten. Im
Wirtschaftsausschuss beraten wir in fast jeder Sitzung
über Anträge zur Begleitung des Strukturwandels.
Das Wirtschaftsministerium soll hier und dort nachhel-
fen und Arbeitsplätze sichern. Daran merkt man, dass
der Strukturwandel stark gegriffen hat. Viele Arbeits-
plätze sind in Gefahr.

Packen Sie das endlich an. Im Energiesektor könnten
wir sehr viele Arbeitsplätze schaffen. Man könnte den
Strukturwandel mit einer guten Energiepolitik beglei-
ten. Man könnte sagen: Jawohl, wir investieren in die
Energiewende und schaffen nachhaltige Arbeitsplätze
mit einer Wertschöpfung vor Ort. Von Ihnen kommen
keine Initiativen. Leider ist hier wirklich Stillstand.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Heraus-
forderungen bei den Themen Energie und Klima-
schutz sind gewaltig. Wir müssen es einfach schaffen,
die Erdüberhitzung einzudämmen. Dazu gehören
auch gute Ziele. Wir brauchen ehrgeizige Ziele. Die
Ziele, die wir momentan haben, maximal 2 Tonnen
pro Kopf bis zum Jahr 2050, betreffen die energie-
und die nicht-energiebedingten CO2-Emissionen. Un-
sere Umweltministerin, Frau Scharf, hat das noch ein-
mal betont. Momentan liegen die energiebedingten
CO2-Emissionen bei 6,2 Millionen Tonnen. Hinzu
kommen noch zwei Millionen Tonnen nicht-energiebe-

dingte Emissionen aus der Landwirtschaft. Insgesamt
haben wir also 8,2 Tonnen pro Kopf. Bis zum
Jahr 2050 müssen wir jedoch auf 2 Tonnen pro Kopf
kommen.

Im Jahr 2030 möchte das Wirtschaftsministerium bei
den energiebedingten Emissionen gerade einmal bei
5 Tonnen pro Kopf landen. In diesem Fall werden wir
das Ziel, bei den Gesamtemissionen bis zum
Jahr 2050 auf 2 Tonnen pro Kopf zu kommen, niemals
erreichen. Nach Ihrer Zielsetzung wollen Sie gerade
einmal 80 kg pro Jahr und Kopf abbauen. In diesem
Fall werden wir es gerade einmal bis zum Ende des
Jahrhunderts schaffen, das Ziel von 2 Tonnen pro
Kopf zu erreichen. Wir müssen dieses Ziel aber im
Jahr 2050 erreichen. Wir brauchen deshalb die dop-
pelte Geschwindigkeit. Wir müssen 160 kg pro Jahr
und Kopf "abspecken".

(Sandro Kirchner (CSU): Kommt da noch was
Konkretes oder ist das eine Fragestunde? – Mar-
kus Blume (CSU): Ganz kleines Karo!)

Wir müssen hier viel ehrgeiziger werden. Die von mir
genannten 160 kg sind notwendig. Andere Länder
machen es anders. Dänemark möchte zum Beispiel
bis zum Jahr 2030 eine CO2-Reduktion von 90 %
beim Strom und der Wärme erreichen. In Bayern wer-
den dagegen ganz kleine Brötchen gebacken. Das
reicht hinten und vorne nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen die Klimaschutz-Investitionen der Staatsre-
gierung verdreifachen. In unserem Haushaltsplan
haben wir 300 Millionen Euro zusätzlich eingestellt,
also insgesamt 450 Millionen Euro. Der Bereich
Wärme ist unser Schwerpunkt. Hier setzen wir vor
allem auf die Sanierung der bestehenden Gebäude.
Wir wollen Nahwärmenetze in Form von kommunalen
Wärmeplattformen einrichten. Dafür sollen 40 Millio-
nen Euro eingestellt werden. Wir wollen die energeti-
sche Sanierung von staatlichen und kommunalen Ge-
bäuden stark fördern. Dafür haben wir 100 Millionen
Euro bzw. 200 Millionen Euro eingestellt. Die Staats-
regierung begnügt sich hier mit 25 Millionen Euro pro
Jahr.

Wir brauchen eine Energieeffizienzinitiative, die sich
gewaschen hat. Von 2003 bis 2014 haben wir eine
Stromverbrauchssteigerung von 23 % zu verzeichnen.
Wo ist denn bitte schön die Effizienz-Strategie in Bay-
ern? Hier müssen wir viel besser werden. Wir müssen
es auch schaffen, die Institutionen zu stärken. Solche
Institutionen sind zum Beispiel Energieagenturen, die
in allen Landkreisen, und Klimaschutzbeauftragte, die
in allen Gemeinden eingerichtet werden sollten. Dafür
haben wir 56 Millionen Euro bzw. 28 Millionen Euro
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eingestellt. Wenn man sich dagegen Ihren Haushalt
anschaut, ist da nichts. In ganz Bayern gibt es nur
11 Energieagenturen. Das reicht nicht; denn wir brau-
chen diese institutionelle Förderung.

Zusätzlich haben wir noch Förderprogramme für Was-
serkraft- und Blockheizkraftwerke, Smart-Grid-Projek-
te sowie für den Austausch von "Stromfressern" bei
einkommensschwachen Haushalten vorgesehen.
Diese Maßnahmen zusammen sind ein wirklich gro-
ßes Bündel. Dafür haben wir 450 Millionen Euro vor-
gesehen. Bei Ihnen sind es nur 150 Millionen Euro.
Das ist wirklich viel zu wenig! Mit diesem Energiemi-
nisterium ist Bayern leider auf keinem guten Weg. Wir
brauchen endlich eine gute Energiepolitik, und wir
brauchen ein Ende des Stillstands.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke sehr. –
Die nächste Wortmeldung kommt von Herrn Kollegen
Erwin Huber von der CSU. Bitte schön.

(Markus Blume (CSU): Jetzt könnten Sie was ler-
nen!)

Erwin Huber (CSU): Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die "Nürnberger Nachrich-
ten" haben gestern zu dieser Haushaltsberatung ge-
schrieben: Bayern, ein Land, in dem Milch, Honig und
die Daten fließen? Sehr richtig! Die Zeitung hat ein
Fragezeichen dahinter gesetzt. Ich würde dagegen
drei Ausrufezeichen setzen. Diese Überschrift gibt die
Position der Wirtschaft in Bayern sehr richtig wieder.
Bayern ist ein Land, das blüht, und die Menschen
haben etwas davon.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Glauber und Herr Kollege Stümpfig, ich
hatte fast den Eindruck, dass Sie sich im Kleinklein
des Unterholzes verirrt haben. Sie haben jedenfalls
nicht die große Linie der Wirtschaftspolitik dargestellt,
deren Auswirkungen sich nach vielen Jahren heute
bemerkbar machen. Heute ernten wir für die Men-
schen die Früchte einer langfristigen, konsequenten
und mittelstandsfreundlichen Politik. Unserer Wirt-
schaftsministerin Ilse Aigner möchte ich sagen, dass
sie auf dem richtigen Weg ist. Wir unterstützen den
Kurs der Digitalisierung, der Modernisierung, der Stär-
kung des Mittelstandes, der Stärkung von Start-up-
Unternehmen und der Stärkung einer modernen Infra-
struktur bis hin zum Breitband mit allem Nachdruck.
Bayern ist auf diesem Weg in ganz Deutschland füh-
rend.

(Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD):
Was das Breitband angeht, stimmt das nicht so
ganz! Da ist Schleswig-Holstein vorn!)

Von der linken Seite, zum Teil auch von der SPD, wird
das Wirtschaftswachstum immer wieder negativ dar-
gestellt oder infrage gestellt. Sie tun so, als ob das
Wirtschaftswachstum in erster Linie zu Zerstörungen
und zu negativen Auswirkungen für Klima und Natur
führen würde. Im ersten Halbjahr 2016 hat Bayern mit
mehr als 3 % das höchste Wirtschaftswachstum der
deutschen Länder gehabt. Ich möchte einmal deutlich
machen, was das für die Menschen bedeutet: Bayern
hat die geringste Zahl von Hartz-IV-Empfängern. Bay-
ern hat die geringsten Zahlen beim Thema Kinderar-
mut und beim Thema Altersarmut. Bayern hat die ge-
ringste Zahl an Menschen, die beschäftigungslos
sind. Das bedeutet, wirtschaftliches Wachstum und
wirtschaftliche Blüte sind nicht etwas, was den Kon-
zernen zugutekommt, wie Sie das öfter verbreiten,
sondern diese Faktoren dienen den Menschen unmit-
telbar.

(Beifall bei der CSU)

Von linker Seite wird oft gesagt, dass noch mehr beim
Thema Genderpolitik getan werden müsste. Ich sage:
Bayern hat die höchste Frauenerwerbsquote unter
den westlichen Bundesländern. Es nützt doch nichts,
schöne Papiere zu erarbeiten und Propaganda zu
verbreiten. Wichtig ist, dass den Frauen Chancen auf
dem Arbeitsmarkt gegeben werden.

(Beifall bei der CSU)

Ich finde es großartig, dass ein konservativ regiertes
Land den Frauen die besten Chancen gibt, sehr viel
mehr jedenfalls, als die rot-grün-regierten Länder in
Deutschland. Das ist ein Faktum.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Gehring hat in der letzten Woche das In-
tegrationsgesetz als eine Sternstunde des Parlaments
bezeichnet.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Die Debatte!)

Ich finde, das ist richtig, vor allem, was das Ergebnis
angeht.

(Beifall bei der CSU – Thomas Gehring
(GRÜNE): Die Debatte, an der Sie nicht teilge-
nommen haben!)

Das Ergebnis ist ein ganz hervorragendes und moder-
nes Integrationsgesetz. Jetzt komme ich aber zur
praktischen Wirkung: Die Wirtschaft hat etwa vor
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einem Jahr angekündigt, man würde es in etwa einem
Jahr schaffen, 20.000 Migrantinnen und Migranten
eine Beschäftigungsmöglichkeit zu geben. Jetzt liegt
die vorläufige Bilanz für das Jahr 2016 vor. In Bayern
haben die Unternehmen mehr als 40.000 Flüchtlingen
Ausbildungs- und Arbeitsplätze gegeben. Die Ankün-
digung von 20.000 ist um das Doppelte übertroffen
worden. Auch hier sage ich: Nicht die Sprüche von
Rot-Grün machen es aus, sondern die praktische Po-
litik.

(Beifall bei der CSU)

Der Erfolg stellt sich nicht automatisch ein. Die Frage
lautet: Was müssen wir tun, um diesen Erfolgsweg
Bayerns fortzusetzen? Ich sage dazu als Erstes:
keine Steuern erhöhen. Von den GRÜNEN höre ich,
dass die Vermögensteuer eingeführt, die Erbschafts-
steuer erhöht und das Ehegattensplitting abgeschafft
werden soll. Von der SPD höre ich, dass ebenfalls die
Vermögensteuer eingeführt und die höheren Einkom-
men mehr besteuert werden sollten. Meine Damen
und Herren, wer den wirtschaftlichen Niedergang will,
der muss Steuern erhöhen.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD und
von der CSU)

Das Zweite ist: Ich höre heute von Sorgen vor Trump
und dergleichen. Da muss ich sagen: Wir bekennen
uns dazu, dass die Globalisierung viele Vorteile bringt;
dass sie aber auch Belastungen mit sich bringt; dass
sie einen ungeheuren Wettbewerb auch für den Mittel-
stand und für die Wirtschaft auslöst.

In den letzten Monaten hörte man: Die SPD hat sich
schwer getan mit CETA, die FREIEN WÄHLER und
die GRÜNEN lehnen CETA und TTIP und alle mögli-
chen Freihandelsabkommen ab. Meine Damen und
Herren, wer die Grenzen im wirtschaftlichen Raum
nieder lässt, der entzieht dem Exportland Bayern die
wirtschaftliche Basis.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Thomas Gehring (GRÜNE))

Da genügt es nicht, Herr Gehring, wenn Sie über die
Wahl von Trump filibustern, sondern es geht darum,
die praktische Politik so auszulegen, dass wir vernünf-
tige Wettbewerbsbedingungen haben. Wer zu solchen
internationalen Abkommen nicht Ja sagt, der öffnet
die Tür für wilden Kapitalismus. Wir müssen die Glo-
balisierung zähmen, und das machen wir mit solchen
Abkommen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: So ab-
surd können nur Sie argumentieren! Das ist ja
der größte Schmarrn aller Zeiten!)

Meine Damen und Herren, die Frage des Mittelstands
ist aufgeworfen worden. Bayern ist das Mittelstands-
land Nummer eins in Deutschland. Herr Kollege Glau-
ber, wir sind das auch bei den Start-ups. Für die Wirt-
schaftsministerin ist die Förderung von
Gründerzentren im digitalen Bereich und sonstiger
Start-ups ein ganz besonderes Herzensanliegen. Ich
halte das für genau richtig, meine Damen und Herren.
Wir sind, was Unternehmensgründungen angeht, an
zweiter Stelle nach Berlin.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: Nach
Berlin? Um Gottes willen!)

– Nach Berlin, ja, richtig! Und Berlin, das muss ich
doch einmal sagen, ist zum Teil Fördergebiet Ost, ist
zum Teil in besonderer Weise ein Aufbaugebiet und
hat eine miserable Arbeitsmarktbilanz. Da muss ich
einmal sagen: Für die Berliner Situation müsste sich
die SPD schämen! Deshalb braucht Berlin für eine vo-
rübergehende Zeit mehr Förderung.

Aber wir sind sowohl beim traditionellen Mittelstand
als auch beim modernen Mittelstand erfolgreich. Wir
sind erfolgreich bei den großen Unternehmen. Dass
IBM sein Forschungszentrum mit 2.000 Leuten in
Bayern ansiedelt, dass Microsoft nach München geht,
dass GE das Forschungszentrum in München-Gar-
ching hat, ist der Ausweis einer modernen For-
schungs- und Innovationsinfrastruktur, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD)

Ich möchte die Wirtschaftsministerin ausdrücklich
dabei unterstützen, die Technologieförderung noch
mehr auf den Mittelstand auszurichten. Wir haben in
Deutschland einen Anteil von Forschung und Entwick-
lung von rund 3 % des Bruttoinlandsprodukts. In Bay-
ern ist der Anteil höher, was auch an den sehr großen
Unternehmen liegt. Aber, was die Flexibilität angeht,
ist gerade auch Forschungs- und Technologieförde-
rung bei kleinen und mittelständischen Unternehmen
wichtig und notwendig. Deshalb unterstützen wir die
Intention, die Forschungsförderung auch so zu verän-
dern, dass kleine und mittlere Unternehmen noch
sehr viel mehr an Forschungstöpfe herankommen;
denn, meine Damen und Herren, wir werden den
Wettbewerb in der globalisierten Welt nicht durch
Lohndumping gewinnen, sondern nur durch Innovati-
on und dadurch, dass wir technologisch immer um
eine Pferdelänge voraus sind.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, ich möchte noch ein paar
Sätze zum Thema der regionalen Ausgewogenheit
der wirtschaftlichen Entwicklung in Bayern sagen, das
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Frau Karl schon angesprochen hat. Da ich die Gnade
der frühen Geburt habe, kann ich auf einen längeren
Zeitraum,

(Zuruf des Abgeordneten Hans Reichhart (CSU))

– Kollege Reichhart, du kannst dann in drei Jahrzehn-
ten die gleiche Rede halten! –

(Lachen bei der SPD)

auf eine lange Entwicklung in Bayern zurückblicken.
Da muss ich sagen: Die regionalen Disparitäten und
Unterschiede waren noch nie so klein wie heute.

(Beifall bei der CSU – Lachen des Abgeordneten
Klaus Adelt (SPD))

– Herr Kollege, ich rechne Sie ja sowieso zu den
Postfaktischen; denn von Fakten sind Sie ja noch nie
ausgegangen.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Klaus Adelt (SPD))

Wenn man heute sieht, dass in den besten Regie-
rungsbezirken, in der Oberpfalz und in Niederbayern,
die Arbeitslosenquote bei 2,8 % und 2,9 % liegt, wäh-
rend sie im schwierigsten Bezirk bei 4,3 % liegt, und
wenn man sieht, dass diese Bezirke nur um 1,5 Pro-
zentpunkte auseinanderliegen, dann muss ich sagen:
Nennen Sie mir eine Region in Europa mit 13 Millio-
nen Einwohnern, in der die regionalen Unterschiede
so klein sind wie in Bayern. Das gibt es nicht mehr.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Das
gibt es nicht!)

Das gibt es nicht mehr! In Frankreich, in Italien, in
Großbritannien sind ganze Landstriche verwaist, gibt
es Dörfer und Kleinstädte, die keine Zukunft haben. In
Bayern hat jeder Landstrich Zukunft. Man wird es nie
so hinbringen, dass es überall paradiesisch und gleich
ist. Natürlich haben wir auch Probleme, beispielswei-
se in Oberfranken im Bereich von Hof oder im Bereich
Unterfranken, und auch im Alpenbereich müsste man
das eine oder das andere tun.

(Zuruf von der SPD: Da haben Sie ja lange Zeit
gehabt!)

Wir müssen uns auch ein bisschen mehr der negati-
ven Seiten des Wachstums in den urbanen Wachs-
tumszentren annehmen.

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

Das ist etwas, was der CSU vielleicht nicht von Haus
aus auf den Leib geschneidert ist. Wir sind die Partei,

die für die gesamte Fläche ungeheuer kräftig arbeitet.
Aber wir sehen, dass wir beispielsweise in München
mit Mieten, mit Immobilienpreisen, mit Verkehr und
mit Belastungen auch große Probleme haben. Unsere
gemeinsame Aufgabe ist es, dafür zu sorgen, dass
Bayern insgesamt blüht, dass die junge Generation
Chancen hat, dass wir einen dynamischen Mittelstand
haben und dass wir auch in fünf oder zehn Jahren in
Deutschland und in Europa vorne sind.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Einen kleinen
Moment, Herr Huber. Wir haben noch eine Zwischen-
bemerkung vom Kollegen Glauber. Bitte schön.

Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Herr Kollege
Huber, ich hätte eine Bemerkung zu den Migranten
und Migrantinnen, möchte aber mit TTIP und CETA
beginnen. Ich kann nicht nachvollziehen, wie Sie der
wilden Globalisierung das Wort reden können. Herr
Huber, ich bin froh, dass meine FREIE-WÄHLER-
Fraktion TTIP und CETA, so wie es jetzt ist, ablehnt.

(Zuruf von der CSU: Sie haben keine Ahnung von
CETA!)

Denn wir sind eben für hohe Standards, und diese
Standards haben wir Parlamentarier im Bayerischen
Landtag und die Bundestagsabgeordneten natürlich
im Griff. Es ist ganz klar so: Wir haben hohe Verbrau-
cherschutzstandards, wir haben Lebensmittelstan-
dards, wir haben Umweltstandards. Also von wegen
wilde Globalisierung! Wer TTIP und CETA ohne Parla-
mentarier im Hinterzimmer aushandelt, ohne Land-
tagsabgeordnete,

(Markus Blume (CSU): Ohne Landtagsabgeord-
nete!)

stellt sein Licht ganz schön unter den Scheffel. Da
frage ich mich, wie Sie dann so einem Abkommen
das Wort reden können. Dafür würde ich die Hand
nicht ins Feuer legen. Deshalb setzen wir auf unsere
hohen Standards.

Nun zu den Migranten und Migrantinnen: Wenn Sie
schon von Migranten und Migrantinnen sprechen –
und ich gebe Ihnen recht, dass die Wirtschaft hier
eine große Leistung übernimmt –, dann gebe ich
Ihnen den Tipp: Engagieren Sie sich für eine Rege-
lung, die der 3-plus-2-Regelung folgen könnte, denn
die wird zu wenig sein. Wenn wir Menschen in unsere
Gesellschaft integriert haben, wenn diese Menschen
unsere Sprache erlernt haben, dann sollen sie auch
unserer Volkswirtschaft weiter nutzen können. Also
denken Sie auch über 3 plus 2 hinaus; denn das ist
volkswirtschaftliche Zukunftspolitik.
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(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER
– Zuruf von der CSU: Schwacher Applaus!)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Huber, bitte.

Erwin Huber (CSU): Ich glaube, dass in ganz Europa
und in ganz Kanada kein Mensch auf die Idee kommt,
die Verhandlungen zu CETA der Fraktion der FREIEN
WÄHLER im Bayerischen Landtag zu übertragen.

(Anhaltendes Lachen und Beifall bei der CSU –
Harald Güller (SPD): Wo er recht hat, hat er
recht!)

Sie dürfen ja dagegen sein, aber da muss ich sagen:
Die Karawane zieht zu Recht weiter. Aber Sie haben
mich im Grunde völlig missverstanden. Ich rede der
wilden Globalisierung gerade nicht das Wort, sondern
ich möchte eine Zähmung der Globalisierung. Die
deutschen Standards allein können es nicht richten.
Wir brauchen für den internationalen Handel, für den
Warenaustausch und für Investitionen Regeln. Diese
Regeln wird uns die internationale Organisation aber
leider nicht bringen. Deshalb ist der Weg über Abkom-
men wie beispielsweise das zwischen Europa und Ka-
nada genau der richtige Weg, um Standards nach un-
seren Mustern zu verankern. Eigentlich ist das ein
Musterbeispiel einer modernen internationalen Wirt-
schaftspolitik, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Die SPD hat sich mit CETA ein bisschen schwer
getan. Jetzt sind wir aber gemeinsam im Boot. Zur
Aussage, das Ganze wäre in Hinterzimmern und un-
demokratisch durchgeführt worden, muss ich schon
einmal Folgendes sagen: Auf europäischer Seite wer-
den sich das Europäische Parlament und 28 – wenn
der Brexit vollzogen ist 27 – nationale Parlamente und
noch ein paar regionale Parlamente, je nach der nati-
onalen Verteilung, also rund 40 Parlamente mit dem
Vertragstext von CETA beschäftigen. Wer also weiter
behauptet, das wäre nicht demokratisch, der bellt den
Mond an. Anders kann ich das nicht sagen; denn das
geht völlig an der Realität vorbei. Wer soll es denn
sonst entscheiden?

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Huber, die
zwei Minuten für die Zwischenbemerkung sind abge-
laufen.

Erwin Huber (CSU): Mit der Migration sind wir sowie-
so besser, das brauche ich nicht zu begründen.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Wir haben noch
eine Zwischenbemerkung von Herrn Kollegen Mütze.
Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE): Herr Vorsitzender, ich bin
ein bisschen enttäuscht von Ihnen. Sie treten uns
GRÜNEN, anders als bei zu anderen Events, heute
relativ entspannt gegenüber. Ich bin von Ihnen ande-
res gewöhnt. Das ist wahrscheinlich Altersmilde.

(Widerspruch bei der CSU – Zuruf von der CSU:
Diskriminierung!)

Ich darf Sie aber auch loben, denn Sie sind anschei-
nend der einzige der CSU hier im Landtag, der die
wahren Probleme sieht und sie auch benennt. Sie
haben klar gesagt, dass Sie bestimmte Probleme
sehen, die auch die CSU zu bearbeiten hat. Dafür
möchte ich von unserer Seite hier auch einmal Dank
aussprechen. Vielen Dank, dass auch vonseiten der
CSU hier im Haus eine realistische Sichtweise darge-
legt wird.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zurufe von der CSU:
Bravo, bravo! – Dr. Florian Herrmann (CSU): Ein
vergiftetes Geschenk!)

Erwin Huber (CSU): Herr Kollege Mütze, Sie wissen
aus unserer gemeinsamen Zeit im Wirtschaftsaus-
schuss, dass ich Sie sehr schätze. Dass Sie mir aber
mit einem Lob so schaden wollen, das hätte ich nicht
vermutet.

(Allgemeine Heiterkeit)

Ich habe nämlich sowieso einen schweren Stand in
meiner Fraktion, weil manche Himmelsstürmer lang-
sam den Verdacht haben, der Huber würde zu sehr
der Altersmilde verfallen, weil er der SPD, den GRÜ-
NEN und gelegentlich auch den FREIEN WÄHLERN
entgegenkommt und dergleichen mehr.

(Georg Rosenthal (SPD): Die Einsicht ist ge-
wachsen!)

Wenn Sie mich so herausfordern, dann werde ich das
nächste Mal wieder meine Giftzähne mitnehmen. Ich
habe sie nur heute vergessen.

(Zuruf des Abgeordneten Florian von Brunn
(SPD))

Es geht doch darum, deutlich zu machen, dass wir als
Landesparlament mit den Möglichkeiten, die wir
haben, unsere Verantwortung für die Zukunft des
Landes wahrnehmen. Es geht darum, Chancen zu er-
kennen und Chancen wahrzunehmen. Das betrifft den
Haushalt, aber auch die Rahmenbedingungen, die wir
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setzen. Wir sagen beispielsweise in der beruflichen
Bildung: Wir setzen auf den Meister. Jetzt komme ich
dazu, Frau Ministerin, dass Bayern einen Meisterbo-
nus hat und bei der Meisterprüfung die Förderung
macht. Wir sagen: Wir brauchen die duale Bildung,
und die wird in der Zukunft bedeutsamer sein als das,
was die SPD macht, nämlich auf die Abiturientenquo-
te und auf die Akademikerquote zu sehen. Wir wer-
den sehr viel mehr Fachkräfte in der Zukunft brau-
chen.

(Ingrid Heckner (CSU): Sehr gut!)

Auch das ist ein Element erfolgreicher Wirtschaftspoli-
tik.

(Beifall bei der CSU)

Jetzt habe ich gerade gesehen, dass auch sehr junge
Kräfte bei der CSU applaudiert haben. Ich bedanke
mich, das ist mir ein großer Ansporn.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Huber, ich
muss Sie bitten, noch dazubleiben. Jetzt hat sich Frau
Karl gemeldet. Bitte schön.

Annette Karl (SPD): Herr Kollege Huber, erst einmal
zu Ihrer letzten Bemerkung: Die SPD hier in Bayern
hat als erste gefordert: Wenn die Studiengebühren
abgeschafft werden, dann muss auch die Meisteraus-
bildung kostenfrei gestellt werden. Es sind also gera-
de wir, die großen Wert auf die berufliche Ausbildung
legen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Frage: Stimmen Sie mit mir überein: Wenn
TTIP praktisch an die Wand gefahren wurde, dann
liegt das daran, dass von Anfang an intransparent
verhandelt worden ist, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger nicht mit einbezogen worden sind? Stimmen Sie
mit mir überein, dass bei CETA ein Lernprozess statt-
gefunden hat, was die Partizipation angeht, dass
CETA deshalb auch zu einem Ergebnis gekommen ist
und dass das insbesondere ein Verdienst der Sozial-
demokratie in Deutschland und Europa ist?

(Beifall bei der SPD – Widerspruch bei der CSU)

Erwin Huber (CSU): Frau Kollegin Karl, was CETA
angeht, so hat Ihr Parteivorsitzender Gabriel eine
wilde Zickzacktour hinter sich. Mal war er dafür, mal
war er dagegen.

(Florian von Brunn (SPD): Er hat es wenigstens
verbessert!)

In der Schlussphase hat der dann die Kurve noch
richtig gepackt. Ich halte es für einen großen Vorteil,
dass es gemeinsam gelungen ist, CETA unter Dach
und Fach zu bringen.

(Florian von Brunn (SPD): Aber von euch kam
kein Verbesserungsvorschlag!)

Das könnte durchaus ein Modell für weitere Abkom-
men sein, auch das, was im Hinblick auf die Schieds-
gerichte vereinbart worden ist. Dem stimme ich zu.
Man kann natürlich bei TTIP Transparenz von Anfang
an fordern. Man muss aber auch sehen, was leistbar
ist. Es gibt 500 Millionen Bürger in Europa und
300 Millionen in den USA. Es ist nicht möglich, dass
800 Millionen Bürger unmittelbar miteinander verhan-
deln.

(Thorsten Glauber (FREIE WÄHLER): Aber sonst
eine Koalition mit dem Bürger!)

Das muss von den dafür berufenen Institutionen ge-
macht werden, also bei uns von der Europäischen
Union und auf der anderen Seite von den Vereinigten
Staaten. Die müssen miteinander verhandeln.

(Zuruf des Abgeordneten Thorsten Glauber
(FREIE WÄHLER))

Ob das unter den neuen Bedingungen der Vereinigten
Staaten von Amerika überhaupt noch aussichtsreich
ist, kann man nicht sagen. Wünschenswert wäre es
aber schon. Wenn es nämlich zu Vereinbarungen
kommt zwischen den USA und dem pazifischen
Raum, dann könnte es sein, dass dort eine Privilegie-
rung des Handels mit China und anderen Staaten er-
folgt und wir dann nur noch die zweite Geige spielen.
Man muss erst einmal sehen, was kommt.

(Florian von Brunn (SPD): Und deshalb sollen wir
alles unterschreiben?)

Auf der anderen Seite ist festzustellen, und das ist
wirklich ernst zu nehmen, dass sich bei TTIP in
Deutschland ein gewaltiger Antiamerikanismus auf
den Straßen ausgetobt hat.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Hier nehme ich ein Wort auf, das die Vorsitzende der
CDU beim Parteitag der CDU gesagt hat: Wenn der
Kampf gegen CETA und TTIP Hunderttausende Men-
schen auf die Straße bringt, sich aber keine Demon-
stration wegen der verheerenden Situation in Aleppo
ergibt, dann stimmt etwas mit den Werten in Deutsch-
land nicht.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der SPD)
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Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Huber, auch für die geleisteten Überstunden. –
Die nächste Wortmeldung: Herr Kollege Knoblauch.
Bitte schön.

Günther Knoblauch (SPD): Sehr geehrter Herr Vize-
präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Frau
Ministerin! Unsere wirtschaftspolitische Sprecherin
Frau Karl hat schon die Position der SPD – –

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege
Knoblauch, Entschuldigung, können Sie ein bisschen
näher an das Mikrofon kommen?

Günther Knoblauch (SPD): Da werde ich das Rede-
pult ein bisschen höher fahren.

(Annette Karl (SPD): Du bist schon ein Großer!)

Ich weiß nicht, bin ich zu groß oder zu klein.

(Georg Rosenthal (SPD): Bürgermeister dürfen
das Pult höher fahren!)

Frau Karl hat die Positionen der SPD schon darge-
stellt. Ich möchte aber noch einige Punkte nach dieser
Diskussion verdeutlichen. Herr Huber, eines bleibt bei
CETA auf alle Fälle: Sie hätten die Geheimgerichte
akzeptiert, ohne die SPD wären sie nicht weggekom-
men. Das muss man doch einmal ganz klar sagen.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, vorhin haben wir gehört:
Wir Bayern sind die Schönsten, die Größten und die
Besten.

(Beifall bei der CSU – Annette Karl (SPD): Sowie-
so!)

Wenn wir die 60 Milliarden des jährlichen Haushalts
für 2017 und 2018 bereitstellen, und bedenken, dass
wir in diesem Einzelplan 07 eine Milliarde Euro zu ver-
teilen haben, dann müssen wir doch einmal eines ma-
chen: Wir müssen den Bürginnen und Bürgern dan-
ken, die das mit ihrer Arbeit, mit ihrem Einsatz
überhaupt ermöglicht haben. Sie bezahlen das alles
mit ihren Steuern, die wir dann verteilen können. Das
war kein Beschluss von irgendjemandem, sondern
das haben die Leute draußen erarbeitet und geleistet.

(Beifall bei der SPD – Harald Güller (SPD):
Bravo!)

Ich möchte auch den Verantwortlichen in der Indus-
trie, beim Handwerk, in der Wirtschaft, beim Handel
und in der Dienstleistung danken. Ich möchte auch
den Beschäftigten selbst danken – das haben wir
heute bis jetzt vergessen –: den Betriebsräten, den

Verantwortlichen in den Gewerkschaften, die durch
eine verantwortungsvolle und kalkulierbare Tarifpolitik
zur Stabilität unserer Wirtschaft beigetragen haben.
Ohne sie wäre es überhaupt nicht gegangen. Das
müssen wir in so einer Debatte auch einmal feststel-
len.

Herr Jörg, lassen Sie mich noch eines sagen. Sie
haben gesagt, wir wollten mehr Steuern. Keiner von
uns fordert mehr Steuern. Wir fordern Steuergerech-
tigkeit.

(Beifall bei der SPD)

Ein Lohnsteuerzahler zahlt jedes Jahr seine Steuern.
Diejenigen, die sehr viel Steuern zu zahlen haben,
haben ihre Armaden von Steuerberatern, und mit
ihnen wird versucht, die Steuern möglichst zu sparen.
Wenn jeder seine Steuern gerecht bezahlen würde,
hätten wir so viel Geld, dass wir die Steuern sogar
senken könnten. Letztes Mal haben wir uns über die
Verfassung sehr gefreut. Deshalb möchte ich vortra-
gen, was in Artikel 151 steht: "Die gesamte wirtschaft-
liche Tätigkeit dient dem Gemeinwohl, insbesondere
der Gewährleistung eines menschenwürdigen Das-
eins für alle", nicht nur für Gutverdiener.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Meine Damen und Herren, noch einige Punkte seitens
unserer Fraktion. Wenn wir den Regierungsentwurf
betrachten, bemerken wir sicher, dass er einige
Schwerpunkte aufweist und einige Inhalte positive Re-
aktionen sind. Die tragen wir auch mit. Einiges davon
geht nicht zuletzt auf die Oppositionsanträge in der
Vergangenheit zurück. Allein zu diesem Einzelplan lie-
gen in diesem Jahr 60 Änderungsanträge vor. Selbst
die CSU hat gemerkt, dass der Regierungsentwurf
Mängel hat, und hat 11 Änderungsanträge gestellt.
Nachdenklich macht mich, dass sich die Euphorie der
CSU bei einer Betrachtung des Einzelplans im Über-
blick von selbst begrenzt. Bei einem Drittel der Ausga-
benprogramme, die wir dringend bräuchten, ist ein
Stillstand oder ein Rückschritt bei der Dotierung fest-
zustellen. Wir haben die Aufgabe, den Menschen in
der Wirtschaft zu sagen, dass die Rahmenbedingun-
gen so gestaltet sind, dass sie eine gute Zukunft
haben.

Wir haben einen Fachkräftemangel zu verzeichnen.
Es ist angesprochen worden, dass wir in der Wirt-
schaft oftmals einen Fachkräftemangel wahrnehmen.
Aber einen Aspekt möchte ich auch in dieser Debatte
ansprechen: Frau Ministerin, sprechen Sie einmal mit
Ihrem Innenminister. Der Herr Huber hat gesagt, wie
viele Asylbewerber und Flüchtlinge in Arbeit gekom-
men sind. Zugleich sagen immer mehr Firmen: Uns
wird der Lehrling weggenommen; uns wird der Arbei-
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ter weggenommen, der sich integriert hat, der
Deutsch kann, der eine Wohnung hat, der Steuern
zahlt, während wir für dieselbe Arbeit keinen Deut-
schen finden; diesen Arbeiter nehmen Sie uns weg.
Das kann doch nicht sein.

(Dr. Florian Herrmann (CSU): Immer das Gleiche!
Das stimmt nicht! Ihr kapiert das einfach nicht!)

Betroffen sind auch viele Bereiche des Handwerks.
Man muss sehen: Viele Handwerksbetriebe haben
keine Möglichkeit mehr, einen Lehrling zu bekommen.
Wer macht noch einen Bäcker, wer macht noch einen
Metzger, wer geht in die Gastronomie? – Gleichzeitig
gibt es Leute, die auch hier arbeiten würden, und die
nimmt man weg. Reden Sie einmal mit dem Herrn In-
nenminister Herrmann, dass er Ihnen da ein bisschen
besser zur Seite steht!

(Beifall bei der SPD – Florian von Brunn (SPD):
Bravo! – Harald Güller (SPD): Das kann man
nicht oft genug sagen, auch wenn sie es nicht
verstehen, die Schwarzen!)

Leider wurden alle unsere Anträge im Haushaltsaus-
schuss abgelehnt.

Heute wurde schon etwas zur Existenzgründung ge-
sagt. Man muss sich das einmal vorstellen: Dafür sind
lediglich 100.000 Euro mehr im Haushalt vorgesehen.
Das ist ein lächerlicher Betrag für Bayern. Man müss-
te da Impulse setzen und eine Gründungsdynamik
hinbekommen. Dasselbe gilt bei der Materialfor-
schung. Dort sollte man nicht nur einzelne Projekte,
sondern bayernweit fördern.

Für das Zentrum für Kultur- und Kreativwirtschaft ist
eine Million vorgesehen. Frau Ministerin, Sie haben
bei seiner Eröffnung gesagt, dass es ein ganz wichti-
ges Standbein der Wirtschaft ist und es nur knapp
hinter der Automobilindustrie und dem Maschinenbau
rangiere. Bei einem so wichtigen Anliegen nur eine
Million – das ist viel zu wenig.

Es gibt weiter den Raum mit besonderem Handlungs-
bedarf; das wurde schon angesprochen. Es ist für die
Landkreise draußen unerträglich, wenn sie zwar ge-
hört haben, dass sie mehr bekommen, aber die Mittel
dafür nicht aufgestockt worden sind. Das ist ein
Manko, das sich im ländlichen Raum auswirken wird.
Dabei gibt es draußen insbesondere beim Mittelstand
eine Qualität. Man darf nicht nur hier etwas behaup-
ten, sondern muss es auch draußen in die Tat umset-
zen.

(Beifall bei der SPD – Harald Güller (SPD): So ist
es!)

Ich muss ein bisschen auf die Zeit achten. – Lieber
Kollege Stöttner, beim Tourismus gab es 2015 ein Ist
von 11 Millionen Euro, und jetzt wird der Betrag auf
6,9 Millionen Euro reduziert.

(Klaus Stöttner (CSU): Nein! Das stimmt nicht!)

– Dann schauen Sie im Haushalt nach. – Wenn wir
gegenüber unseren Nachbarn, die ganz schwer in In-
frastruktur investieren, konkurrenzfähig sein wollen,
sollten wir genau hier stärker fördern. Wichtig sind vor
allen Dingen die Kommunen, die etwas für ihre Touris-
museinrichtungen tun.

Letztlich ist es bei der Förderung des regionalen Fern-
sehens genau gleich. Hier wird es überhaupt nicht ak-
zeptiert, wenn die BLM sagt, was man dringend
bräuchte, sondern es wird reduziert.

Uns ist aufgegeben, dass wir uns an die Verfassung
halten. Wir sollten viel stärker an das denken, was der
Ministerpräsident in diesem Zusammenhang gesagt
hat; ich habe mir vorgenommen, das heute darzule-
gen. Wir wissen sicher, dass unsere Anträge, die ab-
gelehnt worden sind, heute nicht genehmigt werden.
Wir nehmen an, dass die CSU keine Nachsicht haben
wird. Aber wir haben die Zuversicht, für die Men-
schen, für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
für die Verantwortlichen in der Wirtschaft weiter bes-
sere Bedingungen zu schaffen. In diesem Sinne
kämpfen wir. Wie der Ministerpräsident gesagt hat:
Wer Geduld hat, wird sein Ziel erreichen. – Wir haben
die Geduld und werden uns immer und immer wieder
für unsere Ziele einsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön,
Kollege Knoblauch. – Jetzt spricht Kollege Mütze für
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE): Liebe Kolleginnen und Kol-
legen, Herr Präsident, Frau Ministerin, Herr Staats-
sekretär! Ich muss auf die Vorredner eingehen, auch
wenn es Redezeit kostet. Lieber Kollege Stöttner, du
hast kritisiert, dass wir die Luft- und Raumfahrtförde-
rung nicht unterstützen. Das ist für uns eine klare
Sache. Wer an einer bayerischen waffenfähigen Droh-
ne arbeitet, kann nicht mit der Unterstützung von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN rechnen. Das ist vollkom-
men klar.

(Beifall bei den GRÜNEN – Zuruf des Abgeord-
neten Markus Blume (CSU))

– Das hat sehr wohl etwas damit zu tun. – Lieber Herr
Vorsitzender, lieber Kollege Huber, überschätzen Sie
sich nicht, indem Sie sagen, wir würden uns beim Ge-
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räusch aufhalten. Bei einem Haushalt von fast 60 Mil-
liarden Euro beträgt das Volumen des Einzelplans 07
etwas über eine Milliarde. Ich glaube, da bewegt die
CSU mit dem Wirtschaftsministerium etwas im Ge-
räusch, nicht wir.

Zur Altersarmut: Gerade Sie aus Niederbayern, Herr
Huber, müssten wissen, dass dort die Frauen zu fin-
den sind, die es am schwersten haben, was die Al-
tersarmut angeht, weil sie hinsichtlich der Rente am
wenigsten zu erwarten haben. Vielleicht sollten Sie
sich in Niederbayern mal um diese Frauen kümmern.
Das wäre mal was.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Ein letzter Hinweis: Klar ist auch, wer Steuergerech-
tigkeit haben will, der darf in Bayern nicht CSU wäh-
len, sondern der muss Rot oder Grün wählen. Dann
wird er Steuergerechtigkeit bekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD – Lachen
bei der CSU)

Auch das ist eine Weisheit, die die Leute draußen
schon lange kennen.

Drei Punkte waren in diesem Haushalt für uns wichtig.
Der erste betrifft die Evaluation. Der Freistaat unter-
nimmt in den Wirtschaftshaushalten vieles; aber wir
wissen nicht, was dabei herauskommt, was mit den
Geldern passiert und ob wir erfolgreich sind. Evaluati-
on ist das große schwarze Loch in diesem Haushalt.
Es ist das große schwarze Loch, nach dem auch
wenig gefragt wird. Leider lassen sich die Kolleginnen
und Kollegen von der CSU gerne abspeisen, wenn
das Wirtschaftsministerium sagt: Wir sind erfolgreich.
Ob das denn so stimmt, steht immer infrage. Ein Bei-
spiel dabei ist die Clusterförderung. Die Clusterförde-
rung wird immer kämpferisch als Erfolg dargestellt.
Wissen Sie eigentlich, dass drei dieser Cluster schon
lange eingestampft sind? Ich würde gerne wissen, ob
zumindest die Kollegen im Wirtschaftsausschuss das
wissen. Die Cluster sind inzwischen wegen Erfolglo-
sigkeit geschlossen. Das zu erfahren, wäre natürlich
wichtig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das andere ist das Thema Digitalisierung. Ich muss
ein bisschen durch die Themenfelder galoppieren.
Zwei Ministerien kümmern sich inzwischen darum.
Man kann natürlich fragen, ob es von Erfolg gekrönt
sein kann, wenn sich zwei Minister um die Digitalisie-
rung kümmern. Ein E-Dorf, liebe Kolleginnen und Kol-
legen. Ich gönne das diesen beiden Dörfern, diesen
beiden Regionen in der Oberpfalz und im Bayerwald.

Nur: Müssten wir uns nicht viel mehr um die Grund-
versorgung kümmern? Wir brauchen die 100 Mbit-
Versorgung, nicht die 30 Mbit-Versorgung, und wir
brauchen sie schnell.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir fördern immer noch die Verlegung von Kupferka-
beln, liebe Kolleginnen und Kollegen. Das kann es
doch nicht sein. Darum sollten Sie sich kümmern. Al-
lein 80 Gemeinden in Unterfranken warten noch auf
eine vernünftige Versorgung. Nächstes Jahr werden
es noch 51 Gemeinden sein. Wir müssen diese Ge-
meinden fördern, und zwar gescheit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Feigenblatt, wel-
ches im Haushaltsausschuss mit den drei Anträgen
der CSU-Fraktion zur Alpenstrategie noch kam, ist
das Letzte. Wir sehen Ihr Verhalten am Riedberger
Horn, wie Sie dort mit internationalem Recht und Bun-
desrecht umgehen und sich darüber hinwegsetzen.
Dann sehen wir, wie Sie mit drei marginalen Anträgen
so tun, als wollten Sie sich für die Alpen einsetzen.
Das ist lächerlich. Lassen Sie das. Das ist unglaub-
würdig.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Herr Mütze. – Wir haben noch eine Zwischenbemer-
kung vom Herrn Kollegen Blume. Bitte schön.

Markus Blume (CSU): Lieber Herr Kollege Mütze, ich
bin ehrlich darüber betrübt, dass Sie sich so wenig mit
dem auseinandersetzen, worüber Sie hier zu be-
schließen haben.

(Thomas Mütze (GRÜNE): Keine Sorge!)

In Bezug auf den Ludwig Bölkow Campus in Otto-
brunn haben Sie etwas von Drohnen und von Kriegs-
gerät und dergleichen fabuliert. Ich darf Sie ganz vor-
sichtig darauf hinweisen, dass es hier um die Zukunft
des Fliegens geht, und zwar eine Zukunft, der auch
Sie offen gegenüberstehen müssten. Dort ist geplant,
ein Systemhaus für elektrisches Fliegen aufzubauen.
Dort wird an Algenkerosin, Algensprit, geforscht. Dort
wird eine Plattform entwickelt, wie man Systeme in
der Luft auch gegen Angriffe von außen sicher ma-
chen kann. Ich kann daran überhaupt nichts Schlech-
tes erkennen, sondern das zeigt, wie intelligenter
Fortschritt in Bayern ausschaut. Wer dem nicht zu-
stimmen kann, der hat generell ein Problem mit Fort-
schritt. Das würde freilich einiges erklären. Vielleicht
können wir das jetzt noch klarstellen.
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(Beifall bei der CSU)

Thomas Mütze (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Kollege
Blume. Zu der Frage, wer hier fortschrittsfeindlich ist,
nenne ich nur die E-Mobilität, die ja von Ihrer Seite
immer gern kritisiert wird. Ich glaube, von daher ist es
auf Ihrer Seite mit Fortschrittsfreundlichkeit nicht so
weit her.

(Sandro Kirchner (CSU): Antwort!)

– Die Antwort? – Ja, natürlich. Lieber Kollege Blume,
ich muss da mit einer Gegenfrage antworten. Schlie-
ßen Sie aus, dass bayerische Unternehmen an der
Entwicklung einer waffenfähigen Drohne beteiligt sind
oder schließen Sie das nicht aus? Solange Sie es
nicht ausschließen können, können wir dem nicht zu-
stimmen. Ganz einfach.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön.

(Staatsministerin Aigner erhebt sich von ihrem
Platz)

– Frau Staatsministerin, wir haben zuvor noch eine
Wortmeldung vom Kollegen Häusler. Bitte sehr.

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter
Herr Präsident, sehr geehrte Frau Staatsministerin,
sehr geehrter Herr Staatssekretär, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Die Digitalisierung in Handwerk, Mittel-
stand und Medien ist zwar nicht der umfänglichste
Teil, wie man heute gesehen hat, aber doch ein ganz
wesentlicher Teil des Einzelplans 07 des Doppelhaus-
halts 2017/2018. Das ist heute ein sehr zentrales
Thema in der Diskussion.

Ich möchte mich auf den Mittelstand insgesamt kon-
zentrieren und fokussieren; denn der Mittelstand ist
letztendlich der Stabilitätsfaktor unserer Volkswirt-
schaft. Er bildet das Rückgrat der sozialen Sicherheit
in unserem Lande insgesamt. Die KMUs, also die klei-
nen und mittleren Unternehmen, stellen über 80 %
aller Ausbildungsplätze in der Wirtschaft zur Verfü-
gung. Ich denke, in diesem Zusammenhang werden
sich einige noch an die Wirtschaftskrise von 2008 bis
2011 erinnern, als genau diese Betriebe ihre Mitarbei-
terschaft auch unter schwierigsten Bedingungen wei-
terbeschäftigt haben. Das war bei den internationalen
Konzernen nicht so.

Aber auf unsere Mittelständler und Handwerksbetrie-
be kommen gewaltige Herausforderungen zu. Das gilt
in einem ganz erheblichen Maße durch den Fachkräf-
temangel. Es wird prognostiziert, dass bis 2030 fünf
Millionen Facharbeiter fehlen werden. Auch die Digita-

lisierung der Arbeitswelt und neue Kommunikations-
formen sind hier gegenständlich. Ich erinnere an das
Thema Handwerk 4.0, aber auch an das Thema In-
dustrie 4.0. Über die vierte industrielle Revolution ist
heute schon viel gesprochen worden. Die Digitalisie-
rung wird häufig als Thema und Herausforderung vor
allem für die Industrie, aber auch für Start-up-Unter-
nehmen im Dienstleistungssektor gesehen. Allerdings
greift diese Betrachtungsweise zu kurz. Gerade unse-
re Mittelständler sind auf die Digitalisierung angewie-
sen und können daraus Chancen und insbesondere
neue Märkte erschließen. Das gilt übrigens auch für
unsere regionalen Radio- und Fernsehsender. Wir
müssen dieses Thema stärker in den Fokus rücken.
Einer nordschwäbischen Möbelmanufaktur hilft es bei-
spielsweise wenig, wenn wir in München ein Zentrum
für Digitalisierung und Start-ups haben, die Manufak-
tur selber aber noch mit Kupferdrähten ins Internet
gehen muss. Dieser Betrieb würde vielleicht gern eine
Online-Geschäftsidee umsetzen. Das hängt aber von
der Infrastruktur ab, die derzeit noch unzeitgemäß
ausgebaut ist. Wir haben in Bayern ein sehr gutes
Breitbandprogramm, vielleicht das beste oder um-
fänglichste in der Bundesrepublik Deutschland.

(Klaus Stöttner (CSU): Stimmt, ja!)

– Das haben wir, ja. Das haben wir immer anerkannt.
Allerdings müssen wir natürlich ein Stück weit diffe-
renzieren, und zwar auch deshalb, weil 30 Mbit/s bei
uns bereits als schnelles Internet gelten. Ich darf
daran erinnern: Diejenigen Kommunen, die das früh-
zeitig eingeleitet haben, haben heute das Problem der
Fortführung. Wir haben ein Bundesprogramm, das bei
50 Mbit/s ansetzt. Auch diesen Spagat müssen wir
auflösen. Ich glaube, es ist ganz wichtig, daran zu ar-
beiten. Aber insbesondere die Ablehnung der Gigabi-
toffensive für den Mittelstand, die so wichtig ist, kön-
nen wir und können viele, denke ich, nicht verstehen,

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

weil das Breitbandprogramm bei uns im Moment
diese Bremse mit den 30 Mbit/s hat. Unsere Unter-
nehmen, das sind auch die Mittelständler, das sind
Praxen, das sind Freischaffende, brauchen heute eine
Bandbreite von 200, 300, vielleicht 500 Mbit/s. Die-
sem Anspruch müssen wir gerecht werden, um auch
hier international an der Spitze zu stehen. Ich glaube,
das ist wichtig. Wir müssen diese Wirtschaftlichkeits-
lücke schließen, damit sich unsere Unternehmen die-
sen Anschluss leisten können. Ich glaube, da wären
zehn Millionen Euro jährlich ein guter Ansatz und Ein-
stieg. Unsere Handwerks- und Mittelstandsbetriebe
brauchen genau dieses Programm. Das gilt im Übri-
gen, Kollege Stöttner, auch für die Tourismusförde-
rung. Sie muss in genau diesem Punkt greifen.
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Ich komme noch zur Medien- und Rundfunkpolitik.
Hier legen wir den Fokus ganz gezielt auf die flächen-
deckende Digitalisierung und auf die Qualitätsverbes-
serungen. Wir sehen den Freistaat Bayern in der
Pflicht, die lokalen Rundfunk- und Hörfunksender ins-
besondere bei der Umstellung auf HD bzw. DAB+ fi-
nanziell stärker zu unterstützen. Diese sind nämlich
nicht in der Lage, die hohen Umstellungskosten aus
eigener Kraft zu stemmen. Ansonsten sehen wir die
Gefahr eines Ungleichgewichts zwischen öffentlich-
rechtlichen und großen privaten Sendern sowie klei-
nen Regionalsendern. Dazu wollen wir – das haben
wir mehrmals erfolglos vorgeschlagen – die Erlöse
der Digitalen Dividende II verwenden. Ich darf in die-
ser Debatte daran erinnern, dass mit der Regionalisie-
rung der nationalen TV-Anbieter SAT.1, Pro Sieben
und RTL aufgrund der Öffnungsklausel im Rundfunk-
staatsvertrag, die Bayern durchgesetzt hat, letztend-
lich die Axt an die Wettbewerbsfähigkeit unserer re-
gionalen Verlage und Sender angelegt wird. Auch
deshalb ist es so wichtig, dass wir den Hörfunk und
DAB+ jährlich mit drei Millionen Euro fördern und für
die HD-Umstellung beim regionalen Fernsehen zwei
Millionen Euro drauflegen. Das sind insgesamt zehn
Millionen Euro, die die Vielfalt unserer Rundfunkland-
schaft auch in diesen sogenannten postfaktischen
Zeiten sehr wohl sichern. Das sollte es uns wert sein.
Deshalb ist es für uns ganz wichtig, dass diese The-
men durchgehen. Wir sind ein bisschen entrüstet,
dass solche Themen im Bayerischen Landtag, teilwei-
se im Wirtschaftsausschuss, durch Geschäftsord-
nungsanträge ausgehebelt wurden. Das ist nicht ver-
ständlich.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Kommen Sie
bitte zum Schluss!

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Herr Präsident,
ich wollte noch ein paar Takte zur beruflichen Bildung
sagen, aber jetzt ist es vorbei.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Leider. So viele
Takte haben wir nicht mehr übrig.

(Allgemeine Heiterkeit)

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Das wäre schön,
aber ich glaube, wir sind uns einig, dass die berufliche
Bildung gleichrangig mit der akademischen Bildung
sein sollte und hier insbesondere an Berufsschulen
noch große Anstrengungen zu erbringen sind. –
Danke.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke auch,
Herr Kollege. – Frau Ministerin, jetzt haben Sie das
Wort. Bitte schön.

Staatsministerin Ilse Aigner (Wirtschaftsministeri-
um): Vielen Dank. Herr Vizepräsident, meine lieben
Kolleginnen und Kollegen! Als Erstes möchte ich mich
ganz herzlich bei den Kollegen des Haushaltsaus-
schusses, aber auch des Fachausschusses für die
sehr konstruktive Diskussion bedanken, die wir im
Rahmen der Haushaltsberatungen, aber auch darüber
hinaus geführt haben; denn wir dürfen hier einen der
zentralen Haushalte bewerten.

Ich möchte mit einem Zitat unseres Ministerpräsiden-
ten von gestern beginnen: Verlässlichkeit und Verant-
wortung für unser Land, das ist unser Selbstverständ-
nis, und seit 70 Jahren stehen wir in Bayern für
Kontinuität und Weitblick. Das hat sich auch ausge-
zahlt, meine Damen und Herren. Die Kontinuität und
den Weitblick kann man in Zahlen fassen, und zwar in
Wachstumszahlen unserer Wirtschaft. Sie sind, auch
wenn das vielleicht nicht alle so sehen, einer der Aus-
weise dafür, dass wir richtige Weichenstellungen vor-
genommen haben. Seit 20 Jahren haben wir beim
Wirtschaftswachstum den Platz 1, und wenn wir nicht
den Platz 1 hatten, hatten wir den Platz 2.

Liebe Frau Karl, Sie haben konzediert, dass es unse-
rer Wirtschaft gut geht. Ich will ausdrücklich sagen,
dass das sehr viel mit den Menschen in unserem
Land, mit den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern,
vor allem aber auch mit den Unternehmern zu tun hat.
Ich sage Ihnen eines: Auch in anderen Ländern, wie
zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, gibt es sehr
viele fleißige Menschen; aber sie werden einfach
schlechter regiert. Diese Tatsache gehört leider auch
dazu.

(Beifall bei der CSU)

Ich kann mich bei der ganzen Reihe meiner Vorgän-
ger bedanken, die gute Weichenstellungen vorgenom-
men haben. Einer hat vorhin schon gesprochen. Lie-
ber Erwin Huber, auch du hast als Wirtschaftsminister
in deiner Verantwortung ganz wesentliche Weichen-
stellungen vorgenommen. Aber auch viele Wirt-
schaftsminister in den Jahrzehnten vorher haben eine
hervorragende Entwicklung in diesem Land ermög-
licht, auf die wir durchaus stolz sein können. Wir
haben uns immer über Erfolge gefreut. Ich glaube,
das darf man auch. Man hat aber immer gesehen,
dass Wirtschaft ein lebendes System ist und wir
immer wieder die Weichen für Modernisierung stellen
müssen. Dabei ist die Digitalisierung mit Sicherheit
ein ganz wesentliches Thema. Dazu gehören aber
auch andere Rahmenbedingungen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, natürlich haben wir
auch globale Herausforderungen. Ich sage das ganz
ausdrücklich, weil wir bei aller Wertschätzung für die
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Binnenkonjunktur ein Land sind, das ganz wesentlich
auch vom Export lebt. Über 50 % unserer Wirtschaft
sind vom Export abhängig. Deshalb sind die internati-
onalen Rahmenbedingungen für uns sehr wichtig. Sie
sind in der letzten Zeit nicht unbedingt leichter gewor-
den. Ich spreche als ein Beispiel nur den Brexit an.
Übrigens ist Großbritannien einer der stärksten Ab-
satzmärkte für Deutschland. Was momentan in Italien
passiert, stützt uns auch nicht unbedingt, und inner-
halb der Europäischen Union wird es schwieriger.
Umso wichtiger – meine Kolleginnen und Kollegen, da
stimme ich Erwin Huber ausdrücklich zu – sind für uns
Rahmenbedingungen für einen weltweiten Handel.
Lieber Herr Glauber, ich schätze Sie ja sehr. Aber ich
hätte schon erwartet, dass Sie jetzt, nachdem CETA
vorliegt, nicht wiederholen würden, dass irgendwelche
Standards abgesenkt werden. Das ist schlicht falsch.

(Beifall bei der CSU)

Man könnte viel darüber sagen, wie solche Abkom-
men entstehen. Frau Karl, über Transparenz kann
man reden. Aber wenn wir jetzt ein ausverhandeltes
Abkommen haben, kann es eine Blaupause für alle
anderen Handelsformate sein.

(Zuruf von der SPD)

– Lieber Herr von Brunn, erzählen Sie mir bitte nicht
allzu viel. Ich könnte dazu viel sagen; aber was Sie
vorschlagen, war mit Verlaub alles schon vorher ent-
halten. Das nur nebenbei bemerkt. Es war nämlich
vorher schon ausverhandelt.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf des
Abgeordneten Florian von Brunn (SPD))

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, das eine ist
das langfristige Wachstum; aber auch das aktuelle
Wachstum ist erfreulich. Das Wirtschaftswachstum lag
– das wurde heute schon angesprochen – im ersten
Halbjahr bei 3,3 %. Das ist übrigens 1 % höher als der
Bundesdurchschnitt, der bei 2,3 % liegt. Noch viel
wichtiger ist mir immer, dass es im ganzen Land bei
den Menschen ankommt. Wir haben keinen Regie-
rungsbezirk mehr, wo die Arbeitslosigkeit eine Vier vor
dem Komma hat. Die Spreizung ist deutlich zurückge-
gangen, und wir haben so viele Menschen in Beschäf-
tigung wie noch nie. 5,3 Millionen Menschen können
in Bayern einer Beschäftigung nachgehen. Am aller-
meisten freut mich – das muss ich sagen –, dass wir
die Jugendarbeitslosigkeit praktisch beseitigt haben.

(Markus Blume (CSU): Sehr richtig! – Beifall bei
Abgeordneten der CSU)

Dass das andere in Deutschland und in Europa auch
so sehen, erkennt man daran, dass Menschen nach

Bayern kommen, um hier ihre Zukunft zu gestalten.
Mir sind in der Tat keine Fluchtbewegungen aus Bay-
ern bekannt. Ganz im Gegenteil versuchen die Men-
schen, hier ihre Zukunft zu gestalten. Deswegen
haben wir in allen Landesteilen Zuzug aus anderen
Bundesländern und aus Europa. Die Menschen wol-
len hier ihre Zukunft gestalten.

Meine Damen und Herren, damit es weiter so gut ist,
wollen wir mit dem Haushalt ein paar Rahmenbedin-
gungen setzen. Ich kann mit Sicherheit nicht auf jedes
Detail eingehen, das angesprochen worden ist, möch-
te aber doch noch einmal darauf hinweisen, dass in
dem Haushalt wirklich über eine Milliarde Euro ste-
hen, die für die Wirtschaft eingesetzt werden können.
Über eine Milliarde Euro sind eine Steigerung um
14 %; Klaus Stöttner hat darauf zu Recht hingewie-
sen. Wir sind ein sehr starkes Ministerium mit leis-
tungsfähigen Mitarbeitern – das kann ich ausdrücklich
bestätigen –, übrigens so leistungsfähig wie die Wirt-
schaft in Bayern. Das ist gut so.

(Beifall bei der CSU)

Wir sind auch insofern schlank, als wir die Mittel so
einsetzen können, dass sie vor allem bei der Wirt-
schaft ankommen. In der Tat fließen 40 % der Mittel in
Investitionen. Das ist ein Zukunftshaushalt, wie es
praktisch keinen anderen gibt. Darauf bin ich stolz,
und darüber freue ich mich. Wir werden mit Sicherheit
einige Schwerpunkte herausarbeiten können. Das
heißt, ich werde sie herausarbeiten, weil sie mir wich-
tig sind.

Meine Damen und Herren, ich habe vorhin schon ge-
sagt, dass die Digitalisierung ein zentrales Thema ist.
Der Freistaat Bayern – das sage ich ausdrücklich –
setzt am meisten bei der Infrastruktur ein. Ich warte
immer noch auf Programme der anderen Bundeslän-
der, sehe und höre da aber nichts. Das ist schon das
eine, was wir einsetzen. Aber wir setzen vor allem
auch auf das Know-how. Das zahlt sich immer mehr
aus, weil die Firmen das erkennen, sich immer mehr
nach Bayern bewegen und feststellen, dass hier der
digitale Bär brummt, so hätte ich fast gesagt. Wir set-
zen hier Millionen ein und legen jetzt noch etwas
drauf, insbesondere im Bereich des Mittelstandes.
Der Digitalbonus wurde schon angesprochen. Er ist
jetzt freigeschaltet und wird bestimmt bestens ange-
nommen. Das hat zum Beispiel, lieber Herr Glauber,
mit Industrie 4.0 zu tun, weil auch er im Mittelstand
vorherrscht. Wir werden Industrie 4.0 zum Beispiel in
einer Modellfabrik in Bad Neustadt ausprobieren, um
das gerade im Mittelstand voranzubringen, und wir
werden weitere Plattformen im Rahmen des Zentrums
Digitalisierung Bayern einsetzen, damit nicht nur die
digitale Produktion, sondern auch das Digital Engi-
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neering vorangebracht wird. Auch da setzen wir Maß-
stäbe. Wir unterstützen unsere mittelständischen Fir-
men auch mit einem Center of Diagnostic Excellence,
damit sie in der Digitalisierung überhaupt Software-
Kompetenz erhalten können. Auch das ist einmalig,
das gibt es in keinem anderen Bundesland. Unseren
Kompetenzvorsprung werden wir unter anderem in
diesem Bereich einsetzen.

(Beifall bei der CSU)

Sie wissen, Gründer sind mir ein besonderes Anlie-
gen. Da brauchen wir uns vor dem, was in Berlin statt-
findet, nicht zu verstecken. Berlin verfolgt eine andere
Ausrichtung. Sie ist auch nicht so nachhaltig. Die Fir-
men, die daraus entstehen, sind kleiner und gehen
schneller wieder vom Markt. Ich könnte es ein biss-
chen flapsig formulieren: Eine App zu programmieren
ist einfach ein bisschen etwas anderes als die hoch-
technische Leistung, die die Gründer bei uns teilweise
erbringen. Deshalb investieren wir in den nächsten
Jahren massiv mit 330 Millionen Euro im Gründerbe-
reich. Wir unterstützen die Gründer auch beim
Wachstum, zum Beispiel mit unserem Wachstums-
fonds. Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, er wird
so gut angenommen, wie ich es mir selbst nie zu wün-
schen getraut hätte. Wir haben bei den Haushaltsbe-
ratungen – ich kann mich erinnern – gesagt, wir kön-
nen mit den 100 Millionen Euro Investitionen von
250 Millionen Euro auslösen. Wir haben in diesem
Jahr allein acht Projekte – fünf waren das Ziel, neben-
bei bemerkt – mit einer Summe von 17 Millionen Euro
realisiert. Damit wurden sage und schreibe 127 Millio-
nen Euro an Investitionen ausgelöst. Wenn Sie jetzt
schnell mitrechnen, stellen Sie fest, dass dies ein Ver-
hältnis ist, das etwas höher liegt als 1 : 2,5. Das sind
Maßnahmen, die wir voranbringen.

Wir weihen im ganzen Land digitale Gründerzentren
ein, um die Potenziale, die im Land vorhanden sind,
zu heben. Zuletzt haben wir eines im südbayerischen
Raum eingeweiht, in Ingolstadt, und werden noch
viele andere einweihen, das nächste, glaube ich, in
Bamberg. Wir sehen hier in vielen Bereichen Poten-
zial. Deshalb sind wir auf einem richtigen Weg.

Digitalisierung gibt es aber auch in anderen Berei-
chen; deshalb möchte ich – Herr Häusler hat es kurz
genannt – das Thema Medien ansprechen. Selbstver-
ständlich unterstützen wir die lokalen Rundfunksen-
der. Herzlichen Dank insbesondere an die Fraktion,
lieber Thomas Kreuzer, lieber Peter Winter – ich habe
ihn vorhin irgendwo gesehen; dort ist er –, dass Sie
unterstützt haben, dass wir nicht nur den Vertrieb,
hätte ich fast gesagt, die Aussendung über Satelliten
verstetigen konnten, sondern dass wir jetzt auch noch
die Umstellung über HD TV voranbringen können und

auch DAB+ unterstützen können. Auch das ist ein Be-
reich der Digitalisierung, der mir sehr wichtig ist.

Nicht zuletzt auch hier geht es um neue Technologien,
die sehr viel mit Digitalisierung zu tun haben. Ich will
Ihnen nur ein Beispiel nennen: das Thema Visual Ef-
fects. VFX ist mittlerweile in praktisch jedem Film,
auch bei den großen Produktionen.

Es passiert nicht so oft, dass man als Wirtschaftsmi-
nisterin einen Jubelbrief bekommt, wie ich ihn letzte
Woche erhalten habe – genau aus diesem Sektor.
Man hat gemerkt, dass die Firmen die Produktionen
mittlerweile wieder nach Bayern verlegen, weil wir
hierfür fast zwei Millionen Euro zusätzlich einsetzten,
um nur ein Beispiel zu nennen.

Das ist mir wichtig, meine liebe Kolleginnen und Kolle-
gen; denn Bayern ist ein Medienstandort par excellen-
ce. Darauf können wir wirklich stolz sein, und wir wer-
den ihn auch weiter fördern, mit neuen Technologien
von 360 Grad bis zur Augmented Reality. All das wer-
den wir zukünftig mit 10 Millionen Euro fördern. Das
sind Zukunftsthemen, auf die wir setzen, bei denen
wir zukünftige Wachstumskräfte auslösen werden.

(Beifall bei der CSU)

Ein dritter Punkt ist die Technologieförderung, Erwin
Huber hat es angesprochen. Die Technologieförde-
rung hat bei uns immer hervorragend funktioniert. Wo
ist denn der Herr Stümpfig? Herr Stümpfig hat, glaube
ich, noch nicht ganz verstanden, wie Technologieför-
derung funktioniert. Technologieförderung braucht
immer jemanden, der einen Antrag stellt, gemeinsam
mit einer Hochschule, dann werden die Mittel abgeru-
fen. Manchmal dauert es ein bisschen; manchmal
sind die Mittel auch gebunden. Deswegen kann man
das, was Herr Stümpfig hier zur Energieförderung er-
zählt hat, nur schlicht als nicht ganz realistisch be-
zeichnen, wenn ich das einmal so sagen darf. Oder
Sie kennen sich bei der Technologieförderung einfach
nicht aus.

Trotzdem, liebe Kolleginnen und Kollegen, gibt es na-
türlich einiges, was man vorwärtsentwickeln kann.
Technologieförderung, wie sie jetzt aussieht, ist wahr-
scheinlich vor 20 Jahren entstanden – vor über
20 Jahren, um es genau zu sagen, Anfang der Neun-
zigerjahre. Deshalb werden wir die Richtlinien überar-
beiten. Wir haben allein schon zehn verschiedene
Richtlinien, die wir auf eine Richtlinie zurückführen
wollen, um gerade auch die Schnittstellen zwischen
den Technologien besser bedienen zu können und
nicht das eine oder andere durchs Raster fallen zu
lassen.
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Wir wollen die größeren mittelständischen Unterneh-
men mitnehmen, weil sie in manchen Regionen oft
Ankerinvestitionen voranbringen, die bisher nicht ge-
fördert werden können. Das ist Technologieförderung,
die uns in der Technologie, im Know-how, in der Qua-
lität weiter nach vorne bringt. Das ist letztlich unsere
Zukunftsrettung, weil wir nie die Billigeren waren, son-
dern die Besseren und die Schnelleren. Das ist Zu-
kunftsinvestition.

(Beifall bei der CSU)

Ein vierter Punkt, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist
der Tourismus. Irgendjemand hat gesagt, wir würden
die Mittel kürzen. Ich weiß nicht, in welchen Haushalt
Sie geschaut haben, keine Ahnung. Wir haben die
Mittel aufgestockt und werden noch mehr tun. Geplant
ist unter anderem eine Premiumoffensive für den Tou-
rismus, mit der wir insbesondere den Qualitätstouris-
mus voranbringen wollen. Das ist für uns ein wesentli-
ches Thema in der Fläche, weil es wieder weitere
Investitionen nach sich zieht. Wir werden auch die
Seilbahnförderung verlängern.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Lieber Herr Mütze – wo ist er denn jetzt? Er ist weg.

(Zuruf von den GRÜNEN)

– Er muss das Kind nach Hause bringen, ist in Ord-
nung. Dann sage ich es jetzt an die anderen gerichtet:
Auch das sind Investitionen in die Zukunft.

(Unruhe)

– Ja, auch am Riedberger Horn. Das sage ich in aller
Deutlichkeit.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU – Zuruf von
der SPD: Ein Bruch von internationalem Recht ist
eine Investition in die Zukunft?)

Wir haben uns in diesem Haus zum Beispiel auch
über mein Heimatgebiet, das Sudelfeld, die Köpfe
heißgeredet. Ich kann Ihnen nur sagen, dass die
Leute dort im Sommer mittlerweile in Strömen hinauf-
fahren, um sich das anzuschauen,

(Zuruf von der SPD: Um sich die Schneekanonen
anzuschauen?)

und total froh sind, dass sie um diesen wunderschö-
nen Teich herumwandern können. Ich kann Ihnen
sagen, das war eine perfekte Investition. Sie wird sich
auszahlen, und die Leute vor Ort sind begeistert.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Ja-
wohl!)

Ich bedanke mich bei meiner Fraktion dafür, dass sie
bei den Haushaltsverhandlungen im Rahmen der Al-
penstrategie zusätzliche Akzente gesetzt hat, lieber
Klaus Stöttner, federführend bei dir als tourismuspoliti-
schem Sprecher. Das war sehr wichtig, und ich habe
mich auch sehr gefreut, dass Erwin Huber als Nicht-
Alpenländler das zusätzlich vorangebracht hat.

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CSU – Zuruf
von der CSU: Flachländler!)

– "Nicht-Alpenländler" habe ich gesagt; das andere
habt ihr gesagt. Auf alle Fälle bedanke ich mich dafür
ganz besonders. Auch das sind Investitionen in die
Fläche.

Last but not least, fünfter Punkt, meine liebe Kollegin-
nen und Kollegen: Regionalförderung. Da geht es
wirklich um die gleichwertigen Lebensverhältnisse.
Das mache ich mit großer Überzeugung. Allein in den
nächsten zwei Jahren sind in diesem Haushalt über
300 Millionen Euro vorgesehen, die wir in der Regio-
nalförderung einsetzen können.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das muss man auch
einmal in Zahlen sagen. Es sind 568 Unternehmen,
die hiervon allein im Jahr 2015 profitiert haben. Ich
will aber noch etwas Ernstes sagen. Ich habe nicht
jeden Förderbescheid persönlich hinausgetragen –
nicht, weil ich das nicht gern tun würde,

(Thomas Gehring (GRÜNE): Das macht ein an-
derer!)

nein, sondern weil es auch ein Punkt ist, der mir
schon zu denken gibt, dass es viele Unternehmer
gibt, die sich gar nicht mehr trauen, öffentlich zu
sagen, dass sie einen Förderbescheid bekommen, da
die Neidkultur bei uns mittlerweile schon so vorherr-
schend ist.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: Ach
geh!)

– Doch, liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist leider
wirklich wahr.

(Zuruf von der CSU: Ja!)

Das ist in der Tat so.

(Zuruf von der SPD: Mir kommen die Tränen,
Frau Staatsministerin! – Unruhe)

Ich will jetzt, weil es wunderbar passt, noch das
Thema Steuern ansprechen. Lieber Herr Knoblauch,
Sie haben gesagt, "die zahlen alle keine Steuern". Ich
kann Ihnen nur sagen: 10 % der Menschen in
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Deutschland zahlen 50 % der Steuern und 25 % der
Menschen in Deutschland zahlen gar keine Steuern.

(Zuruf von der SPD: Da müssen Sie aber auch
die Einkommen dazu nennen und die Vermögen,
die sie haben!)

– Das ist alles recht und gut. Es ist nur eine falsche
Behauptung, dass sie keine Steuern zahlen würden.

(Zuruf von der SPD: Sie täuschen doch mit sol-
chen Zahlen die Öffentlichkeit! – Unruhe – Glocke
der Präsidentin)

Jetzt sage ich dazu noch etwas, und dafür werde ich
bis zum Schluss kämpfen: Das Thema Erbschaftsteu-
er haben wir gut und richtig gelöst, und ich bin heil-
froh, dass das jetzt endlich so beschlossen ist.

(Zuruf von der SPD: Aber Steuergerechtigkeit
haben Sie nicht hergestellt!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist etwas, was
Sie, glaube ich, noch immer nicht verstanden haben.

(Zuruf von der CSU: Das wollen Sie nicht!)

Die Stärke unserer Wirtschaft liegt nicht nur in den
großen Konzernen, die wir haben, sondern auch in
den großen mittelständischen Betrieben.

(Beifall bei der CSU)

Ich kann Ihnen nur sagen: Die mittelständischen Be-
triebe sind bei uns Familienbetriebe und sind manch-
mal etwas größer, sodass sie sozusagen mehr als
zehn Millionen Euro in ihrem Betriebsvermögen
haben.

(Zuruf von der SPD: Und trotzdem gilt der Gleich-
heitsgrundsatz!)

Wenn es um den Übergang geht – wir sprechen viel
über Gründer, und ich rede gern darüber – und wenn
wir durch eine Erbschaftsteuerregelung verhindern,
dass überhaupt noch jemand einen Betrieb über-
nimmt, dann liegt das nicht im Interesse dieses
Landes und schon gleich gar nicht im Interesse der
Arbeitnehmer in diesem Land.

Deshalb werden wir weiter kämpfen, meine Damen
und Herren. Ich bin immer dafür, dass jemand, der
etwas verdient, auch Steuern zahlt. Das ist Normali-
tät. Aber Steuern aus der Substanz zu bezahlen hat
noch nie funktioniert und war für meine Begriffe schon
immer Schmarrn.

(Beifall bei der CSU)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es für
mich wichtig, dass man die Wirtschaft im Auge behält;
denn das sind letztendlich diejenigen, die vor allem
die Arbeitsplätze bei uns im Land überhaupt zur Ver-
fügung stellen. Das nutzt vielen, egal ob es junge
Menschen sind, die bei uns eine Zukunft haben wol-
len,

(Zuruf von der SPD: Manager!)

ob es Menschen sind, die als Flüchtlinge zu uns kom-
men und die wir hier einstellen könnten, oder ob es
Frauen sind, die, wie vorhin zu Recht angesprochen
worden ist, bei uns bessere Beschäftigungschancen
haben als in anderen Ländern.

Nicht zuletzt will ich noch sagen: Auf diese Weise
werden bei uns auch Steuern erwirtschaftet: in den
Betrieben und bei den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, die eine Beschäftigung haben. Die könnten
sonst nämlich gar keine Steuern zahlen. Lieber Peter
Winter, wir unterhalten uns im Haushaltsausschuss
über vieles, aber das können wir alles nur, wenn wir
Steuereinnahmen haben. Deshalb ist es oberstes
Gebot, dass wir alles tun, damit bei uns im Land die
Wirtschaft läuft, sodass sie Wachstumsperspektiven
hat und damit die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer bei uns Arbeitsplätze finden können. Das ist un-
sere Aufgabe.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Staatsministerin. Bleiben Sie bitte noch. Zu einer
Zwischenbemerkung hat sich der Kollege von Brunn
gemeldet. Bitte schön, Herr von Brunn.

Florian von Brunn (SPD): Frau Staatsministerin, Sie
haben gerade ein deutliches Bekenntnis zur Förde-
rung von Schneekanonen zum Beispiel am Sudelfeld
abgegeben. Sie haben uns gerade erklärt, dass Sie
voll hinter dem Projekt am Riedberger Horn stehen.
Sie haben gleichzeitig aber auch von Zukunftsfähig-
keit gesprochen. Deshalb würde mich interessieren,
was aus Ihrem Ressort für umwelt- und klimafreundli-
chen Tourismus getan wird. Dazu haben wir bisher
noch nicht viel gehört. Was tun Sie denn konkret, um
bayerischen Skigebieten, in denen in Zukunft der
Schnee ausbleiben wird, zu helfen, damit sie auf um-
weltfreundlichen Tourismus umstellen können? Wenn
Sie uns einige Projekte und konkrete Zahlen nennen
könnten, wäre ich Ihnen sehr dankbar.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön,
Frau Ministerin.

Staatsministerin Ilse Aigner (Wirtschaftsministeri-
um): Lieber Herr von Brunn, Sie sagen, Ski fahren ist
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grundsätzlich nicht umweltfreundlich. So entnehme
ich es Ihren Worten.

(Florian von Brunn (SPD): Künstliche Beschnei-
ung ist nicht umweltfreundlich!)

Ich halte das für falsch, abgesehen davon, dass ich
eine begeisterte Skifahrerin bin.

(Beifall bei der CSU)

Zweitens fördern wir mit den Seilbahnen hauptsäch-
lich und vor allem einen Ganzjahrestourismus. Das ist
entscheidend. Das nächste Projekt wird die Jenner-
bahn im Berchtesgadener Land sein.

(Michaela Kaniber (CSU): Danke, Ilse Aigner!)

Damit können auch Menschen mit Behinderung in
den Nationalpark Berchtesgaden fahren. Dieses Pro-
jekt hat auch etwas mit barrierefreiem Ausbau zu tun.
Insofern lasse ich mir von Ihnen nicht sagen, wir wür-
den nichts für den Ganzjahrestourismus tun.

(Florian von Brunn (SPD): Das ist aber keine Ant-
wort auf meine Frage!)

Übrigens ist auch der barrierefreie Ausbau im Touris-
mus ein Zukunftsthema, das wir voranbringen wollen.
Wir haben es jetzt in zehn Modellregionen auf den
Weg gebracht. Die ersten hundert Projekte werden wir
auch noch fördern. Das sind wegweisende Projekte.
Noch schöner ist es, wenn die Menschen nicht weit
wegfahren müssen, sondern im Urlaub bei uns blei-
ben können, weil wir eine gute touristische Infrastruk-
tur haben.

(Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD):
Das ist schon sehr dürftig!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Eine weitere
Zwischenbemerkung kommt vom Kollegen Leiner.
Bitte schön.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Frau Ministerin, Ihnen ist
wohl nicht entgangen, dass wir GRÜNE das Berg-
bahnförderprogramm verlängern wollten und dieser
Verlängerung zugestimmt haben. Wir wollen aber
nicht bis in unbegrenzte Höhen fördern, weil wir die
Gemeinden nicht verlocken wollen, weitere Lifte und
Bahnen zu bauen.

Damit komme ich zu dem Punkt. Die Liftverbindung
zwischen Riedberger Horn und Grasgehren ist eine
Neuerschließung, eine neue Liftverbindung. Diese
neue Liftverbindung ist somit von einer Förderung
ausgeschossen. Wie Sie kürzlich dargelegt haben,
wird es keine Förderung für Neuerschließungen mehr
geben.

Jetzt frage ich Sie: Können die Gemeinden Balder-
schwang und Obermaiselstein darauf hoffen, dass sie
eine Förderung bekommen? Das wäre eine klare Aus-
sage, denn eine Förderung würde ganz klar Ihren Äu-
ßerungen widersprechen.

Die Förderung der Schneekanonen ist kompletter Un-
sinn. Die Klimasituation zeigt – wir sehen es jetzt wie-
der bei uns im Allgäu –, dass es überhaupt keinen
Sinn macht, diese Verbindung zu bauen, und deshalb
sollte sie endlich einmal gestrichen werden.

(Beifall bei den GRÜNEN – Thomas Kreuzer
(CSU): Ohne Schneekanonen können die Bah-
nen im Allgäu gar nicht laufen! Völliger Quatsch!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Staatsmi-
nisterin.

Staatsministerin Ilse Aigner (Wirtschaftsministeri-
um): Jetzt komme ich noch einmal zu den Schneeka-
nonen. Sie wissen, dass ich Skifahrerin bin. Ich bin
nach wie vor der Meinung, dass die künstliche Be-
schneiung für die Grasnarbe immer noch besser ist,
weil sie sonst mit den Stahlkanten kaputtgemacht
würde. Deshalb halte ich die künstliche Beschneiung
immer noch für besser.

(Beifall bei der CSU)

Zweitens fördern wir vor allem die Gebiete, die bisher
schon erschlossen sind. Einen Vergleich mit Öster-
reich brauchen wir überhaupt nicht anzustellen. Wir
haben ein Minimum von dem, was Österreich hat.

(Florian von Brunn (SPD): Die Zahl der Schnee-
kanonen steigt doch ständig!)

Ich war inkognito auf dem Riedberger Horn und habe
es mir genau angeschaut. Ich habe übrigens eine
ehemalige Kollegin von Ihnen getroffen. Sie hat es
sich auch angeschaut und war ganz verdutzt, weil
man die Verbindung wahrscheinlich gar nicht sieht,
wenn sie ausgebaut ist. Ich verrate nicht, wer es war.
Vielleicht sage ich es Ihnen einmal unter vier Augen.

(Florian von Brunn (SPD): Haben Sie auch mit
den Birkhühnern geredet?)

Es handelt sich um eine Verbindung zwischen zwei
Skigebieten. Wie funktioniert die Verbindung jetzt?
Man fährt mit Bussen oder Autos hin und her. Ich
weiß nicht, ob das ökologischer ist. Für meine Begriffe
ist es nicht ökologisch. Irgendjemand hat auch be-
hauptet, wir würden gegen internationales Recht ver-
stoßen. Der Landesentwicklungsplan ist kein internati-
onales Recht.
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(Beifall bei der CSU)

Mir kann es nach wie vor niemand erklären; wir neh-
men 78 Hektar aus der Schutzzone heraus, dafür
bringen wir 240 Hektar an anderer Stelle wieder ein.

(Klaus Stöttner (CSU): 300!)

– 300 sind es. Auf alle Fälle ist es eine deutliche Ver-
größerung der Schutzgebietszone C.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Aber eine neue Seil-
bahn!)

Ich weiß nicht, ob es Ihnen um einen Glaubenskrieg
oder um die Sache geht.

(Beifall bei der CSU)

Meines Erachtens geht es Ihnen um einen Glaubens-
krieg.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung.

Der Aussprache liegen der Entwurf des Haushalts-
plans 2017/2018, Einzelplan 07, die Änderungsanträ-
ge auf den Drucksachen 17/13605, 17/14079 mit
17/14088, 17/14033 mit 17/14046, 17/14023 mit
17/14032 sowie 17/14166 mit 17/14186 und 17/14240
und die Beschlussempfehlung des federführenden
Ausschusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf
Drucksache 17/14643 zugrunde. 

Der Einzelplan 07 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 17/14643 genannten Än-
derungen zur Annahme empfohlen. Wer dem
Einzelplan 07 mit den vom federführenden Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen seine Zustimmung geben will, den bitte
ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die CSU-
Fraktion. Gegenstimmen bitte ich genauso anzuzei-
gen. – Das sind die SPD-Fraktion, die FREIEN WÄH-
LER und das BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltungen.
Damit ist der Einzelplan 07 angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge als erledigt. Eine Liste dieser Ände-
rungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 12)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die er-
forderlichen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gibt es Ge-
genstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Auch nicht.
Dann ist es so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/14643 weise ich da-
rauf hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13605 und 17/14079 mit 17/14088 ihre Erle-
digung gefunden haben. Die Beratung des
Einzelplans 07 ist damit abgeschlossen.

Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 11 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 08 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13944 mit 17/13947)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/13795 mit 17/13806)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13930 mit 17/13941)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/13904 mit 17/13917)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von einer Stunde und 30 Minuten ver-
einbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU
22 Minuten, auf die SPD-Fraktion 17 Minuten sowie
auf die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN jeweils 14,5 Minuten. Die Rede-
zeit der Staatsregierung orientiert sich an der Rede-
zeit der stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis zu
22 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die Re-
dezeit der Fraktionen verlängert.
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Ich eröffne die Aussprache. Unsere erste Rednerin ist
Frau Schorer. Bitte schön, Frau Schorer.

Angelika Schorer (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, werte Kolleginnen und Kollegen! Heute ist
schon oft über den ländlichen Raum gesprochen wor-
den. Zahlreiche Kolleginnen und Kollegen haben da-
rauf hingewiesen, dass die meisten Menschen, die im
ländlichen Raum leben und arbeiten, sich dort wohl-
fühlen. Ich möchte an dieser Stelle betonen, dass die
Land- und Fortwirtschaft ein bestimmender Faktor für
den ländlichen Raum ist.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Sie alle stimmen mir sicherlich darin zu, dass der
ländliche Raum ohne leistungsfähige Land- und Fort-
wirtschaft nicht die gute Zukunft hätte, die er tatsäch-
lich hat. Dessen Stärke hängt sehr wohl mit der Stär-
ke unserer Land- und Fortwirtschaft zusammen.

(Beifall bei der CSU)

Unsere Bäuerinnen und Bauern prägen und gestalten
mit ihren Werten und Traditionen den ländlichen
Raum. Ich gehe davon aus, dass sie das auch in Zu-
kunft tun werden.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

– Die Landwirtschaft ist auch wichtig. Danke, Frau
Präsidentin.

Ich möchte an dieser Stelle unseren Bäuerinnen und
Bauern für ihren Einsatz danken. Diesen leisten sie
für die gesamte Gesellschaft. Der Dank dafür kommt
manchmal etwas zu kurz. Die Mitglieder des Landwirt-
schaftsausschusses sind sich der Tatsache, dass die
gesamte Gesellschaft von den Leistungen der Land-
wirte profitiert, natürlich besonders bewusst.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, eine
aktive Politik für die bayerische Landwirtschaft, für die
Waldbesitzer, für gute Ernährung, für vitale ländliche
Räume ist zwingende Voraussetzung für eine gute
Zukunft. Deshalb ist es wichtig, dass wir uns für die
Landwirtschaft einsetzen. Im Doppelhaushalt spiegelt
sich unser Engagement besonders wider.

Die vergangenen zwei Jahre waren von niedrigen
Preisen in der Landwirtschaft geprägt. Umso wichtiger
ist es, sich wie in der Vergangenheit auf Landes-, auf
Bundes- und auf europäischer Ebene für unsere
Landwirtschaft einzusetzen. Herr Staatsminister, für
Ihren Einsatz danken wir Ihnen besonders. Die Bun-
desebene stellt aber nur 600 Millionen Euro zur Abfe-
derung der negativen Folgen der niedrigen Preise für
die Landwirte bereit. Das reicht nicht aus. An der Ver-

besserung der Rahmenbedingungen muss intensiv
gearbeitet werden. Dazu tragen wir mit unserem Dop-
pelhaushalt bei.

Die Gesamtausgaben für unsere bayerischen Land-
wirte betragen in den Jahren 2017 und 2018 2,8 Milli-
arden Euro. Damit stehen 147 Millionen Euro mehr
als bisher zur Verfügung. Daran wird unsere Hand-
schrift deutlich. Es ist wichtig, dass wir den Landwir-
ten zeigen, dass wir für sie einstehen. Die Steigerung
um circa 5 % ist sehr wichtig.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, die
Stärkung der circa 108.000 Familienbetriebe in Bay-
ern ist nach wie vor ein Schwerpunkt unserer Politik.
Die Mittel in der genannten Größenordnung tragen
dazu bei, deren Einkommen zu stabilisieren. Dieses
Ziel hatten wir auch bei der Erarbeitung dieses Dop-
pelhaushalts im Blick.

Der bayerische Weg trägt seit über 40 Jahren zur Un-
terstützung der Land- und Forstwirtschaft bei. Diese
zeichnet sich durch ein Miteinander von Vollerwerbs–,
Nebenerwerbs- und Haupterwerbsbetrieben aus. Es
ist uns auch in den vergangenen Jahren gelungen,
diese Struktur zu erhalten. Vor allem ist es wichtig,
dass wir nach wie vor für das Prinzip "Freiwilligkeit vor
Ordnungsrecht" einstehen. Insofern unterscheidet
sich die CSU von anderen politischen Richtungen;
das zeichnet uns aus. Wir legen Wert darauf, dass
dieses Prinzip auch in Zukunft zur Anwendung
kommt. Es ist ein Alleinstellungsmerkmal, das wir he-
rausstellen wollen.

(Beifall bei der CSU)

Unser Kulturlandschaftsprogramm ist ein wichtiger
Faktor. Jeder zweite Betrieb in Bayern hat es in An-
spruch genommen. Der Landwirtschaftsausschuss ist
stolz darauf, dass es gelungen ist, dieses Programm
aufzulegen. Damit unterstützen wir die Mehrleistun-
gen, die unsere Landwirte im Zusammenhang mit Ag-
rarumweltmaßnahmen erbringen. Wir wollen auf die-
sem Weg weiter vorankommen. Deshalb stellen wir im
Doppelhaushalt dafür weit über 100 Millionen Euro
zusätzlich zur Verfügung. Dennoch können wir nicht
alle Maßnahmen dafür öffnen. Insgesamt werden
dann 260 Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung ste-
hen. Auch daran wird deutlich, welch hohe Wertschät-
zung wir der Arbeit der Landwirte entgegenbringen
und dass wir zur Stabilisierung ihrer Einkommenssitu-
ation bereit sind.

Ja, wir schauen auf ein schwieriges Jahr für unsere
Bauern zurück. Daher ist es umso wichtiger, dass wir
den Blick auf die Landwirtschaft insgesamt und insbe-
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sondere auf die benachteiligten Bereiche werfen. Für
von der Natur benachteiligte Gebiete stellen wir eben-
falls mehr Mittel als bisher zur Verfügung. Die Aus-
gleichszulage, die der Freistaat seit Jahren gewährt,
ist eine besondere, bundesweit anerkannte Leistung,
die uns von anderen Bundesländern positiv unter-
scheidet. Wir nehmen auch insoweit einen Spitzen-
platz ein.

Meine Kolleginnen und Kollegen, die Vermarktung un-
serer hochwertig erzeugten Produkte müssen wir
ebenfalls besonders im Blick haben. Unsere baye-
rischen Produkte haben Spitzenqualität, und diese
braucht eine optimale Vermarktung. Das konnten wir
vor Kurzem wieder erleben. Einige Kolleginnen und
Kollegen waren gemeinsam mit unserem Landwirt-
schaftsminister zu Besuch in Japan. Auch dort wird
die Spitzenqualität unserer Produkte besonders ge-
schätzt. Deswegen ist es richtig, Herr Staatsminister,
dass für die Förderung der Vermarktung unserer
hochwertigen Produkte 6 Millionen Euro zur Verfü-
gung gestellt werden. Für eine besondere Premium-
und Genussstrategie wird eine weitere Million Euro
draufgelegt. Damit können wir die intensive Nutzung
dieses Wertschöpfungspotenzials intensiv voranbrin-
gen und die Landwirtschaft insgesamt unterstützen.

(Beifall bei der CSU)

Kolleginnen und Kollegen, obwohl es heute schon in
zahlreichen Debatten über verschiedene Einzelhaus-
halte zur Sprache kam, möchte auch ich betonen,
dass der ländliche Raum enorm wichtig für uns alle
ist. Wir müssen ihn immer im Blick haben. Die hohe
Lebensqualität im bayerischen ländlichen Raum ist
auch Folge der bayerischen Politik der vergangenen
Jahrzehnte. Ich greife exemplarisch die Dorferneue-
rung heraus; wir wollen sie weiter voranbringen.
Neben der Verbesserung der Lebensqualität müssen
wir auch die Bewältigung der Herausforderungen der
Zukunft im ländlichen Raum ansprechen. Das geht
nicht ohne Euro und Cent. Deswegen ist es notwen-
dig, den entsprechenden Ansatz im Doppelhaushalt
zu erhöhen. Wir stellen für diesen speziellen Bereich
130 Millionen Euro zur Verfügung; das sind 23 Millio-
nen mehr als bisher.

Auch auf unsere Waldbauern möchte ich den Blick
richten. Wald- und Forstpolitik in Bayern sind ein wich-
tiger Faktor der Politik der Staatsregierung. Wir sind
auch in diesem Bereich ganz vorn dabei. Bayern ist
Waldland Nummer eins. Wir reden nicht nur vom Kli-
mawandel, sondern wir handeln entsprechend. Der
Sturm "Niklas", die Trockenheit und der Schädlingsbe-
fall zeigen, dass auch für unsere Waldbauern entspre-
chende Mittel notwendig sind. Die 3 Millionen Euro
pro Jahr, die dafür zusätzlich im Doppelhaushalt zur

Verfügung gestellt werden, bedeuten 15 % mehr für
die notwendigen Maßnahmen. Wir sollten im Blick be-
halten, wie sich das Ganze entwickelt, um in einem
Nachtragshaushalt, wenn es notwendig ist, nachzu-
steuern.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Landwirtschaftspoli-
tik ist Gesellschaftspolitik. Das betone nicht nur ich.
Ich bin dankbar, dass dies auch im Landwirtschafts-
ausschuss immer wieder erwähnt wird. Wir alle sind
uns der Bedeutung der Landwirtschaft bewusst.

Auch die bayerische Landwirtschaft ist durch eine
Vielfalt an Betriebsformen gekennzeichnet. Allerdings
entscheidet nicht allein die Größe über den Erfolg;
wichtig ist auch der entsprechende Unternehmergeist.
Wir unterstützen alle Betriebsformen. Auch dieser As-
pekt unterscheidet unsere bayerische Landwirt-
schaftspolitik von der Landwirtschaftspolitik in ande-
ren Bundesländern.

(Beifall bei der CSU)

Der bayerische Weg ist und bleibt richtig. Er ist aber
kein Selbstläufer. Herr Staatsminister, ich möchte
Ihnen ein großes Lob dafür aussprechen, dass Sie
diesen Weg nicht nur beschreiten, sondern auch an
neue Gegebenheiten anpassen und Stück für Stück
weiterentwickeln. Es ist wichtig, vorne mit dabei zu
bleiben. Dafür ein herzliches Dankeschön. Lassen Sie
uns weiter für unsere Landwirtschaft in Bayern nicht
nur gemeinsam kämpfen, sondern auch gemeinsam
etwas voranbringen.

Ich bitte natürlich um Zustimmung zum Doppelhaus-
halt und möchte nur eine Anmerkung machen. Kolle-
gin Wittmann wird unsere Fraktionsinitiativen noch
einzeln ansprechen. Ich danke schon im Voraus für
die Zustimmung – vielleicht gelingt dies ja bei unse-
rem Haushalt. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Kollegin Schorer. – Unser nächster Redner ist
Herr Kollege Strobl. Bitte schön, Herr Kollege Strobl.

Reinhold Strobl (SPD): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Als Berichterstat-
ter für den Einzelplan 08 im Haushaltsausschuss
habe ich die Ehre, auch diesen Haushalt und unsere
Initiativen dazu vertreten zu dürfen. Ich mache das
sehr gerne, weil es bei der Landwirtschafts- und der
Forstpolitik um unsere Heimat, um unsere Landschaft
und um die Erzeugung von gesunden Lebensmitteln
geht. Ich glaube, wir sind uns auch in vielen Dingen
einig, aber es gibt natürlich viele Punkte, zu denen wir
selbst Anträge eingereicht haben, mit denen wir ver-
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stärkt unsere Sichtweise erläutern und voranbringen
wollen.

Wenn wir heute über den Einzelplan 08 – Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten – sprechen, sollten wir
uns auf ein gemeinsames Ziel verständigen, nämlich
den Erhalt einer bäuerlichen und eigentümergepräg-
ten Landwirtschaft und einer Landwirtschaft, die auch
von ihrer nachhaltigen Wirtschaftsweise leben kann.
Schon in der Bayerischen Verfassung wird in Arti-
kel 164 von einem menschenwürdigen Auskommen
und einem angemessenen landwirtschaftlichen Ein-
kommen gesprochen. Ein angemessenes und gerech-
tes Einkommen ist in allen Wirtschaftsbereichen eine
wichtige Voraussetzung für den Erhalt des sozialen
Gefüges in unserer Gesellschaft. Unsere Landwirt-
schaft bereichert den ländlichen Raum wirtschaftlich
und kulturell. Sie muss deshalb für besondere und
von der Gesellschaft eingeforderte Leistungen, also
zum Beispiel Landschaftspflege usw., entsprechend
entlohnt werden.

Die Aufgabe der bayerischen Landwirtschaftspolitik ist
es, die Weichen für die Zukunft zu stellen. Unsere
Aufgabe als Opposition ist es, Anstöße zu geben und
aufzuzeigen, wo es zusätzlichen Handlungsbedarf
gibt. Ich bedanke mich deshalb bei unseren Mitglie-
dern im Landwirtschaftsausschuss, nämlich bei unse-
rem Sprecher Horst Arnold und den weiteren Mitglie-
dern Ruth Müller, Herbert Woerlein und Florian von
Brunn.

(Beifall bei der SPD)

Wer, wenn nicht die starke, kleinteilige Landwirtschaft
in Bayern, könnte die Chancen eines Labels mit
hohen Tierschutzstandards zur Erschließung eines
hochpreisigen und gesellschaftlich gewünschten
Marktes nutzen? Die Verbraucherinnen und Verbrau-
cher haben beim Kauf von Fleisch und Fleischproduk-
ten den Wunsch, über die Haltungsform der Tiere in-
formiert zu werden. Dem muss von politischer Seite
aus Rechnung getragen werden. Deshalb haben wir
entsprechende Mittel für die Schaffung eines baye-
rischen Tierwohl-Labels gefordert.

Die bayerische Berglandwirtschaft ist ein Garant für
Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft. Um die regionale
Wertschöpfung im Alpenraum weiter zu stärken, be-
darf es der Schaffung eines staatlichen Labels für die
vor Ort erzeugten Produkte.

In diesem Haus wird viel vom Ausbau des Ökoland-
baus gesprochen. Ohne eine deutliche Aufstockung
der Fördermittel – das muss uns klar sein – wird die
Ankündigung der Staatsregierung, den Ökolandbau
gegenüber 2012 zu verdoppeln, nicht zu schaffen
sein.

(Beifall bei der SPD)

Aktuell existieren in Bayern rund 8.100 Biobetriebe,
etwa 50 % weniger als anvisiert. Natürlich muss auch
bei der Ernährungsbildung etwas geschehen, damit
ein besserer Markt geschaffen wird.

Die Förderung des heimischen Eiweißpflanzenanbaus
sollte eine gemeinsame Forderung aller Parteien im
Landtag sein. Alternativen könnten erforscht werden,
beispielsweise der Lupinenanbau und der Mischan-
bau von Mais. Dies beinhaltet unserer Meinung nach
aufgrund der positiven Effekte der Silage ein enormes
Potenzial für die Rinderfütterung.

Der Gewässer- und Grundwasserschutz im Baye-
rischen Kulturlandschaftsprogramm wurde in den ver-
gangenen Jahren unserer Meinung nach leider sträf-
lich vernachlässigt. Dabei steht gerade die
Landwirtschaft oftmals im Kreuzfeuer – was nicht sein
müsste –, wenn es vor Ort Probleme gibt. Wir wollen,
dass die Akzeptanz der nachhaltigen Landwirtschaft
gefördert bzw. erhalten wird. Dazu ist es erforderlich,
sämtliche Maßnahmen im Bereich des Boden- und
Gewässerschutzes sowie die Maßnahme B 28 – Um-
wandlung von Acker- in Grünland – ab dem Jahr 2017
wieder anzubieten.

In unserem Antrag haben wir auch gefordert, den
Anbau von mehrjährigen Energiepflanzen stärker zu
fördern. Wir sehen ihn als eine Möglichkeit, erosions-
arm und mit minimalem Pestizideinsatz hochwertige
Biomasse für die energetische Nutzung zu produzie-
ren. Ackerwildkräutermischungen haben sich hinsicht-
lich der Methanausbeute bewährt. Eine Förderung
dieser Pflanzen über das Kulturlandschaftsprogramm
kann die Zahl der Anbauflächen steigern und dazu
beitragen, die relative Vorzüglichkeit des Anbaus die-
ser Pflanzen gegenüber dem reinen Maisanbau zu er-
höhen.

(Beifall bei der SPD)

Kommen wir zum Klimawandel. Dieser wird uns alle,
auch die bayerischen Waldbesitzerinnen und Waldbe-
sitzer, über Jahrzehnte hin beschäftigen. Durch die
immer größer werdenden Auswirkungen des Klima-
wandels auf die bayerischen Wälder treten vermehrt
Kalamitäten infolge von Sturmereignissen oder
Schädlingsbefall auf, die bayernweit flächenmäßig be-
deutsame Umbaumaßnahmen und Neuanpflanzun-
gen nach sich ziehen. So haben im Jahr 2016 die zur
Verfügung gestellten Fördermittel nicht mehr ausge-
reicht, sodass die Bewilligungen der bereits durchge-
führten Maßnahmen auf das Jahr 2017 verschoben
werden mussten. Schon jetzt zeichnet sich ab, dass
die Mittel nach den derzeitigen Ansätzen in den kom-
menden Jahren ebenfalls nicht ausreichen werden.
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Die Verlässlichkeit der Förderung des Waldumbaus
muss deshalb mit einer Erhöhung dieser Mittel wieder
sichergestellt werden. Die Waldbesitzerinnen und
Waldbesitzer sind verstärkt auf eine neutrale staatli-
che Beratung angewiesen. Diese Beratung wird der-
zeit über Projekte und befristete Stellen sichergestellt.
Die Entfristung der Stellen zum Jahreswechsel ist an-
gesichts der wachsenden und dauerhaften Herausfor-
derungen für uns unabdingbar. Wir brauchen unbe-
dingt zusätzliches Personal für den Forstbereich. Es
muss gewährleistet bleiben, dass die Unterstützung
der Kommunen bei der Bewirtschaftung der Kommu-
nalwälder durch die Ämter für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten mindestens auf aktuellem Niveau
erhalten bleibt. Die Ankündigung der Staatsregierung,
die Vereinbarungen des Paktes für den Kommunal-
wald für Kommunen mit über 200 Hektar Wald aufzu-
kündigen, war ein Schlag ins Gesicht vieler bayeri-
scher Städte.

(Beifall bei der SPD)

Ich betone noch einmal: Die Kommunen benötigen
auch weiterhin dringend die Unterstützung der Forst-
verwaltung, um die öffentlichen Wälder vorbildlich zu
bewirtschaften. Jeder, der in einem Stadtrat oder
einem Gemeinderat ist, weiß, wie wichtig das ist.

Der Waldumbau in klimatolerante Mischwälder ist eine
gesamtgesellschaftliche Aufgabe, um auch in Zukunft
die vielfältigen Funktionen des Waldes zu sichern. Wir
sehen die Anpassung unserer Wälder an die neuen
Herausforderungen als eine gesamtgesellschaftlich
relevante Aufgabe an, bei der der Staat mit einer
neutralen Beratung unterstützend mitwirken muss.

In Bayern gibt es knapp 150 forstliche Zusammen-
schlüsse. Die Anforderungen werden in Zukunft weiter
steigen, zum Beispiel aufgrund von Waldpflegeverträ-
gen, insbesondere bedingt durch die steigende Zahl
von Waldbesitzern. Es ist auch interessant zu hören,
wie die Leute zu einem Waldbesitz gekommen sind.
Nimmt man an Versammlungen teil, dann erfährt man
davon. Es gibt eine steigende Zahl von Waldbesitzern
aus dem urbanen Umfeld. Wegen dieses größer
werdenden Aufgabenprofils sind mehr Finanzmittel
notwendig.

Ich komme jetzt zum nächsten Thema. Um den Anfor-
derungen der Landwirtschaft gerecht zu werden, sind
die gemeindeübergreifenden Wege den heutigen An-
forderungen der Landwirtschaft anzupassen. Die
Wege sind den Anforderungen nicht mehr gewach-
sen. Sie entsprechen den Anforderungen der heuti-
gen Maschinen in der Landwirtschaft nicht mehr. Der
Ausbau des Kernwegenetzes ist sicherlich eine Mam-
mutaufgabe, die wir gemeinsam meistern müssen.

Die Ämter für Ländliche Entwicklung haben sich zu
wichtigen Partnern für die Kommunen entwickelt. In
Bayern sind in den Kommunen circa 100.000 km
Kernwege und etwa 80.000 km Grünwege zu unter-
halten. Die notwendige komplette Erneuerung dieses
Netzes würde circa 9 Milliarden Euro kosten. Der jähr-
liche Unterhalt dieser Wege schlägt mit geschätzten
350 Millionen Euro zu Buche. Das Kernwegepro-
gramm ermöglicht eine Förderung.

An den Ämtern für Ländliche Entwicklung ist nicht nur
ein erheblicher Förderrückstand, sondern auch ein
Bearbeitungsrückstand entstanden. Dieser führt teil-
weise zu erheblichen Wartezeiten für die Gemeinden.
Bei 265 Verfahren liegt zwischen Antragstellung und
Einleitung von Maßnahmen ein Zeitraum von 10 bis
20 Jahren. Bei 46 Verfahren beträgt dieser Zeitraum
mehr als 20 Jahre. Mit den bisherigen Stellen und den
bisher eingeplanten Fördermitteln können der mittler-
weile in der Bayerischen Verfassung verankerte
Staatsauftrag für gleichwertige Lebensverhältnisse in
ganz Bayern und das Ziel der Dorferneuerung nicht
erreicht werden. Daher sind die von uns beantragten
Stellen dringend notwendig.

Jetzt komme ich noch zu den Imkern. Eigentlich ist
die Bedeutung der Imker jedem bewusst. Es ist kein
Geheimnis, dass es auf dem Land zunehmend
schlechtere Honigernten gibt. Die Hungerphasen der
Bienen nehmen zu. Die Imkerei kann der Landwirt-
schaft nicht schaden. Dagegen könnte eine falsche
Landwirtschaft der Imkerei sehr stark schaden. Die
hervorragende Nachwuchsarbeit der vielen Ehrenamt-
lichen in den Bayerischen Imkervereinigungen führt
erfreulicherweise dazu, dass in den vergangenen Jah-
ren eine Vielzahl von Jungimkern ihre Arbeit aufge-
nommen hat. Wir stellen Gott sei Dank fest, dass es
wieder mehr junge Imker gibt. Angesichts steigender
Zahlen ist eine Aufstockung der Mittel zur Förderung
von Maßnahmen im Bereich der Bienenhaltung über-
fällig. Damit kann auch die Wertschätzung für diese
immens wichtige Aufgabe ausgedrückt werden.

(Beifall bei der SPD)

Inzwischen arbeiten über 240.000 Menschen in der
bayerischen Landwirtschaft, und über 96.000 Men-
schen sind in Nebenerwerbsbetrieben beschäftigt.
Uns muss klar sein, dass der Erhalt des sozialen Ge-
füges im ländlichen Raum nur mit einer intakten Ag-
rarstruktur möglich ist. Ich sage das hier noch einmal:
Unser Ziel ist der Erhalt einer bäuerlichen und eigen-
tümergeprägten Landwirtschaft. Diese Landwirtschaft
soll von ihrer nachhaltigen Wirtschaftsweise leben
können, und sie soll den ländlichen Raum sowohl
wirtschaftlich als auch kulturell bereichern. Zum
Schluss sei noch gesagt: Wir dürfen nicht vergessen,
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dass es bei allen Entscheidungen im Bereich der Ag-
rarpolitik um unsere Ernährung, um Menschen, Tiere,
unsere Natur und die Umwelt geht. Ich danke Ihnen
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke, Herr Kol-
lege Strobl. Bleiben Sie bitte noch am Rednerpult. Der
Kollege Nussel hat sich für eine Zwischenbemerkung
gemeldet.

Walter Nussel (CSU): Herr Kollege Strobl, ich möchte
Ihnen zwei Fragen stellen. Erstens. Kennen Sie den
Inhalt des Waldpaktes? Als die Forstreform gelaufen
ist, resultierte daraus der Waldpakt. Dieser wurde mit
den Verbänden, den Vereinigungen und den Forstbet-
riebsgemeinschaften geschlossen. Wenn Sie den In-
halt kennen würden, dann hätten Sie Ihre Beiträge zur
Forstwirtschaft aus meiner Sicht etwas anders gestal-
ten müssen.

Zweitens. Ist Ihnen bekannt, dass wir in Bayern land-
wirtschaftliche Lehranstalten haben, die bereits in der
Pflanzenforschung zum Eiweißgehalt von Lupinen
und verschiedenen Gräsern tätig sind? Dafür werden
auch Gelder bereitgestellt. Teilweise kommt das Geld
dafür auch aus den Bezirkstagen. Das wollte ich
Ihnen mit auf den Weg geben. Es gehört der Fairness
halber dazu, festzustellen, dass es hier bereits Aktivi-
täten gibt, um dem Klimawandel entgegenzuwirken.

Ich komme jetzt wieder zurück zu den Waldbauern,
den Waldbesitzern und den Forstwirtschaftlichen Ver-
einigungen. Ich war gestern in Niederbayern auf einer
Mitgliederversammlung der Forstbetriebsgemein-
schaften. Dort ist die Stimmung teilweise eine andere.
Die Leute sind schon froh, dass sie durch die Förder-
umstellung dank des Waldpaktes über qualifiziertes
Personal verfügen. Dadurch können sie auch den
Kleinst-Waldbesitzer fördern. Zusätzlich wird natürlich
auch der Kommunalwald gefördert. Hier bitte ich auch
die SPD, dass ihr euch das genau anschaut. Danach
können wir miteinander diskutieren.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Nussel. – Herr Strobl, bitte.

Reinhold Strobl (SPD): Selbstverständlich ist unser
Ziel, dass wir damit auch die Kleinen fördern und un-
terstützen. Wenn man an Versammlungen teilnimmt,
dann stellt man fest, wer heute alles Forstbesitzer ist.
Diese können das nicht selber leisten. Diese müssen
wir natürlich unterstützen. In den großen Dingen sind
wir uns auch einig. Unser Bestreben muss sein, das
Ganze nochmals anzuschieben und darauf hinzuwei-
sen, wo unserer Meinung nach noch Handlungsbedarf
besteht. Das machen unsere Leute im Landwirt-

schaftsausschuss sicherlich sehr gut. Vielleicht würde
es nicht schaden, wenn Sie ab und zu auch mal diese
Argumente aufnehmen könnten. Wenn Sie zu den
Leuten kommen, dann hören Sie vielleicht etwas an-
deres, als wenn wir zu den Leuten kommen. Die
Wahrheit liegt wohl irgendwo in der Mitte. Wir müssen
gemeinsam in diese Richtung arbeiten, damit die
Land- und Forstwirtschaft auch in Zukunft Bestand hat
und über entsprechende Einnahmen verfügt.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Strobl. – Jetzt erteile ich dem Kollegen Dr. Herz
das Wort. Bitte schön, Herr Herz.

Dr. Leopold Herz (FREIE WÄHLER): Frau Präsiden-
tin, Herr Minister, liebe Kolleginnen und Kollegen, ver-
ehrte Zuhörer! Wir haben vorher über die Wirtschafts-
politik gesprochen. Ich glaube, wir sollten uns alle
vergegenwärtigen, dass zur Wirtschaftspolitik auch
die Landwirtschaft gehört. Ein grundlegender Unter-
schied zwischen Wirtschaft und Landwirtschaft ist,
dass Wirtschaftsbetriebe verlagert werden können.
Die Wirtschaftsbetriebe können auf der ganzen Welt
ihre Produkte produzieren. Aber die Landschaft kann
man nicht von einem Ort zum nächsten verlagern. Die
Landschaft muss gestaltet werden. Das ist der große
Unterschied zwischen Wirtschafts- und Landwirt-
schaftspolitik. Wenn man durch Bayern fährt, dann
könnte man meinen, dass alles in bester Ordnung ist.
Wir haben wunderbare Wälder, die durch die Bewirt-
schaftung der Menschen in diesen Zustand gebracht
worden sind. Ganz im Süden Bayerns haben wir safti-
ges Grünland. Dieses geht dann allmählich in Acker-
bau über. Am Bodensee und im Nordwesten Fran-
kens, in Unterfranken, haben wir wunderbare
Weinberge. Jetzt habe ich unsere bayerische Land-
schaft in groben Zügen beschrieben. Aber das ist
nicht selbstverständlich. Hier möchte ich bewusst
Danke sagen. Ich möchte mich bei den Land- und
Forstwirten, den Bäuerinnen und Bauern und den Fa-
milien bedanken. Die Arbeit, die dort geleistet wird, ist
mehr als nur Landwirtschaft. Sie ist auch ein Beitrag
für die Öffentlichkeit, für den Tourismus und für die
Zukunft unseres Landes. Das kann man nicht oft
genug betonen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Dabei darf es nicht bei der Betonung bleiben, sondern
wir müssen den Beweis durch unser Handeln antre-
ten.

Ich darf in aller Kürze auf die gestrigen Ausführungen
zu sprechen kommen. Wir haben in diesem Hause zu
den verschiedensten Themen der Landwirtschaft un-
terschiedliche Meinungen gehört. Ich erinnere an die
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Aussagen des Kollegen Hartmann – das war ein star-
kes Stück –, der die bayerische Landwirtschaft mit
den Begriffen "verseuchtes Wasser, chemieverseuch-
te Lebensmittel" skizzierte. So geht es nicht. Das
weise ich entschieden zurück.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-
ordneten der CSU)

Es gibt in allen Bereichen schwarze Schafe. Aber die
bayerische Landwirtschaft so zu dokumentieren und
darzustellen, das geht nicht. Freuen Sie sich auf die-
ser Seite jedoch nicht zu früh. Wir wollen hier ein paar
Themen aufgreifen, die Sie von der Staatsregierung
und von der CSU sträflich vernachlässigen. Ich
komme später noch auf die Zahlen zu sprechen, die
ein erfreuliches Wachstum belegen.

(Zuruf von der CSU)

Liebe Kollegen von der CSU, Sie haben es beispiels-
weise zugelassen, dass Agrarminister Schmidt fast
über ein Jahr hinweg die Märkte verharmlost hat. Als
es bereits fünf nach zwölf war, wurde am Milchmarkt
immer noch keine Krise erkannt. In Brüssel wurde der
Beschluss zur betäubungslosen Ferkelkastration ge-
fasst, den die Länder überarbeiten sollten. Sie haben
zugelassen, dass dieser Beschluss 2019 in Deutsch-
land als erstem Land eingeführt werden muss. Sie
haben auch zugesehen, wie im Lebensmitteleinzel-
handel Zustände entstanden sind, die jeder Beschrei-
bung spotten. Wir haben in Deutschland die niedrig-
sten Lebensmittelpreise. Nach intensiven Kontakten
hat man mir mitgeteilt, dass es nicht nötig ist, hierüber
weiter mit dem Bundeskartellamt zu verhandeln, man
sei auf einem guten Weg. Sie haben aber neulich wie-
der zugeschaut, als sich EDEKA und REWE Tengel-
mann aufgeteilt haben.

(Zuruf von den GRÜNEN: Ach geh‘!)

Wenn Sie das weiterhin zulassen, leisten Sie Beiträ-
ge, die die bäuerliche Landwirtschaft existenzgefähr-
dend beeinträchtigen. Das muss klar festgestellt wer-
den.

Zu den einzelnen Bereichen. Der Agraretat hat mit
1,4 Milliarden Euro im Jahr 2017 und mit 1,42 Milliar-
den Euro im Jahr 2018 einen beachtenswerten Um-
fang. Aber wir stehen 2017 und 2018 vor Wahlen. Das
ist für Sie nichts Neues. Damit erklärt sich ein Teil der
erheblichen Wiederaufstockung dieses Etats. Auch
das ist nichts Neues. Aber das muss betont werden,
sonst könnte draußen der Eindruck entstehen: Die tun
ja etwas für uns. Das also zunächst zu diesem Hinter-
grund.

Erfreulicherweise haben Sie das Kulturlandschafts-
programm mit 256 Millionen Euro im Jahr 2017, mit
264 Millionen Euro im folgenden Jahr und jetzt mit
70 Millionen Euro mehr ausgestattet. Dadurch wird
die Nachfrage immer noch nicht befriedigt. Zudem
muss man wissen – das geht bei all diesen Lobes-
hymnen unter, die wir seit gestern früh von dieser
Seite hören –, dass Sie sich gegenseitig die Bälle zu-
spielen und Lobeshymnen verteilen.

(Zuruf der Abgeordneten Angelika Schorer
(CSU))

Man muss natürlich hinzufügen: Sie haben vorher
19 Maßnahmen verabschiedet, die Sie nicht mehr an-
geboten haben. Eine weitere Maßnahme lief nur bis
zum Jahre 2015. Damit kommen wir also wieder auf
ein relativ niedriges Niveau. Aber die zusätzlichen
70 Millionen Euro sind ein erfreulicher Tatbestand.
Dadurch wird das Programm sicher wieder sehr at-
traktiv.

Was die einzelnen Bereiche anbelangt, möchte ich in
aller Kürze betonen: Die Kürzung des einzelbetriebli-
chen Förderprogramms AKP ist nicht für die gesamte
Landwirtschaft erfreulich. Durch dieses Programm mit
einer Obergrenze von 400.000 Euro werden sicher
die kleineren und mittleren bäuerlichen Betriebe ge-
stärkt. Aber insgesamt gehen Finanzmittel verloren.

In Bezug auf die Haushaltsanträge ist des Weiteren
zu erwähnen, dass wir insgesamt das folgende große
Problem haben: Wir stellen ebenso wie Sie von der
SPD und den GRÜNEN Anträge. Aber alle Anträge
wurden unisono abgelehnt. Das erweckt natürlich den
Eindruck, dass wir das mehr oder weniger nur des-
halb machen, damit es getan wird. Daher möchte ich
diese Seite des Hauses deutlich auffordern: Setzen
Sie sich bitte in Zukunft mit den Anträgen intensiver
auseinander; denn sie werden nicht aus Jux und Tol-
lerei, sondern mit der ernsthaften Absicht gestellt, sie
in der Praxis umzusetzen. Also bitte die Anträge in
Zukunft nicht einfach durchwinken und ablehnen! Das
trägt der notwendigen Ernsthaftigkeit sicherlich nicht
Rechnung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Darüber hinaus müssen wir Folgendes kritisieren: Sie
reden immer davon, die Landwirtschaft zukunftsfähig
zu gestalten. Warum werden dann die Anträge für die
einzelnen Erzeugerringe, für die LKP und LKV, abge-
lehnt? Das wären Förderungen in die Zukunft. Haupt-
punkt ist nicht der Kormoran, sondern die Ernäh-
rungsbildung in Bayern. Wir haben neulich über die
Leitkultur gesprochen. Unsere Nahrung wird immer
mehr auf die moderne amerikanische Art erzeugt.
Deshalb ist es sehr wichtig, eine Ernährungsberatung
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zu installieren, und zwar nicht nur kurzfristig und be-
fristet, sondern in Form fester Stellen. Das muss man
einmal in aller Deutlichkeit sagen.

Beim Agrarmarketing ist es ebenso. Herr Minister
Brunner hat im Ausschuss sehr richtig gesagt, dass
durch den Wegfall des Anteils der Centralen Marke-
tinggesellschaft für die Agrarwirtschaft ein Vakuum
entstanden ist und wir in Bayern Produkte haben, für
die wir Absatzmärkte suchen müssen. Zum Beispiel
für Fleisch und Milch etwa brauchen wir dringender
denn je Absatzmärkte. Nicht auszudenken, wie lä-
cherlich es wäre, wenn die Verhandlungen mit TTIP
zu dem Ende führen würden, dass wir amerikanische
hormonverseuchte Ware zu Billigstpreisen bekämen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Daher wäre es sehr wichtig, mittels Antrag diesen Be-
reich weiter zu fördern. Ich könnte weitere Beispiele
anführen. LEADER-Mittel wurden abgelehnt.

In den großen Bereichen, die der Kollege von der
SPD eben angesprochen hat, etwa in der ländlichen
Entwicklung, in der Landwirtschaftsverwaltung und im
Forstbereich – ich will es nicht wiederholen – fehlt ein-
deutig Personal. Bitte, denken Sie auch darüber noch
einmal nach, dass wegen der Einsparungen in den
Bezirken ab 200 Hektar das Personal verteilt werden
muss.

Zum Schluss möchte ich noch zwei nicht unwichtige
Themen ansprechen, auf die das Augenmerk gerich-
tet werden muss. Wenn es kein CSU-Landrat gewe-
sen wäre, hätte ich es gar nicht gesagt. Aber ein
CSU-Landrat hat mich dringend gebeten, die Berg-
wald-Offensive in solchen Bereichen weiterzuführen,
damit Planungssicherheit besteht; denn diese haben
wir hier nicht. Hier sind größere Bedürfnisse entstan-
den. Wenn beispielsweise im Allgäu 11 Projekte
durchgeführt worden sind, aber weitere 30 Projekte
anstehen, müssen wir hier nachbessern.

Ganz zum Schluss möchte ich sagen: Was die Forde-
rung in Höhe von 30 Millionen Euro zur Beseitigung
von Sturmschäden angeht, sind Ihnen die zwei Leute,
die dies forderten, sehr gut gesonnen. Aber Sie haben
zunächst nur mit 5,7 Millionen Euro nachgebessert.
Diese 30 Millionen Euro werden nicht aus Jux und
Tollerei gefordert, sondern betreffen die Schäden
2015 und 2016, die aufgearbeitet werden müssen und
zusätzlich zum Waldumbau beitragen sollen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Herz. Herr Herz, bleiben Sie bitte noch
am Rednerpult. Nochmal der kleine Hinweis, dass die

Zwischenintervention am Redepult angezeigt wird,
also gegen Ende der Rede bitte darauf achten. Das
gilt natürlich für alle. Ich erteile jetzt dem Kollegen
Schöffel das Wort für eine Intervention.

Martin Schöffel (CSU): Herr Kollege, Sie haben uns
bei verschiedenen Themen, die uns auch umtreiben,
vorgeworfen, wir hätten nur zugeschaut. Sie haben
die Ferkelkastration und den Milchmarkt genannt. Uns
zu sagen, wir hätten zugeschaut, ist eine Unver-
schämtheit. Sie wissen genau, dass wir im Agraraus-
schuss intensiv darüber diskutiert haben. Wir haben
Initiativen auf allen politischen Ebenen auf den Weg
gebracht. Hinsichtlich der Ferkelkastration kommt die
größte Gefahr jedoch vom Lebensmitteleinzelhandel.
Zum Milchmarkt haben wir ein umfangreiches Paket
an Forderungen im Bayerischen Landtag vorgelegt,
das auch umgesetzt wurde. Wenn Sie für die FREIEN
WÄHLER sprechen, müssen Sie darlegen, dass Sie
null Komma null Einfluss auf die Bundesebene haben.
Sie können auf der Bundesebene überhaupt nichts
bewegen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Sie könn-
ten es, tun es aber nicht! Sie haben einen Agrar-
minister!)

Im Agrarausschuss des Europäischen Parlaments fal-
len die Beschlüsse hauptsächlich einstimmig. Dort
stimmt Ulrike Müller mit unseren Vertretern. Auf Bun-
desebene wurde ein Paket mit knapp 600 Millio-
nen Euro für den Milchmarkt auf den Weg gebracht.
Dieses Paket enthält Zuschüsse an die landwirtschaft-
liche Unfallversicherung. Zudem enthält es Bemühun-
gen, eine Steuerglättung zu erreichen. Das ist wichtig
für die Landwirtschaft. Dazu haben Sie nichts beige-
tragen.

Es wird immer wieder dargelegt, wie wichtig die För-
derung der ersten Hektare ist. Das ist eine Erfindung
Bayerns. Das hat Staatsminister Brunner durchge-
setzt und nicht Sie. Sie müssen die Aussage, wir hät-
ten nur zugeschaut, wieder zurücknehmen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Schöffel. Herr Dr. Herz, bitte.

Dr. Leopold Herz (FREIE WÄHLER): Lieber Herr Kol-
lege Schöffel, die Unsachlichkeit Ihrer Beiträge ist für
mich nichts Neues.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich wäre überrascht gewesen, hätten Sie heute ein-
mal einen konstruktiven Beitrag geleistet.
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(Widerspruch bei der CSU)

Die Hoffnung hat getrogen.

Beim Milchmarkt haben Sie bis kurz vor Schluss ge-
wartet und sich feiern lassen, weil Sie die Milch aus
dem Markt gekauft haben. Das Programm kam zu
spät. Als die Maßnahme kam, konnte sie nicht mehr
richtig wirken, weil der Preis schon wieder gestiegen
ist. Für eine solche Maßnahme sind 150 Millionen Eu-
ro viel zu wenig. Die Entschädigungspreise sollten
sich am Marktpreis orientieren.

Sie haben auch die Ferkelkastration angesprochen.
Dort hinten sehe ich meinen Kollegen Johann Häus-
ler. Dieser hat mir berichtet, dass unser Antrag im
Ausschuss von Ihrer Fraktion abgelehnt worden ist.
Wir haben mit dem Antrag gefordert, dass die Maß-
nahme der betäubungslosen Ferkelkastration zu-
nächst ausgesetzt wird, bis den Ferkelerzeugern sinn-
volle Maßnahmen angeboten werden können. Sie
haben diesen Antrag abgelehnt. Jetzt werfen Sie uns
vor, wir hätten dazu nichts beigetragen. Ich glaube,
jede weitere Wortmeldung hierzu wäre überflüssig.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Dr. Herz. – Die nächste Rednerin ist Frau Kolle-
gin Sengl. Bitte schön, Frau Sengl.

Gisela Sengl (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst möchte
ich etwas vorausschicken. Ich finde es unerträglich,
mit welcher Überheblichkeit die CSU-Fraktion seit
zwei Tagen über den Haushalt debattiert.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Diese Überheblichkeit gipfelt in den Äußerungen zum
Riedberger Horn. Glücklicherweise sitzt der Justizmi-
nister noch da. Ich finde es unglaublich, dass dem
Rechtsbruch offen das Wort geredet wird. Das Ried-
berger Horn fällt unter ein internationales Abkommen.
Das ist wahrscheinlich bei der bayerischen CSU noch
nicht angekommen.

(Beifall bei den GRÜNEN – Widerspruch bei der
CSU)

Was Sie fordern, finde ich ziemlich dreist. Das ist eine
Willkürhandlung. Sie sagen: Wenn uns das Gebiet
dort nicht gefällt, verlegen wir es einfach. In Zukunft
kann man sich dann alle internationalen Abkommen
sparen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt führen wir eine Debatte zum Landwirtschafts-
haushalt.

(Mechthilde Wittmann (CSU): Echt jetzt?)

Niemand wird leugnen, dass wir mehr für den Klima-
schutz, den Naturschutz, den Wasserschutz und den
Tierschutz machen müssen. Was ist für uns alle wirk-
lich wichtig? – Das ist der Schutz unserer Lebens-
grundlagen. Die Landwirtschaft muss ihren Teil dazu
beitragen. Am Wasserschutz in der Landwirtschaft
führt kein Weg vorbei. Als Stichworte nenne ich die
Wasserrahmenrichtlinie und die Düngeverordnung.
Ich glaube, mehr brauche ich dazu nicht sagen.

Wir brauchen den Naturschutz in der Landwirtschaft.
Das Sterben von Bienen, Schmetterlingen und Vögeln
hat schon längst begonnen. Dem müssen wir Einhalt
gebieten. Bis jetzt haben die ganzen Millionen, die wir
in diverse Programme gesteckt haben, noch nicht
geholfen.

Wir brauchen Klimaschutz in der Landwirtschaft. Die
Landwirtschaft verursacht 11 % der Treibhausgase.
Anstatt dem entgegenzuwirken, beschränkt sich der
Agrarhaushalt weitgehend auf die Anpassung an den
Klimawandel. Wir brauchen Tierschutz in der Land-
wirtschaft. Eigentlich ist es ein Unding, überhaupt da-
rauf eingehen zu müssen. Die Berichte über die Män-
gel in der Haltung haben die Grenzen des
Erträglichen schon längst überschritten. An der Art
der Tierhaltung kristallisieren sich alle Probleme unse-
rer Landwirtschaft: Klimaschutz, Tierschutz, Wasser-
schutz und Naturschutz. Das scheint eine Mammut-
aufgabe zu sein. Sicher ist das ein langer und
arbeitsreicher Weg. Mit einem Agrarhaushalt, der in
einem Jahr 1,4 Milliarden Euro ausgibt, ließe sich
wirklich etwas bewerkstelligen. Ein wichtiger Schritt
auf diesem Weg ist die Ökologisierung der Landwirt-
schaft und eine Stärkung des ökologischen Landbaus.
Dort passiert jedoch viel zu wenig. Die Mittel für die
Titelgruppe 95 "Maßnahmen zur Förderung des ökolo-
gischen Landbaus" haben sich nicht erhöht. Sie liegen
seit dem Jahr 2014 bei 2,5 Millionen Euro. Der SPD-
Kollege hat bereits angesprochen, dass sich in die-
sem Zusammenhang die Frage stellt: Wie ernst ist es
der Regierung damit, den Anteil des ökologischen
Landbaus bis zum Jahr 2020 zu verdoppeln?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Eine politische Ausrichtung schlägt sich im Haushalt
nieder. Die politische Ausrichtung dieses Haushalts ist
ein "Weiter so" und ein "Augen zu und durch". Die po-
litische Ausrichtung dieses Haushalts lässt die Bäue-
rinnen und Bauern im Stich. Dieser Haushalt stiehlt
sich aus der Verantwortung. Viele Bäuerinnen und
Bauern sind verunsichert, weil die Landwirtschaft
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nicht mehr zum Leben reicht. Trotz steuerlicher För-
derung, Beihilfen und Privilegien funktioniert die Land-
wirtschaft als Beruf und zur Sicherung des Unterhalts
nicht mehr. Im Jahr 2015 sind die Gewinne der Bäue-
rinnen und Bauern im Vergleich zum Vorjahr um 19 %
gefallen. Übrigens mussten Bio-Landwirte diese Ein-
bußen nicht hinnehmen. Deshalb brauchen wir ande-
re Schwerpunkte und eine Umschichtung im Haus-
halt.

Nehmen wir noch einmal die Gewinneinbußen der
Bäuerinnen und Bauern in Höhe von 19 %. Im selben
Zeitraum brummt der Agrarexport. Der Umsatz hat im
Jahr 2015 um 6,4 % zugenommen. Bayern fördert
diese Exportstrategie über das Agrarmarketing und
Messeauftritte mit 6 Millionen Euro jährlich. Für Auf-
tritte auf dem Weltmarkt werden 6 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt, obwohl die Weltmarktpreise die
Landwirtschaft daheim ruinieren. Wir halten diese För-
derungen nicht für sinnvoll und würden deshalb jedes
Jahr 5 Millionen Euro streichen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Für uns muss eine nachhaltige und zukunftsfähige
Landwirtschaft auch Klimaschutz betreiben. Es nützt
nichts, jetzt noch zehn Jahre zu forschen. Wir müssen
endlich in die Praxis gehen und Pilotprojekte ansto-
ßen. Wir müssen die Moore für den Klimaschutz nut-
zen. Denkbar wäre eine Moorlandwirtschaft mit exten-
siver Weidenutzung oder mit Kurzumtriebsplantagen
zur Energiegewinnung. Klimaangepasste Nutzungen
von Niedermooren fehlen im Agrarhaushalt völlig, ob-
wohl Niedermoore erheblich zum Ausstoß von Klima-
gasen in der Landwirtschaft beitragen. Landwirtschaft-
lich bewirtschaftete Moore bilden ungefähr 5 % der
Landwirtschaftsfläche ab, sind jedoch für 50 % der
Treibhausgasemissionen aus der landwirtschaftlichen
Bodennutzung verantwortlich. Wir fördern den Ansatz
einer klimafreundlichen Niedermoorbewirtschaftung
mit insgesamt 4 Millionen Euro.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das steht leider nicht in eurem Haushalt.

(Angelika Schorer (CSU): Im Umwelthaushalt!)

Umweltschutz, Tierschutz, Klimaschutz und Wasser-
schutz: Die Bäuerinnen und Bauern sind dazu bereit,
die bayerische Gesellschaft übrigens auch. An Ihnen
liegt es, die Ausrichtung der Landwirtschaft zukunfts-
fähig zu gestalten. Eine Umschichtung an den richti-
gen Stellen wäre ein wichtiger Schritt in die richtige
Richtung. Damit müssen wir im Haushalt beginnen. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Kollegin Sengl. Bleiben Sie bitte noch am Red-
nerpult. Für eine Zwischenbemerkung erteile ich Frau
Kollegin Brendel-Fischer das Wort.

Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Frau Sengl, Sie
haben uns Überheblichkeit vorgeworfen. Ich habe Sie
hier reden gehört, wie Sie Landwirte in Bayern pau-
schal unter Generalverdacht gestellt haben. Das war
überheblich!

(Beifall bei der CSU)

Sie wissen genau, dass unsere junge landwirtschaftli-
che Generation noch nie so gut ausgebildet war. Ge-
wässerschutz, Klimaschutz und all diese Aspekte
nehmen heutzutage in der Ausbildung einen ganz
prominenten Stellenwert ein. Daran wird auch gear-
beitet. Niemandem bringt es etwas, wenn Sie ständig
zwischen dem ökologischen Landbau und der kon-
ventionellen Landwirtschaft polarisieren. In Bayern
gibt es die gute fachliche Praxis. Deshalb dürfen Sie
nicht immer so tun, als ob alles verseucht und ver-
schmutzt würde, was in landwirtschaftliche Hände
gerät.

Ich bitte Sie darum, diese Behauptungen zurückzu-
nehmen. Sie haben draußen keinen guten Ruf, weil
Sie ständig derartige Kommentare loslassen.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön,
Frau Sengl.

Gisela Sengl (GRÜNE): Frau Kollegin Brendel-Fi-
scher, es freut mich, dass Sie so auf meinen Ruf be-
dacht sind.

(Gudrun Brendel-Fischer (CSU): Ja, bin ich!)

Wichtiger als mein guter oder schlechter Ruf sind mir
aber unsere Lebensgrundlagen. Es tut mir leid: Ich
halte es schon fast für naiv, zu sagen, in der Landwirt-
schaft würde alles glatt und richtig laufen. Dem ist
nicht so; denn sonst hätten wir kein Verfahren wegen
der Düngeverordnung, wir müssten die Wasserrah-
menrichtlinie nicht auf das Jahr 2021 verschieben
usw. Woher kommt denn das? Ihr macht vor den Pro-
blemen die Augen zu! Das schadet den Landwirten
mehr als unsere Haltung, die ihnen Lösungen anbie-
tet!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Kollegin Sengl. – Unsere nächste Rednerin ist
Frau Kollegin Wittmann. Bitte schön, Frau Wittmann.
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Mechthilde Wittmann (CSU): Frau Präsidentin, Kol-
leginnen und Kollegen! Uns liegt der Haushalt für
Landwirtschaft vor. Lassen Sie mich gleich einen
Bogen zum vorhergehenden Haushalt schlagen, den
wir bereits verabschiedet haben. Wir haben in der
Land- und Forstwirtschaft mit 156 Milliarden Euro gut
14 % aller Umsätze, die in Bayern im vor- und nach-
gelagerten Bereich erzielt werden. Das bedeutet,
jeder siebte Arbeitsplatz in Bayern hängt von der
Land- und Forstwirtschaft ab. Damit ist Bayern der
Agrar- und Forststandort Nummer 1 in Deutschland.
Vor allem aber wird dadurch bewiesen, dass unsere
Landwirtschaft in einem so gedeihlichen Zustand ist,
dass sie diesen Wirtschaftsfaktor für Bayern darstellt.
Darauf können wir sehr stolz sein.

(Beifall bei der CSU)

Diesen Erfolg verdanken wir der bisherigen Landwirt-
schaftspolitik. Vor allem aber verdanken wir diesen
Erfolg den sehr stabilen und robusten Familienbetrie-
ben, die sehr flexibel reagieren können und die, an-
ders als große industrielle Betriebe, wie sie in ande-
ren Bundesländern vorherrschen, für die
Landschaftspflege einen ganz enormen Beitrag leis-
ten. Heute früh haben wir gesehen, dass Bayern das
sicherste Land ist. Soeben haben wir gesehen, dass
Bayern das wirtschaftlich erfolgreichste Land ist. Jetzt
zeigt sich, dass Bayern auch das schönste Bundes-
land ist, das es in Deutschland gibt. Da wollen die
Menschen hin. Dafür danken wir auch unseren Land-
wirten; denn durch ihren Einsatz, der nicht nur dem ei-
genen Einkommen und der Vermarktung dient, son-
dern auch dem Erhalt unserer schönen Landschaft,
machen sie dieses möglich.

(Beifall bei der CSU)

In Bayern liegt die Durchschnittsgröße der landwirt-
schaftlichen Betriebe bei 30 Hektar. Die durchschnittli-
che Schlaggröße liegt bei 1,7 Hektar. Genau diese
Vielfalt ist es, die unser Bayern so lebenswert macht.
Dadurch wird aber auch unsere Landwirtschaft so er-
folgreich, weil wir damit die Fruchtfolgen ganz anders
bestimmen können, als das in anderen Ländern der
Fall ist.

Meine Kollegin Angelika Schorer hat die Eckdaten
dieses Haushalts bereits ganz hervorragend darge-
stellt. Lassen Sie mich aber noch auf einen Punkt ein-
gehen: Dieser Haushalt ist nicht nur sehr gut und soli-
de aufgestellt. Wir haben in diesem Haushalt auch die
Besonderheit, dass 50 % der Gesamtausgaben in
Form von Fördermitteln an die landwirtschaftlichen
Betriebe zurückfließen. Dies zeigt, welch großen
Schwerpunkt die Bayerische Staatsregierung darauf
legt, unsere Bauern zu unterstützen und zu fördern,

um die Land- und Forstwirtschaft in Bayern zu erhal-
ten. Darüber hinaus fließen noch Mittel aus europä-
ischen Programmen, zum Beispiel aus dem ELER-
Programm. Hinzu kommen Direktzahlungen aus der
EU in Höhe von 1,1 Milliarden Euro, die in unserem
Haushalt noch nicht einmal erfasst sind. Ich glaube,
die bayerische Landwirtschaft befindet sich im Hin-
blick auf die Förderquoten in einer guten Situation.
Natürlich wollen wir noch Weiteres tun.

Lassen Sie mich noch auf einige Punkte zu sprechen
kommen, die meine Kollegin noch nicht angesprochen
hat. Zunächst habe ich mich sehr gefreut, dass ich
fraktionsübergreifend feststellen konnte, dass Ihnen
unsere Bienen am Herzen liegen. Die Imkerei ist in
der Tat nicht nur eine Liebhaberei, sondern einer der
wichtigsten Faktoren für unsere Landwirtschaft. 80 %
aller heimischen Nutz- und Wildpflanzen sind davon
abhängig, dass sie von Bienen bestäubt werden und
sich dadurch weiterentwickeln können. Nur durch die
flächendeckende Bestäubung ist das Ernteaufkom-
men bei Obst und Gemüse und anderen Früchten
möglich. Nur so kommen wir zu der Artenvielfalt, die
Bayern auszeichnet. Deswegen haben wir noch wei-
tere Mittel eingestellt, nämlich in jedem Jahr
200.000 Euro zusätzlich zu den bereits eingestellten
1,2 Millionen Euro. Damit liegen wir bei der Förderung
bundesweit an der Spitze. Darauf können wir stolz
sein.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, hinzu kommen EU-Mittel
für die Imkerei. Wir haben eine hervorragende Dichte
an Förderprogrammen und Fortbildungen zum Thema
der Varroamilbe. Wo die Bienen bedroht sind, sind wir
ganz nah dran und versuchen, dieses Problem in den
Griff zu bekommen. Die Wildlebensraumberatung, die
Angelika Schorer schon angesprochen hat, ist sehr
erfolgreich. Langer Rede kurzer Sinn: Die Bienen sind
bei uns, und das Gott sei Dank über alle Fraktions-
grenzen hinweg, in ganz guten Händen.

Die Herren vor mir und Frau Sengl haben das Thema
Ferkelkastration angesprochen. Damit sich die Herren
im Hause wieder ein bisschen entspannen können,
rede ich jetzt über die Unterstützung der Ferkelerzeu-
ger. Ich halte es für richtig, dass wir die Ferkelerzeu-
ger stützen; denn sie hatten in der Tat im letzten land-
wirtschaftlichen Wirtschaftsjahr Umsatzeinbußen von
15 bis 28 % hinnehmen müssen. Es hat Sinn, dass
wir versuchen, unsere Landwirte zu stützen, damit sie
dabei bleiben und wir unsere Ferkel selbst erzeugen
können; denn dies sind wahrscheinlich die gesünd-
eren Ferkel, die wir dann für den Verzehr zur Verfü-
gung haben. Wir stocken die Tierseuchenkasse um
3 Millionen Euro auf, um zumindest im Jahr 2017 eine

Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7981

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000452.html


Abfederung zu erreichen. Wir werden sehen, was wir
noch weiter tun können. Das ist eines unserer Her-
zensanliegen. Hier werden wir dranbleiben.

Noch gar nicht erwähnt wurde ein Thema, das in den
letzten Tagen für Schlagzeilen gesorgt hat. Wir wollen
unser Landgestüt in Schwaiganger, das für uns ein
ganz wichtiges Standbein ist, weiterführen. Wir wollen
die Bundesmittel abziehen, die dafür zur Verfügung
stehen. Das ist aber nur möglich, wenn wir in der ent-
sprechenden Größenordnung selbst Unterstützung
leisten. Wir setzen deshalb 5 Millionen Euro ein, um
weitere 5 Millionen Euro vom Bund zu bekommen.
Damit können wir einen Stützpunkt wiederaufbauen,
der gelitten hat. Die Gebäude bilden eine wunderbare
Anlage, weisen aber einen hohen Sanierungsbedarf
auf. Wir können dort Ausbildungsstätten schaffen.
Heute gibt es dort bereits die Ausbildung zum Pferde-
wirt und zum Hufschmied. Wir können dort aber noch
weitere Ausbildungsstätten zum Thema Tierzucht
schaffen. Wir alle wissen, Tierzucht ist entscheidend
dafür, dass die Tiervielfalt erhöht und die Tiergesund-
heit verbessert werden kann. Dadurch wird das Pro-
dukt "Tier" insgesamt verbessert. Deswegen wollen
wir in Schwaiganger die Zucht von Warm- und Kalt-
blütern fördern. Diese Mittel sind sehr gut angelegt
und stehen Bayern sehr gut zu Gesicht.

(Beifall bei der CSU)

Im Laufe dieses Tages wurde mehrfach die Alpenstra-
tegie angesprochen. Das ist ebenfalls ein Herzensan-
liegen. Wir sprechen sie aber nicht nur an, sondern
wir tun auch etwas dafür. Deshalb stellen wir etwa
900.000 Euro für zwei Projekte im Rahmen der Zu-
kunftsstrategie zur Verfügung. Darauf sind wir stolz.
Am Ende des Tages ergänzen wir damit die Alpenmo-
dellregionen, mit deren Förderung wir begonnen
haben. Dieser Wettbewerb bezieht sich auf vier ver-
schiedene Regionen, die sich bis nach Südtirol erstre-
cken. Das ist eine länderübergreifende Zusammenar-
beit, die nirgendwo so gut wie im Alpenraum angelegt
ist.

Damit komme ich zu einem Thema, das Sie ange-
sprochen haben, nämlich zu den Labeln. Meine
Damen und Herren, es macht keinen Sinn, die Ver-
braucher zu verunsichern, indem wir sie mit vielen La-
bels überfrachten. Im Rahmen dieser Alpenmodellre-
gionen sind auch die Landwirtschaftserzeugnisse aus
dem Bergland eingeschlossen. Dafür gibt es bereits
ein EU-Label. Hier haben wir eine Ergänzung zu die-
sem Marketingverfahren, das uns gut zu Gesicht steht
und womit wir im Rahmen dieser Alpenmodellregio-
nen gut zurechtkommen.

(Beifall bei der CSU)

Auf die Berglandwirte haben wir, wie die meisten von
uns, ein besonderes Augenmerk. Wir möchten, dass
die Berglandwirte in ihren Regionen überleben kön-
nen, dass sie mit ihren Produkten auf dem Markt Er-
folg haben, damit sie die Berglandschaft weiter för-
dern und pflegen können. Deshalb wollen wir die
Direktvermarktung der Lebensmittelspezialitäten, aber
auch gesundheitsorientierte Angebote auf Urlaubshö-
fen und erlebnisorientierte Angebote stützen. Wir wol-
len, dass es einen auskömmlichen Ertrag gibt und
eine bessere Einflechtung in die regionalen Touris-
muskonzepte. Es hat deshalb Sinn, dass wir den Ag-
rotourismus mit weiteren 300.000 Euro fördern. Ich
glaube, hier tun wir etwas Gutes für unsere Bergland-
wirte.

Ich möchte auch noch kurz die anderen Aktionspro-
gramme ansprechen, die teilweise schon genannt
worden sind, wenngleich offenkundig nicht ganz auf
der Höhe der Zeit gesagt wurde, wie viel hier einfließt.
Ich darf das Aktionsprogramm "Gewässerschutz" nen-
nen, in dem wir zur Verstärkung einer gewässer- und
ressourcenschonenden Landbewirtschaftung in den
Jahren 2017 und 2018 noch einmal je eine Million
Euro zusätzlich bereitstellen werden. Wir werden den
Investitionsfonds "Digitale Landwirtschaft" noch ein-
mal aufbessern. Hierfür sind erneut zwei Mal eine Mil-
lion Euro zusätzlich vorgesehen. Das sind Impulse für
die Land- und Forstwirtschaft, von denen ich glaube,
dass sie sehr, sehr wichtig sind. Zum Thema Wald
wird, so nehme ich an, unser Staatsminister noch eini-
ge Worte verlieren; denn die Weiterentwicklung des
Waldes ist ihm, wie ich weiß, ein besonderes Anlie-
gen. Es geht darum, den Wald so umzuwandeln, dass
er den Klimaveränderungen standhalten kann. Das
geschieht beispielsweise durch die Förderung der
Plenter-Bewirtschaftung. Die Gesundheit des Waldes
soll damit in sich gestützt werden. Auch hier haben
wir für die nächsten zwei Jahre zwei Mal eine Million
Euro eingestellt, sodass wir das tun können.

Nun noch kurz zur Personalpräsenz im ländlichen
Raum. Mit den acht Stellen am Kompetenzzentrum in
Kulmbach, dem Sitz in Triesdorf und den Kompetenz-
zentren in den anderen Regionen, wie beispielsweise
Straubing sind wir in die Breite gegangen und haben
dafür gesorgt, dass die Landwirtschaft ein breites
Thema bleibt und sich nicht an einzelnen Stellen kon-
zentriert. Schließlich haben wir noch zur Nachwuchs-
sicherung 40 Stellen für Anwärter geschaffen, 26 im
Forst und 14 in der ländlichen Entwicklung. Meine
Damen und Herren, ich glaube, auch hier sind wir auf
einem sehr guten Weg.

(Beifall bei der CSU)
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Lassen Sie mich am Schluss noch erwähnen, dass es
uns gelungen ist, dass unser Staatsminister die ge-
plante Abbauverpflichtung an Stellen in der ländlichen
Entwicklung reduzieren konnte. So mussten wir
20 Stellen weniger abbauen, und diese stehen uns
nun zusätzlich zur Verfügung.

(Horst Arnold (SPD): Verschoben!)

Ich glaube, auch darauf können wir sehr, sehr stolz
sein. Schließlich und endlich haben Sie noch die
Frage der Ausbildung in den landwirtschaftlichen
Schulen und ähnlichen Einrichtungen angesprochen.
Hierzu darf ich Ihnen sagen: Wir haben bereits 20
neue Stellen für Referendare und Anwärter geschaf-
fen und 20 weitere stehen jetzt zur Verfügung. Mithin
sind dies 40 neue Ausbildungsstellen für Referendare,
sodass der Lehrkräftebedarf ganz ohne Probleme be-
wältigt werden kann. Wenn ich mir vorstelle, dass wir
hier einen Unterrichtsausfall von 0,2 % haben, dann
denke ich, so manche andere Unterrichtsart würde
sich freuen, wenn es nur so wenig wäre. Ich glaube,
auch hier sind wir auf einem sehr guten Weg. Damit
werden wir die Schulen gut stützen können.

(Beifall bei der CSU)

Meine Damen und Herren, in Zusammenfassung des-
sen, was wir hier kurz ansprechen konnten – die Zeit
reicht nicht für mehr –, möchte ich sagen, Bayern ent-
wickelt sich mit seiner Land- und Forstwirtschaft tradi-
tionell, aber auch modern. Wir gehen nach vorn. Wir
bauen unser Land weiter, wir bauen es so weiter,
dass es schön ist. Wir bauen es aber auch so, dass
die Bauern nachhaltig unterstützt werden und diese
auch viel bei unserer Landschaftspflege tun können.
Damit ist Bayern mit unseren Bauern eine Heimat mit
Zukunft, und darauf können wir stolz sein.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Kollegin Wittmann. – Zu einer Zwischenbemer-
kung hat sich Herr Kollege Häusler gemeldet. Bitte
schön.

Johann Häusler (FREIE WÄHLER): Frau Kollegin
Wittmann, Sie haben vorhin die Zukunft der Ferkeler-
zeugung in Bayern und die Versorgung mit guten, ge-
sunden Ferkeln für unsere heimischen Mäster ange-
sprochen. Sie haben sie damit in Verbindung
gebracht, dass Zuschüsse zur Sozialversicherung ge-
zahlt werden. Das ist ein rühmlicher Ansatz, selbst-
verständlich. Wissen Sie aber, dass noch vor zehn
Jahren jährlich aus den bayerischen Ferkelerzeuger-
betrieben zwei Millionen in die norddeutschen Verede-
lungsgebiete gegangen sind, weil wir Überschuss hat-
ten? Wissen Sie, dass wir zurzeit eine

Eigenversorgung von knapp 65 % haben? Wissen
Sie, dass das in Kürze in Richtung 50 % geht? Wis-
sen Sie, dass wir im letzten Jahr 15 Millionen Ferkel
aus Dänemark und aus den Niederlanden eingeführt
haben? Wissen Sie, dass die Kastration dort auch
2019 und 2020 nicht auf der Agenda steht? Wissen
Sie, was das für die kleinteiligen bayerischen Betriebe
bedeutet? Wenn hier unter Umständen getrennt ge-
schlechtlich gemästet wird, dann kann letztendlich gar
keiner mehr diese Betriebe bedienen; denn wir brau-
chen einheitliche Herkünfte für die einheitliche Mast
aus hygienischen und gesundheitlichen Gründen.
Wissen Sie auch, dass dann auch unsere heimischen
Metzger, die dann vielleicht nur weibliche Tiere kaufen
können, aufgrund dieser Entwicklung gar keine Chan-
ce mehr haben, weil sie diese Tiere hier gar nicht
mehr angeboten bekommen? – Das ist doch ein
Schritt in die falsche Richtung.

Ich darf Ihnen sagen, dass mein Antrag aufgrund
einer Initiative von zwei Kreisobmännern gestellt
wurde, die beide Mitglied der CSU sind. Der Präsident
des Deutschen Bauernverbandes Rukwied hat diesen
Ansatz und meinen Antrag damals öffentlich aus-
drücklich gelobt. Wissen Sie das?

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön,
Frau Wittmann.

Mechthilde Wittmann (CSU): Herr Kollege Häusler,
diese Zahlen sind mir bekannt. Ich gebe Ihnen recht,
dass das unerfreulich ist. Das hat wohl jeder hier im
Haus so gesehen. Ich darf aber sagen, dass weder
von Ihnen noch von irgendeiner der Oppositionsfrakti-
onen ein zielführender Antrag zur Unterstützung der
Ferkelerzeuger kam. Deswegen ist das eine erste
Maßnahme, um überhaupt in diese Richtung gehen
zu können. Wir wollen mit einem ersten Schub einen
Ausgleich schaffen. Gut, dass Sie das erwähnt haben;
denn nun kann ich auf etwas eingehen, was ich vorhin
in der Kürze der Zeit nicht mehr ansprechen konnte.
Ich wollte nämlich noch auf die von Frau Sengl ange-
sprochene Frage des Marketings im Export eingehen.
Frau Sengl, ich bin selbstverständlich froh, wenn un-
sere Landwirte auch aus dem Export ein Einkommen
erzielen können. Es ist gut, dass wir dieses Marketing
mit sechs Millionen Euro fördern. Sie wissen, die EU
begrenzt, inwieweit wir unsere Bauern mit Marketing-
maßnahmen unterstützen können. Wenn wir auf diese
Art und Weise unsere Bauern stützen können und
überall dort, wo wir einen Überfluss haben, ins Aus-
land exportieren können, um die Einkommen aufzu-
bessern, dann ist das das Beste, was wir für unsere
Bauern tun können. Das werden wir auch weiterhin
tun.
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(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Frau Kollegin Wittmann. – Der nächste Redner ist
Herr Kollege Pohl. Bitte schön, Herr Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen
und Kollegen! Herr Staatsminister, am 30. Mai dieses
Jahres waren wir gemeinsam in Irsee bei Christian
Neth, der uns mit anderen Erzeugern die Probleme
eines selbständigen Unternehmers dargestellt hat.
Wir hier im Bayerischen Landtag sind dafür zuständig
und verantwortlich, dass wir im Rahmen unserer Mög-
lichkeiten die Probleme dieser Unternehmer lindern,
beheben und, wie das Herr Kollege Strobl zu Recht
angesprochen hat, eine kleinbäuerliche, eigentümer-
geprägte Landwirtschaft erhalten. Der Trend geht
aber leider in die falsche Richtung. Es sind aber Un-
ternehmer. Was aber brauchen Unternehmer? – Un-
ternehmer brauchen zunächst einmal nicht, dass man
sie ständig gängelt und mit überflüssigen und miss-
trauischen Vorschriften überzieht. Sie brauchen auch
kein TTIP. Gott sei Dank ist dieser Kelch nun an uns
vorübergegangen. TTIP ist gesundheits- und quali-
tätsfeindlich und schafft einen unfairen Wettbewerb.
Die Landwirte – und das sage ich ganz bewusst, weil
immer die Frage nach Gegenfinanzierungen gestellt
wird – tragen dazu bei, dass sich die Einnahmesituati-
on unseres Haushalts sehr erfreulich darstellt. Dazu
müssen sie aber Geld verdienen, und dafür müssen
wir die Rahmenbedingungen schaffen. Sie tragen
aber auch dazu bei, dass die Ausgabensituation nicht
explodiert; denn sie sind in erstklassiger, ja in exzel-
lenter Weise Umweltschützer vor Ort.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir lehnen es aus-
drücklich ab, die Unternehmer in gute und schlechte
zu unterteilen. Die schlechten sind natürlich die kon-
ventionellen Landwirte, die guten, die ökologisch wirt-
schaftenden. Nein, wir wollen beide Formen haben.
Wir wollen beiden Formen die Chance geben, gut zu
wirtschaften und Geld zu verdienen. Dazu gehört es
aber auch – und das sage ich in aller Deutlichkeit –,
dass man sich über Baurechtsregeln Gedanken
macht. Was hier auf Bundesebene zum Bauen im Au-
ßenbereich angedacht wird, ist für die Landwirtschaft
nicht förderlich.

(Zuruf des Abgeordneten Horst Arnold (SPD))

Auch der Vollzug hier im Freistaat Bayern nimmt man-
chem Landwirt die Chance, in den Außenbereich aus-
zusiedeln.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Wer ist denn der
Landwirtschaftsminister?)

Er kann seinen Betrieb nicht im Außenbereich aufbau-
en und damit dem Ort neue Chancen für eine dörfli-
che Struktur eröffnen.

Lassen Sie mich als Letztes noch ein Stichwort
sagen: Wir brauchen keinen Nationalpark im Alpen-
raum, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das möchte ich deutlich an die Adresse der CSU
sagen, weil dort der eine oder andere solche Gedan-
ken geäußert hat. Den brauchen wir wahrlich nicht.
Wir haben gute Landwirte und gute Forstwirte. Diese
gilt es zu unterstützen.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Kommen Sie
bitte zum Schluss, Herr Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Das müssen wir mit den uns zu Ge-
bote stehenden Mitteln tun. – Vielen Dank für die Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Pohl. – Der nächste Redner ist der Kolle-
ge Ganserer. Bitte schön, Herr Ganserer.

Markus Ganserer (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die immer
zahlreicheren Wetterextreme infolge der zunehmen-
den Erderhitzung verursachen immer höhere volks-
wirtschaftliche Schäden, auch bei uns in Bayern. Des-
halb müssten Klimaschutz und Klimaanpassung eine
zentrale Zukunftsaufgabe der Staatsregierung sein,
um Schaden von unserem schönen Bayern abzuwen-
den.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unsere bayerischen Wälder als Lieferanten für den
wunderbar nachwachsenden Rohstoff Holz können
einen Teil zur Lösung, zum Klimaschutz beitragen.
Aber die Wälder sind nicht nur Teil der Lösung, son-
dern vor allem auch Opfer des Klimawandels und der
Klimakrise. Die extreme Dürre im Hitzesommer 2015
hat tiefe Spuren in unseren bayerischen Wäldern hin-
terlassen. Das bestätigt auch die Kronenzustandser-
hebung. Mittlerweile ist fast jeder dritte Baum in Bay-
ern deutlich geschädigt. Der Wassermangel hat dazu
geführt, dass die Bäume weniger gewachsen sind und
unsere Wälder deutlich weniger Holz produziert
haben. Allein das Extremereignis Hitzesommer 2015
hat bei uns und den bayerischen Waldbesitzern einen
volkswirtschaftlichen Schaden von 500 Millionen Euro
verursacht.
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Nachdem dem Wald im letzten Jahr das Wasser aus-
gegangen ist, drohen ihm jetzt auch noch die Förster
auszugehen. Ihre verfehlte Personalpolitik ist dafür
verantwortlich, dass in der Forstverwaltung ein regel-
rechter Kahlschlag stattgefunden hat. Vom Jahr 2004
bis zum Jahr 2016 wurden 485 Stellen in der Forst-
verwaltung eingespart. Während für den Umzug des
Gesundheitsministeriums, also für blanke Symbolpoli-
tik, einfach mal so locker-flockig 90 Stellen geschaffen
werden, droht in der Forstverwaltung ein weiterer
Kahlschlag, sollten noch weitere 68 Stellen geplündert
werden.

Wir haben uns in der Debatte in den letzten Monaten
mit der Zukunft der Kommunalwaldbeförsterungen
auseinandergesetzt. Zahlreiche Kommunalwaldbesit-
zer und Bürgermeister in Unterfranken wünschen, in
Zukunft von der Forstverwaltung weiter bewirtschaftet
zu werden. Aber aufgrund der verfehlten Personalpoli-
tik steht das Personal dafür nicht mehr zur Verfügung.
Jetzt haben Sie mehr oder weniger die Entscheidung
in das Jahr 2019, also auf die Zeit nach der Landtags-
wahl, geschoben. Aber Ihnen droht mit Sicherheit
schon an der nächsten Stelle wieder Ungemach; denn
die Berater für die forstlichen Zusammenschlüsse sol-
len in Zukunft auch wegfallen. Dazu liegen mir nicht
nur Schreiben vor, sondern ich habe auch in zahlrei-
chen persönlichen Gesprächen von vielen Forstbet-
riebsgemeinschaften und Waldbesitzerverbänden den
dringenden Hilferuf vernommen, dass wir uns dafür
stark machen sollen, dass diese Stellen in Zukunft
weiter erhalten bleiben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das Thema Schutzwaldsanierung ist auch nach jahr-
zehntelangem intensivem Einsatz noch lange nicht
am Ende angekommen. Wir müssen deswegen in Zu-
kunft weiter in unsere Bergwälder investieren, damit
sie ihre Schutzfunktionen weiterhin erfüllen können.
Deswegen muss die Bergwaldoffensive fortgeführt
werden. Dafür muss dauerhaft fest angestelltes Per-
sonal zur Verfügung stehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Umbau labiler Nadelholz-Monokulturen hin zu
stabilen, gesunden, naturnahen Mischwäldern wird
noch eine ganze Förstergeneration beschäftigen. Tat-
sächlich leisten Sie diese staatliche Daueraufgabe
seit vielen Jahren nur noch mit befristet tätigem Per-
sonal, weil Sie die dauerhaften Planstellen gestrichen
haben. Ich finde, das ist eine Katastrophe. Für die öf-
fentliche Hand schickt es sich nicht, Daueraufgaben
mit befristetem Personal zu bewältigen. Deswegen
muss der Kahlschlag in der Forstverwaltung gestoppt

werden. Die befristeten Stellen müssen in feste Plan-
stellen umgewandelt werden.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Der Orkan Niklas Anfang letzten Jahres, das Trocken-
jahr und die aktuelle Borkenkäfersituation haben dazu
geführt, dass unsere Privatwaldbesitzer zunehmend
staatliche Förderung in Anspruch nehmen müssen
und in Anspruch nehmen. Allein im ersten Halbjahr
dieses Jahres ist deswegen die Zahl der Förderanträ-
ge um 130 % gestiegen. Mittlerweile sind die Kassen
leer. Bereits seit Jahresanfang 2016 ist in der Schatul-
le für die Privatwaldförderung Ebbe. Und so sind vom
01.01.2016 bis zum 31.05. dieses Jahres Förderan-
träge mit einem Umfang von sieben Millionen Euro mit
Zahlungsverpflichtung für das nächste Jahr verbe-
schieden worden.

Die Situation hat sich seit Mai weiter zugespitzt. Mit
einem Schreiben vom 2. August hat Ihr Landwirt-
schaftsminister mitgeteilt, dass die Bewilligungen von
Maßnahmen weiter eingeschränkt werden. Für integ-
rative Waldbewirtschaftungsmaßnahmen, zum Bei-
spiel für bodenschonende Holzbringung, steht über-
haupt kein Geld mehr zur Verfügung. Das heißt, dass
man bis zum heutigen Tag im Prinzip schon einen
Großteil der Mittel, die im Doppelhaushalt eingeplant
werden und nächstes Jahr zur Verfügung stehen,
schon verplant hat. Wenn es keine weitere Mittelauf-
stockung gibt, wird das dazu führen, dass wir in kürz-
ester Zeit wieder zu einem Förderstopp kommen, mit
verheerenden, katastrophalen Signalen. Jetzt brau-
chen die Waldbesitzer Hilfe, und sie sind bereit für
einen Waldumbau. Also müssten wir sie jetzt unter-
stützen und ihnen die Förderung zusichern können.

Der Bedarf an Waldumbau wird weiter steigen, Herr
Minister Brunner. Sie haben doch versprochen: Bis
zum Jahr 2020 werden 100.000 Hektar Nadelholz-
Monokulturen umgebaut. Ihr Haus hat auf meine
Schriftliche Anfrage geantwortet: Damit Sie das Ziel
erreichen können, müssten Sie die jährliche Umbau-
rate von 6.200 Hektar auf 10.000 Hektar, also um
über 60 % steigern. Wir brauchen also eine deutliche
Mittelaufstockung, damit wir diese Zukunftsaufgaben
bewältigen können. Damit unsere bayerischen Wälder
über alle Waldbesitzarten hinweg ihre vielfältigen
Schutz- und Nutzfunktionen dauerhaft erfüllen kön-
nen, brauchen wir ausreichend Forstpersonal in der
Fläche und ausreichend Fördermittel für die Privat-
waldförderung. Deswegen fordere ich Sie auf: Stim-
men Sie unseren Anträgen zu!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Ganserer. – Jetzt hat sich noch der Kol-
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lege Arnold zu Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Ar-
nold.

Horst Arnold (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Der Vorredner, Kollege Ganserer,
hat die Situation des Waldes eigentlich richtig be-
schrieben. Wir haben die Entfristung dieser Personal-
hilfemaßnahmen zur Anpassung der Wälder bean-
tragt, und zwar auch unter einem sozialen
Gesichtspunkt. Wenn wir den Waldumbau als eine
Möglichkeit und als eine Pflichtaufgabe sehen, den
Wald im Sinne der künftigen Generationen und der
Umwelt zukunftsgerecht zu gestalten, müssen wir
diese Aufgabe mit einem Beruf mit Perspektive ver-
knüpfen. Wenn jedes Mal Maßnahmen nur zwei Jahre
lang laufen und das Personal hofft, danach eine neue
Maßnahme zu finden, um die Beschäftigung aufrecht-
zuerhalten, sind das keine Verhältnisse für die dort
Beschäftigten, sondern es sind teilweise Zitterpartien.

(Beifall bei der SPD)

Die Försterinnen und Förster, all die Bediensteten,
haben es nicht verdient, dass sie auf die Findigkeit
des Agrarministeriums und anderer Institutionen hof-
fen können, dass Maßnahmen gefunden werden, mit
denen eine Weiterbeschäftigung möglich ist. Sie alle
wissen, dass eine sachgrundlose Befristung rechtlich
nicht dauerhaft möglich ist. Einmal ist sie in der Tat
noch möglich; aber Sie müssen immer einen neuen
sachlichen Grund finden.

Diese Vorgänge sind so wichtig, und diese Herausfor-
derungen haben eine so nachhaltige Bedeutung, dass
die Entfristungen in diesem Zusammenhang wirklich
an Nummer eins der Agenda stehen müssen, auch
aus Ehrlichkeit gegenüber den Beschäftigten, die teil-
weise ihren Lebensmittelpunkt dorthin verlegen, um
ihre Arbeit richtig zu machen. Wie soll denn ein junger
Mann oder eine junge Frau, der bzw. die mit 25 von
der Ausbildung kommt, bei befristeten Arbeitsverträ-
gen mit der nötigen Zuversicht eine Familie gründen
oder sich eine Existenz aufbauen?

Herr Nussel, Sie haben darauf hingewiesen, dass die
landwirtschaftlichen Lehranstalten viel auf dem Gebiet
der Eiweißforschung tun. Das ist vollkommen richtig.
Als ehemaliger Bezirksrat haben Sie Ihre Hausaufga-
ben richtig gemacht; Sie wissen das noch. Aber gera-
de die Lehranstalt Triesdorf hat uns wiederholt, nun
zum dritten Mal, aufgefordert, Mittel in den Haushalt
einzustellen, damit diese Forschung gesichert wird;
denn das ist sie nicht. Und Sie haben diese Mittel zum
dritten Mal abgelehnt, sodass Sie sich eigentlich wider
besseres Wissen verhalten. Das finde ich nicht gut.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Was die Milchförderung betrifft, haben wir es nach
den Ausführungen des Kollegen Schöffel mit einer
Trittbrettfahrerei auf einer Draisine zu tun. Wenn Sie
zu einem Zeitpunkt, an dem die Milchkrise virulent
war, ein umfangreiches Antragspaket gestellt haben
wollen, dann ist das zeitlich höchstens im Nachklang,
das heißt, sozusagen im Windschatten möglich. Zu
einer Zeit, als wir schon über die kommende Krise ge-
sprochen haben, haben Sie uns noch als Krisenher-
beiredner verunglimpft. Das muss ich schon mal zu
Ihrer Bewusstseinsfindung beitragen.

(Beifall bei der SPD – Volkmar Halbleib (SPD):
Sehr gut!)

Frau Wittmann, Herr Brunner setzt sich selbstver-
ständlich in vielen Bereichen vorbildlich ein und hat
manchmal Probleme, diesen Einsatz von der eigenen
Fraktion auch entsprechend belohnt zu bekommen.
Die Abbauverpflichtung bezüglich der Förster ist nicht
gestoppt worden, sondern ist verzögert worden und
begegnet uns im Doppelhaushalt wieder. Außerdem,
weil das nämlich beim Thema Kommunalwald und
beim Thema Kommunalwaldpakt auch angeklungen
war, darf ich Ihnen auch sagen: Wir haben einen
Kommunalwaldpakt, der den Kommunen Angebote
zur Beförsterung macht. Wir sind aber nicht sicher, ob
der Kommunalwaldpakt bei dieser Haushaltssituation
fortbestehen kann. Deshalb ist es bitter notwendig,
dass Sie unsere diesbezüglichen Anträge unterstüt-
zen.

Zum Kernwegenetz sage ich nur so viel: Man kann es
anbieten und man kann es in Regierungserklärungen
ausloben. Dann sind die Herolde unterwegs, die in
diesem Zusammenhang sagen: Jetzt hammas! Und
dann stellen wir fest, dass es wieder an Mitarbeitern
bei den Ämtern fehlt und dass es wieder an der Mög-
lichkeit fehlt, sich zusammenzuschließen. Und dann
war es also wie so häufig eine Luftnummer, die zwar
viel Luft, aber keine gute Luft enthält; dann war es wie
so häufig einfach nur eine Anregung von Möglichkei-
ten, die Sie nicht erfüllen können. Deswegen haben
wir auch dazu einen Antrag gestellt, dem ich zuzu-
stimmen bitte.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Arnold. – Für die Staatsregierung erteile
ich nun Herrn Staatsminister Brunner das Wort. Bitte
schön, Herr Brunner.

Staatsminister Helmut Brunner (Landwirtschaftsmi-
nisterium): Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Ich bedanke mich bei allen
Debattenrednern. Ich unterstelle Ihnen allen ehrliche
Absichten, der bayerischen Land- und Forstwirtschaft

7986 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000366.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000209.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000163.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000163.html


gute Voraussetzungen für die Zukunft schaffen zu
wollen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Danke schön!)

Ich muss allerdings den Rednern der Opposition auch
bescheinigen, dass es ein kläglicher Versuch war,
ernst zu nehmende Defizite bei der bayerischen Ag-
rarpolitik aufspüren zu wollen.

(Beifall bei der CSU – Dr. Simone Strohmayr
(SPD): Es ist ja auch alles gut! – Zuruf des Abge-
ordneten Horst Arnold (SPD))

Ich will darauf jetzt nicht im Einzelnen eingehen. Teil-
weise waren es Sachverhalte, die in diesem Haus, zu-
mindest im Fachausschuss, ausgiebigst diskutiert
wurden. Teilweise waren es Nebenschauplätze, die
für die bayerische Land- und Forstwirtschaft nicht von
Bedeutung sind. Wenn Sie wünschen, dass ich näher
darauf eingehe, können Sie sich hinterher gerne mel-
den.

(Volkmar Halbleib (SPD): Machen wir gern!)

Aber zunächst möchte ich zu wichtigen Themen kom-
men. Ich habe den Agrarbericht kürzlich vorgelegt und
ich glaube, dass wir uns da einig sind: Die Ergebnisse
sind beeindruckend. Der bayerische Agrarstandort hat
sich zur Nummer eins in ganz Deutschland entwickelt.
Nachdem ein Siebtel aller Umsätze in diesem Sektor
erwirtschaftet wird, stellt, wie Sie bereits erkannt
haben, die Land- und Forstwirtschaft mit ihren vor-
und nachgelagerten Bereichen eine wichtige Säule im
ländlichen Raum dar. Ich spreche nicht nur von der
Vergangenheit und der Gegenwart. Ich bin stolz da-
rauf, dass derzeit 5.000 junge Menschen eine Ausbil-
dung in Agrarberufen machen.

(Beifall bei der CSU)

Das ist doch der beste Beweis dafür, dass hier Zuver-
sicht und Optimismus herrschen, dafür, dass man sich
auf die bayerischen Rahmenbedingungen der Agrar-
politik zu Recht verlässt und dafür, dass die jungen
Menschen sehr wohl Freude an der Land- und Forst-
wirtschaft haben und deshalb auch in Zukunft in der
Landwirtschaft hochwertige Nahrungs- und Lebens-
mittel erzeugen wollen.

Außerdem ist es uns trotz aller Unkenrufe gelungen,
den Strukturwandel bei uns unterdurchschnittlich zu
halten. In den letzten zwei Jahren lag er nur bei
1,1 %. Das ist eine Rekordmarke, ein Tiefstand, den
wir trotz der vielen Produktkrisen, die zu meistern
waren, noch nie erreicht hatten.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist eben auch
ein Ergebnis unseres erweiterten bayerischen Weges.
Gerade in den letzten Jahrzehnten hat sich einmal
mehr die Richtigkeit dieser Philosophie erwiesen und
herausgestellt. Ich interpretiere den bayerischen Weg
einerseits so: Wir bekennen uns zu einer flächendeck-
enden Landbewirtschaftung und zur Nahrungsmittel-
erzeugung nicht nur in Gunstlagen. Ich möchte res-
sourcenschonende, nachhaltige und bodenschonende
Landwirtschaft auch in Zukunft in Bayern sicherstel-
len. Mir ist es wichtig, dass wir unsere Ziele mit einem
bäuerlichen Leitbild und mit bäuerlichen Familienbe-
trieben auch in den nächsten Jahrzehnten erreichen
können. Ganz entscheidend ist: Nicht die Produkti-
onsausrichtung, nicht der Produktionsumfang, nicht
allein die Anzahl der Hektare soll über die Zukunftsfä-
higkeit unserer Betriebe entscheiden, sondern die
Qualifikation unserer Betriebsleiterehepaare soll darü-
ber entscheiden, deren Kreativität und deren Unter-
nehmermut.

(Beifall bei der CSU)

Das uralte und noch nie richtige Motto "Wachsen oder
Weichen" gehört der Vergangenheit an.

(Zuruf von der SPD: Hoffen wir es! Das muss ins
Protokoll!)

Ich möchte jedem Betrieb unabhängig von seiner
Größe Zukunftsperspektiven eröffnen. Wachsen kann
man beileibe in alle Richtungen, und deswegen ist es
wichtig, dass wir auch andere Standbeine in Erwä-
gung ziehen und hier eine große Innovationskraft und
Kreativität in der Landwirtschaft ermöglicht wird. Ja,
wir wissen, dass wir vor großen Herausforderungen
stehen: Volatile Märkte, Zunahme extremer Witte-
rungsverhältnisse, erhöhte gesellschaftliche Erwartun-
gen bezüglich Klimaschutz, Umweltschutz, Boden-
schutz, Wasserschutz, Tierwohl oder anderer
gesellschaftlich relevanter Entwicklungen. Deshalb
will ich den Pakt der Landwirte mit unserer Bevölke-
rung ganz intensiv und gezielt ausbauen. Ich will die
Dialogfähigkeit unserer Bauern erhöhen. Ich will aber
auch die Dialogbereitschaft der Verbraucher mit ein-
fordern; denn nur wenn man versteht, hat man auch
Verständnis füreinander.

(Beifall bei der CSU)

Ich wähne mich hier durchaus auf einem guten Weg,
weil sich die zahlreichen Runden Tische in meinem
Ministerium bewährt haben. Ich treffe mich eben nicht
nur mit berufsständischen Verbänden, sondern auch
mit Verbraucherverbänden, mit Tierschutz- und Um-
weltorganisationen. Ich versuche also insgesamt,
auch gemeinsame Ziele für die künftige Agrarpolitik
bei allen gesellschaftsrelevanten Verbänden und Or-
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ganisationen zu vermitteln. Aber es muss uns nach-
haltig gelingen, auch dem Verbraucher den Mehrwert
heimischer Lebensmittel- und Nahrungsproduktion
sichtbar zu machen. Warum soll der Verbraucher
mehr bezahlen als nur den Preis für das Superange-
bot? Warum soll er mehr für ein heimisches regiona-
les Produkt bezahlen als vielleicht für Importware aus
China oder sonst wo?

Wir müssen den Mehrwert nicht nur für die Landwirt-
schaft, sondern auch für den Verbraucher herausstel-
len. Es geht um die Sicherung von Arbeitsplätzen im
vor- und nachgelagerten Bereich und um die Garantie
attraktiver Lebensräume.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Tourismusregionen würden andernfalls veröden usw.
usf. Das müssen wir unseren Mitbürgern wieder ein-
mal deutlich machen.

Mein Haushalt umfasst im Großen und Ganzen
1,4 Milliarden Euro. Das ist gegenüber dem Nach-
tragshaushalt 2016 noch einmal eine deutliche Stei-
gerung; insgesamt stehen jetzt 148 Millionen Euro
mehr zur Verfügung. Ich denke, das ist keine Selbst-
verständlichkeit angesichts der übrigen Herausforde-
rungen – innere Sicherheit, Integration, Infrastruktur
und vieles andere mehr –, die wir bewältigen müssen.
Dieser Haushalt bietet den notwendigen Spielraum,
um die Einkommen der rund 110.000 Familienbetriebe
zu stabilisieren, Belastungen zu reduzieren und Zu-
kunftsaufgaben anzupacken.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Mir ist es wichtig, dass wir mit verlässlichen Program-
men Glaubwürdigkeit und Stabilität in der Agrarpolitik
vermitteln. Unser KULAP-Programm, das von Ihnen
teilweise schon angesprochen worden ist, hat ein
Ausmaß angenommen, um das uns andere Bundes-
länder nur beneiden können. 260 Millionen Euro kön-
nen wir in einem Jahr auszahlen. Neben den 110 Milli-
onen Euro, die wir als Ausgleichsprämie bzw. für die
Betriebe, die von Natur aus benachteiligt sind, zahlen,
sind das oft existenziell notwendige Programme, um
die Zukunftsfähigkeit unserer Betriebe zu sichern.
Wenn wir beim KULAP um fast 70 Millionen Euro er-
höhen, bitte ich Sie, meine Damen und Herren von
der Opposition: Fragen Sie Ihre Parteifreunde in den
anderen Bundesländern. Sie schauen alle neidvoll auf
Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Wer beklagt, Öko komme zu kurz, dem sei gesagt:
40 % der 260 Millionen Euro erhalten unsere Ökobe-
triebe. Wir haben 8.100 Ökobetriebe und 100.000

konventionelle Betriebe. Wer spricht da von Benach-
teiligung? Ich glaube, Sie sollten ehrlich zu sich selber
sein.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Auf eines lege ich nach wie vor großen Wert, weil das
eigentlich für unsere Agrarpolitik symbolisch ist: Wir
wollen Eigenverantwortlichkeit und Freiwilligkeit über
das Ordnungsrecht stellen, und der Erfolg gibt uns
recht.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Nein!)

Wie groß die vielfachen Herausforderungen sind, die
Weichen für die Zukunft richtig zu stellen, wird eindeu-
tig in der Waldpolitik sichtbar. Ja, wir wollen klimatole-
rante Zukunftswälder. Wir können nicht wie in der
Landwirtschaft im Frühjahr säen und im Herbst ern-
ten. Was wir hier tun, wirkt sich auf die nächsten zwei
Generationen aus, und deswegen ist generationen-
übergreifendes Handeln besonders wichtig. Wir müs-
sen auch hier mit Augenmaß und Vernunft vorgehen.
Aber auch Kontinuität ist beim Waldumbau notwendig.
Deswegen haben wir ein Förderprogramm von rund
46 Millionen Euro zur Verfügung – übrigens 6 Millio-
nen mehr als in der Vergangenheit. Wir haben rea-
giert. Wir wollen ganz bewusst den Zukunftswald, die
Bergwaldoffensive und die Waldinitiative Ostbayern
fortführen. Ich denke, der Wald ist an und für sich ein
Multitalent – für die Tiere Rückzugsraum und für die
Menschen Erholungsraum. Aber vergessen wir bitte
auch nicht die Bedeutung des Holzes als Baustoff, als
Wertstoff, als Brennstoff und als Dämmstoff. In den
Diskussionen wird oftmals übersehen, dass es hier
um viele Arbeitsplätze geht und dass hier eine Wert-
schöpfung von 196 Milliarden Euro jährlich erzielt
wird. Vielleicht ist auch der eine oder andere von
Ihnen dankbar, wenn er eine Holzkonstruktion für sein
Einfamilienwohnhaus planen, eine Hackschnitzelhei-
zung oder eine Pelletheizung einbauen oder einen
Dämmstoff aus Holz verwenden kann. Holz ist der
ökonomischste und ökologischste Baustoff, der
zudem vor unserer Haustüre wächst. Deshalb sollten
wir bitte neben dem Schützen auch das Nutzen nicht
vergessen.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Zukunftsaufgabe
und große Chance für diesen Sektor sehe ich die Di-
gitalisierung. Mein Ziel ist, dass alle bäuerlichen Be-
triebe, ob klein oder groß, hier am Fortschritt teilneh-
men können. Der Ausspruch "Bei uns fließen nicht nur
Milch und Honig, sondern auch Daten" trifft insbeson-
dere für die Landwirtschaft zu. Ich glaube, dass wir
hier im Interesse der Arbeitsplätze, des Tier- und Um-
weltschutzes noch große Möglichkeiten haben. Wir
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müssen auch den Mut haben, diese Entwicklung bei
unseren bäuerlichen Familienbetrieben positiv zu be-
gleiten. Mir ist es wichtig, dass wir im Forschungsbe-
reich über unsere Grenzen hinaus denken. Ich habe
erst kürzlich eine Forschungskooperation mit Südtirol
und Österreich abgeschlossen. Wir werden in Ruhs-
torf einen Leuchtturm für unsere Landesanstalt für
Landwirtschaft errichten.

Die jüngste Agrarmarktkrise hat auch gezeigt, liebe
Kolleginnen und Kollegen, dass viele unserer Betriebe
– mittlerweile sind es an die 70 % – bereits ein zu-
sätzliches Einkommen erwirtschaften müssen. Andere
Standbeine und Diversifizierung sind wichtige Merk-
male unseres bayerischen Weges. Ich glaube auch,
dass in der Bioökonomie noch große Wertschöp-
fungsmöglichkeiten liegen. Sie können mit biogenen
Rohstoffen selbstverständlich auch zusätzliches Geld
erwirtschaften. Deshalb habe ich ganz gezielt zehn
neue Stellen für unser Technologie- und Förderzent-
rum in Straubing ausgewiesen, weil ich meine, das ist
Zukunftspolitik. Wir wollen mit einer Premiuminitiative
das Einkommen unserer Landwirte und Betriebe ver-
bessern. Wir wollen in Kulmbach eine Genussakade-
mie errichten. Dann werden wir 100 Genussorte in
Bayern direkt herausgreifen. Wir wollen hier auch Ver-
brauchertrends ernst nehmen.

Ich werde ein Kompetenzzentrum für Hauswirtschaft
errichten, weil ich glaube, dass dieser Bereich in den
letzten Jahren unterbewertet war. Ich möchte es
schaffen, dass unser bayerisches Biosiegel den
Durchbruch schafft. Übrigens sind Regio und Bio in
Zukunft der Trend schlechthin. Ich will hier neue
Wege gehen: statt Anonymität mehr Regionalität.

Werte Kolleginnen und Kollegen, ich fühle mich
manchmal nicht nur als Landwirtschaftsminister, son-
dern auch als Heimat- und Wirtschaftsminister für den
ländlichen Raum.

(Zuruf von der SPD: Heimatminister ist ein ande-
rer! – Weitere Zurufe von der SPD und den GRÜ-
NEN)

Ich erkläre Ihnen auch, warum. In meinem Haus sind
durchaus Programme und Kompetenzen angesiedelt,
deren Nutznießer letzten Endes die Kommunen sind.
Wir haben eine Verwaltung für den ländlichen Raum
und die ländliche Entwicklung. Wir wollen nicht nur
Geld, sondern auch Personal zur Beratung und zur
Begleitung der verschiedenen Programme anbieten,
und wir wollen die Lebensverhältnisse und die Le-
bensbedingungen im ländlichen Raum verbessern.
Dann kommen wir auch dem selbstgesteckten Ziel
nahe, in ganz Bayern möglichst gleichwertige Lebens-
bedingungen zu schaffen. Es geht hier um Chancen-

gerechtigkeit. Wir haben ganz gezielt noch 23 Millio-
nen Euro draufgesattelt, um dieses Ziel zu erreichen.
Ich möchte auch dem Boden- und Gewässerschutz
und der ländlichen Infrastruktur noch einen deutlichen
Schub versetzen.

(Beifall bei der CSU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn geistige
Schranken fallen, werden kommunale Grenzen zweit-
rangig. Das ist mein Motto für die Stärkung der Kom-
munen, für die interkommunale Zusammenarbeit, für
Gemeindebündnisse und für die Vernetzung der Kom-
petenzen, die wir im ländlichen Raum haben. Dafür
gebe ich gerne mehr Geld aus. Übrigens haben wir
auch hier 14 neue Stellen, um junge Anwärter zu be-
schäftigen. Wie gesagt, der geplante Personalabbau
konnte um 20 Planstellen verringert werden. Das ist
doch ein deutlicher Fingerzeig.

(Zuruf von der SPD: Verringert? Nicht verringert!)

Ich glaube, das ist die richtige Trendwende, um dem
ländlichen Raum planbare Unterstützung für die Zu-
kunft zu signalisieren.

(Beifall bei der CSU)

Werte Kolleginnen und Kollegen, Bayern ist einer der
erfolgreichsten Agrar- und Forststandorte in Europa,
eben weil wir eine verlässliche Landespolitik anbieten
können.

Ich werde auch meine bewährten Projekte fortführen,
zum Beispiel die bayerische Eiweißstrategie, zum Bei-
spiel "Lernort Bauernhof", zum Beispiel Obst und
Schulfrühstück, zum Beispiel unsere Öko-Modellre-
gionen. Da dürfen Sie vonseiten der Opposition
durchaus auch einmal klatschen, weil das fürs ganze
Land von Vorteil ist.

(Beifall bei der CSU und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER und der GRÜNEN)

– Danke schön. – Ja, Agrarpolitik ist in der Tat Gesell-
schaftspolitik. Früher wurde der bayerische Weg
manchmal belächelt:

(Heiterkeit bei Abgeordneten der GRÜNEN)

Unsere Strukturen seien zu klein und nicht zukunftsfä-
hig. Heute erlebe ich viel Zustimmung in Europa, in
ganz Deutschland. Inzwischen kommen sogar Amts-
kollegen aus dem Norden nach Bayern. In diesem
Sommer, im August, war es der Landwirtschaftsminis-
ter von Schleswig-Holstein, Herr Habeck, der bei sei-
nem Besuch in München gesagt hat: Der bayerische
Weg muss doch nicht an Bayerns Grenzen enden.
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Meine Damen und Herren, das habe ich als Lob emp-
funden. Aber Sie wollen versuchen, zu kritisieren. Ich
bitte Sie, konstruktiv mitzuarbeiten,

(Horst Arnold (SPD): Ja also!)

damit dieser bayerische Weg ein Zukunftsweg bleibt
und damit wir uns in Zukunft auch international be-
haupten können.

Abschließend darf ich ohne Überheblichkeit, aber mit
einem gesunden Selbstbewusstsein behaupten: Wer
den besten Weg kennen will, wer Orientierung in der
Agrarpolitik sucht, der muss nach Bayern fahren und
muss sich in Bayern informieren.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD: From-
mer Wunsch!)

Ich werde diesen Weg weitergehen, darauf können
Sie sich verlassen – im Interesse Bayerns und zum
Wohle unserer Bauernfamilien.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Jetzt habe ich eine Zwischenbemer-
kung von Frau Kollegin Müller. Bitte schön.

Ruth Müller (SPD): Sehr geehrter Herr Minister, Sie
haben gerade angesprochen, Sie wollten eine Premi-
uminitiative für die Direktvermarkter starten. Das
haben Sie 2014 in einer Regierungserklärung schon
einmal versprochen. Zwei Jahre nach Ihrer Regie-
rungserklärung habe ich das jetzt abgefragt. Da
herrschte in Ihrem Ministerium eigentlich ganz große
Ahnungslosigkeit, als ich fragte, wie viele Direktver-
markter es denn tatsächlich gibt, wie es aussieht, wo
sich die Direktvermarkter befinden und wie es mit der
Förderung ausschaut. Wie sieht es denn jetzt mit der
neuen Initiative aus? Bis wann können wir mit Ergeb-
nissen rechnen?

Sie haben auch eingefordert, dass die Opposition
Ihnen einmal applaudieren solle. Das würden wir
gerne tun, wenn Sie zum Beispiel unserem Antrag
zum Schulfruchtprogramm zustimmen würden. Sie
haben ja gerade erwähnt, dass Sie das Schulfrucht-
programm gern weiter ausweiten und fortsetzen
möchten. Wir haben schon mehrmals den Antrag ge-
stellt, das Schulfruchtprogramm auf weiterführende
Schulen und auch auf Kinderkrippen auszuweiten.
Wenn Sie das tun, dann spenden wir auch Applaus.

(Beifall bei der SPD)

Staatsminister Helmut Brunner (Landwirtschaftsmi-
nisterium): Frau Kollegin Müller, nach dem Motto
"Alles ist gut, aber es könnte ein bisschen mehr sein"

(Ruth Müller (SPD): Genau!)

richtet man sich anscheinend als Oppositionspolitiker.
Natürlich würde ich gerne alles anbieten: Obst nicht
nur an einem Tag, sondern jeden Tag, täglich kosten-
lose Milch und Käseprodukte.

(Zurufe von der SPD: Das wärs! – Der Minister-
präsident hat doch vom Paradies gesprochen!)

Aber irgendwie muss das bezahlt werden. Wissen
Sie, es geht in erster Linie darum, Appetit zu machen,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Appetit zu machen auf eine gesunde Ernährung, Ap-
petit zu machen auf heimische Produkte, aber nicht
darum, alles kostenlos zu verteilen.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der CSU:
Bravo!)

Das ist das Erziehungsziel dabei.

(Zuruf der Abgeordneten Ruth Müller (SPD))

Sie sprechen den Bereich Premium an: Ja, wir wollen
hier noch einmal Gas geben. Deswegen stelle ich zu-
sätzlich bereits zwei Millionen Euro zur Verfügung.
Jeder Bauernmarkt, jeder Direktvermarkter bietet
nicht nur frische Ware an, sondern leistet einen Bei-
trag zur Information der Öffentlichkeit, weil er Informa-
tionen weitergeben kann. Ich bin stolz darauf, wenn
wir viele regionale Produkte direkt vom Erzeuger zum
Verbraucher bringen. Da ist Bayern in der Tat spitze.

Im Übrigen sollten Sie auch wissen – das habe ich
gar nicht angesprochen –, dass ich momentan Ge-
spräche mit Aldi, mit Lidl, mit Edeka, mit Rewe und
Real führe. Da geht es um ganz spezielle Dinge, um
die Weiterentwicklung unserer bayerischen Betriebe.

(Unruhe bei den GRÜNEN)

Da geht es aber auch um unsere Milchpolitik und um
solche Themen, die Sie jetzt im Entferntesten ange-
sprochen haben.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Wie können wir mit speziellen Programmen auch die
heimischen Produkte entsprechend präsentieren? Er-
staunlicherweise sind sich Vertreter dieser großen Le-
bensmitteleinzelhändler durchaus im Klaren darüber,
dass es auch in ihrem Interesse liegt, wenn sie die
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Werbestrategie regionaler Produkte auch in Zukunft
erfolgreich fahren wollen, dass unsere bayerische
Struktur mit vielen kleinen Bauernhöfen erhalten
bleibt.

(Zuruf von der SPD: Und zu einem anständigen
Preis!)

Das mache ich im Hintergrund und hänge es nicht an
die große Glocke. Sie können sicher sein, dass ich
alles tue, um unsere Inlandsmärkte im Werbe- und
Marketingbereich noch besser zu erschließen, unsere
Maßnahmen zu optimieren.

Einige glauben aber, das sei ausreichend. Vorhin
wurde zum Teil der Export kritisiert – bei 200 %
Selbstversorgung bei Rindfleisch, 174 % Selbstver-
sorgung bei Milch, 330 % Selbstversorgung bei Käse.
Meine Damen und Herren, wenn ich nur so viel ver-
markten soll und will, wie wir in Bayern verbrauchen,
müsste ich jedem zweiten Bauern in Bayern sagen, er
solle aufhören. Das wollen wir doch nicht.

(Beifall bei der CSU – Horst Arnold (SPD): Das
will kein Mensch! Jedenfalls von uns nicht!)

Deswegen müssen wir Märkte in aller Welt bedienen.
Herrn Arnold, Sie waren genauso wie Frau Sengl
dabei, als wir vor wenigen Wochen in Japan waren.
Auf meine Frage hin, was sich die Japaner von Bay-
ern besonders wünschen, kam die Antwort: an erster
Stelle Hopfen und Bier, aber auch bayerischen Wein
und bayerischen Käse. Diesem Wunsch sollten wir
nachkommen.

(Beifall bei der CSU – Horst Arnold (SPD): Also!)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister. Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung lie-
gen der Entwurf des Haushaltsplans 2017/2018, Ein-
zelplan 08, und hierzu die Änderungsanträge auf den
Drucksachen 17/13944 mit 17/13947, 17/13795 mit
17/13806, 17/13930 mit 17/13941 und 17/13904 mit
17/13917 sowie die Beschlussempfehlung des feder-
führenden Ausschusses für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen auf der Drucksache 17/14627 zugrunde.

Der Einzelplan 08 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 17/14627 genannten Än-
derungen zur Annahme empfohlen. 

Wer dem Einzelplan 08 mit den vom federführenden
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen vor-
geschlagenen Änderungen seine Zustimmung geben

will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das
ist die CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich in glei-
cher Weise anzuzeigen. – Die SPD-Fraktion und die
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthal-
tungen? – Bei Stimmenthaltung der Fraktion der
FREIEN WÄHLER wird der Einzelplan 08 mit den
vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen
vorgeschlagenen Änderungen angenommen.

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge als erledigt. Eine Liste dieser Ände-
rungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 13)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die er-
forderlichen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen.
– Stimmenhaltungen? – Keine Gegenstimmen und
keine Stimmenhaltungen. Dann ist es so beschlossen.

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/14627 weise ich da-
rauf hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13944 mit 17/13947 ihre Erledigung gefun-
den haben.

Damit ist die Beratung des Einzelplans 08 abge-
schlossen. Herr Staatsminister, wir geben den Staats-
haushalt Ihres Ressorts in Ihre Hände. Es kann wei-
tergearbeitet werden. Vergessen Sie aber nicht, dass
das Hohe Haus den Haushalt beschlossen hat. Glück-
wunsch und alles Gute!

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Außerhalb der
Tagesordnung rufe ich im Einvernehmen mit allen
Fraktionen auf:

Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 7991

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000100.html


Aufhebung der Immunität eines Mitglieds des
Bayerischen Landtags

Mit Schreiben vom 14. Dezember 2016 wurde die
Aufhebung der Immunität eines Mitglieds des Baye-
rischen Landtags beantragt. Der Ausschuss für Ver-
fassung, Recht und Parlamentsfragen hat in seiner
heutigen Sitzung den Antrag beraten und einstimmig
die Aufhebung der Immunität befürwortet. Eine Aus-
sprache findet hierzu nicht statt. Wir kommen zur Ab-
stimmung. 

Wer der Beschlussempfehlung des federführenden
Ausschusses für Verfassung, Recht und Parlaments-
fragen auf Drucksache 17/14791 zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. – CSU-Fraktion, SPD-
Fraktion, Fraktion der FREIEN WÄHLER und Fraktion
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gegenstim-
men? – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch keine.
Damit ist die Beschlussempfehlung des Ausschusses
angenommen.

Ich rufe jetzt Tagesordnungspunkt 12 auf:

Haushaltsplan 2017/2018
Einzelplan 12 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und
Verbraucherschutz

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion
(Drsn. 17/13948 und 17/13949)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion
(Drsn. 17/13776 mit 17/13787)
Änderungsanträge der Fraktion FREIE WÄHLER
(Drsn. 17/13725 mit 17/13737)
Änderungsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN
(Drsn. 17/13950 mit 17/13964)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von einer Stunde und 30 Minuten ver-
einbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU
22 Minuten, auf die SPD-Fraktion 17 Minuten sowie
auf die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN jeweils 14,5 Minu-
ten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich
an der Redezeit der stärksten Fraktion.

Bevor ich die Aussprache eröffne, weise ich darauf
hin, dass zu den Änderungsanträgen der SPD-Frak-
tion auf den Drucksachen 17/13782, 17/13785 und
17/13786 namentliche Abstimmung beantragt worden
ist. Über den Änderungsantrag der Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN soll in einfacher

Form abgestimmt werden. Ich eröffne die Aussprache
und darf als erstem Redner Herrn Kollegen Bachhu-
ber das Wort erteilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Martin Bachhuber (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, Frau Staatsministerin, meine sehr verehrten
Kolleginnen und Kollegen, Hohes Haus! Nach den
nun eingehenden Beratungen der Einzelpläne 03, 04,
05, 15, 07 und 08 über mittlerweile elf Stunden hin-
weg darf ich Ihnen sozusagen als Nachspeise das
Sahnehäubchen, den Einzelplan 12 präsentieren.

(Volkmar Halbleib (SPD): Bist du das Sahne-
häubchen?)

Der Einzelplan 12 ist ein ganz gelungenes Werk, das
sich sehen lassen kann.

(Florian von Brunn (SPD): Nicht ganz!)

Das habe ich schon als Berichterstatter im Haushalts-
ausschuss bei den intensiven Beratungen feststellen
können. Lieber Kollege Halbleib, du bist ja leider nicht
mehr im Ausschuss, sonst hättest du dir jetzt die Zwi-
schenrufe gespart.

(Volkmar Halbleib (SPD): Wenn du "leider" sagst,
ist es gut!)

Angesichts der bekannten großen Herausforderungen
für den gesamten Staatshaushalt bin ich fest davon
überzeugt, dass die Belange des Umwelt- und Ver-
braucherschutzes mit diesem Einzelplan bestmöglich
berücksichtigt werden. Das Ausgabevolumen steigt im
eingebrachten Entwurf des Doppelhaus-
halts 2017/2018 gegenüber dem Nachtragshaushalt
von 2016 von rund 868 Millionen Euro um 14,2 Millio-
nen Euro auf 882,4 Millionen. Das sind 1,7 % mehr
als 2016. 2018 steigt das Volumen gegenüber 2017
um weitere 20,3 Millionen auf 902,7 Millionen. Das ist
eine weitere Steigerung um 2,3 %.

Die Investitionsquote des Einzelplans 12 ist weiterhin
erfreulich hoch. Sie beträgt 2017 rund 30,9 % und
2018 30,5 %. Dieser hohe Wert – im Vergleich dazu
beträgt die Investitionsquote im Gesamthaushalt etwa
12 % – ist nicht zuletzt den Hochwasserschutzaktivitä-
ten der bayerischen Wasserwirtschaft zuzuschreiben.
Die von uns bereitgestellten Mittel für den Schutz un-
serer Bürgerinnen und Bürger sind meines Erachtens
bestens angelegt.

Hohes Haus, wie immer hatte die Opposition im
Haushaltsausschuss höhere Steigerungen bei den
einzelnen Ansätzen gefordert. Das ist aus meiner
Sicht manchmal mehr, aber auch manchmal weniger
sinnvoll. Aber auch da, wo Steigerungen wünschens-
wert wären, müssen wir ehrlich genug sein und aner-
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kennen, dass uns die finanzpolitischen Rahmenbedin-
gungen gewisse Grenzen setzen. Staatsminister
Brunner hat gerade erklärt: Alles ist gut, aber es könn-
te immer noch ein bisschen mehr sein. Das gilt auch
für diesen Haushalt.

Die CSU-Fraktion hat dort, wo sie es für sinnvoll und
machbar hielt, an einigen Stellschrauben gedreht.
Zwei Änderungsanträge zugunsten von Erhöhungen
für die Landschaftspflege und für die Naturparkverei-
ne sowie die Errichtung und den Betrieb von Umwelt-
stationen wurden vom Haushaltsausschuss befürwor-
tet. Insgesamt erhöht sich das Volumen des
Einzelplans 12 gegenüber dem Entwurf der Staatsre-
gierung dadurch im Jahr 2017 um 1,2 Millionen Euro.
Die Mehrung im Doppelhaushalt 2017/2018 dient vor
allem dem Hochwasserschutz, insbesondere dem
Schutz gegen Sturzfluten, dem Naturschutz und der
Landschaftspflege sowie der Umsetzung des Biodi-
versitätsprogramm Bayern 2030 der Bayerischen
Staatsregierung.

Darüber hinaus ermöglicht die Mehrung im Doppel-
haushalt die Schaffung einer neuen Kontrollbehörde
für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen und
die damit verbundene Etablierung neuer, moderner
Untersuchungsmethoden beim Bayerischen Landes-
amt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit.

Auch im Bereich Verbraucherschutz und Verbraucher-
information gibt es eine Mittelerhöhung.

Ich möchte auf einige wichtige Punkte näher einge-
hen. – Die Investitionen in den Hochwasserschutz
können auch unter Nutzung der Mittel der EU, des
Bundes und Dritter sowie der Abwasserabgabe mit –
unverändert hohen – 150 Millionen Euro pro Jahr wei-
tergeführt werden. Wegfallende EU-Mittel in diesem
Bereich konnten durch Umschichtungen kompensiert
werden. Zusätzlich stehen jährlich 35 Millionen Euro
für Baumaßnahmen im Rahmen des Sonderpro-
gramms zum Hochwasserschutz an der Donau zwi-
schen Straubing und Vilshofen zur Verfügung.

(Beifall bei der CSU)

Als Konsequenz aus den Sturzfluthochwasserkatast-
rophen im Mai und im Juni 2016 werden die Mittel für
Hochwasserschutzmaßnahmen im Jahr 2017 um
5 Millionen Euro und im Jahr 2018 um weitere 2 Milli-
onen Euro erhöht. Zudem werden im Bereich des
Hochwasserschutzes 30 neue Stellen geschaffen.

Für Natur- und Landschaftsschutz stehen im
Jahr 2017 zusätzlich 9 Millionen Euro im Vergleich
zum Jahr 2016 bereit; im Jahr 2018 werden es
8,5 Millionen Euro mehr sein. Das sind insgesamt
17,5 Millionen Euro mehr als bisher. Was bedeutet

das konkret? – 10 Millionen Euro mehr für das Ver-
tragsnaturschutzprogramm,

(Beifall bei der CSU)

3,5 Millionen Euro mehr für das Biodiversitätspro-
gramm Bayern 2030, 2,5 Millionen Euro mehr für die
Förderung von Naturparkvereinen,

(Beifall bei der CSU)

1,5 Millionen Euro mehr für die Förderung von Land-
schaftspflegemaßnahmen.

Für die Sanierung der Niedermoore – in diesem Zu-
sammenhang hatte Frau Sengl etwas zu monieren –
und die Moorrenaturierung stehen im neuen Doppel-
haushalt 4,3 Millionen Euro pro Jahr zur Verfügung.

Für die Errichtung und den Betrieb von Umweltstatio-
nen hat meine Fraktion, die Regierungsfraktion, zu-
sätzlich 200.000 Euro im Jahr 2017 vorgesehen. Für
Aufbau und Betrieb der neuen Kontrollbehörde für Le-
bensmittelsicherheit und Veterinärwesen werden
1,5 Millionen Euro im Haushaltsjahr 2017 und
600.000 Euro im Haushaltsjahr 2018 bereitgestellt.
Zudem werden in diesem Bereich 70 neue Stellen ge-
schaffen. Das Landesamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit erhält in diesem Zusammenhang jähr-
lich 1 Million Euro zur Etablierung neuer, moderner
Untersuchungsmethoden. Das Ausgabevolumen für
Verbraucherschutz und Verbraucherinformation steigt
gegenüber dem Nachtragshaushalt ebenfalls – um
200.000 Euro – an.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Frau
Staatsministerin, ich gratuliere zu diesem Doppel-
haushalt. Wie eingangs schon gesagt, kann sich die-
ses Werk sehen lassen. Es braucht keinen Vergleich
mit einem anderen Bundesland zu scheuen.

(Beifall bei der CSU)

Es berücksichtigt bestens die Belange des Umwelt-
und Verbraucherschutzes und trägt mit Sicherheit
dazu bei, dass Bayern noch lebenswerter wird. Ich
kann dem Hohen Haus nur empfehlen, dem Einzel-
plan 12 zuzustimmen. – Ich danke für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die
SPD-Fraktion hat Frau Kollegin Biedefeld das Wort.
Bitte schön, Frau Kollegin.

Susann Biedefeld (SPD): Frau Präsidentin, Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Ministerin, ich wiederhole hier
in leicht abgeänderter Form meine Aussagen aus
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dem Haushaltsausschuss zur Beratung des Einzel-
plans 12.

Ich beginne heute nicht mit der Frage, wie zufrieden
Sie als zuständige Ministerin mit Ihrem Haushalt sind,
sondern mit einer Feststellung: Nein, mit diesem
Haushalt können Sie eigentlich nicht zufrieden sein.
Zumindest sehen wir das so. Wenn ich an Ihrer Stelle
wäre, wäre ich auch nicht zufrieden – nicht mit der
bisherigen Bilanz nach etwas über drei Jahren im
Amt, schon gar nicht mit dem Einzelplan 12 des vor-
liegenden Entwurfs des Doppelhaushalts 2017/2018.
Dieser verbessert die Bilanz nämlich nicht. Für uns ist
es nicht ein gelungenes, gar herausragendes Werk,
Herr Kollege Bachhuber. Wir sagen: Es ist eher das
Gegenteil.

Von der CSU hören wir ständig, die Opposition habe
immer Wünsche und wolle für das eine oder andere
Projekt mehr Mittel zur Verfügung stellen. Wir sagen:
Die Opposition würde manches ganz anders machen.
An dieser Stelle rede ich noch gar nicht von mehr Mit-
teln. Das bitte ich zu berücksichtigen.

Wie sieht die Bilanz der Bereiche Umwelt und Ver-
braucherschutz aus, und wie wird mit dem Einzel-
plan 12 dieses Doppelhaushalts darauf reagiert? Es
gab Lebensmittelskandale – übrigens nicht nur Bay-
ern-Ei. Der ORH lässt grüßen.

Das nächste Stichwort lautet Flächenfraß. Der Kolle-
ge von der CSU sagte, Bayern brauche den Vergleich
mit anderen Bundesländern nicht zu scheuen. Von
wegen! Bayern ist das Land mit der größten Versiege-
lung von Flächen. Das geht ohne Ende so weiter.

Ich nenne im Zusammenhang mit der Thematik Flä-
chenfraß die Stichworte Landesentwicklungspro-
gramm und Anbindegebot. Dazu haben wir von der
Umweltministerin bisher kein einziges Wort gehört. Es
geht um den Schutz der Umwelt, der Natur, unserer
Lebensgrundlagen – kein Wort dazu von Ihnen! Wir
machen weiter wie bisher und verstärken die negative
Entwicklung durch die Ausgestaltung des LEP.

Eine erschreckende Bilanz zeigt sich in Bezug auf die
Rote Liste.

Als weiteres Stichwort nenne ich den Gewässer-
schutz. Immer mehr Grundwasser ist mit Nitrat belas-
tet, die Grenzwerte werden oft überschritten. Das ist
die Situation bei unserem wichtigsten Lebensmittel,
unserem Wasser! Die EU hat die Bundesrepublik
Deutschland verklagt. Bayern kann und muss sich
entsprechend verantwortlich zeigen und einklinken.
Wir können nicht tatenlos zusehen; denn als Agrar-
land trägt Bayern maßgeblich zur Belastung mit Nitra-
ten bei.

Die Wirtschaft ist wichtig; das haben wir schon bei der
Beratung des Einzelplans 07 gehört. Aber ohne ge-
sunde Natur und Umwelt – unsere wichtigsten Le-
bensgrundlagen! – ist auch keine Wirtschaft mehr
möglich. Daher darf der Umweltschutz nicht immer
nach hinten wegkippen, wenn es darum geht, ob
Maßnahmen für die Wirtschaft oder für die Umwelt auf
den Weg gebracht werden sollen. Wir müssen noch
mehr als bisher darauf achten, solche Maßnahmen im
Einklang von Wirtschaft und Umwelt auf den Weg zu
bringen. Die beiden Bereiche schließen sich nicht
aus; sie dürfen sich auch nicht ausschließen. Wir sind
jedenfalls der Auffassung, dass eine ganze Reihe von
anderen Maßnahmen möglich ist.

(Beifall bei der SPD – Ludwig Freiherr von Ler-
chenfeld (CSU): Vorschläge? – Harald Güller
(SPD): Im Ausschuss haben wir ungefähr 10 Än-
derungsanträge gestellt!)

Ich bin immer noch bei der Bilanz und dem Haushalt.
– Was den Naturschutz angeht, so nenne ich nur das
Stichwort Riedberger Horn: Wo war, wo ist Ihr hörba-
res Veto gegen die dortigen Maßnahmen, Frau
Staatsministerin? Zumindest nach unserem Eindruck
haben Sie Ihre Stimme nicht laut genug erhoben. Sie
haben sich jedenfalls nicht durchsetzen können.
Wenn wir das Ergebnis sehen, können wir nur sagen:
Das ist alles andere als Naturschutz.

Beim Verbraucherschutz gibt es vielleicht ein paar
kleine Fortschritte. Aber reichen diese in Anbetracht
der Herausforderungen, vor denen wir stehen, aus?
Wir meinen, nein.

Hochwasserschutz: Wir in Bayern bekommen immer
mehr die Defizite des mangelnden konsequenten
Hochwasserschutzes und der mangelnden, völlig un-
zureichenden Klimapolitik der Staatsregierung zu spü-
ren. Menschen kommen um. Viele verlieren all ihr Hab
und Gut. Es wird immer teurer, teurer und noch teurer,
weil immer größere Schäden durch Hochwasser, ins-
besondere durch Sturzfluten, entstehen.

Bleiben wir bei der Bilanz: Ein neuer – dritter – Natio-
nalpark wird von Ministerpräsident Seehofer ausgeru-
fen und verkündet. Die Umweltministerin steht dane-
ben und staunt mehr oder minder Bauklötze ob
derartiger Ankündigungen.

In der bayerischen Umweltpolitik wird die Politik der
freiwilligen Selbstverpflichtungen, der Pakte – an der
"Paktitis" litten schon alle Ihre Vorgänger, speziell
wenn ich an Dr. Werner Schnappauf denke – und der
repräsentativen Preisverleihungen fortgeführt. Wenn
es darüber hinausgeht, dann kommt mal hier und mal
dort ein kleines Feigenblatt hinzu. Das ist die Umwelt-
politik der Staatsregierung.
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Jetzt legen Sie uns diesen Einzelplan des Doppel-
haushalts 2017/2018 vor. Viele Ihrer Kabinettskolle-
gen sprachen und sprechen, was deren Ressorts be-
trifft, von "Rekordhaushalt" und "Rekordsummen". Sie
können da in Anbetracht der Zahlen nicht mithalten.
Herr Kollege Bachhuber hat eben die Steigerungszah-
len angeführt: 2017 plus 1,5 %, 2018 plus 2,4 %. Sie
können da nicht mithalten; es sei denn, Sie rechnen
und reden alles schön. Das kann man natürlich ma-
chen, Kollege Bachhuber. Angesichts der angeblich
so hervorragenden Haushaltslage hätte das Umwelt-
ressort durchaus stärker profitieren müssen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Ministerin, Sie haben im Haushaltsausschuss
ausgeführt, dass der Haushalt aus Ihrer Sicht das
Beste für die Natur in Bayern leiste. Das stellen wir
groß in Frage. Als leidenschaftliche Umweltpolitikerin
und noch leidenschaftlichere Tierschützerin könnte ich
allein heute Abend Stunden der Debatte zum Einzel-
plan 12 bestreiten. Ich will mich aber auf ein paar we-
nige Themen beschränken, und zwar auf diejenigen,
die uns als SPD-Landtagsfraktion besonders am Her-
zen liegen und die sich selbstverständlich in unseren,
den Änderungsanträgen der SPD-Landtagsfraktion
niederschlagen.

Thema Umweltstationen – Änderungsantrag auf
Drucksache 17/13776. Wir haben 53 Umweltstationen
in Bayern. Den Umweltstationen kommt eine ganz
wichtige Bedeutung zu. Die Bedeutung der Umweltbil-
dungszentren, wie ich die Umweltstationen auch
immer gerne bezeichne, für die Vermittlung von Um-
weltwissen und Umweltbewusstsein an eine breite
Bevölkerungsschicht ist angesichts der modernen He-
rausforderungen des Klimawandels und der erneuer-
baren Energien, aber auch bezüglich Natur- und
Landschaftsschutz bis hin zum Gewässerschutz nicht
zu unterschätzen. Es geht um Umweltbildung für alle
Menschen in diesem Lande, von Jung bis Alt. Die
Umweltstationen leisten wirklich eine gute Arbeit und
haben auch eine enorme Breitenwirkung. Genau des-
halb will die SPD-Fraktion die Haushaltsmittel für die
Errichtung und den Betrieb der Umweltstationen auf-
gestockt wissen.

Erfreulich ist, dass sich die Umweltstationen in Bayern
immer größerer Nachfrage erfreuen. Um aber die
Qualität und die Vielfalt der umweltpolitischen Bil-
dungsangebote auch in Zukunft sichern zu können,
bedarf es aus unserer Sicht ganz klar eines höheren
Mitteleinsatzes. Die von der CSU beantragte und be-
schlossene Aufstockung der Mittel nur im Jahr 2017 –
was passiert eigentlich im Jahr 2018? – um nur
200.000 Euro – für uns sind es "nur" 200.000 Euro –
reicht für uns hinten und vorne nicht aus. Doch so viel

Geld mehr für 53 bestehende Umweltstationen und
zwölf Einrichtungen, die die Anerkennung anstreben?
– Ich sage: Das ist nicht ausreichend. Damit kann die
Qualität der Arbeit nicht aufrechterhalten werden. Wir
befürchten, dass aufgrund der Anerkennung weiterer
Umweltstationen – es ist ja gut, dass wir dadurch ein
Stück weit noch mehr Flächendeckung in Bayern er-
reichen – das Stück Kuchen für diejenigen, die dann
wirklich arbeiten, immer kleiner wird, wenn die Mittel
nicht massiv aufgestockt werden. Sie leisten eine tolle
Arbeit. Es ist ganz wichtig, dass Kinder und Jugendli-
che an den Umwelt- und Naturschutz herangeführt
werden.

Diejenigen, die in den Umweltstationen arbeiten, die
Vereine, Verbände und Organisationen, die ehrenamt-
lichen Helferinnen und Helfer, die Kooperationspart-
ner, wissen, wie knapp das Geld bemessen ist. Sie
glauben auch Ihren Aussagen und Ihren Lippenbe-
kenntnissen nicht mehr. Eigentlich können Sie Ihre
Lippenbekenntnisse und Ihre Sonntagsreden dazu
einstellen.

Zum Thema Verbraucherschutz – unsere Änderungs-
anträge auf den Drucksachen 17/13777 und
17/13778. Mein Kollege Florian von Brunn fordert zu
Recht für die bayerische Verbraucherberatung einen
Euro pro Kopf. Das wär’s!

(Beifall bei der SPD)

Doch davon sind wir meilenweit entfernt. Dazwischen
liegen noch riesige Schluchten. Die Lebensmittelskan-
dale haben zum wiederholten Male aufgezeigt, dass
Nachbesserungsbedarf und großer Handlungsbedarf
bestehen.

(Zuruf des Abgeordneten Harald Güller (SPD))

Der ORH zeigt dies in seinem Gutachten deutlich auf.
Darauf bin ich ja heute Vormittag im Rahmen des Ein-
zelplans 03 A schon eingegangen. Was machen Sie,
Frau Ministerin, mit Ihrem Kabinett und mit Ihrer CSU-
Mehrheitsfraktion? – Sie ignorieren die Zahlen, Daten
und Fakten der Experten und Fachleute.

Zum Bereich des Verbraucherschutzes, der Verbrau-
cherzentralen und des Verbraucherservice Bayern:
Auch dort wird eine sehr, sehr professionelle, sehr,
sehr gute Arbeit geleistet. Aber auch diese Stellen
sind gnadenlos unterfinanziert. Frau Ministerin, Sie
wissen, wie dort die finanzielle Situation ist. Verglei-
chen Sie Bayern beim Verbraucherschutz, bei den
Verbraucherzentralen und beim Verbraucherservice
doch einmal mit anderen Bundesländern, Herr Kolle-
ge Bachhuber.
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(Beifall bei der SPD – Florian von Brunn (SPD):
Rote Laterne!)

Sie machen dies für diesen Bereich ganz bewusst
nicht, weil Sie als Negativbeispiel ganz hinten stehen.
Kollege von Brunn sagt: Die rote Laterne. Ziehen Sie
doch hier einmal Vergleiche mit anderen Bundeslän-
dern. Ich sage Ihnen: Bayern würde diesen Verglei-
chen nicht standhalten.

Immer mehr Menschen sind verunsichert und brau-
chen bzw. suchen eine unabhängige, fachlich qualifi-
zierte Beratung. Wir brauchen in Bayern im Verbrau-
cherschutz mehr institutionelle Förderung und mehr
unbefristete Stellen, gerade bei Themen, die mit Fi-
nanzfragen zu tun haben, mit Finanzgeschäften und
Telekommunikation, mit Online-Geschäften, Altersvor-
sorge etc. Hier werden der Bedarf und die Nachfrage
immer größer. Es bedarf fachkundiger und gut qualifi-
zierter Ansprechpartner, die zum Beispiel auch einmal
die Möglichkeit haben – dazu bedarf es auch der Mit-
tel –, sich selbst fort- und weiterzubilden. Aber dafür
ist schon gar kein Geld da.

Bislang ist auch für ein Prozesskostenbudget nicht
sehr viel Geld da. Darauf zielt ein weiterer Änderungs-
antrag von uns ab, in dem es auch um die Verbesse-
rung des Verbraucherschutzes geht. Uns geht es um
die Verstetigung des Prozesskostenbudgets für die
Verbraucherschutzorganisationen in Bayern. Wir wol-
len mit einem Prozesskostenbudget dem zahnlosen
Tiger scharfe Zähne verpassen. Wir wollen damit das
mit einer Klage verbundene mögliche Risiko zumin-
dest ein Stück weit abfedern, weil bislang einfach die
Mittel nicht vorhanden sind, um die eine oder andere,
von Fachleuten gut abgewogene Klage überhaupt
führen zu können.

Thema Landschaftspflege und Vertragsnaturschutz –
unsere Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13779 und 17/13780. Das ist ein Bereich der
Umweltpolitik, in dem wir mit unseren Änderungsan-
trägen klotzen und nicht kleckern. Sie stocken die Mit-
tel auf – das erkennen wir an –, aber – das muss man
auch dazu sagen – aus der globalen Minderausgabe
durch Umschichtungen innerhalb des Haushaltes. Da
werden Haushälterinnen und Haushälter hellhörig.
Beides sind gute Programme. Beide haben bereits Er-
folgsgeschichte geschrieben. Wir wollen zu dieser Er-
folgsgeschichte gerne Fortsetzungsfolgen schreiben.
Das Geld ist hier wirklich doppelt effektiv eingesetzt.
Es geht um den Schutz und die Pflege unserer Natur
und Kulturlandschaft.

Uns geht es auch um ein weiteres finanzielles Stand-
bein für unsere bäuerliche Landwirtschaft. Unseren
Landwirten geht es im Moment nicht sehr gut – ich

weiß jetzt nicht, ob trotz oder wegen der CSU. Das
weiß ich nicht; das sollen andere beurteilen. Die För-
dermittel können also wirklich sehr sinnvoll eingesetzt
werden, wenn es um den Zu- und Nebenerwerb unse-
rer Landwirte geht. Auf jeden Fall können sie ökolo-
gisch und ökonomisch sinnvoll und effektiv eingesetzt
werden. Wir brauchen eine finanziell bessere Ausstat-
tung der Programme für Landschaftspflege und Ver-
tragsnaturschutz, um unsere ökologisch wertvollen
Lebensräume zu erhalten. Ich sage das an die Christ-
lich-Soziale Union: Es geht um den Erhalt und um den
Schutz unserer Schöpfung – christlich-sozial.

Sie haben ihr selbstgestecktes Ziel nicht erreicht. Das
Biodiversitätsprogramm Bayern 2030 sieht ausdrück-
lich die flächendeckende Ausstattung mit Land-
schaftspflegeverbänden vor, um die Ziele zu erreichen
– wir haben 59 an der Zahl. Dazu brauchen wir einen
höheren finanziellen Einsatz. Für mehr Landschafts-
pflegeverbände und für eine gänzliche Abdeckung
brauchen wir mehr Mittel. Auch hier darf der Kuchen
nicht kleiner werden – ganz im Gegenteil. Durch das
Vertragsnaturschutzprogramm werden ökologisch
wertvolle Gebiete im Offenlandbereich – Wiesen, Wei-
den, Äcker, Teiche – gefördert. Aktuell geht es in Bay-
ern um eine Fläche von 2 %. 2 % der landwirtschaft-
lich genutzten Flächen werden mit VNP-Maßnahmen
bewirtschaftet. Nach Schätzungen des Landesamts
für Umweltschutz – LfU – müssten es aber mindes-
tens 6 % sein, um das Artensterben zurückzudrängen
und um entsprechende Verbesserungen zu erreichen.
Wir brauchen auch hier eine klare Aufstockung der
Mittel, um die Maßnahmen auch im Wald und in den
Mooren auszuweiten.

Wir, die SPD-Landtagsfraktion, wollen mit dem Antrag
auf Drucksache 17/13782 im Interesse einer nachhal-
tigen und ganzheitlichen Regionalentwicklung eine
bessere Mittelausstattung für die Naturparks errei-
chen. Es geht um eine angemessene Ausstattung der
Geschäftsstellen mit qualifiziertem Personal. Diesen
Geschäftsstellen muss eine positive Weiterentwick-
lung ermöglicht werden.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Vorher um nichts
kümmern, aber jetzt fordern!)

Wie ist es hier mit dem Ländervergleich? – Stellen Sie
auch in diesem Bereich einmal den Ländervergleich
an. Machen Sie das lieber nicht; denn da schneidet
Bayern nicht sehr gut ab. Wir haben auch Anträge zu
den Nationalparks gestellt.

Ich möchte aber noch den Punkt des Tierschutzes an-
sprechen. Wir, die SPD-Fraktion, haben hier nur drei,
nur drei, Schwerpunkte für den Tierschutz herausge-
griffen. Es gibt nämlich ganz, ganz viele, teilweise
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uralte und teils riesengroße Baustellen. Bei unseren
Anträgen geht es um die Einrichtung eines baye-
rischen Pilotprojekts zur Förderung des Katzenschut-
zes. Es geht darum, das massive Katzenelend durch
die Förderung der Kastration von freilaufenden Kat-
zen zu minimieren. Es geht um einen Nothilfefonds für
außergewöhnliche Ereignisse wie illegale Welpen-
transporte und Animal Hoarding. Es geht um Zu-
schüsse für Investitionskosten für Tierschutzvereine
bzw. Tierheime. Jedes dritte Tierheim steht vor der In-
solvenz, obwohl dort wirklich gesamtgesellschaftliche
Aufgaben übernommen werden. Aber hierfür werden
die Tierheime nicht entsprechend entlohnt. Alleine bei
unseren bayerischen Tierheimen gibt es, vorsichtig
geschätzt, einen Investitionsstau von etwa 10 Millio-
nen Euro. Hier besteht großer Handlungsbedarf. Ich
fordere Sie auf: Sorgen Sie endlich dafür, dass mit
dem Stillstand beim Tierschutz Schluss ist! Sorgen
Sie dafür, dass es endlich einmal ein Stück weit vo-
rangeht! Ich würde es begrüßen, wenn Sie das eine
oder andere Argument, wenn nicht im Plenum, dann
vielleicht in den Ausschüssen, überzeugen könnte. Es
wäre notwendig, dass wir in Bayern bei der Umwelt-
politik ein ganzes Stück nach vorne kommen.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die
Fraktion der FREIEN WÄHLER hat jetzt der Kollege
Zierer das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Benno Zierer (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin,
meine Damen und Herren! Es ist schön, dass doch
noch eine Reihe von Kolleginnen und Kollegen anwe-
send ist. Ein Mehr für den Naturschutz und die Land-
schaftspflege hört sich zunächst einmal sehr gut an.
Uns FREIEN WÄHLERN liegt viel daran, die Akteure
zu unterstützen, die in diesem Bereich vorbildliche Ar-
beit leisten. Diese geben diesem Bereich auch ein
Gesicht. Natürlich begrüßen wir es, dass die Mittel für
den Vertragsnaturschutz aufgestockt wurden. Wir
freuen uns, dass die Naturparks mehr Geld erhalten.
Das haben wir schon längst gefordert. Unverständlich
ist aber, dass die Landschaftspflegeverbände so stief-
mütterlich behandelt werden. Dies ist vor allem unver-
ständlich, wenn ich an die letzte Haushaltsdebatte
denke, bei der die CSU-Kollegen Lobeshymnen auf
die Verbände angestimmt haben; sie sind eine baye-
rische Erfindung, sie sind ein Exportschlager und eine
Erfolgsgeschichte. Das ist alles richtig. Trotzdem wer-
den sie nicht ausreichend gewürdigt. Vor zwei Jahren
wurden zusätzlich 200.000 Euro eingestellt. Mittler-
weile gibt es aber neue, große Landschaftspflegever-
bände wie in Landshut oder im Donauries. Außerdem
gibt es mittlerweile Geschäftsführer, die gerne mehr
tun würden und die die eigenen Projekte gerne auf
gesunde Beine stellen würden. Aber das geht nur mit

unserer und mit Ihrer Unterstützung. Die Mittel für das
Landschaftspflegeprogramm werden gerade einmal
um 500.000 Euro aufgestockt. Damit kommt man
nicht weit. Unser Änderungsantrag dazu wurde abge-
lehnt.

Auch wurden unsere Vorschläge, die Umweltbildung
im Allgemeinen und die Umweltbildung für Flüchtlinge
im Besonderen besser zu unterstützen, abgelehnt.
Dabei war es die Umweltministerin, die hier einmal
betont hat, dass Umweltbildung eine große Chance
für die Integration ist. Wichtig ist, dass den meist jun-
gen Menschen Umwelt- und Naturbewusstsein vermit-
telt wird. Das bringt auch dann etwas, wenn sie wie-
der in ihre Heimatländer zurückkehren sollten.

Es wäre auch sinnvoll gewesen, die Mittel für das
Freiwillige Ökologische Jahr und gleichzeitig den Lan-
desanteil zu erhöhen. Damit könnten die Träger zu-
sätzliche attraktive Angebote schaffen. Die Nachfrage
wäre vorhanden.

Von den insgesamt 40 Änderungsanträgen beschäf-
tigt sich ein Viertel mit der Situation der Tierheime und
Tierauffangstationen. Wir haben einen Fonds für Tier-
schutznotfälle wie illegale Welpentransporte gefordert.
Die Gemeinden sollten damit unterstützt werden. Wir
haben vieles andere mehr gefordert. Herr von Brunn,
unsere Anträge wurden ebenso abgelehnt wie gute
Anträge der SPD und der GRÜNEN.

Investitionszuschüsse für Tierheime, wie es sie in an-
deren Bundesländern gibt, sind längst überfällig. In
diesem Bereich gibt es noch großen Handlungsbe-
darf. Das hat auch eine Expertenanhörung in diesem
Haus gezeigt. Tierheime brauchen auch die Unterstüt-
zung der Kommunen, die mit Tierschutznotfällen kon-
frontiert werden. Aber die Staatsregierung ignoriert
das konsequent.

Ein Sonderfall ist die Auffangstation für Reptilien in
München, die vom Freistaat bereits einen Zuschuss
erhält, weil sie auch staatliche Aufgaben wahrnimmt.
Die Probleme mit der Station in der Kaulbachstraße
sind bekannt. Seit gestern gibt es die Aussage, dass
im Haushalt wenigstens ein Signal gegeben wird. Es
gibt das Signal, dass die Staatsregierung, dass unse-
re Ministerin ernsthaft einen Neubau verfolgt. Das ist
auch gut so. Dieser Neubau ist die beste Lösung. Bis-
her hat das Ministerium keine Alternative präsentiert.
Es wird auch keine dazu geben, weder zum Neubau
noch zum Standort. Hier freue ich mich auf eine gute
Zusammenarbeit.

Die Lebensmittelüberwachung ist in unserem Aus-
schuss ein Dauerthema. In diesem Jahr ist es sowie-
so ein Dauerthema, weil die Reformen der Lebensmit-
telüberwachung anstehen. Im Haushalt stehen für die
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neue Kontrollbehörde der Lebensmittelsicherheit und
für das Veterinärwesen insgesamt etwas über 8 Millio-
nen Euro für beide Jahre zur Verfügung. Als im Sep-
tember der Entwurf vorlag, war darin aufgeführt, wie
viele Chemieoberräte und Regierungsamtmänner die
Behörde fordert. Es war drin aufgeführt, wie viele
Fahrzeuge gekauft und wie viele geleast werden. Je-
doch steht überhaupt nicht fest, wie viele Betriebe
diese 90 Mitarbeiter kontrollieren sollen. Wir fragen
uns schon, ob eine Behörde mit dieser Ausstattung
ihre Aufgaben überhaupt erfüllen kann, ohne dass am
Ende doch wieder die Kontrolleure der Landratsämter
ausrücken müssen, um Amtshilfe zu leisten. Diese
sollten ja eigentlich entlastet werden. Frau Ministerin,
ein gut gehütetes Geheimnis ist bis heute, warum sich
das Ministerium gerade für dieses Organisationsmo-
dell entschieden hat. Aber das passt zu Ihrer Informa-
tionspolitik. Man erfährt alles immer nur scheibchen-
weise und leider oder Gott sei Dank wenigstens aus
den Medien. Das war auch so, als Sie auf die Idee ge-
kommen sind, die Lebensmittelkontrolle komplett von
den Landratsämtern abzuziehen. Der Aufschrei war
groß. Zum Glück haben Sie die Anregungen und die
Anträge der FREIEN WÄHLER übernommen und
somit das Ganze auf vernünftige Beine gestellt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir sollten in dieser Art und Weise weiter zusammen-
arbeiten, dann kommen wir im Bereich Umwelt und
Naturschutz schneller voran. Ich würde mir wünschen,
dass vernünftige Anträge der Opposition – das sind
sie ja meistens – in die Arbeit der CSU einfließen, um
schneller voranzukommen. Dann muss man nachher
nicht jammern, dass das eine oder andere so lange
dauert. Das wäre mein Wunsch. Nachdem bald Weih-
nachten ist, darf ich diesen Wunsch durchaus äußern.
Ich hoffe, dass es im nächsten Jahr und in den nächs-
ten Jahren besser geht. Vielen Dank für die Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Nächs-
te Wortmeldung für die Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN: Herr Kollege Dr. Magerl. Bitte
schön, Herr Kollege.

Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Frau Präsidentin,
Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, das ist, wenn
ich richtig gezählt habe, der 13. Doppelhaushalt, den
ich hier mitmachen darf.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das sieht
man dir gar nicht an! – Volkmar Halbleib (SPD):
Du hast dich gut gehalten!)

Aber ich muss feststellen: So viel Lob, wie ich heute
hier gehört habe, habe ich in den ganzen Vorjahren
nie gehört. Ich gebe Ihnen einen guten Rat. Es gibt
ein schönes, altes deutsches Sprichwort, das heißt:
Hochmut kommt vor dem Fall.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Man meint, wenn man Sie reden hört, Sie sind mit
Ihren Initiativen im Universum und darüber hinaus die
Besten. Man muss aber eines sagen: Das ist mitnich-
ten der Fall. Der Umwelthaushalt ist und bleibt in die-
sem Gesamtkonzert der Einzelpläne bedauerlicher-
weise einer der kleinsten Haushalte. Das ist bereits
von der Kollegin Biedefeld gesagt worden. Das be-
dauern wir genauso wie die SPD.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bevor ich versuche, im Rahmen dieser Rede Bilanz
zu ziehen, möchte ich mit einem Dank an diejenigen
beginnen, die in diesem Bereich tätig sind. Dank gilt
durchaus auch den Hauptamtlichen. Aber ein ganz,
ganz großer Dank ergeht an die vielen Ehrenamtli-
chen, die jährlich mit Millionen Arbeitsstunden für Got-
teslohn – in der Stunde 60 Minuten, am Abend das
Licht umsonst – unterwegs sind und schauen, dass
Bayern bei Natur- und Umweltschutz noch einigerma-
ßen ein Gesicht behält.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Sie sind in den großen Verbänden Bund Naturschutz,
Landesbund für Vogelschutz, aber auch in vielen klei-
nen naturwissenschaftlichen Vereinigungen, in der Or-
nithologischen Gesellschaft, in den Landschaftspfle-
geverbänden usw. vertreten. Diesen Mitarbeitern
gebührt wirklich Dank. Ich könnte noch viele Beispiele
aufzählen. Ohne sie wäre Bayern wesentlich ärmer
dran. Wenn wir beispielsweise bei den Kartierarbeiten
und den Untersuchungen der Populationsentwicklun-
gen die Ehrenamtlichen nicht hätten, wäre das Minis-
terium auf diesem Gebiet blind; denn es hätte keine
Daten, da es selbst nicht in der Lage ist, diese Daten
zu erheben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir haben sowohl zu den Kartierungen als auch zum
Schutz gewisser Lebensräume Anträge gestellt. Mit
Blick auf die Biodiversität wird deutlich: In keinem an-
deren Bereich stehen wir so blank und so schlecht da.
Als Biologe, der seit 1973 selbst Kartierungen erstellt,
anfangs für die Vogelwarte in Garmisch, habe ich
einen Überblick.
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Wer in die neue Rote Liste der Vögel Bayerns schaut,
stellt fest: Trotz fast 30 Jahren Wiesenbrüter-Pro-
gramm ist es der CSU-Staatsregierung nicht gelun-
gen, unsere Wiesenbrüter zu schützen. Bekassine,
Braunkehlchen, Großer Brachvogel, Uferschnepfe,
Wiesenpieper, Grauammer, sie alle sind vom Ausster-
ben bedroht und stehen mittlerweile in der Roten
Liste 1. Mit dem Kiebitz und dem Wachtelkönig stehen
zwei weitere, vom Aussterben bedrohte Vögel in der
Roten Liste 2. Es gibt keine einzige Art Wiesenbrüter
mehr, die nicht mehr oder weniger stark gefährdet ist.

Sie sollten in Bezug auf die Freiwilligkeit und das Ver-
ordnungsrecht Ihr Credo und die Monstranz, die Sie
vor sich hertragen, einmal hinterfragen, ob es in dem
Bereich nicht fünf oder eins vor Zwölf ist und ob
neben dem Wiesenbrüter-Programm nicht ordnungs-
rechtliche Maßnahmen dringendst erforderlich sind.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Die neue Rote Liste zeigt einen weiteren Bereich der
Biodiversität. Die Allerweltsarten verschwinden aus
dem Offenland. Das ist eine Katastrophe und ein Of-
fenbarungseid. Früher allgegenwärtige Arten wie
Feldlerche, Gelbspötter und Kuckuck verschwinden
langsam und kommen auf die Rote Liste. Selbst unse-
ren Untermietern wie den in Häusern wohnenden
Mehlschwalben und Rauchschwalben, die mit uns
über Jahrhunderte zusammengelebt haben, haben wir
gekündigt. Auch sie stehen jetzt auf der Roten Liste.
Das kann es nicht sein. Hier ist nicht nur ein Umden-
ken, sondern ein völlig neues Handeln notwendig.
Wenn wir zum Schutz der Biodiversität unseren regio-
nalen, nationalen und internationalen Aufgaben nach-
kommen wollen, dann brauchen wir mehr Geld, aber
auch deutlich mehr ordnungsrechtliche Regelungen.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Wir haben gestern gehört: Bayern blüht. Wer aber die
Rote Liste der Gefäßpflanzen und draußen die Fläche
anschaut, stellt fest: Beim Vergleich mit den Pflanzen,
die vor 40 Jahren auf den Wiesen, an Feld- und Wald-
rändern geblüht haben, wird deutlich, dass nicht mehr
viel blüht. Das, was eigentlich blühen sollte, ist totge-
spritzt, gedüngt und somit weg. In diesem Land mag
einiges blühen, aber auf den Wiesen blüht bedauerli-
cherweise nicht mehr viel.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum Stichwort Flächenverbrauch, weil dieses Thema
hierher gehört: Es ist uns – in Anführungszeichen –
"gelungen", im letzten Jahr den Flächenverbrauch
wieder um 20 % zu steigern. Auch die neue Statistik

zeigt diesen Offenbarungseid. Aber was macht die
CSU bei der Änderung des Bundesbaugesetzes? –
Der Herr Abgeordnete Nüsslein, stellvertretender
Fraktionsvorsitzender, fügt einen Passus ein, wonach
das Bauen im Außenbereich deutlich erleichtert wird.
Das ist ein völlig falsches Signal. Pfeifen Sie diesen
Mann zurück; denn das würde zu deutlich mehr Flä-
chenverbrauch führen, als es ohnehin schon der Fall
ist.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Zum nächsten Punkt, dem Moorschutz. Wir haben
auch zu diesem Gebiet einen Antrag gestellt. Moore
sind der beste und billigste CO2-Speicher, um dem
Klimawandel entgegenzuwirken. Auch hierfür müssen
wir dringend mehr Geld in die Hand nehmen; denn in
den letzten Jahren stieg in Bayern der CO2-Ausstoß
pro Kopf wieder. Herr Söder hat kurz vor Cancún den
Ausstoß so hinrechnen lassen, dass er gerade noch
auf 5,99 Tonnen pro Einwohner und Jahr gekommen
ist, um sich feiern zu lassen. Mittlerweile liegen wir
wieder deutlich über 6 Tonnen. Daher ist in Bezug auf
den Moorschutz, aber auch in Bezug auf den Verkehr
mit einem Anteil von 40 % an Kohlendioxidausstoß
ein Umdenken notwendig. Insofern müssen wir ande-
re Wege einschlagen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Meine Damen und Herren von der CSU, Hohes Haus,
ich komme zum Schluss: Broschüren sind genug ge-
schrieben. Lassen Sie uns endlich Taten sehen, Frau
Ministerin!

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die
CSU-Fraktion hat jetzt Herr Kollege Dr. Hünnerkopf
das Wort. Bitte schön, Herr Kollege.

Dr. Otto Hünnerkopf (CSU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, sehr geehrte Frau Ministerin Ulrike Scharf,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich will trotzdem so
anfangen: Wir freuen uns über Parteigrenzen hinweg,
wenn wir von Umfrageergebnissen erfahren, dass die
Menschen gerne in Bayern leben, weil ihnen Natur
und Landschaft gefallen, weil sie sich in dieser schö-
nen Kulturlandschaft zu Hause fühlen und/oder weil
der Aufenthalt in einer so schön empfundenen Natur
natürlich erholsam und erbaulich ist.

(Beifall bei der CSU)
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Meine Damen und Herren, das sind Fakten. Die An-
zahl der Menschen, die diese Auffassung vertreten,
geht an die 100 %.

Sicher sind auch viele Ehrenamtliche in der Land-
schaft tätig. In erster Linie sind es jedoch unsere
Landwirte, die die Landschaft nicht nur nutzen, son-
dern auch erhalten, gestalten und, wenn man so will,
auch pflegen. Über den Agrarhaushalt haben wir er-
fahren, welche Beiträge über das KULAP geleistet
werden. Sie tragen dazu bei, dass die Landwirte nicht
die ganze Fläche intensiv nutzen, sondern ihre Flä-
chen in einem hohen Maße extensiver bewirtschaften,
um Lebensraum für Tiere und Pflanzen zu schaffen.
Inzwischen werden diese Leistungen mit 260 Millio-
nen Euro jährlich honoriert. Jeder zweite Landwirt
macht mit, und es wird ein Drittel der landwirtschaft-
lich genutzten Fläche Bayerns erreicht. Das ist in mei-
nen Augen ein großer Erfolg. Ich bin unseren Land-
wirten wirklich dankbar, dass sie mitziehen.

(Beifall bei der CSU)

Nachdem sich der Kollege Martin Bachhuber den Ein-
zelplan 12 schon sehr detailliert vorgenommen hat,
möchte ich mich nur auf den Vertragsnaturschutz und
die Landschaftspflege beschränken. Selbstverständ-
lich kann man in der Kürze der Zeit nicht alles an-
schneiden.

Ich bin froh, dass wir es anders machen. Unser baye-
rischer Weg ist nach wie vor der kooperative Natur-
schutz mit dem Ansatz: Freiwilligkeit, Eigenverantwor-
tung und Kooperation statt Ordnungsrecht. Meine
Damen und Herren, wir sind erfolgreich, auch wenn
es in vielen Bereichen finanziell auch etwas mehr
geben könnte. Das müssen wir als Fachpolitiker
immer wieder feststellen. Das ist klar. Wir Umweltpoli-
tiker stehen zu allen Bereichen, die wir mit unseren fi-
nanziellen Mitteln abdecken müssen. Damit stehen
wir auch zu der Struktur unseres Haushalts. Wir sind
– das hat Martin Bachhuber schon gesagt – zufrieden
mit der jetzigen Situation.

(Beifall bei der CSU)

Der Erhalt und die Pflege der einzigartigen Landschaft
in Bayern, die das Wesen des Landes prägt, war und
bleibt der Grundpfeiler unserer Politik. Das Biodiversi-
tätsprogramm Bayern 2030, das von der Staatsregie-
rung beschlossen worden ist, zeigt auf, wie mit die-
sem kooperativen Ansatz die Vielfalt unserer
Landschaft erhalten werden kann. Deshalb haben wir
den Mittelansatz für das Jahr 2017 um 1,5 Millionen
Euro und für das Jahr 2018 um weitere 500.000 Euro
erhöht.

Meine Damen und Herren, ich möchte noch einige
Anmerkungen zum Vertragsnaturschutz machen. Für
den Vertragsnaturschutz mit Erschwernisausgleich
und für den Vertragsnaturschutz Wald haben wir bis-
her rund 40 Millionen Euro an Landes- und EU-Mitteln
aufgewendet. Im Doppelhaushalt 2017/2018 erfolgt
eine Aufstockung – das haben wir schon gehört – um
insgesamt 10 Millionen Euro. Das sind pro Jahr 5 Mil-
lionen Euro mehr. Mit den zusätzlichen 5 Millio-
nen Euro können wir – ich sage Gott sei Dank – Ver-
tragsneuabschlüsse in größerem Umfang tätigen.
Außerdem können weitere Landwirte und Maßnah-
men in das Programm aufgenommen werden.

Die überwiegende Zahl von Vereinbarungen im Ver-
tragsnaturschutz wird für Wiesen abgeschlossen. Im
Jahr 2016 sind fast 53.000 Hektar mit einem Prämien-
volumen von 29 Millionen Euro unter Vertrag genom-
men worden. Das entspricht rund 78 % der Gesamt-
ausgaben. Außerdem gibt es weitere Verträge auch
für die Milchviehbetriebe im Alpenvorland. Das ist
wichtig für die Almen und die Alpen. Diese Verträge
umfassen noch einmal 22.700 Hektar mit einem Prä-
mienvolumen von 5,6 Millionen Euro. Das ist positiv
und sollte hoch angerechnet werden. Das hat nämlich
einen Nebeneffekt: Durch diese Extensivierungsmaß-
nahmen im Vertragsnaturschutz kommt nicht nur Geld
in die Kassen der Landwirte, sondern auf diese Weise
kann auch das Überangebot an Milch etwas abgebaut
und damit der Markt entlastet werden. Heute haben
wir schon gehört, dass in der Landwirtschaft in den
letzten Jahren nicht unbedingt viel Gewinn erzielt wer-
den konnte. Ich bin dankbar dafür, dass auch für den
Vertragsnaturschutzwald wieder Verträge abgeschlos-
sen werden können. Wir wissen, dass in den letzten
Jahren sehr viele Vorhaben haben storniert werden
müssen. Auch hier geht es weiter.

Ich komme zum Thema Landespflege. Zur weiteren
Optimierung des kooperativen Ansatzes der baye-
rischen Naturschutzpolitik sollen die Landschaftspfle-
geverbände und die Naturparke in Bayern gestärkt
und weiter ausgebaut werden. Das wird Schritt für
Schritt erfolgen mit den Mitteln, die uns zur Verfügung
stehen. Die Förderung der Landschaftspflege flankiert
effektiv den Vertragsnaturschutz mit investiven Maß-
nahmen, beispielsweise der Neupflanzung von He-
cken, der Anlage von Feuchtbiotopen oder Entbu-
schungsmaßnahmen von Magerrasen usw.

Im Rahmen der Umsetzung der Landschaftspflege
und der Naturparkrichtlinien wurden in den letzten
Jahren durchschnittlich 2.500 Maßnahmen durchge-
führt bei einem Mittelvolumen von rund 15 Millionen
Euro. Ich denke, das ist anerkennenswert. Das führt
dazu, dass wir unsere Vorhaben besser umsetzen
können. Die Umsetzung der Maßnahmen erfolgt über-

8000 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016



wiegend durch die bayerischen Landschaftspflegever-
bände. Wir wissen, dass wir das Ziel noch nicht er-
reicht haben. Derzeit sind es 59 Verbände. Es sollen
weitere gegründet werden. Wir wissen auch, dass mit
einer Erweiterung die Kuchenstücke nicht unbedingt
kleiner werden sollen. Sie sollten weiter arbeiten kön-
nen. Es wird eine Anstrengung sein, die Mittel ent-
sprechend zu erhöhen. Das ist ganz klar.

Meine Damen und Herren, wir haben die eingesetzten
Fördermittel für die Landschaftspflegeverbände mit
den Maßnahmen, die wir durch den Änderungsantrag
der CSU erreicht haben, um eine Millionen Euro zu-
sätzlich im Jahr 2017 und noch einmal um
500.000 Euro im Jahr 2018 erhöht. Das ist eine Stei-
gerung, die sich auch bemerkbar machen wird. Unse-
re Landschaftspflegeverbände sind – das wissen wir
alle zu schätzen – hervorragende Einrichtungen, weil
die Vertreter der Naturschutzverbände, die Kommu-
nen und die Landwirtschaft segensreich zusammen-
wirken.

Damit komme ich zu meinem nächsten Thema, näm-
lich zur Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie. Dort
sind wir noch nicht am Ende dessen, was wir leisten
müssen. In diesem Zusammenhang möchte ich je-
doch anmerken, dass wir beim kooperativen Umwelt-
schutz nicht die apodiktische Legislative nutzen. Statt-
dessen arbeiten wir mit der Freiwilligkeit. In
Verbindung mit anderen Maßnahmen, beispielsweise
mit den Greening-Förderungen, haben wir in den letz-
ten Jahren viel erreicht. Die Lücken entlang der Ge-
wässer konnten weiter geschlossen werden.

Geschätzter Kollege Christian Magerl, wir müssen
aber auch konstatieren, dass wir nicht an jedem lau-
fenden Meter etwas tun können. Es gibt an unseren
Fließgewässern lange Abschnitte, an denen wir
wegen einer Bebauung nicht groß etwas machen kön-
nen. Wir sind hier mit Sicherheit im Soll. Mit den nöti-
gen Maßnahmen werden wir entsprechend vorankom-
men.

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass die
Hochwasserschutzmaßnahmen mit einem Umfang
von jährlich 150 Millionen Euro zu erheblichen Fort-
schritten führen werden. Seit einiger Zeit sind wir mit
Niederschlägen konfrontiert, die wir uns früher nicht
vorstellen konnten. Hier ist nicht nur die "Insel Bay-
ern", sondern der gesamte Bund gefordert. Die drei
Säulen, mit denen wir arbeiten, nämlich der ökologi-
sche Gewässerschutz, der technische Gewässer-
schutz und die vorbeugenden Maßnahmen, sind die
drei Optionen. Dessen sind wir uns bewusst.

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluss.
Der Einzelplan 12 unseres Haushalts ist ausgewogen.

Die Steigerung um 1,7 und 2,4 % sehen wir als we-
sentlichen Fortschritt an. Wir wissen, dass wir die
Decke noch nicht erreicht haben. Die Umweltpolitiker
unserer Fraktion werden dies auch anmahnen und
schauen, wie wir hier weiterkommen.

Daher möchte ich noch einmal feststellen: Wir sind für
Partnerschaft und für Kooperation. Das wird unser
Credo bleiben. Das Nachsteuern über ein Gesetz ist
für uns der letzte Weg und die letzte Möglichkeit. Von
dieser Möglichkeit wollen wir nicht allzu schnell Ge-
brauch machen. Wir bitten Sie um Zustimmung zu un-
serem Einzelplan 12 sowie zu den beiden Änderungs-
anträgen, die von der Fraktion der CSU eingereicht
worden sind.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Zwischenbemerkung:
Herr Kollege Scheuenstuhl. Bitte.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Herr Kollege Dr. Hünner-
kopf, Herrn Kollegen Magerl schätzen wir alle. Er hat
heute gesagt, wie schlecht es um die Natur bestellt ist
und die Tiere und Pflanzen benannt, deren Bestand
immer weiter zurückgeht. Ich frage Sie deshalb, ob
Sie das, was Sie gesagt haben, tatsächlich ernst mei-
nen.

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Von Ihnen als Fachmann hätte ich erwartet, dass Sie
Herrn Dr. Magerl widerlegen und jedes einzelne Blü-
melchen, jedes einzelne Krabbeltier und jeden einzel-
nen Schmetterling nennen, deren Bestand in Bayern
zunimmt, selbstverständlich auch jeden einzelnen
Vogel. Was machen Sie? – Sie sagen, es sei alles in
Ordnung, alles paletti. Es tut mir leid, hier haben Sie
den falschen Ton getroffen. Ihre Aussage, dass die
Freiwilligkeit vor Ordnungsmaßnahmen gehe, ist gut
und schön. Ich frage Sie dann aber, wie lange Sie
noch warten wollen. Sie kennen doch die Diskussion
um die Wasserrahmenrichtlinie. Wann wollen Sie
etwas tun?

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Sie haben behauptet, dass ein Drittel der Landesflä-
che im KULAP enthalten sei. Ich bezweifle das. Viel-
leicht können Sie das noch einmal erklären. Das kann
nicht stimmen. Vielleicht sehen Sie noch einmal in
Ihren Unterlagen nach. Das würde ja bedeuten, dass
fast ein Drittel der bayerischen Fläche von diesem
Programm profitieren würde.

Das Versagen bei der Wasserrahmenrichtlinie haben
Sie schön umschrieben. Sie hätten eigentlich bis zum
Jahr 2015 schon alles erledigen müssen. Wo sind die
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Mittel dafür? Wieviel Geld haben Sie bereitgestellt?
Warum haben diese Mittel nicht zum Erfolg geführt?
Dann müssten Sie nämlich nicht jeden Meter eines
Ufers ökologisch neu aufbauen. Sie haben noch ge-
nügend Platz, wo Sie das Geld sinnvoll einsetzen
können.

Was mich ebenfalls stört, sind die Themen Sturzfluten
und Hochwasser. Glauben Sie wirklich, dass man das
Glück haben muss, in einer Gemeinde zu leben, die
sich den Hochwasserschutz leisten kann? Ich sage:
Der Hochwasserschutz nach Kassenlage muss aufhö-
ren! Jeder Mensch in Bayern muss überall gleich si-
cher sein!

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN)

Dr. Otto Hünnerkopf (CSU): Lieber Herr Kollege
Scheuenstuhl, ich versuche jetzt einmal, die einzelnen
Anmerkungen abzuarbeiten. Wir haben in Bayern
viele Arten, die sich so prächtig entwickelt haben,
dass wir inzwischen schon wieder Probleme mit ihnen
haben.

(Dr. Christian Magerl (GRÜNE): Das nützt dem
Brachvogel nichts!)

– Ja, das nützt dem Brachvogel nichts. Aus meinem
Heimatort kann ich aber das Beispiel der Wiesenwei-
he nennen. Die Wiesenweihe steht am Ende der Nah-
rungskette; das müsste auch mein Kollege Dr. Magerl
wissen. Die Wiesenweihe kann sich nicht allein von
Luft und Gras ernähren, sondern sie greift auch kleine
Singvögel und dergleichen. Hier müssen wir die Zu-
sammenhänge herstellen.

(Florian von Brunn (SPD): Das ist doch längst
alles hergestellt!)

– Ich bin mir nicht sicher, dass da alles so hergestellt
ist. Als weiteres Beispiel nenne ich die Mehlschwalbe.
Früher gab es in jedem Dorf 20 landwirtschaftliche
Betriebe mit Kuhhaltung, da war die Situation anders
als heute.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ihre Agrar-
politik hat das kaputt gemacht!)

– Herr Kollege Aiwanger, wir sind doch nicht so blau-
äugig, zu glauben, wir könnten die Zeit wieder in die
Fünfzigerjahre zurückdrehen. Da gibt es knallharte
Fakten, die nicht nur die Staatsregierung, sondern die
auch Sie nicht ändern können.

Des Weiteren wurde die Wasserrahmenrichtlinie an-
gesprochen. Das Stichwort "Hochwasserschutz nach
Kassenlage" kennen wir schon. Das haben wir schon
sehr oft gehört. Die Staatsregierung nimmt sehr viel

Geld in die Hand. Aber man kann alles übertreiben.
Sind denn 150 Millionen Euro pro Jahr nichts? Wir
müssen erst einmal sehen, dass alle Maßnahmen
umgesetzt werden.

(Beifall bei der CSU)

In meinem Gäu sind die Vorbereitungen getroffen wor-
den. Das Hochwasserschutzkonzept ist erstellt; jetzt
muss es sukzessive umgesetzt werden. Wir können
das nicht mit einem Zauberspruch von heute auf mor-
gen erreichen.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Eine Gemeinde kann
es sich leisten, die andere nicht!)

– Das sind plakative Aussagen. Die Staatsregierung
hat in Bayern noch nie eine Gemeinde völlig im
Regen stehen lassen.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Sonderzuweisun-
gen!)

Es hat immer wieder Lösungen gegeben. So extrem,
wie Sie das darstellen, ist es nicht. Das soll als Ant-
wort genügen.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Nächs-
te Wortmeldung für die Fraktion der FREIEN WÄH-
LER: Herr Kollege Kraus. Bitte schön, Herr Kollege.

Nikolaus Kraus (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin,
wertes Präsidium, werte Anwesende vom Ministerium,
Frau Ministerin für Umwelt und Verbraucherschutz!
Das Ministerium trägt einen Doppelnamen. Ich möch-
te jetzt ein paar Fakten zum Verbraucherschutz lie-
fern, weil es mir so vorkommt, dass von den 90 Minu-
ten Redezeit geschätzte 70 Minuten für die Umwelt
verwendet worden sind. An den Summen sieht man,
wie hoch das Thema Verbraucherschutz im baye-
rischen Haushalt bewertet wird.

Heute wurde schon den Umweltschutzverbänden ge-
dankt. Ich möchte mich jetzt bei den zwei großen Ver-
braucherschutzverbänden, nämlich bei der Verbrau-
cherzentrale Bayern und beim VerbraucherService
Bayern, bedanken.

(Florian von Brunn (SPD): Die kriegen viel Geld
vom Bund!)

Diese beiden Verbände sind wichtige Einrichtungen.
Sie leisten in unserem Land eine wirklich gute Arbeit.
Für unsere Einwohner sind sie bei größeren und klei-
neren Problemen wichtige Ansprechpartner.
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(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
SPD)

Da diese Verbände eine gute Arbeit leisten, brauchen
sie auch gutes Geld, damit sie diese gute Arbeit leis-
ten können. Wir haben die Summen gehört: Der
Haushalt für das Jahr 2017 umfasst gute 880 Millio-
nen Euro, der Haushalt für das Jahr 2018 gute
900 Millionen Euro. Somit reden wir gerade über
einen der kleineren Einzelpläne. Dabei ist doch das
Thema Verbraucherschutz so wichtig, dass es jeden
von uns betrifft und angeht. Wir sind gewählte Vertre-
ter des bayerischen Volkes. Unsere Aufgabe ist es,
unsere Bevölkerung zu schützen. Leider sind in Bay-
ern viele Betrüger unterwegs, die unsere Leute nur
abzocken und um ihr eigenes Geld bringen wollen.

Wir schützen die Bürger durch eine gezielte Verbrau-
cherberatung, die auch finanziert wird, wie das richtig-
erweise gesagt worden ist. Aus der Sicht der FREIEN
WÄHLER besteht hier aber durchaus noch Luft nach
oben. Wir könnten wirklich noch mehr Geld in den
Haushalt einstellen. Alle unsere Forderungen waren
durchaus moderat. Das werden die Haushälter bestä-
tigen können. Leider sind alle unsere moderaten For-
derungen in den Ausschüssen, besonders im Haus-
haltsausschuss, mit diversen Begründungen
abgelehnt worden.

Ein Beispiel ist die Finanzberatung. Wir wissen: In
einer Zeit mit Nullzinsen oder teilweise sogar Negativ-
zinsen ist es für sehr viele Leute ganz wichtig, dass
sie eine unabhängige Beratung bekommen; denn bei
den Banken und bei anderen Dienstleistern, die
hauptberuflich beraten, ist die Beratung oft mit einer
Provision verbunden. Es kann nicht in unserem Sinne
sein, dass Leute betrogen werden, wenn sie irgend-
welche Papiergeldanlagen machen. Das gilt auch bei
Immobilien. In diese Anlageform flüchten sich viele,
weil sie meinen, sie ist momentan ein bisschen stabi-
ler. Wenn man mit den Verbraucherverbänden spricht,
hört man, dass Wartezeiten von einigen Monaten
durchaus keine Einzelfälle sind. Das kann nicht in un-
serem Sinne sein.

Es sind Zahlen genannt worden. Die Steigerungen im
Haushalt des Ministeriums betragen 1,5 % und 2,4 %.
Ich vergleiche diese Angaben mit der Rentensteige-
rung. Wenn ein langjähriger Abgeordneter 2 % Ren-
tenerhöhung bekommt, kann er mit diesem zusätzli-
chen Geld durchaus etwas anfangen. Für einen
Rentner, der eine Rente von vielleicht 300 oder
400 Euro bekommt, ist eine Erhöhung um 1,5 % oder
2,4 % aber eine weniger als marginale Erhöhung.
Deswegen stellen wir nach wie vor unsere Anträge
zur Stärkung der Verbraucherberatung. Das ist gut für
uns und für die Verbraucher.

Wie ich im Protokoll nachgelesen habe, ist es genau
zwei Jahre und vier Tage her, dass ich die Ministerin
gelobt habe. Ich habe ihr einen breiten Buckel und ein
dickes Fell gewünscht und ihr die Daumen gedrückt,
dass sie bei der Haltung zur dritten Startbahn bleibt,
die sie oft in der Presse kommuniziert, sprich: Die
Frau Umweltministerin ist gegen die dritte Startbahn.
Das ist natürlich ganz in unserem Sinne. Wenn man
die dritte Startbahn verhindert, ist das Verbraucher-
schutz pur. Das ist ganz wichtig für unser zukünftiges
Bayern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Kollege Zierer hat gesagt, dass eine Pressemittei-
lung herausgegeben worden ist, derzufolge die Minis-
terin sich mittlerweile wieder ein bisschen um den
Welpenhandel kümmert. Was ich darin gelesen habe,
war ganz nett. Die Überschrift von dieser Kampagne
lautet: "Vernunft statt Mitleid". Bei "Vernunft" schaue
ich jetzt auf die von mir aus rechte Seite. Vernünftig
wäre, dass wir die dritte Startbahn endlich beerdigen.
Das wäre Vernunft pur.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und des Ab-
geordneten Florian von Brunn (SPD) – Hubert Ai-
wanger (FREIE WÄHLER): Seid S‘ doch einmal
vernünftig!)

Ich kann nur dazu aufrufen, hier vernünftig zu sein.

"Vernunft statt Mitleid": Zu "Mitleid" fällt mir nur ein,
dass ihr mit der FMG, also mit der Flughafen Mün-
chen GmbH, Mitleid habt, oder vielleicht mit dem
Herrn Kerkloh, der unbedingt diese dritte Startbahn
braucht.

Vernunft ist auch bei CETA gefragt. CETA und TTIP
sind heute schon angesprochen worden. TTIP ist mo-
mentan fast weg. Aber CETA kann durchaus noch ein
Problem für uns werden. Vernünftig ist, wenn wir es
verhindern und dann ein Siegel für den Verbraucher-
schutz in Bayern einführen. Das wäre gar keine so
schlechte Zukunft. Natürlich wäre es schön, wenn
mehr Gelder eingestellt werden. So viel jetzt zu später
Stunde von mir zum Thema Verbraucherschutz.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Jetzt
hat für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Frau
Kollegin Steinberger das Wort.

Rosi Steinberger (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Frau Ministe-
rin! Lieber Kollege Hünnerkopf, ein Satz, den Sie als
Umweltpolitiker gesagt haben, hat mich schon ein
bisschen erschreckt. Sie haben nämlich gesagt: Wir
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sind zufrieden mit der jetzigen Situation. – Das kann
ich mir nicht vorstellen. Ich glaube, Sie haben gar
nicht bei dem zugehört, was mein Kollege Christian
Magerl gerade aufgezählt hat. Man kann vielleicht aus
der Sicht der Landwirte mit der jetzigen Situation zu-
frieden sein; aus der Sicht von Natur- und Umwelt-
schützern können wir auf keinen Fall mit der jetzigen
Situation zufrieden sein.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Als Erklärung dafür, dass die Zahl der vielen Singvö-
gel abnimmt, sagen Sie, die Wiesenweihe habe sie
alle gefressen. Das heißt für mich schon, dass Sie
von ökologischen Zusammenhängen nicht viel Ah-
nung haben oder zumindest diese gut verbergen kön-
nen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Jetzt komme ich zurück zum Verbraucherschutz.
Dabei möchte ich gerne der Frau Ministerin ein Kom-
pliment aussprechen, weil es ihr gelungen ist, im
Haushalt 70 neue Stellen für die Lebensmittelkontrolle
einzustellen. Wir finden das sehr gut und positiv. Ob
die 70 Stellen ausreichen, wissen wir auch nicht so
genau. Darauf komme ich später noch mal.

Aber was wird denn mit diesen 70 Stellen gemacht?
Werden diese 70 Stellen tatsächlich effizient einge-
setzt? – Wir sind der Meinung: Das ist nicht der Fall;
denn Sie schaffen eine neue Struktur. Durch die Son-
derbehörde, die Sie schaffen, entsteht eine Doppel-
struktur. Das wird zu einem Gerangel der Zuständig-
keiten führen. Wir haben das schon öfter ausgeführt.
Wir werden es in Zukunft mit verschiedenen Ebenen
zu tun haben, die miteinander konkurrieren: die Land-
kreise, die kreisfreien Städte und die Regierungen als
Kontrollinstanz. Es gibt die neue Sonderbehörde, das
LGL und das Ministerium. Bei der Umsetzung dieser
Strukturreform wünsche ich Ihnen schon jetzt viel
Glück und gutes Gelingen.

Wir hätten andere Vorstellungen, die wir auch in die
Haushaltsberatungen eingebracht haben, wie wir
diese 70 Stellen neu einsetzen wollen. Wir wollen sie
nämlich bei den Bezirksregierungen einsetzen; denn
dort gibt es die von mir schon genannte Kontrollin-
stanz; dort gibt es bereits das Know-how. Darauf zielt
unser Haushaltsantrag.

Außerdem wollen wir die Bezirksregierungen besser
ausstatten. Wir wollen auch die Spezialeinheit beim
LGL auf die Bezirke verteilen. Dann hätten wir die
Möglichkeit, bei sieben Bezirksregierungen eine star-
ke Kontrolleinheit zu installieren, die die Risikobetrie-
be wirklich und räumlich nah, effektiv kontrollieren
könnte. Vorbild wären für uns die Gewerbeaufsicht-

sämter. Die kennen Sie alle. Sie arbeiten relativ ge-
räuschlos, aber sehr effektiv. Diese Behörden könnten
hier als Vorbild dienen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, als Naturwissen-
schaftlerin bin ich es gewohnt, eine Situation erst ein-
mal zu analysieren und dann daraus die Konsequen-
zen zu ziehen. Auf so ein Vorgehen warten wir bei der
Staatsregierung leider vergebens. Noch immer warten
wir auf eine Personalbedarfsanalyse der Staatsregie-
rung. Man muss erst einmal wissen, wo das Personal
fehlt, bevor man neues einsetzt. Aber das wird nicht
gemacht. Stattdessen wird in blindem Aktionismus
eine neue Behörde aus dem Boden gestampft, egal,
ob das sinnvoll ist oder nicht. Wir fürchten, dass hier
viel Geld nicht effektiv eingesetzt, sondern verbrannt
wird.

Ich frage mich, ob es der neuen Behörde gelingen
wird, dort vor Ort zu sein, wo es nottut. Ich stelle mir
vor, die Behörde sitzt in Erding, muss aber zwischen
Kempten und Bayerisch Eisenstein oder Grafenau die
großen Betriebe kontrollieren. Ich kann mir vorstellen,
dass das Personal sehr viel Zeit auf der Straße und
wenig Zeit in den Betrieben vor Ort verbringen wird.

Ich möchte noch das Beispiel der Schlachthöfe anfüh-
ren. Für sie brauchen wir dringend eine bessere Kon-
trolle. Aber soweit wir wissen, können sich die kreis-
freien Städte aussuchen, ob sie nun ihre Schlachthöfe
selber kontrollieren wollen oder nicht, vermutlich, weil
die Schlachthöfe so kontrollintensiv sind. Man sieht
doch schon, dass Ihre neue Behörde bereits jetzt un-
terfinanziert oder nicht richtig organisiert ist. Wenn
eine Stadt einen Schlachthof hat und die Kontrollen
selbst vornehmen möchte, bräuchte sie dafür unbe-
dingt ein eigenes Veterinäramt. Aber wir wissen, dass
sehr viele kreisfreie Städte leider kein eigenes Veteri-
näramt besitzen. Deshalb wird diese Kontrolle auch in
Zukunft, wenn sie in der Verantwortung der kreisfreien
Städte liegt, nicht gut funktionieren.

Die Beispiele zeigen ganz deutlich, dass es so nicht
zuverlässig funktioniert. Ich möchte hier nicht die
Amtsveterinäre kritisieren. Wir haben bei dem er-
wähnten Beitrag der Presse festgestellt, dass die
Amtsveterinäre oft nicht im gesamten Schlachthof an-
wesend sind und dann die Angaben, die sie weiterge-
ben, leider nicht ordentlich verfolgt werden.

Die Mängel, die ich jetzt angesprochen habe, betref-
fen vor allem den Tierschutz. In der Bayerischen Ver-
fassung steht: "Tiere werden als Lebewesen und Mit-
geschöpfe geachtet und geschützt." Dieser Satz muss
uns Auftrag und Verpflichtung sein. Wer geht denn
besser mit diesem Verfassungsgrundsatz um als die
Tierheime? – Heute ist schon sehr viel Dank ausge-
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sprochen worden. Ich möchte mich an dieser Stelle
bei den vielen Freiwilligen in den Tierheimen sehr be-
danken. Sie sind ehrenamtlich und mit großem Enga-
gement zum Wohl unserer Tiere tätig.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Deshalb ist es ein Skandal, dass die Staatsregierung
diese Einrichtungen überhaupt nicht finanziell unter-
stützt. Alle Oppositionsfraktionen haben dazu Anträge
eingereicht; aber leider wird vermutlich keiner dieser
Anträge von Ihnen berücksichtigt werden. Das würde
gar nicht so viel kosten. Eine Internetkampagne, wie
Sie sie in Gang gesetzt haben, Frau Ministerin, ist
zwar schön und nett, wird aber auf keinen Fall ausrei-
chen; denn die Tierheime brauchen nicht nur gute
Worte und Internetkampagnen, sondern auch finan-
zielle Unterstützung.

Als letzten Punkt möchte ich die Ersatzmethoden für
Tierversuche ansprechen. Wir haben einen Antrag
eingereicht. Die Tierversuche werden leider immer
mehr. Es müsste dringend eine Erforschung der Er-
satzmethoden erfolgen. Da passiert in Bayern leider
viel zu wenig. Andere Bundesländer sind hier viel wei-
ter. Berlin zum Beispiel hat eine eigene Professur ein-
gerichtet. Aber da sind wir in Bayern leider noch nicht
so weit. In diesem Sinn haben Sie die Bayerische Ver-
fassung nicht wirklich umgesetzt. Ein Tierschutzplan
für Bayern ist überfällig. Er sollte sich auch im Haus-
halt widerspiegeln.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. – Für die
Staatsregierung hat Frau Staatsministerin Scharf um
das Wort gebeten. Bitte schön, Frau Staatsministerin.

Staatsministerin Ulrike Scharf (Umweltministerium):
Vielen Dank. Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Ich danke meinen Vorrednern für ihre Aus-
führungen und schließe mich ausdrücklich den Dan-
kesworten an. Das gilt genauso für den amtlichen Na-
turschutz wie für alle, die ehrenamtlich tätig sind,
gerne auch für unsere Verbraucherverbände. Wir, die
hier ehrenamtlich tätig sind, befinden uns übrigens
alle in guter Gesellschaft, egal ob im Sport, im Sozia-
len, im Brauchtum oder in der Tradition. Auch im Na-
turschutz spielt das Ehrenamt eine ganz große Rolle,
liebe Kolleginnen und Kollegen. Wir begegnen unse-
ren Naturschutzehrenamtlichen mit einer hohen Aner-
kennungskultur, mit Auszeichnungen, mit Ehrungen
und herzlichem Dank für das Engagement, das sie
freiwillig einbringen.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Magerl, Sie sprechen von Selbstlob und
Hochmut. Ich kann Ihnen nur zurufen: Wer den Mut
zur Wahrheit und die Kraft zur Objektivität hat, wird
feststellen, dass dieser Doppelhaushalt 2017/2018 ein
hervorragendes Beispiel für höhere Haushaltskunst
ist.

(Florian von Brunn (SPD): Das war fast schon po-
etisch!)

Wir schaffen zum zwölften und dreizehnten Mal in
Folge einen Haushalt ohne Neuverschuldung. Wir set-
zen den Schuldenabbau fort und gehen mit Sieben-
meilenstiefeln auf unser Epochenziel zu, nämlich bis
2030 schuldenfrei zu sein. Die Wetteraussichten sind
hier deshalb ganz besonders gut, weil unser Minister-
präsident über den Länderfinanzausgleich umfangrei-
che Entlastungen verhandelt hat. Liebe Kolleginnen
und Kollegen, obendrein bringen wir die Kraft zur Zu-
kunftsgestaltung auf, und zwar in einer Weise, wie Sie
es nirgends sonst in Europa finden.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, der Einzelplan 12 ist
eine kraftvolle Agenda für den Umwelt- und Verbrau-
cherschutz in den kommenden zwei Jahren.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Er bringt 882 Millionen Euro bzw. 903 Millionen Euro
für 2017 und 2018. Das bedeutet ein Plus von 1,7 %
bzw. 2,3 % oder anders ausgedrückt ein Plus von
14 Millionen Euro bzw. 20 Millionen Euro, immer ge-
genüber dem jeweiligen Vorjahr. Wir haben in den
kommenden zwei Jahren wieder eine Investitionsquo-
te, die sich mancher als Wahlergebnis wünschen
würde, nämlich zweimal über 30 %. Das sind die Top-
zahlen schlechthin. Man kann kurz zusammenfassen:
Der Doppelhaushalt 2017/2018 und mit ihm der Ein-
zelplan 12 ist der Gestaltungs- und Zukunftspakt in
Zahlen ausgedrückt.

Meine Damen und Herren, wir setzen beim Einzel-
plan 12 vier große Ausrufezeichen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das erste Ausrufezeichen betrifft Sicherheit und
Hochwasserschutz. Ich muss mich schon wundern
über die Ausführungen von Vorrednern der Opposition
insbesondere zu den Investitionen im Hochwasser-
schutz. Meine Damen und Herren, der Hochwasser-
schutz ist eine der großen Aufgaben unserer Zeit. Er
ist eine Aufgabe, die die Gesellschaft insgesamt
stemmen muss. So wie die Menschen in Fischerdorf
2013 und in Simbach 2016 die Ärmel hochgekrempelt
haben, so müssen wir als Gesellschaft in Bayern zu-
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sammenhalten, wenn es um den Schutz von Leib,
Leben und Eigentum geht. Unsere Solidarität im Zei-
chen der Sicherheit sieht folgendermaßen aus: Wenn
man alle Mittel zusammennimmt, dann kommen wir
auf einen Hochwasserschutz von jährlich 150 Millio-
nen Euro. Jährlich. Ich betone das nochmal. Für die
Menschen an der niederbayerischen Donau stellen
wir dieses Mal wieder zusätzlich 35 Millionen Euro
jährlich zur Verfügung. Der Hochwasserschutz zwi-
schen Straubing und Vilshofen, den Sie immer mal
kritisieren, Herr Kollege Aiwanger, hat bei uns höchste
Priorität. Wir kommen hier sehr gut voran. Eine Aufad-
dierung der Investitionen seit 2001 ergibt insgesamt
300 Millionen Euro nur für den Bereich an der Donau
zwischen Straubing und Vilshofen.

Meine Damen und Herren, ich denke heute beson-
ders an diejenigen Bürgerinnen und Bürger, die Opfer
der Hochwasserkatastrophe vom Juni dieses Jahres
geworden sind. Ich denke, in der Weihnachtszeit sind
die Erinnerungen dieser Menschen ganz besonders
schmerzlich. Ich möchte, dass wir aus dem Parlament
heraus die Gelegenheit dieser Debatte nutzen, um ein
gemeinsames Zeichen zu setzen. Sagen wir den Be-
troffenen aus diesem Hohen Haus heraus, dass wir
zwar keinen 100-prozentigen Schutz garantieren kön-
nen, aber dass wir alles unternehmen werden, um
den bestmöglichen Schutz im Bereich des Hochwas-
sers umzusetzen.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte an dieser Stelle all unseren Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern aus der Wasserwirtschaft ganz
herzlich danken. Sie arbeiten wirklich unter Hoch-
druck. Es sind ausgemachte Experten, die viele Kon-
zepte berechnen können und vieles auf den Weg brin-
gen. Wir brauchen diese Experten. Ich darf noch die
Zahlen ergänzen. Wir ergänzen den Hochwasser-
schutz um die Komponente Sturzfluten. Sie können
das ruhig kritisieren. Für mich ist es ganz wichtig,
dass wir hier zusätzliche Mittel in die Hand nehmen.
Das sind insgesamt zwölf Millionen Euro und oben-
drein 30 zusätzliche Stellen für unsere Wasserwirt-
schaft, um Hochwasserschutz umzusetzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein zweites Ausrufe-
zeichen in unserem Haushalt gilt der Sicherheit bei
den Lebensmitteln. Gemeinsam mit unseren 71 Land-
räten, mit dem Bayerischen Städtetag und mit unse-
ren Partnern in den Verbänden haben wir die bedeu-
tendste Strukturreform auf den Weg gebracht, die das
staatliche Veterinärwesen und die Lebensmittelüber-
wachung in Bayern je gesehen haben. Ich darf es in
zwei Sätzen zusammenfassen: Zum einen erhalten
wir das Bewährte, nämlich die Kontrollzuständigkeit
der Landratsämter für die kleinen Betriebe. Zum an-

deren schaffen wir eine starke neue Kontrollbehörde
für Nord- und für Südbayern. Sie wird für die Kontrol-
len aller komplexen Betriebe zuständig sein. Unser
Ziel ist ganz eindeutig: Wir wollen ein menschenmög-
liches Maximum an Lebensmittelsicherheit in unserem
Land herstellen. Ich sage an dieser Stelle auch Fol-
gendes, liebe Kolleginnen und Kollegen: Unser LGL
liefert jedes Jahr einen Bericht ab, in dem Sie lesen
können, dass über 99 % unserer Lebensmittel sicher
sind. Auch das gehört dazu. Die Lebensmittel in Bay-
ern sind gut und sicher.

(Beifall bei der CSU)

Wir verstärken mit unserer neuen Reform die Kontrol-
len noch weiter. Konkret in Zahlen ausgedrückt stellen
wir 2017 1,5 Millionen Euro und 2018 600.000 Euro
für den Ausbau und den Betrieb der neuen Behörde
bereit. Wir schaffen zusätzlich 70 neue Stellen und,
Frau Kollegin Steinberger, 20 weitere Stellen, die vom
LGL hinzukommen, also insgesamt 90 Stellen. Insge-
samt liegt der Ansatz für diese neue Kontrollbehörde
im Doppelhaushalt bei 3,2 Millionen Euro bzw. 5,4 Mil-
lionen Euro. Hinzu kommen 2 Millionen Euro für das
LGL, die dazu dienen, die Etablierung neuer Untersu-
chungsmethoden weiterzuentwickeln. Damit ist es
aber nicht genug. Die Lebensmittelsicherheit weiß-
blau hat ein exzellentes Grundlagenniveau. Wir be-
kennen uns seit Jahren zu den umfassenden Aufga-
ben, bei denen wir erneut fast durchgängig die Gelder
erhöhen können. Ich möchte hier beispielhaft den Titel
für den gesundheitlichen Verbraucherschutz nennen:
35 % mehr als im Jahr 2016, 3,5 Millionen Euro pro
Jahr, meine Damen und Herren.

Ich nenne zweitens noch ein paar Zahlen. Unser An-
satz für das LGL beträgt 66,7 Millionen Euro und
67,4 Millionen Euro. Das ist ein ganz dickes Plus ge-
genüber dem Haushalt 2016 und vor allen Dingen ein
dickes Plus an wissenschaftlicher Erkenntnis, die wir
umsetzen wollen.

(Beifall bei der CSU)

Auch der Großteil unseres Geldes für die Hochbau-
maßnahmen fließt in das LGL. Fünf Millionen Euro
bzw. sechs Millionen Euro stehen für die Jahre 2017
und 2018 bereit. Davon finanzieren wir unter anderem
einen Ersatzneubau für Erlangen, einen Ersatzneu-
bau für Würzburg und die Sanierung einer Halle in
München. Übrigens erhöhen wir auch die Mittel für
den Verbraucherschutz und Verbraucherinformatio-
nen, und zwar immer mit dem klaren Ziel: Wir wollen
den mündigen Verbraucher und unterstützen dort, wo
der Verbraucher Hilfe braucht. Dafür geht der Dank an
Verbraucherzentrale und Verbraucherservice in Bay-
ern. Wir finanzieren zusätzlich die Lohnsteigerungen,
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die Mieterhöhungen und die Ausstattungskosten der
Verbraucherverbände. Das alles ist eine Verantwor-
tungsagenda im Dienste unserer Bürgerinnen und
Bürger.

Meine Damen und Herren, unser drittes Ausrufezei-
chen ist die Daseinsvorsorge. Es gibt eine Handvoll
Parameter, die Aufschluss geben über die Qualität
und das Leistungsvermögen der Daseinsvorsorge in
unserem Land. Einer dieser Parameter ist der Zu-
stand der Wasserversorgung und der Abwasserent-
sorgung. Wir haben die Mittel für die Förderung von
Trink- und Abwasseranlagen mit knapp 81 Millionen
Euro in den Jahren 2017 und 2018 auf einem hohen
Niveau gehalten. In den nächsten Jahren werden die
bewilligten Projekte noch abfinanziert, und dann kön-
nen wir davon ausgehen, dass die Erstausstattung mit
Trink- und Abwasseranlagen weitestgehend abge-
schlossen ist. Das heißt umgerechnet, 99 % unserer
Bevölkerung sind an die öffentliche Wasserversor-
gung und 97 % der Bevölkerung an Kläranlagen an-
geschlossen.

Der Freistaat hat die Kommunen auf diesem Weg zur
Erstausstattung mit über 12 Milliarden Euro begleitet
und unterstützt, und unsere Kommunen besitzen
heute Anlagen mit einem Wiederbeschaffungswert
von rund 75 Milliarden Euro. Anders ausgedrückt: Wir
haben ein öffentliches Kanalsystem, das mit rund
100.000 km zweimal um die Erde reicht. Die Aufgabe
der Zukunft lautet jetzt, dass wir die Anlagen erhalten.
Das wird unsere große Herausforderung sein. Die Ka-
näle und Wasserleitungen müssen dicht sein. Die
Trinkwassergewinnungsanlagen und die Kläranlagen
müssen auf dem Stand der Technik sein. Die Kommu-
nen kommen dieser Aufgabe wirklich verantwortungs-
bewusst und klug nach, klug im Sinne von Gebühren
und von Ausbau und vor allem auch im Sinne des An-
lagenerhalts. Sie wissen, dass wir auch eine Härtefall-
regelung beschlossen haben. Wenn eine Kommune
unter die Härtefallregelung fällt, helfen wir. Die Mittel
dafür stehen zur Verfügung.

(Beifall bei der CSU)

Ein zweiter Parameter moderner Daseinsvorsorge ist
unsere Anstrengung für funktionierende Abfallwirt-
schaft, für Bodenschutz, aber auch für Altlastenbesei-
tigung. Hinter diesem Kapitel steckt beispielsweise die
Gesellschaft zur Altlastensanierung in Bayern – GAB.
Das ist eine unserer Erfolgsgeschichten, wenn es um
die Sanierung von industriellen Altlasten oder die Still-
legung von Hausmülldeponien geht.

Einen vierten Punkt möchte ich anfügen, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, nämlich den Erhalt der Natur-
heimat. Es gibt in Bayern und in anderen erfolgrei-

chen Ländern eine Definition von Wohlstand, die weit
über das bloße Geldverdienen hinausreicht. Sie be-
misst sich nach der Fähigkeit einer Gesellschaft,
Schöpfung und Naturheimat dauerhaft zu sichern. Ich
erkenne hier zwei Entwicklungslinien, und zwar zum
einen die wirtschaftspolitische Diskussion. Viele Un-
ternehmer, mit denen ich rede – ich bin sehr viel un-
terwegs –, sagen mir, dass Umweltschutz kein
Wachstumskiller, sondern genau das Gegenteil ist,
nämlich ein Wachtumstreiber. Er ist sogar selbst zum
Geschäftsmodell geworden. In der Umweltwirtschaft
sind nämlich 100.000 Menschen beschäftigt, und das
Umsatzvolumen beträgt rund 23 Milliarden Euro.
Liebe Kollegin Aigner, das ist der Shootingstar in der
bayerischen Wirtschaft. In der Umwelt- und Klima-
technologie ist wirklich Musik.

(Beifall bei der CSU)

Als zweite Linie erkenne ich die gesellschaftspoliti-
sche Diskussion. Wir haben das heute schon einmal
gehört. Wir haben über alle Schichten hinweg ein kla-
res Bekenntnis zur Natur.

(Florian von Brunn (SPD): Nur bei der CSU-Frak-
tion nicht so ganz!)

Lieber Otto Hünnerkopf, du hast es ausgeführt. Fast
100 % sind laut der letzten BR-Bayernstudie davon
überzeugt, dass sie Landschaft und Natur als ihren
Wohlfühlfaktor Nummer 1 empfinden. Ich meine, deut-
licher kann man einen Auftrag der Wähler für die Poli-
tik überhaupt nicht formulieren. Das ist ein klarer Auf-
trag zum Schutz unserer Naturheimat.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Als Staatsregierung nehmen wir diesen Auftrag sehr
ernst. Wir nehmen ihn an und übersetzen ihn in den
Einzelplan 12. Wir erhöhen die Fachmittel für den Na-
turschutz und für die Landschaftspflege gegenüber
2016 um 9 Millionen Euro für 2017 und um 8,5 Millio-
nen Euro für 2018. Wir bauen damit den Vertragsna-
turschutz weiter aus – ein absolutes Erfolgspro-
gramm, bei dem ich mir wünsche, dass wir noch viele
Landwirte auf diesem gemeinsamen Weg unter Ver-
trag bringen. Wir unterstützen unsere Landschafts-
pflegeverbände und unsere Naturparkvereine und
treiben das Biodiversitätsprogramm Bayern 2030 mit
Kraft voran. Allein dafür stehen 3,5 Millionen Euro im
Doppelhaushalt.

Das Beste ist im Haushalt überhaupt noch nicht ent-
halten, nämlich unsere Pläne für einen dritten Natio-
nalpark in Bayern. Ich habe Gespräche geführt, habe
noch weitere Termine und bin sehr positiv beein-
druckt. Ein dritter Nationalpark – so stellen das die
Gesprächspartner, in diesem Fall verantwortliche Poli-
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tiker, fest – bietet eine wunderbare Möglichkeit in jegli-
cher Hinsicht, natürlich an erster Stelle bezüglich des
Naturschutzes.

(Florian von Brunn (SPD): Ohne Geld dafür!)

Ein dritter Nationalpark wird kein Akt der Zwangsbe-
glückung, sondern das Ergebnis eines Dialogprozes-
ses sein, den wir gemeinsam mit den Bürgerinnen
und Bürgern und den verantwortlichen Politikern vor
Ort führen und bei dem wir eine gemeinsame Lösung
finden werden.

(Florian von Brunn (SPD): Warum stehen dann
dafür keine Haushaltsmittel bereit?)

Ich bekenne mich ganz klar zu dieser Vision. Ein drit-
ter Nationalpark in einem Land wie Bayern ist für mich
der vollkommenste Ausdruck für die Symbiose von
Ökologie und Ökonomie.

(Zuruf von den GRÜNEN: Steigerwald!)

Ich denke, hier kommen Politik und Bürger zusam-
men, um gemeinsam etwas Neues zu schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich danke Ihnen zu
dieser späten Stunde für Ihre Aufmerksamkeit. Ich
sage mit Ihnen heute Ja zu Bayern.

(Florian von Brunn (SPD): Die Umfragen geben
ihr recht!)

Alle, die bei diesem Doppelhaushalt mitstimmen, stim-
men für die Zukunftskraft und die Verantwortungsbe-
reitschaft, die sich im Einzelplan 12, aber auch im Ge-
samthaushalt findet.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau
Staatsministerin. – Eine Zwischenbemerkung: Herr
Kollege von Brunn. Bitte.

Florian von Brunn (SPD): Frau Staatsministerin, wir
haben heute aus Ihrem Mund und von den Kollegin-
nen und Kollegen von der CSU viel Lob zu Ihrem
Haushalt gehört. Ich will das einmal ein bisschen ein-
ordnen. 1,5 % des Gesamtetats – angesichts der Pro-
bleme und Anforderungen, die wir haben! Vergleichen
wir es einmal mit dem Straßenbau. Da geben Ihre Mi-
nister Dobrindt und Herrmann 1,4 Milliarden Euro aus
Bundes- und Landesmitteln aus. Also hat der ganze
Umweltbereich 50 % weniger als der Straßenbau.

(Zurufe von der CSU)

– Hören Sie einfach zu! Dann können Sie noch etwas
lernen.

(Weitere Zurufe – Unruhe – Glocke der Präsiden-
tin)

Wir brauchen deutlich mehr Mittel für den Klimaschutz
und für die Bekämpfung des Artensterbens. Das sind
nicht nur Haushaltsfragen, das sind Überlebensfra-
gen. Wir brauchen im Hochwasserschutz nicht immer
nur mehr Beton, sondern auch mehr Personal. Sie
schaffen jetzt 30 neue Stellen,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

haben aber seit Beginn des Kahlschlagprogramms
von Edmund Stoiber schon über 600 Stellen abge-
baut, und es werden noch mehr. So werden Sie den
neuen Gefahren wie Sturzfluten nicht gerecht.

Beim Verbraucherschutz haben Sie von 70 neuen
Stellen gesprochen. Derzeit fehlen 10 % der Planstel-
len, und in den nächsten zehn Jahren gehen 30 %
Ihrer Lebensmittelkontrolleure in den Ruhestand. Wie
wollen Sie mit diesem Personal die Lebensmittelskan-
dale und alle neuen Aufgaben bewältigen? Das müs-
sen Sie uns erklären. Es fehlt einfach der Mut zu einer
durchgreifenden Reform.

Ein letzter Satz. Leider, Frau Scharf, haben Sie Ihre
Versprechungen zum Riedberger Horn nicht halten
können. Das Kabinett ist für das Projekt eingetreten.
Da möchte ich gern zum Schluss noch ein Zitat brin-
gen, das Dieter Wieland bei der Verleihung der Ver-
fassungsmedaille gebracht hat. Ihr späterer Minister-
präsident Alfons Goppel hat 1960 gesagt – das sollte
sich die CSU-Fraktion einmal genau anhören –: "Man
darf künftig nichts mehr hinopfern, einfach um des
Profits willen." Das sollten Sie bitte ins Kabinett mit-
nehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Staatsministerin Ulrike Scharf (Umweltministerium):
Herr Kollege von Brunn, Mathematik war in der Schu-
le wohl nicht Ihr stärkstes Fach. Sie haben Zwetsch-
gen mit Birnen verglichen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Von den Punkten, die Sie aufgeführt haben, habe ich
sehr viele erwähnt, und wir können es auch gerne
noch einmal darlegen. Wenn Sie von einer Reform
sprechen, die nicht kraftvoll sei, lache ich mich kaputt.
Das sage ich Ihnen ganz deutlich.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben eine Verwaltung, die unsere Lebensmittel
bayernweit kontrollieren wird, mit einer neuen Behör-
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de. Und den Hochwasserschutz anzukreiden, finde
ich fast schäbig.

(Thomas Kreuzer (CSU): Es ist schäbig! – Florian
von Brunn (SPD): Sie betreiben weiter Personal-
abbau!)

– Lieber Herr von Brunn, dann geben Sie sich doch
auch Mühe und unterstützen Sie uns, damit wir beim
Hochwasserschutz weiter vorankommen. Hören Sie
auf, nur von Beton zu reden. Wir haben in ganz Bay-
ern Hunderte von Maßnahmen im natürlichen Hoch-
wasserschutz auf den Weg gebracht, die großteils
schon umgesetzt sind. Wir haben im Hochwasser-
schutz ein ganz klares Programm: technischer Hoch-
wasserschutz, natürlicher Hochwasserschutz und Vor-
sorge.

(Beifall bei der CSU – Florian von Brunn (SPD):
Beim natürlichen Hochwasserschutz hinken Sie
hinterher! – Zuruf des Abgeordneten Harry
Scheuenstuhl (SPD))

Vielleicht schauen Sie sich einfach unsere Program-
me ein bisschen genauer an. Dann müssten Sie nicht
so daherreden. Dasselbe gilt für den Klimaschutz, lie-
ber Herr Kollege. Es gibt das Klimaschutzprogramm
Bayern 2050 mit 170 Millionen Euro im Doppelhaus-
halt.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl
(SPD) – Weitere Zurufe – Unruhe)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege, bitte
heute nicht mehr!

Staatsministerin Ulrike Scharf (Umweltministerium):
Wir haben eine Strategie, die bereits seit 2008 aufge-
setzt ist, und wir haben seit 2008 bisher 1 Milliarde
Euro in den Klimaschutz investiert. Ich sage Ihnen
eines: Schauen Sie sich die drei starken Säulen unse-
res Klimaschutzprogramms an. 50 Moore werden bis
2020 renaturiert.

(Florian von Brunn (SPD): Zu wenig!)

Moorschutz ist in diesem Haushalt enthalten. Spre-
chen Sie also nicht über Dinge, die Sie nicht genau
gelesen haben.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank. Mir liegen
keine weiteren Wortmeldungen vor.

(Unruhe)

Wenn ich jetzt noch für ein paar Minuten das Wort
haben dürfte, wäre ich allen sehr dankbar. – Wir

haben also keine Wortmeldungen mehr. Damit ist die
Debatte beendet.

Wir kommen zur Abstimmung. Der Abstimmung lie-
gen der Entwurf des Haushaltsplans 2017/2018, Ein-
zelplan 12, die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13948 und 17/13949, 17/13776 mit
17/13787, 17/13725 mit 17/13737 und 17/13950 mit
17/13964 sowie die Beschlussempfehlung des feder-
führenden Ausschusses für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen auf Drucksache 17/14624 zugrunde.

Zunächst lasse ich, wie bereits zu Beginn der Bera-
tung angekündigt, über die drei Änderungsanträge der
SPD-Fraktion in namentlicher Form abstimmen.

Wir beginnen mit dem Änderungsantrag der SPD auf
Drucksache 17/13782 betreffend "Weitere Erhöhung
der Förderung von 18 bayerischen Naturparks". Der
federführende Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen empfiehlt die Ablehnung. 

Für die Stimmabgabe sind Urnen auf beiden Seiten
des Sitzungssaals bereitgestellt. Ich eröffne die Ab-
stimmung. Fünf Minuten, bitte.

(Namentliche Abstimmung von 22.12 bis
22.17 Uhr)

Die Zeit ist um. Ich schließe die Abstimmung und
bitte, die Stimmkarten außerhalb des Plenarsaals
auszuzählen. Wir geben das Ergebnis nachher be-
kannt.

Ich lasse jetzt weiterhin namentlich abstimmen über
den Änderungsantrag der SPD-Fraktion auf Drucksa-
che 17/13785 betreffend "Investitionskostenzuschüs-
se für bayerische Tierschutzvereine an Tierheime".

(Unruhe)

Der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen empfiehlt hier ebenfalls die Ablehnung.
Die Urnen stehen wiederum bereit. Die Abstimmung
ist eröffnet. Drei Minuten.

(Namentliche Abstimmung von 22.18 bis
22.21 Uhr)

Drei Minuten sind um. Ich schließe die Abstimmung.
Ich bitte, die Stimmkarten draußen auszuzählen. Das
Ergebnis wird dann bekannt gegeben.

Nun folgt noch die namentliche Abstimmung über den
Änderungsantrag der SPD betreffend die Schaffung
100 neuer Stellen an Wasserwirtschaftsämtern auf
Drucksache 17/13786. 
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Der federführende Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen empfiehlt erneut die Ablehnung. Die
Urnen stehen bereit. Ich eröffne die Abstimmung. Drei
Minuten!

(Namentliche Abstimmung von 22.21 bis
22.24 Uhr)

Die drei Minuten sind um. Ich schließe die Abstim-
mung. Die Stimmkarten werden draußen ausgezählt.
Ich bitte, die Plätze einzunehmen, damit wir weiter ab-
stimmen können.

(Unruhe)

– Ich bitte, die Plätze einzunehmen. – Ich lasse nun in
einfacher Form, wie von der Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN beantragt, über den Ände-
rungsantrag auf Drucksache 17/13952 betreffend
"Moorrenaturierung: Zuweisungen für Investitionen an
Gemeinden und Gemeindeverbände für Maßnahmen
des Naturschutzes und der Landschaftspflege" ab-
stimmen. Der federführende Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen empfiehlt die Ablehnung.
Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN und die SPD-Fraktion.
Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Die CSU-Frak-
tion. Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltung der
FREIEN WÄHLER ist dieser Änderungsantrag abge-
lehnt.

Jetzt bitte ich um eine kurze Unterbrechung, bis die
Ergebnisse der drei namentlichen Abstimmungen vor-
liegen, damit wir die Schlussabstimmung vornehmen
können. – Ich gebe die Ergebnisse der drei namentli-
chen Abstimmungen bekannt. 

Zunächst das Ergebnis der Abstimmung zum Ände-
rungsantrag auf Drucksache 17/13782 betreffend
"Weitere Erhöhung der Förderung von 18 bayerischen
Naturparks". Mit Ja haben 40 Abgeordnete gestimmt,
mit Nein 80. Es gab 9 Stimmenthaltungen. Damit ist
dieser Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 14)

Jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstimmung
zum Änderungsantrag auf Drucksache 17/13785: Hier
ging es um Investitionskostenzuschüsse für baye-
rische Tierschutzvereine an Tierheime. Mit Ja haben
47 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 79. Es gab
1 Stimmenthaltung. Damit ist dieser Änderungsantrag
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 15)

Dann das Ergebnis der dritten namentlichen Abstim-
mung zum Änderungsantrag auf Drucksa-
che 17/13786. Hier ging es um die Schaffung hundert
neuer Stellen an Wasserwirtschaftsämtern. Mit Ja
haben 27 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 80. Es gab
21 Stimmenthaltungen. Damit ist auch dieser Ände-
rungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 16)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, der Einzelplan 12
wird vom Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen mit den in der Beschlussempfehlung auf
Drucksache 17/14624 genannten Änderungen zur An-
nahme empfohlen. Wer dem Einzelplan 12 mit den
vom federführenden Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen vorgeschlagenen Änderungen
seine Zustimmung geben will, den bitte ich, sich vom
Platz zu erheben. – Das ist die CSU-Fraktion. Gegen-
stimmen bitte ich auf die gleiche Weise anzuzeigen. –
Das sind die SPD-Fraktion, die Fraktion der FREIEN
WÄHLER und die Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit
ist der Einzelplan 12 mit den vom Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit darüber nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 17)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die auf-
grund der beschlossenen Änderungen erforderli-
chen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen.
– Keine. Stimmenhaltungen? – Auch keine. 

Ich darf unter Bezugnahme auf die Beschlussempfeh-
lung des federführenden Ausschusses für Staats-
haushalt und Finanzfragen darauf hinweisen, dass die
Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/13948
und 17/13949 ihre Erledigung gefunden haben.
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Damit ist die Beratung des Einzelplans 12 abge-
schlossen. Frau Staatsministerin, der Haushalt ist be-
schlossen. Gratulation! Die Arbeit kann weitergehen.
Danke schön.

(Beifall bei der CSU)

Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Nicht nur Sie sind
froh, sondern auch ich bin froh. Ich danke Ihnen allen
sehr herzlich und schließe die Sitzung für heute. Mor-
gen früh um 9 Uhr treffen wir uns wieder. 

(Schluss: 22.31 Uhr)
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 5: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Diana Stachowitz, Dr. Paul Wengert u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Erhöhung der Vereinspauschale (Kap. 03 03 Tit. 685 91) (Drs. 17/13249)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim X
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate  X  
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas   X
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara    
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi   X
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin   X
    
Tasdelen Arif    
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit X   
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 50 85 15
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 5: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Kathrin Sonnenholzner, Dr. Paul Wengert u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Zusätzliches Personal zur schnelleren Anerkennung ausländischer Berufsabschlüsse (Kap. 03 08 Tit. 
422 01)(Drs. 17/13253)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate  X  
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas   X
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela    
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi   X
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin   X
    
Tasdelen Arif    
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit X   
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 50 85 13
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 5: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Verbesserung der Ausbildungssituation im Bereich der Lebensmittelkontrolleure durch die Schaffung
80 neuer Stellen für Lebensmittelkontrolleure-Anwärter, Lebensmittelkontrolleure-Anwärterinnen bei den 
Landratsämtern (Kap. 03 09 Tit. 422 21) (Drs. 17/13254)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim X
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus   X
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate  X  
Meyer Peter   X
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas   X
Muthmann Alexander   X
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi   X
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian   X
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin   X
    
Tasdelen Arif    
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta   X
Wild Margit X   
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno   X

Gesamtsumme 33 86 29
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 5 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 03 A: 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Vereinspauschale

(Kap. 03 03 TG 91 Tit. 685 91) 

Drs. 17/13196  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung vereinseigener Sportstättenbau

(Kap. 03 03 TG 91 Tit. 893 91) 

Drs. 17/13197  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Maßnahmen für ein Nachwuchsleistungs-
sportkonzept unter Beachtung der Behinder-
tensportverbände 

(Kap. 03 03 TG 91) 

Drs. 17/13198 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Stellen für Verwaltungsrichter
schaffen 

(Kap. 03 06 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13199  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stellenhebungen für Beamtinnen bzw. Beam-
te und Tarifbeschäftigte bei der Bayerischen 
Polizei 

(Kap. 03 17, 03 18, 03 20, 03 21 
 Tit. 422 01 und 428 01) 

Drs. 17/13200 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mehr IT-Spezialisten für die Bayerische
Polizei 

(Kap. 03 17 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13201  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schleierfahndung stärken

(Kap. 03 18 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13202  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schaffung einer echten Mobilen Reserve für
die Bayerische Polizei 

(Kap. 03 18 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13203  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Präventionstätigkeit der Bayerischen Polizei
deutlich stärken 

(Kap. 03 18 Tit. 547 04) 

Drs. 17/13204  
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10. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Neubau des Polizeigebäudes in Kaufbeuren

(Kap. 03 18 Tit. 710 00) 

Drs. 17/13205  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Leistungsprämien für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer bei der Bayerischen Polizei 

(Kap. 03 02 Tit. 428 45)  

Drs. 17/13243  

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Beförderungsstau bei der Polizei beheben;
Stellenhebungen von BesGr. A 9 nach A 9+AZ  

(Kap. 03 02 Tit. 461 01 sowie 
 Kap. 03 17 – Kap. 03 21) 

Drs. 17/13244  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stellenhebungen bei den Tarifbeschäftigten
der Bayerischen Polizei 

(Kap. 03 02 Tit. 461 01 sowie 
 Kap. 03 17 – Kap. 03 21) 

Drs. 17/13245  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für Vorsorgekuren

(Kap. 03 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/13246  

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für das betriebliche Gesundheitsma-
nagement der Bayerischen Polizei 

(Kap. 03 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/13247  

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Diana Stachowitz, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Zuschüsse für die Sportfach-
verbände 

(Kap. 03 03 Tit. 684 91) 

Drs. 17/13248  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Diana Stachowitz, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Vereinspauschale

(Kap. 03 03 Tit. 685 91) 

Drs. 17/13249  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Diana Stachowitz, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung vereinseigener Sportstättenbau

(Kap. 03 03 TG 91 Tit. 893 91) 

Drs. 17/13250  

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Paul Wengert, Franz Schindler u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verwaltungsgerichte: 30 neue Planstellen
für Richter, Richterinnen an Verwaltungsge-
richten und Aufhebung des kw-Vermerks 
für die infolge von Zuwanderung und In-
tegration beim Nachtragshaushalt 2016 ge-
schaffenen 16 Planstellen für richterliches 
Personal an den Verwaltungsgerichten  

(Kap. 03 06 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13251 

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Paul Wengert, Franz Schindler u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verwaltungsgerichte: 30 neue Planstellen für
Regierungssekretäre, Regierungssekretärin-
nen und Aufhebung des kw-Vermerks für die 
infolge von Zuwanderung und Integration 
beim Nachtragshaushalt 2016 geschaffenen 
42 Planstellen für Verwaltungspersonal an 
den Verwaltungsgerichten  

(Kap. 03 06 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13252 

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Kathrin Sonnenholzner, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliches Personal zur schnelleren Aner-
kennung ausländischer Berufsabschlüsse 

(Kap. 03 08 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13253  
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22. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verbesserung der Ausbildungssituation im
Bereich der Lebensmittelkontrolleure durch 
die Schaffung 80 neuer Stellen für Lebensmit-
telkontrolleure-Anwärter, Lebensmittelkontrol-
leure-Anwärterinnen bei den Landratsämtern  

(Kap. 03 09 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13254 

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Natascha Kohnen, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stellen für Energieberater in den Landrats-
ämtern 

(Kap. 03 09 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13255  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für die Beschaffung und Einführung ei-
ner neuen Dienstwaffe für die Bayerische Poli-
zei  

(Kap. 03 17, Kap. 03 18, Kap. 03 20 
 jeweils Tit. 812 01) 

Drs. 17/13256 

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: 181,74 neue Planstellen für Tarifbeschäftigte
der Landespolizei 

(Kap. 03 18 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13257  

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: 100 neue Planstellen für die Mobile Reserve
der Bayerischen Polizei 

(Kap. 03 20 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13258  

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert u.a.
SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Errichtung und Betrieb des Digitalfunks für
Behörden und Organisationen mit Sicher-
heitsaufgaben (BOS) in Bayern  

(Kap. 03 03 TG 85) 

Drs. 17/13291  

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Umsetzung von Stellen an die unteren Na-
turschutzbehörden 

(Kap. 03 09 Tit. 422 01, 
 Kap. 03 80 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13298  

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bessere Personalausstattung des Landes-
amts für Datenschutzaufsicht 

(Kap. 03 10 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13299  

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verkleinerung des Landesamts für Verfas-
sungsschutz – Umschichtung der Mittel zur 
Landespolizei zwecks Schaffung neuer Plan-
stellen für tarifbeschäftigte Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer sowie zur Bekämp-
fung der Cyber-Kriminalität, des Rechtsext-
remismus und zur Terrorismusbekämpfung 

(Kap. 03 15 Tit. 422 01 und 534 01, 
 Kap. 03 18 Tit. 428 01 und 525 75) 

Drs. 17/13300 

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erschwerniszulage (DuZ) bei der Landes-
polizei aufstocken 

(Kap. 03 18 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13301  

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine Finanzierung der Sicherheitswacht

(Kap. 03 18 TG 76) 

Drs. 17/13302   
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 6: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Andreas Lotte, Dr. Paul Wengert u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018; 
hier: Wohnungsbaupolitische Notwendigkeiten auch im Haushalt abbilden (Kap. 03 64 Tit. 863 69)
(Drs. 17/13283)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp X

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim X
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus   X
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate  X  
Meyer Peter   X
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas   X
Muthmann Alexander   X
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard   X
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans    
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi   X
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian   X
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin   X
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst  X  
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta   X
Wild Margit X   
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno   X

Gesamtsumme 34 85 31
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 6 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 03 B:  

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für energetische Sanie-
rungen staatlicher Gebäude aller Einzelpläne 

(Kap. 03 63 Tit. 701 48) 

Drs. 17/13229   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bauunterhalt

(Kap. 03 63 neuer Tit.) 

Drs. 17/13230   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Wohnraumfördermittel

(Kap. 03 64 Tit. 863 69) 

Drs. 17/13231   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aus- und Umbau sowie Bestandserhaltung
der Staatsstraßen 

(Kap. 03 80 Tit. 750 00) 

Drs. 17/13232   

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bau von Radwegen

(Kap. 03 80 Tit. 770 06) 

Drs. 17/13233   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Barrierefreiheit an Bahnhöfen

(Kap. 03 66 TG 75 – 76 neuer Tit.) 

Drs. 17/13234   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Haltepunkte für den Regionalverkehr

(Kap. 03 66 TG 75 – 76 neuer Tit.) 

Drs. 17/13235   

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Planungsmaßnahmen für barrierefreie Bahn-
höfe 

(Kap. 03 66 Tit. 892 76) 

Drs. 17/13236 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderoffensive für Fahrradabstellanlagen

(Kap. 03 80 neuer Tit.) 

Drs. 17/13237   

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Vergabe von Ingenieurleistungen u.ä. sowie
sonstige Baunebenkosten an Bundesauto-
bahnen 

(Kap. 03 75 Tit. 771 70) 

Drs. 17/13292 
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11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Andreas Lotte, Natascha Kohnen u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Versteckte Verschuldung reduzieren: Ver-
stärkte energetische Sanierung staatlicher 
Gebäude  

(Kap. 03 63 Tit. 701 48) 

Drs. 17/13282 

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Andreas Lotte, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Wohnungsbaupolitische Notwendigkeiten
auch im Haushalt abbilden 

(Kap. 03 64 Tit. 863 69) 

Drs. 17/13283   

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Fahrradabstellanlagen bzw. Fahrradstationen
an Bahnhöfen fördern - ÖPNV intermodal 
gestalten!  

(Kap. 03 66 TG 58) 

Drs. 17/13284 

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausbildungsverkehr im ÖPNV für die
Kommunen zukunftsfähig machen 

(Kap. 03 66 Tit. 633 72) 

Drs. 17/13285   

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Planungsmaßnahmen für barrierefreie Bahn-
höfe und Landesmittel für das Bundespro-
gramm „Barrierefreiheit kleiner Schienenver-
kehrsstationen“ im ländlichen Raum beibe-
halten  

(Kap. 03 66 Tit. 892 76 und Tit. 893 76) 

Drs. 17/13286 

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Leistungen für den Probebetrieb auf nicht
im Schienenpersonennahverkehr bedienten 
Eisenbahnstrecken 

(Kap. 03 67 Tit. 682 13) 

Drs. 17/13287 

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Versteckte Verschuldung reduzieren: Nach-
haltige Erhöhung der Mittel für den Staats-
straßenbau inklusive Radwege entlang 
Staatsstraßen und Instandsetzung von  
Brücken  

(Kap. 03 80 Tit. 750 00  
sowie Anl. A Tit. 770 06 und Tit. 772 08) 

Drs. 17/13288 

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Klaus Adelt, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: neue Planstellen für die staatlichen Bauämter

(Kap. 03 80 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13289   

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Energetische Sanierung staatlicher Gebäude

(Kap. 03 63 Tit. 701 48) 

Drs. 17/13303   

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Radverkehr in Bayern: nicht-investive Mittel
für den Radverkehr erhöhen 

(Kap. 03 63 TG 70) 

Drs. 17/13304   

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Mütze u.a. und
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Photovoltaik auf staatlichen Liegenschaften

(Kap. 03 63 neuer Tit.) 

Drs. 17/13305   

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sanierungsfahrpläne für Quartiere und Ortsteile

(Kap. 03 63 neuer Tit.) 

Drs. 17/13306   
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23. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Wohnraumförderung
Sozialen Wohnungsbau forcieren 

(Kap. 03 64 Tit. 863 69) 

Drs. 17/13318   

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ländlichen Raum stärken – Bayerisches
Städtebauförderungsprogramm aufstocken 

(Kap. 03 65 Tit. 883 82) 

Drs. 17/13319   

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aufstockung des Städtebauförderungs-
programms „Soziale Stadt“ 

(Kap. 03 65 Tit. 883 83) 

Drs. 17/13320   

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Leistungen an Gemeinden und Gemeinde-
verbände sowie an Sonstige für bedarfsori-
entierte Bedienformen des allgemeinen 
ÖPNV im ländlichen Raum und Pilotprojekte 
landkreisübergreifender Expressbusverbin-
dungen im Omnibusverkehr bedarfsgerecht 
erhöhen   

(Kap. 03 66 Tit. 633 58) 

Drs. 17/13321 

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine Zweckentfremdung von Regionalisie-
rungsmitteln beim Ausgleich nach § 45a 
Personenbeförderungsgesetz 

(Kap. 03 66 TG 71 – 73) 

Drs. 17/13322 

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine weitere Förderung des Nahluftverkehrs
und des Flugwesens 

(Kap. 03 66 TG 74) 

Drs. 17/13323   

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Beraternetzwerk Mobilitätsmanagement

(Kap. 03 66 neuer Tit.) 

Drs. 17/13324   

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Landesmittel für Planung und Bau von Ei-
senbahninfrastruktur statt Landesmittel für 
Planung und Bau der 2. Stammstrecke 

(Kap. 03 67 Tit. 892 01) 

Drs. 17/13325 

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Radschnellwege

(Kap. 03 80 neuer Tit.) 

Drs. 17/13326   

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine Mittel für den Neubau von Staats-
straßen 

(Kap. 03 80 Tit. 750 00) 

Drs. 17/13327   

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mehr Mittel für den Bau von selbständigen
Radwegen 

(Kap. 03 80 Tit. 770 06) 

Drs. 17/13328     
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 7: Änderungsantrag der Abgeordneten 
Harald Güller, Franz Schindler, Doris Rauscher u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: "Stalkinghilfe/-schutz" (Kap. 04 01 neue TG) (Drs. 17/13738)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich   X
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen    
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas   X
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin  X  
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin    
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara   X
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi   X
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin   X
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst  X  
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul    
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit X   
Winter Georg    
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 48 81 14
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 7 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 04 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: „Stalkinghilfe/-schutz“

(Kap. 04 01 neue TG) 

Drs. 17/13738   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausgaben für Gesundheitsmanagement

(Kap. 04 02 Tit. 525 21) 

Drs. 17/13739   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
100 zusätzliche Planstellen für Richter,  
Richterinnen an Amts- und Landgerichten 
und 50 zusätzliche Planstellen für Staatsan-
wälte, Staatsanwältinnen; Aufhebung des 
kw-Vermerks für die infolge von Zuwande-
rung und Integration beim Nachtragshaushalt 
2016 neu geschaffenen 50 Planstellen für 
Richter und Staatsanwälte 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13740  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
50 zusätzliche Planstellen für Rechtspflege-
oberinspektoren, Rechtspflegeoberinspekto-
rinnen, Aufhebung des kw-Vermerks für die 
beim Nachtragshaushalt 2016 geschaffenen 
25 Planstellen für Rechtspflegeoberinspekto-
ren, Rechtspflegeoberinspektorinnen und 
weitere 19 Stellenhebungen von BesGr. A 10 
(Rechtspflegeoberinspektoren, Rechtspfle-
geoberinspektorinnen) nach BesGr. A 11 
(Rechtspflegeamtmänner, Rechtspflegeamt-
frauen) 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13741  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
40 neue Planstellen für Sozialinspektoren, 
Sozialinspektorinnen zur personellen Ver-
stärkung der Bewährungshilfe 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13742  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
Neue Planstellen für Gerichtsvollzieher, 
Gerichtsvollzieherinnen 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01)  

Drs. 17/13743  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
50 zusätzliche Planstellen für Justizober-
wachtmeister, Justizoberwachtmeisterinnen 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01)  

Drs. 17/13744  
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8. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
100 zusätzliche Planstellen für Justizsekretä-
rinnen und -sekretäre, Aufhebung des kw-Ver-
merks für die im Nachtragshaushalt 2016 ge-
schaffenen 100 Planstellen für Justizsekretä-
rinnen und -sekretäre und weitere Stellenhe-
bungen im Justizfachwirtebereich 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13745  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
20 zusätzliche Planstellen für Rechtspfleger-
anwärter, Rechtspflegeranwärterinnen 

(Kap. 04 04 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13746  

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
50 zusätzliche Planstellen für Justizsekretär-
anwärter, Justizsekretäranwärterinnen 

(Kap. 04 04 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13747  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
50 zusätzliche Planstellen für Arbeitnehmer, 
Arbeitnehmerinnen für die Serviceeinheiten 
bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften 
und weitere 20 zweckgebundene Planstellen 
für die Übernahme von langjährig befristet 
beschäftigten Arbeitnehmern, Arbeitnehme-
rinnen 

(Kap. 04 04 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13748  

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gerichte und Staatsanwaltschaften:
Aufhebung kw-Vermerk für die beim Nach-
tragshaushalt 2016 geschaffenen 35 Aus-
hilfskräfte für die Gerichte und Staatsanwalt-
schaften 

(Kap. 04 04 Tit. 428 11) 

Drs. 17/13749  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für die Errichtung einer Psychothera-
peutischen Fachambulanz für Sexualstraftä-
ter und besonders gefährliche Gewaltstraftä-
ter in Regensburg 

(Kap. 04 04 Tit. 686 03) 

Drs. 17/13750  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Forschungsaufgaben im Bereich der Gerichte
und Staatsanwaltschaften 

(Kap. 04 04 neuer Tit.) 

Drs. 17/13751   

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
20 neue Planstellen für Regierungsinspekto-
ren, Regierungsinspektorinnen in den Justiz-
vollzugsanstalten 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13752  

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
40 neue Planstellen für Sozialinspektoren, 
Sozialinspektorinnen zur personellen Ver-
stärkung der Sozialdienste im Justizvollzug 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13753  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
30 neue Planstellen für Obersekretäre, 
Obersekretärinnen im Justizvollzugsdienst 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01)  

Drs. 17/13754  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
30 neue Planstellen für Regierungssekretäre, 
Regierungssekretärinnen in den Justizvoll-
zugsanstalten 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13755  
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19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
30 neue Planstellen für Oberwerkmeister, 
Oberwerkmeisterinnen für den Werkdienst 
in den Justizvollzugsanstalten 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13756  

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
40 neue Planstellen für Krankenpfleger, 
Krankenschwestern in den Justizvollzugsan-
stalten 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13757  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
Aufhebung kw-Vermerk für die infolge von 
Zuwanderung und Integration beim Nach-
tragshaushalt 2016 geschaffenen 50 Plan-
stellen für den Justizvollzug 

Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13758  

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
10 neue Planstellen für Regierungsinspektor-
anwärter, Regierungsinspektoranwärterinnen 
(3. Qualifikationsebene, Fachlaufbahn Justiz, 
fachlicher Schwerpunkt Vollzugs- und Ver-
waltungsdienst (früher: gehobener Vollzugs-
verwaltungsdienst) in den Justizvollzugsan-
stalten) 

(Kap. 04 05 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13759  

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
100 neue Planstellen für Obersekretäranwär-
ter, Obersekretäranwärterinnen im Justizvoll-
zugsdienst 

(Kap. 04 05 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13760  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
50 neue Planstellen für Regierungssekretär-
anwärter, Regierungssekretäranwärterinnen 
(2. Qualifikationsebene, Fachlaufbahn Justiz, 
fachlicher Schwerpunkt Vollzugs- und Ver-
waltungsdienst (früher: mittlerer Verwal-
tungsdienst) in den Justizvollzugsanstalten) 

(Kap. 04 05 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13761  

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
Stellenhebungen im allgemeinen Vollzugs-
dienst, im Vollzugs- und Verwaltungsdienst in 
der 2., 3., und 4. QE, im Sozialdienst und für 
die modulare Qualifizierung 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13762  

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Kathrin Sonnenholzner u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzugsanstalten:
Einführung der elektronischen Patientenakte 
im bayerischen Justizvollzug 

(Kap. 04 05 Tit. 534 99) 

Drs. 17/13763  

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Projekt „Gemeinnützige Arbeit statt Ersatz-
freiheitsstrafe“ 

(Kap. 04 05 Tit. 546 71) 

Drs. 17/13764   

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gefangenen- und Entlassenenfürsorge

(Kap. 04 05 Tit. 681 02) 

Drs. 17/13765   

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Franz Schindler, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Forschungsaufgaben im Bereich des
Strafvollzugs 

(Kap. 04 05 Tit. 686 02) 

Drs. 17/13766   
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30. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Einführungs- und Fortbildungstagungen für
ehrenamtliche Richterinnen und Richter in 
der Sozial- und Arbeitsgerichtbarkeit  

(Kap. 04 04 Tit. 412 01) 

Drs. 17/13767  

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Richter und Staatsanwälte

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13768   

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Rechtspfleger

(Kap. 04 04 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13769   

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bewährungshelfer

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13770   

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizfachwirte

(Kap. 04 04 Tit. 422 01 und 422 21) 

Drs. 17/13771   

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizwachtmeister

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13772   

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Servicekräfte für Gerichte und
Staatsanwaltschaften 

(Kap. 04 04 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13773   

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Justizvollzug

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13774   

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sozialpädagogen

(Kap. 04 05 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13775   

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Rechtspflegerinnen und Rechts-
pfleger 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13894   

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Stellen für Gerichtsvollzieherin-
nen und Gerichtsvollzieher 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13895   

41. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine privaten Wachdienste in bayerischen
Gerichtsgebäuden 

(Kap. 04 04 Tit. 422 01 und Tit. 517 01) 

Drs. 17/13896   
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42. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bessere Bewährungshilfe ermöglichen

(Kap. 04 04 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13897   

43. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten er-
höhen – Haushaltsmittel bereitstellen 

(Kap. 04 04 und 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13898   

44. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Auflegung eines Justizopferentschädigungs-
fonds 

(Kap. 04 04 neuer Tit.) 

Drs. 17/13899   

45. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Streichung von kw-Vermerken im Vollzugs-
dienst 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13900   

46. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Stellen im Krankenpflegedienst
der Justiz 

(Kap. 04 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13901   

47. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Anwärterinnen und Anwärter im
Justizvollzug 

(Kap. 04 05 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13902   

48. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sozialarbeit im Justizvollzug verbessern

(Kap. 04 05 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13903     
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 8 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 05 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: „Schule & wir“ in Papierform einstellen und
nur noch als digitales Angebot bereitstellen 

(Kap. 05 02 Tit. 531 11) 

Drs. 17/13359   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Finanzierung von Baumaßnahmen privater
Grund- und Mittelschulen 

(Kap. 05 03 Tit. 893 61) 

Drs. 17/13360   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Fortbildungsmaßnahmen im Behinderten-
sport 

(Kap. 05 04 Tit. 525 90) 

Drs. 17/13361   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für das Kriseninterven-
tions- und Bewältigungsteam bayerischer 
Schulpsychologinnen und -psychologen 
(KIBBS) 

(Kap. 05 04 Tit. 547 01) 

Drs. 17/13362 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für den Ausbau von Ganztagsklassen

(Kap. 05 04 TG 68 – 69) 

Drs. 17/13363   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusammenarbeit von Schule und Sportverein

(Kap. 05 04 TG 90) 

Drs. 17/13364   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Lehrerfortbildung an beruflichen Schulen

(Kap. 05 04 TG 95) 

Drs. 17/13365   

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für die Erwachsenen-
bildung 

(Kap. 05 05 TG 81) 

Drs. 17/13366   

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schulsozialarbeit

(Kap. 05 04 neue TG) 

Drs. 17/13367   

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Entlastung der Schulleitungen an Grund-  
und Mittelschulen durch mehr Leitungszeit 

(Kap. 05 12 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13368   
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11. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Umsetzung der dritten Sportstunde in der
1. Jahrgangsstufe der Grundschule

(Kap. 05 12 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13369   

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Plätze für Förderlehreranwärter

(Kap. 05 12 Tit. 422 26) 

Drs. 17/13370   

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Berufsorientierung an Mittelschulen

(Kap. 05 12 Tit. 427 60) 

Drs. 17/13371   

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung der Schulpsychologie

(Kap. 05 12 – 05 19 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13372   

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schulische Inklusion

(Kap. 05 12 – 05 13 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13373   

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stellen zur Beschulung von Flüchtlingen

(Kap. 05 12 – 05 19 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13374   

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Stellen für den Auf- und Ausbau
der gebundenen Ganztagsschule 

(Kap. 05 12 – 05 19 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13375   

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Verwaltungsangestellte
an Schulen 

(Kap. 05 12 – 05 19 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13376   

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Übergangsmanagement

(Kap. 05 12 neuer Tit.) 

Drs. 17/13377   

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sicherstellung des Pflichtunterrichts an beruf-
lichen Schulen 

(Kap. 05 15 – 05 17 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13378   

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausbau der erweiterten Schulleitung

(Kap. 05 15 – 05 19 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13379   

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung und Optimierung der Realschule

(Kap. 05 18 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13380   
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23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Personalkostenzuschüsse für kommunale
Schulen erhöhen 

(Kap. 05 03 TG 82 – 84) 

Drs. 17/13457   

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Einstieg in die Digitalisierung der Schulen
schaffen – Aus- und Fortbildung stärken 

(Kap. 05 04 TG 77) 

Drs. 17/13458   

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Dr. Paul Wengert u.a. und SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Einstieg in die Digitalisierung von Schulen
schaffen – Sonderinvestitionsprogramm 
einrichten 

(Kap. 05 04 TG 77 neuer Tit.) 

Drs. 17/13459 

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schulhausinterne Lehrerfortbildung stärken

(Kap. 05 04 TG 95) 

Drs. 17/13460   

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Linus Förster, Martin Güll u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss an die Europäische Akademie in
Bayern e.V. in München 

(Kap. 05 05 Tit. 684 07) 

Drs. 17/13461   

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsverbesserungen an den Grund-  
und Mittelschulen 

(Kap. 05 12 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13462   

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schulsozialarbeit und Schulpsychologie

(Kap. 05 12 – 05 19 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13463   

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Einrichtung von Clearingstellen zur passge-
nauen Zuteilung der jungen Flüchtlinge in 
die geeigneten Bildungseinrichtungen 

(Kap. 05 12 – 05 19 Tit. 428 14) 

Drs. 17/13464 

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Digitale Bildung an Bayerns Schulen stärken

(Kap. 05 12 – 05 19 neuer Tit.) 

Drs. 17/13465   

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Doris Rauscher u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sondermittel für traumatisierte Kinder
und Jugendliche sofort bereitstellen 

(Kap. 05 12 – 05 19 jeweils neuer Tit.) 

Drs. 17/13466   

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Entlastung des pädagogischen Personals
von Verwaltungs- und Organisationsauf-
gaben.  
Mehr Verwaltungskräfte für Bayerns Schulen 

(Kap. 05 12 – 05 19 jeweils neuer Tit.) 

Drs. 17/13467 

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsverbesserungen an den Förder-
schulen 

(Kap. 05 13 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13468   

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsverbesserungen an den Berufs-
schulen 

(Kap. 05 15 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13469   
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36. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsverbesserungen an den Fachober-
schulen und Berufsoberschulen 

(Kap. 05 17 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13470   

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsverbesserungen an den Real-
schulen 

(Kap. 05 18 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13471   

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martin Güll, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsverbesserungen an den Gymnasien

(Kap. 05 19 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13472   

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schulische Angebote zur Demokratie-
förderung 

(Kap. 05 03 neue TG) 

Drs. 17/13517   

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Lehrkräfte für eine sichere Unterrichtsversor-
gung an allgemeinbildenden und berufsbil-
denden Schulen: 110-prozentige Lehrkräfte-
versorgung 

(Kap. 05 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13518 

41. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der schulischen Inklusion

(Kap. 05 04 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13519   

42. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitätsentwicklung der Ganztagsschulen
forcieren 

(Kap. 05 04 TG 68 – 69) 

Drs. 17/13520   

43. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Lehrkräftefortbildung ausbauen für digitale
Medien, Inklusion und individuelle Förderung 

(Kap. 05 04 TG 95) 

Drs. 17/13521   

44. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Öffnungsklausel für Gemeinschaftsschulen

(Kap. 05 04 neuer Tit.) 

Drs. 17/13522   

45. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schulsozialarbeit

(Kap. 05 04 neue TG) 

Drs. 17/13523   

46. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gezielte Förderung der Medienkompetenz

(Kap. 05 04 neuer Tit.) 

Drs. 17/13524   

47. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Zuschüsse an die Europäische
Akademie in Bayern e.V. 

(Kap. 05 05 Tit. 684 07) 

Drs. 17/13525   
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48. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Politische Bildung stärken

(Kap. 05 05 TG 81 Tit. 684 06) 

Drs. 17/13526   

49. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erwachsenenbildung stärken

(Kap. 05 05 TG 81) 

Drs. 17/13527   

50. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schulverwaltung verschlanken

(Kap. 05 08 und 05 11 

 Tit. 422 01, 428 01 und 527 01) 

Drs. 17/13528   

51. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhalt kleiner Grundschulstandorte

(Kap. 05 12 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13529   

52. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mehr Schulpsychologinnen und -psycho-
logen 

(Kap. 05 12 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13530   

53. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Integration: Unterrichtsangebote für
Flüchtlinge beibehalten 

(Kap. 05 12 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13531   

54. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stellen zur Konzeptentwicklung G8/G9

(Kap. 05 19 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13532    
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 9: Änderungsantrag der Abgeordneten 
Harald Güller, Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Zuschüsse an die Bayerischen Studentenwerke (Kap. 15 06 Tit. 686 05) (Drs. 17/13487)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim X
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate  X  
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike    
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig  X  
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara    
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif    
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit X   
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno    

Gesamtsumme 62 86 0
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 9 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 15  

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Simone Strohmayr u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss an die Frauenakademie
München e.V. (FAM) 

(Kap. 15 03 Tit. 686 20) 

Drs. 17/13473   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung der Hochschule für Philosophie
München 

(Kap. 15 03 Tit. 686 24) 

Drs. 17/13474   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Simone Strohmayr u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Chancengleichheit für Frauen
in Forschung und Lehre 

(Kap. 15 03 TG 90) 

Drs. 17/13475   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung nichtstaatlicher Theater und von
Einrichtungen auf dem Gebiet der darstellen-
den Kunst 

(Kap. 15 05 Tit. 633 73) 

Drs. 17/13476 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Sing- und Musikschulen

(Kap. 15 05 Tit. 633 80) 

Drs. 17/13477   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Private Musikinstitute und freiberufliche
Musikpädagogen 

(Kap. 15 05 Tit. 686 05) 

Drs. 17/13478   

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Arbeitsgemeinschaft
Mundarttheater Franken 

(Kap. 15 05 Tit. 686 07) 

Drs. 17/13479   

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Linus Förster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Pop- und Rockmusik in
Bayern 

(Kap. 15 05 Tit. 686 75) 

Drs. 17/13480   

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Karl-Amadeus-Hartmann-
Gesellschaft e.V. 

(Kap. 15 05 TG 75 neuer Tit.) 

Drs. 17/13481   

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des öffentlichen Bibliotheks-
wesens 

(Kap. 15 05 TG 91) 

Drs. 17/13482   

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Staatliche Finanzierung eines
Amateurtheaterpreises 

(Kap. 15 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/13483   
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12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Landesarbeitsgemeinschaft
Soziokultur Bayern e.V. 

(Kap. 15 05 neue TG) 

Drs. 17/13484   

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Landesvereinigung Kulturelle Bildung
Bayern e.V. 

(Kap. 15 05 neue TG) 

Drs. 17/13485   

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Kulturfonds – Förderung von Maßnahmen
der Kunst- und Kulturpflege aus dem Bereich 
Wissenschaft und Kunst 

(Kap. 15 05 TG 70)  

Drs. 17/13486 

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse an die Bayerischen Studenten-
werke 

(Kap. 15 06 Tit. 686 05) 

Drs. 17/13487   

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung der wissenschaftlichen Bibliotheken

(Kap. 15 06 neue TG) 

Drs. 17/13488   

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verstärkungsmittel zur Förderung der wis-
senschaftlichen Lehre und Forschung an 
Universitäten 

(Kap. 15 28 TG 73)  

Drs. 17/13489 

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Dr. Simone Strohmayr, Isabell Zacharias u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aufbau eines Studienganges „Soziale Arbeit“
an der Hochschule Augsburg 

(Kap. 15 35 Tit. 422 02 und Tit. 428 01) 

Drs. 17/13490   

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verstärkungsmittel zur Förderung der Lehre
und der anwendungsbezogenen Forschung 
an Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften  

(Kap. 15 49 TG 73) 

Drs. 17/13491 

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung der Provenienzforschung

(Kap. 15 70 Tit. 428 01) 

Drs. 17/13492   

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Reinhold Strobl, Isabell Zacharias u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhaltung und Sicherung von Bodendenk-
mälern 

(Kap. 15 74 TG 74) 

Drs. 17/13493   

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Dr. Herbert Kränzlein u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Kunst- und Geschichtsdenkmäler

(Kap. 15 74 TG 75) 

Drs. 17/13494   

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Provenienz in den nichtstaatlichen Museen

(Kap. 15 75 Tit 428 77) 

Drs. 17/13495   
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24. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: aviso: Zeitschrift für Wissenschaft & Kunst
in Bayern einstellen 

(Kap. 15 02 Tit. 531 11) 

Drs. 17/13538   

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Günther Felbinger
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Jugendkunstschulen

(Kap. 15 05 Tit. 684 95) 

Drs. 17/13539   

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Zuschüsse für die
Richard-Wagner-Stiftung 

(Kap. 15 05 Tit. 686 02) 

Drs. 17/13540   

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für private Musikinstitute
und freiberufliche Musikpädagogen 

(Kap. 15 05 Tit. 686 05) 

Drs. 17/13541   

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für Verbände und
Organisationen auf dem Gebiet der 
darstellenden Kunst 

(Kap. 15 05 Tit. 686 07) 

Drs. 17/13542 

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Zuschüsse für das
Richard-Strauss-Festival 

(Kap. 15 05 Tit. 686 75) 

Drs. 17/13543   

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Förderung der Laien- und
Volksmusik für den Bayerischen Trachten-
verband 

(Kap. 15 05 Tit. 686 80) 

Drs. 17/13544 

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Förderung der Trachten- und
Heimatpflege für den Bayerischen Trachten-
verband 

(Kap. 15 05 Tit. 686 81) 

Drs. 17/13545 

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aufstockung der Mittel für Personalausgaben
und personalbezogene Sachausgaben der 
Studierendenvertretungen 

(Kap. 15 06 TG 77) 

Drs. 17/13546 

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Förderung des öffentlichen
Bibliothekswesens 

(Kap. 15 05 TG 91) 

Drs. 17/13547   

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für die Hofkapelle München

(Kap. 15 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/13548   

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Institutionelle Förderung für Karl-Amadeus-
Hartmann-Gesellschaft e.V. 

(Kap. 15 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/13549   
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36. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittel für das Flugpioniermuseum Leuters-
hausen 

(Kap. 15 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/13550   

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Fördermittel für spartenübergreifende
Kulturprojekte 

(Kap. 15 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/13551   

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des Netzwerks
Bayerischer Städte STADTKULTUR 

(Kap. 15 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/13552   

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Studienzuschüsse gerecht verteilen

(Kap. 15 06 TG 96) 

Drs. 17/13553   

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung Hochschulausbildung der
Hebammen 

(Kap. 15 06 neue TG) 

Drs. 17/13554   

41. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Professorenstellen: Stärkung
der akademischen Lehre an bayerischen 
Hochschulen 

(Kap. 15 06 neuer Tit.) 

Drs. 17/13555 

42. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung der Lehrbeauftragten: Ausgaben für
Zwecke der Lehre im Fachbereich Musik an 
bayerischen Hochschulen 

(Kap. 15 06 neuer Tit.) 

Drs. 17/13556 

43. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung Lehrstühle Allgemeinmedizin
Bayern 

(Kap. 15 22 Tit. 682 01) 

Drs. 17/13557   

44. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung des wissenschaftlichen Mittelbaus
an Universitäten 

(Kap. 15 28 TG 73 neuer Tit.) 

Drs. 17/13558   

45. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr.
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Technikum und Medienkompetenzzentrum
Ansbach 

(Kap. 15 34 Anlage S neuer Tit.) 

Drs. 17/13559   

46. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausgaben für die Aufbauphase einer Fakultät
für Sozialwesen an der Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften Augsburg 

(Kap. 15 35 neuer Tit.) 

Drs. 17/13560 

47. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Grundfinanzierung für bayerische
Technologietransferzentren 

(Kap. 15 49 Tit. 547 78) 

Drs. 17/13561   
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48. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung des wissenschaftlichen Mittelbaus
an Hochschulen für angewandte Wissen-
schaften bzw. Technischen Hochschulen 

(Kap. 15 49 TG 73 neuer Tit.) 

Drs. 17/13562 

49. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Alexander Muthmann
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gebäudekosten für Technologie-
transferzentren 

(Kap. 15 49 TG 78 neuer Tit.) 

Drs. 17/13563   

50. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Soziale Verantwortung für Studierende
wahrnehmen – Studierendenwerke stärken 

(Kap. 15 06 Tit. 686 05) 

Drs. 17/13592   

51. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bauunterhalt für Hochschulgebäude
anheben – Sanierungsbedarf vorbeugen 

(Kap. 15 06 neuer Tit.) 

Drs. 17/13593   

52. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ersatzmethoden zu Tierversuchen:
Forschungsförderprogramm auflegen 

(Kap. 15 06 neue TG) 

Drs. 17/13594   

53. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Kein Einkauf von Versuchstieren

(Kap. 15 09 Tit. 546 81) 

Drs. 17/13596   

54. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Stärkung der Forschung an den Hochschulen
für angewandte Wissenschaften 

(Kap. 15 49 TG 78) 

Drs. 17/13597   

55. Änderungsantrag der Abgeordneten Margare-
te Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Interdisziplinäre Forschung für Klimaverträg-
lichkeit und Nachhaltigkeit – Wettbewerb für 
ein Interdisziplinäres Transformations- bzw. 
Nachhaltigkeitsforschungszentrum  

(Kap. 15 49 neue TG) 

Drs. 17/13598 
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 10

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 07 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Industrie 4.0 und die sich daraus entwickeln-
den Chancen nutzen 

(Kap. 07 03 neue TG) 

Drs. 17/14023  

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Schnelles Internet in Bayerns Regional-
verkehrszügen 

(Kap. 07 03 neue TG) 

Drs. 17/14024  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gigabit-Offensive für den Mittelstand

(Kap. 07 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/14025  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Alexander Muthmann
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung von Pilotprojekten zur Regional-
entwicklung 

(Kap. 07 04 TG 72 neuer Tit.) 

Drs. 17/14026  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Jutta Widmann u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sonderprogramm Dorfwirtschaften

(Kap. 07 04 TG 72 neuer Tit.) 

Drs. 17/14027  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des Tourismus: Zuschüsse an
Gemeinden und Gemeindeverbände 

(Kap. 07 04 Tit. 883 78) 

Drs. 17/14028  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Maßnahmen zur Förderung des Tourismus:
Zuschüsse an private Unternehmen 

(Kap. 07 04 Tit. 892 78) 

Drs. 17/14029  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bayerisches Förderprogramm für dezentrale
Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen 

(Kap. 07 05 TG 75 – 78 neuer Tit.) 

Drs. 17/14030  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der HD-Umstellung des lokalen
und regionalen Rundfunks 

(Kap. 07 08 neuer Tit.) 

Drs. 17/14031  
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10. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. Dr. Michael
Piazolo u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung für DAB+-Umstellung des lokalen
Hörfunks 

(Kap. 07 08 neuer Tit.) 

Drs. 17/14032  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Klaus Adelt, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Neue Planstellen für die Einrichtung von
Servicestellen beim Staatsministerium und 
den Regierungen zur Unterstützung von  
Ehrenamtlichen und Kommunen bei der Si-
cherstellung eines Nahversorgungsangebots 

(Kap. 07 01 Tit. 422 01 und 
 Kap. 07 10 Tit. 422 01) 

Drs. 17/14033 

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Andreas Lotte, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Anheben der Zuschüsse an das Kompetenz-
zentrum Neue Materialien Nordbayern 

(Kap. 07 03 Tit. 682 64) 

Drs. 17/14034  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Annette Karl, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Digitalbonus

(Kap. 07 03 Tit. 683 01) 

Drs. 17/14035  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Annette Karl, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung Existenzgründer

(Kap. 07 03 Tit. 683 13) 

Drs. 17/14036  

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Isabell Zacharias, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des Bayerischen Zentrums für
Kultur- und Kreativwirtschaft 

(Kap. 07 03 Tit. 685 78) 

Drs. 17/14037  

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Annette Karl, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Errichtung und Ausstattung von
handwerklichen Schulungsstätten 

(Kap. 07 03 Tit. 894 52) 

Drs. 17/14038  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Annette Karl, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Initiative Mobilfunk

(Kap. 07 04 Tit. 883 73) 

Drs. 17/14039  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Susann Biedefeld, Martina Fehlner u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des Tourismus – Erhöhung der
Zuschüsse an Gemeinden und Gemeinde-
verbände  

(Kap. 07 04 Tit. 883 78) 

Drs. 17/14040 

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Annette Karl, Günther Knoblauch u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse an private Unternehmen

(Kap. 07 04 Tit. 892 72) 

Drs. 17/14041  

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Klaus Adelt, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sonderförderprogramm Dorfläden

(Kap. 07 04 neue TG) 

Drs. 17/14042  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Natascha Kohnen, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Energieberatung für Bewohner von
gefördertem Wohnungsbau 

(Kap. 07 05 Tit. 633 78) 

Drs. 17/14043  

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Natascha Kohnen, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für die Erstellung von kommuna-
len Energienutzungsplänen (ENP) 

(Kap. 07 05 Tit. 683 77) 

Drs. 17/14044  

8046 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/91 v. 14.12.2016



23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martina Fehlner, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung hochwertiger lokaler und regiona-
ler Fernsehangebote in Bayern 

(Kap. 07 08 Tit. 683 01) 

Drs. 17/14045  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Martina Fehlner, Annette Karl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für Medienkompetenzprojekte

(Kap. 07 08 Tit. 686 07) 

Drs. 17/14046  

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausgaben zur Förderung der Wirtschafts-
forschung 

(Kap. 07 03 TG 60 – 61) 

Drs. 17/14166  

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur
Durchführung des Aktionsprogramms 
„Neue Werkstoffe“ 

(Kap. 07 03 Tit. 683 62) 

Drs. 17/14167 

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine Förderung von Rüstungsforschung

(Kap. 07 03 Tit. 683 65) 

Drs. 17/14168  

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse und sonstige Ausgaben zur För-
derung der strategischen Entwicklungs- und 
Innovationsprojekte 

(Kap. 07 03 Tit. 683 66) 

Drs. 17/14169 

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuwendungen zur Errichtung eines Wachs-
tumsfonds für die Beteiligung an technolgie-
orientierten Start-ups in der Wachstumsphase 

(Kap. 07 03 Tit. 686 01) 

Drs. 17/14170 

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des Wissens- und Technologie-
transfers,  
hier: Zuschüsse für laufende Zwecke 

(Kap. 07 03 Tit. 686 91) 

Drs. 17/14171 

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Streichung der Mittel für die Clusterförderung

(Kap. 07 03 TG 92 Tit. 686 92) 

Drs. 17/14172  

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss zur Errichtung einer Demonstrati-
ons- und Referenzanlage der industriellen 
Biotechnologie  

(Kap. 07 03 Tit. 892 64) 

Drs. 17/14173 

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausgabereste aus der Wirtschaftsförderung
nutzen, neue Ausgaben senken 

(Kap. 07 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/14174  

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse zum Aufbau einer zukunftsfähi-
gen technischen IT-Infrastruktur für freie 
WLAN-Netze in Bayern 

(Kap. 07 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/14175 
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35. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Initiative Mobilfunk

(Kap. 07 04 TG 73) 

Drs. 17/14176  

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse zum Ausbau und Modernisierung
der Seilbahnen 

(Kap. 07 04 Tit. 893 78) 

Drs. 17/14177  

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Keine Mittel für undurchschaubare Modell-
projekte im Energiebereich 

(Kap. 07 05 Tit. 893 75) 

Drs. 17/14178  

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Aufbau einer Bayerischen Energieagentur

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14179  

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Gründung von Energieagenturen in allen
Landkreisen 

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14180  

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Vorbereitung und Aufbau eines Energie-
effizienzfonds 

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14181  

41. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Modellprojekte regenerative Kombikraftwerke
inkl. Speicher 

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14182  

42. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderprogramm Mini-Blockheizkraftwerke

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14183  

43. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderprogramm für Haushalte mit geringem
Einkommen: Ersatz von Haushaltsgeräten 

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14184  

44. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderprogramm Smart-Grid-Projekte

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14185  

45. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Dauersubventionierung des Lokalfernsehens
beenden 

(Kap. 07 08 Tit. 683 01) 

Drs. 17/14186  

46. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Modellprojekte für mehr Fischschutz in der
Wasserkraftnutzung 

(Kap. 07 05 neuer Tit.) 

Drs. 17/14240     
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 11 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 08 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Entfristung des Personals für Maßnahmen
zur Anpassung der Wälder an den Klima-
wandel  

(Kap. 08 03 Tit. 428 86) 

Drs. 17/13795 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Reinhold Strobl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualitäts- und Herkunftssicherungspro-
gramme; Schaffung eines Labels für land-
wirtschaftliche Erzeugnisse aus der Berg-
landwirtschaft  

(Kap. 08 03 Tit. 683 38) 

Drs. 17/13796 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Reinhold Strobl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Absatzförderung, Agrarmarketing, Ausstel-
lungen und Kongresse; Tierwohl als Ver-
marktungsvorteil für unsere Bäuerinnen und 
Bauern begreifen!  

(Kap. 08 03 Tit. 683 39) 

Drs. 17/13797 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Reinhold Strobl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der heimischen Eiweißversorgung
und Forschungsprojekt zur Förderung des 
umweltgerechten Mais-Mischanbaus  

(Kap. 08 03 Tit. 683 55) 

Drs. 17/13798 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Reinhold Strobl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Entgelte für landespflegerische und landes-
kulturelle Leistungen: Stärkung des Öko-
landbaus, Ausbau der Wasserschutzmaß-
nahmen, Etablierung einer Förderung der  
biologischen Maiszünslerbekämpfung, Stär-
kung des mehrjährigen Energiepflanzenan-
baus und Schaffung von Tierwohlmaßnah-
men im Bayerischen Kulturlandschaftspro-
gramm  

(Kap. 08 03 Tit. 683 67) 

Drs. 17/13799 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse zur Erhaltung der Kulturland-
schaft und zur Förderung der allgemeinen 
Landeskultur in der ländlichen Entwicklung 
Stärkung der Mittel für den Ausbau des 
Kernwegenetzes  

(Kap. 08 03 Tit. 893 87) 

Drs. 17/13800 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Reinhold Strobl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Maßnahmen zur Förderung der Qualitätsver-
besserung in der tierischen Erzeugung 

(Kap. 08 03 TG 96) 

Drs. 17/13801  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Reinhold Strobl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse zur Projektförderung der
Forstlichen Zusammenschlüsse nach 
der FORSTZUSR 2015  

(Kap. 08 05 Tit. 686 97) 

Drs. 17/13802 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Reinhold Strobl u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des Waldumbaus durch Zuschüsse
für Maßnahmen im Privatwald sicherstellen 

(Kap. 08 05 Tit. 892 97) 

Drs. 17/13803  
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10. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Harry Scheuenstuhl, Horst Arnold u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Neue Planstellen für die Ämter für ländliche
Entwicklung 

(Kap. 08 30 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13804  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Unverantwortlichen Personalabbau stoppen
Zusätzliches Personal für die Landwirt-
schaftsschulen  

(Kap. 08 40 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13805 

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Horst Arnold, Stefan Schuster u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Unverantwortlichen Personalabbau stoppen
Zusätzliches Personal für den Forstbereich 

(Kap. 08 40 Tit. 428 02) 

Drs. 17/13806  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Unbefristete Försterstellen für den Waldumbau

(Kap. 08 03 Tit. 428 86 und 
 Kap. 08 40 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13904  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Entgelte der Arbeitnehmer für Maßnahmen
zur Förderung des ökologischen Landbaus 

(Kap. 08 03 Tit. 428 95) 

Drs. 17/13905  

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Leistungs- und Qualitätsprüfungen in der
Tierzucht 

(Kap. 08 03 Tit. 671 03) 

Drs. 17/13906  

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für die produktionstechnische
und betriebswirtschaftliche Verbundberatung 
in der Landwirtschaft 

(Kap. 08 03 Tit. 683 19) 

Drs. 17/13907 

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Agrarmarketing

(Kap. 08 03 Tit. 683 39) 

Drs. 17/13908  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung des ökologischen Landbaus

(Kap. 08 03 Tit. 683 95) 

Drs. 17/13909  

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Kürzung der Zuschüsse für laufende Zwecke
in der Tierzucht 

(Kap. 08 03 Tit. 683 96) 

Drs. 17/13910  

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse zu den Beiträgen der bayerischen
Ferkelerzeuger an die Tierseuchenkasse 

(Kap. 08 03 Tit. 696 13) 

Drs. 17/13911  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für Investitionen für Maßnahmen
zur Förderung des ökologischen Landbaus 

(Kap. 08 03 Tit. 892 95) 

Drs. 17/13912  
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22. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Klimaprogramm Moorschutz

(Kap. 08 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/13913  

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderung der Ökomodellregionen

(Kap. 08 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/13914  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Vermarktung ökologisch und regional
erzeugter Produkte 

(Kap. 08 04 Tit. 892 14) 

Drs. 17/13915  

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Privatwaldförderung nicht vertrocknen lassen
Waldumbau voranbringen 

(Kap. 08 05 Tit. 892 97) 

Drs. 17/13916  

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Umsetzung von Stellen für die „Bergwaldof-
fensive“ 

(Kap. 08 40 Tit. 428 02, 
 Kap. 08 42 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13917  

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Unbefristete Stellen in der Ernährungsbildung

(Kap. 08 03 Tit. 428 59) 

Drs. 17/13930  

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Johann Häusler u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der finanziellen Mittel für das Lan-
deskuratorium der Erzeugerringe für tierische 
Veredelung in Bayern e.V. (LKV)  

(Kap. 08 03 Tit. 671 03) 

Drs. 17/13931 

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Zuschüsse zur Bekämpfung
von Tierseuchen und Maßnahmen zur 
Förderung der Tiergesundheit 

(Kap. 08 03 Tit. 683 12) 

Drs. 17/13932 

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der finanziellen Mittel für das
Agrarmarketing 

(Kap. 08 03 Tit. 683 39) 

Drs. 17/13933  

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der finanziellen Mittel für das
Bayerische Kulturlandschaftsprogramm 

(Kap. 08 03 Tit. 683 67) 

Drs. 17/13934  

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Unbefristete Stellen: Kormoranbeauftragte

(Kap. 08 03 Tit. 683 83) 

Drs. 17/13935  

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel „Bergwaldoffensive“

(Kap. 08 03 Tit. 892 86) 

Drs. 17/13936  
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34. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Alexander Muthmann
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung Landesmittel LEADER Programm

(Kap. 08 03 Tit. 893 67) 

Drs. 17/13937  

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel zur Beseitigung von
Waldschäden 

(Kap. 08 05 Tit. 891 97 und 892 97) 

Drs. 17/13938  

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Personalaufstockung in den Ämtern für
ländliche Entwicklung 

(Kap. 08 30 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13939  

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Qualität der landwirtschaftlichen Ausbildung
weiter sicherstellen – zusätzliche Stellen an 
den Landwirtschaftsschulen 

(Kap. 08 40 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13940 

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Leopold Herz
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Stellen für Forstanwärter
schaffen! 

(Kap. 08 40 Tit. 422 21) 

Drs. 17/13941 
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 12: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Florian von Brunn, Susann Biedefeld u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Weitere Erhöhung der Förderung von 18 bayerischen Naturparks (Kap. 12 04 Tit. 893 72) 
(Drs. 17/13782)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut X

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton    
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas    
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas    
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris    
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina    
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi   X
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif    
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth    
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul    
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell    
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 40 80 9
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 12: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Susann Biedefeld, Florian von Brunn u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Investitionskostenzuschüsse für bayerische Tierschutzvereine an Tierheime (Kap. 12 08 neue TG)
(Drs. 17/13785)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut X

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton    
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas    
    
Dr. Magerl Christian    
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas    
Muthmann Alexander X   
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris    
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika    

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina    
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif    
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth    
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell    
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 47 79 1
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 14.12.2016 zu Tagesordnungspunkt 12: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Harald Güller, Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u. a. SPD; Haushaltsplan 2017/2018;
hier: Verbesserung der Personalausstattung der bayerischen Wasserwirtschaftsämter durch die Schaffung 
100 neuer Stellen (Kap. 12 77 Tit. 422 01) (Drs. 17/13786)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann X
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut X

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen
Fehlner Martina X
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X
Gehring Thomas X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten X
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine X
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W. X
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes
Hölzl Florian X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd  X  
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus   X
Kreitmair Anton    
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas    
    
Dr. Magerl Christian    
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter   X
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia    
Müller Ruth X   
Mütze Thomas    
Muthmann Alexander   X
    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph X   
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris    
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz    
Rinderspacher Markus    
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard  X  
Rudrof Heinrich    
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Schalk Andreas  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi    
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer Kerstin    
Schulze Katharina    
Schuster Stefan    
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl    
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian   X
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen  X  
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif    
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl    
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth    
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta    
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert    
    
Zacharias Isabell    
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno   X

Gesamtsumme 27 80 21
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 12 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen 
Änderungsanträge zum Einzelplan 12 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Nikolaus Kraus u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Freiwilliges ökologisches Jahr in Bayern

(Kap. 12 02 Tit. 684 01) 

Drs. 17/13725 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für die Errichtung und den Betrieb
von Umweltstationen 

(Kap. 12 02 Tit. 684 74) 

Drs. 17/13726 

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für sonstige Umweltbildungs-
maßnahmen 

(Kap. 12 02 Tit. 686 74) 

Drs. 17/13727 

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Nikolaus Kraus u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Prozesskostenbudget für Verbraucher-
schutzverbände 

(Kap. 12 03 Tit. 686 01) 

Drs. 17/13728 

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Nikolaus Kraus u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verbraucherberatung ausbauen

(Kap. 12 03 Tit. 686 01) 

Drs. 17/13729 

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Nikolaus Kraus u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verbraucherberatung im Finanzbereich
stärken 

(Kap. 12 03 Tit. 686 01) 

Drs. 17/13730 

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für den Ausgleich von
Biberschäden 

(Kap. 12 04 Tit. 547 72) 

Drs. 17/13731 

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für das
Landschaftspflegeprogramm 

(Kap. 12 04 Tit. 685 72) 

Drs. 17/13732 

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für Geoparks

(Kap. 12 04 TG 71 – 72 neuer Tit.) 

Drs. 17/13733 
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10. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Nikolaus Kraus u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse an Gemeinden und Landkreise
für umweltfreundliches Unkrautmanagement 

(Kap. 12 04 TG 81 neuer Tit.) 

Drs. 17/13734 

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss für Planung und Errichtung eines
Neubaus für die Auffangstation für Reptilien 

(Kap. 12 08 neuer Tit.) 

Drs. 17/13735 

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Benno Zierer u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Illegale Tiertransporte und Animal Hoarding
Härtefallbudget für Kommunen 

(Kap. 12 08 neuer Tit.) 

Drs. 17/13736 

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber u.a.
und Fraktion (FREIE WÄHLER)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Förderprogramm zur Erprobung und
Optimierung fischverträglicherer 
Kleinwasserkraftanlagen  

(Kap. 12 77 neuer Tit.) 

Drs. 17/13737 

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Herbert Woerlein, Florian von Brunn u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschüsse für die Errichtung und den Betrieb
von Umweltstationen 

(Kap. 12 02 TG 74) 

Drs. 17/13776 

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verstetigung des Prozesskostenbudgets für
die Verbraucherschutzorganisationen in 
Bayern  

(Kap. 12 03 Tit. 686 01) 

Drs. 17/13777 

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliches Personal für die Verbraucherbe-
ratung im Wirtschafts-, Telekommunikations- 
und Finanzsektor  

(Kap. 12 03 Tit. 686 01) 

Drs. 17/13778 

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Erhöhung der Mittel für Maßnahmen der
Landschaftspflege 

(Kap. 12 04 Tit. 547 72 und 883 72) 

Drs. 17/13779 

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zusätzliche Mittel für das Vertragsnatur-
schutzprogramm, Schwerpunktförderung 
Grünlandwirtschaft Moore, Schnittzeitpunkte 
und Wald  

(Kap. 12 04 Tit. 685 72) 

Drs. 17/13780 

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Mittelbereitstellung für eine Potenzial- und
Machbarkeitsstudie für einen dritten Natio-
nalpark in Bayern  

(Kap. 12 04 TG 71 – 72) 

Drs. 17/13781 

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Susann Biedefeld u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Weitere Erhöhung der Förderung von
18 bayerischen Naturparks 

(Kap. 12 04 Tit. 893 72) 

Drs. 17/13782 

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Susann Biedefeld, Florian von Brunn u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Bayerisches Pilotprojekt zur Förderung des
Katzenschutzes 

(Kap. 12 08 TG 60 neuer Tit.) 

Drs. 17/13783 
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22. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Susann Biedefeld, Florian von Brunn u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Nothilfefonds für außergewöhnliche Ereignisse

(Kap. 12 08 neuer Tit.) 

Drs. 17/13784 

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Susann Biedefeld, Florian von Brunn u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Investitionskostenzuschüsse für bayerische
Tierschutzvereine an Tierheime 

(Kap. 12 08 neue TG) 

Drs. 17/13785 

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Verbesserung der Personalausstattung der
bayerischen Wasserwirtschaftsämter durch 
die Schaffung 100 neuer Stellen  

(Kap. 12 77 Tit. 422 01) 

Drs. 17/13786 

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Harald Güller,
Florian von Brunn, Dr. Paul Wengert u.a. SPD

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Streichung der Befristung von 150 Stellen an
Wasserwirtschaftsämtern 

(Kap. 12 77 Tit. 422 01, 428 70, 428 90, 
 428 91, 428 92) 

Drs. 17/13787 

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss an die Selb 2023 gGmbH:
Finanzierung aus dem Etat der Staatskanzlei 

(Kap. 12 02 Tit. 683 01 und 
 Kap. 02 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/13950 

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Durchführung des freiwilligen ökologischen
Jahres (FÖJ) in Bayern 

(Kap. 12 02 Tit. 684 01) 

Drs. 17/13951 

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Moorrenaturierung: Zuweisungen für Investi-
tionen an Gemeinden und Gemeindeverbän-
de für Maßnahmen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege  

(Kap. 12 04 Tit. 883 72) 

Drs. 17/13952 

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss zum Betrieb der
Reptilienauffangstation 

(Kap. 12 08 Tit. 683 02) 

Drs. 17/13953 

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss zum Betrieb des Raubtier- und
Exotenasyls in Ansbach 

(Kap. 12 08 neuer Tit.) 

Drs. 17/13954 

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Wasserwirtschaftliche Forschung und Entwick-
lung – Vergabe von Ingenieurleistungen u.ä. 

(Kap. 12 09 Tit. 534 76) 

Drs. 17/13955 

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Ausgaben zur Durchführung von speziellen
Fachaufgaben des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege: Rote Listen aktualisieren! 

(Kap. 12 09 Tit. 547 08)  

Drs. 17/13956 

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Einnahmen aus der Verwertung von Holz

(Kap. 12 13 Tit. 125 01) 

Drs. 17/13957 
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34. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Einnahmen aus der Verwertung von Holz

(Kap. 12 14 Tit. 125 01) 

Drs. 17/13958 

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Lebensmittelaufsicht an den Regierungen
zusammenfassen 

(Kap. 12 23 Tit. 111 01 und 422 01, 
 Kap. 12 24 Tit. 111 01, 112 01, 119 01,  
 422 01, 422 31, 422 41, 428 01, 428 11, 
 428 21, 428 41, 453 01, 511 01, 514 01, 
 514 11, 514 21, 517 01, 517 05, 518 01, 
 518 11, 518 18, 525 01, 527 01, 546 49, 
 811 01, 812 01, 812 03 u. 812 35,  
 Kap. 12 30 Tit. 422 01,  
 Kap. 03 15 Tit. 422 01 u.a.) 

Drs. 17/13959 

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Notfallfonds für tierschutzrelevante Großlagen

(Kap. 12 41 neuer Tit.) 

Drs. 17/13960 

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Investitionszuschuss für Tierheime

(Kap 12 41 neuer Tit.) 

Drs. 17/13961 

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuschuss an Tierheime für Fundtiere und
beschlagnahmte Tiere 

(Kap. 12 41 neuer Tit.) 

Drs. 17/13962 

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Sicherung der Wasserversorgung und
Schutz des Grundwassers 

(Kap. 12 77 Tit. 784 77) 

Drs. 17/13963 

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Haushaltsplan 2017/2018;

hier: Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden
und Gemeindeverbände für Maßnahmen zur 
Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie  

(Kap. 12 77 neuer Tit.) 

Drs. 17/13964  
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